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EDITORIAL/106: Keine Wüste ohne Wasser (SB)
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Keine Wüste ohne Wasser

37 Jesus aber sprach zu ihm: "Du sollst lieben Gott, deinen Herrn,
von ganzem Herzen, von ganzer Seele und von ganzem Gemüte." (5. Mose
6,5)

38 Dies ist das vornehmste und größte Gebot.

39 Das andere aber ist dem gleich: "Du sollst deinen Nächsten
lieben wie dich selbst." (3. Mose 19,18)

40 In diesen zwei Geboten hängt das ganze Gesetz und die
Propheten.

(Neues Testament, Matthäus Evangelium, Kapitel 22, Vers 37-40. Das
größte Gebot)



Und einer der bibelfesten Nachkommen fragte: "Meister, was bedeutet
lieben?"

Der Nazarener aber sagte und sprach: "Teile das Wasser der Oase, und
es wird ein Mittel der Herrschaft und der Unterwerfung sein. Es würde
die Ursache für Elend, Not und Qualen werden und nicht eine Quelle des
Lebens, der Erfüllung, der Freude und der Kraft. Teile deine Seele,
dein Tun und dein Streben und du schaffst die Grundlagen für den
Vergleich und die Unterscheidung, für Zwietracht und für Zwang.

Irgend jemand hat einmal gesagt: "Liebe deinen Nächsten wie dich
selbst."

Ich aber sage dir: Liebe deinen Nächsten, nicht dich selbst.

Den anderen zu lieben wie sich selbst, ist wie der Hunger, der dich
zum Brot führt.

Den anderen aber zu lieben und nicht sich selbst, ist wie das Brot,
das sättigt und die Herrschaft des Hungers bricht.

Sich selbst zu lieben ist wie ein Faß ohne Boden und ein Abgrund ohne
Ufer.

Den anderen zu lieben, ist wie ein Faß, das geleert und gefüllt werden
kann und wie ein Ufer, das vor dem Abgrund bewahrt."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich aber
vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 9)

Ihre Schattenblick-Redaktion


5. Oktober 2018
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WALD/366: Hambacher Forst - es steht mehr auf dem Spiel ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 7. Oktober 2018

50.000 feiern den Rodungsstop - Wald wird wieder besetzt und Bagger blockiert



Die Demonstration, die von der Polizei verboten wurde, zog mehr als
50.000 Menschen an, die das zweite Jahr in Folge feierten, als die
Abholzung vom B.U.N.D. gerichtlich blockiert wurde und Tausende von
Aktivisten zur Verteidigung des Waldes aufstanden und Widerstand gegen
RWE leisteten.

Jetzt, wo im Wald die Polizisten nun wieder unter 3000 sind und die
Aktivistis nach der Zerstörung von so vielen Baumhäusern entschlossen
sind, wieder zu besetzen, gingen Tausende in den Wald, befreiten 5
Orte von RWEs klimaschädlichem Zugriff, bauten neue Baumhäuser und
Plattformen und nahmen an einer Spazier-Aktion von Ende Gelände teil,
die zum Rand der Mine führte und einen 15-Stockwerke hohen
Kohlenbagger den ganzen Tag bis in die späten Nachtstunden blockierte.
Straßen im ganzen Wald sind wieder verbarrikadiert worden, oft mit
großen Gruppen von Polizei daneben, die nicht eingreifen, bis nicht
ihre Anzahl mindestens doppelt oder dreimal so groß ist wie die der
unbewaffneten* Aktivisten. (*Bewaffnet allerdings mit dem Wunsch nach
einer Welt, in der nicht Ökosysteme, Gemeinschaften und Klima im Namen
von Profit und Ausbeutung zusammenbrechen.)

Diese Demonstration, beispiellos in der Größe der Menge, die zusammen
mit NGOs wie Campact, B.U.N.D., Greenpeace und Buirer für Buir
organisiert wurde, brachte internationale Aufmerksamkeit und gab auch
den Leuten des Hambi-Kampfes eine Stimme. Und es war eine Erinnerung
an die Vielfalt des Kampfes mit über 12 Traktoren, dekoriert mit
Anti-Kohleabbau- und Anti-RWE-Slogans, Transparenten und
Installationen, die am Fest teilnahmen. Die Bauern wurden auch auf der
Bühne begrüßt und berichteten von zahlreichen Problemen durch den
Kohleabbau wie massiven Missernten, dem Verschwinden von Grundwasser
und der Zerstörung der letzten Waldlebensräume, die zur Stabilisierung
lokaler und globaler Ökosysteme notwendig sind. Die Vielfalt des
Kampfes war auch bei jedem Schritt sichtbar, mit Kostümen, Theater-
und Musikaufführungen, die den jüngsten Sieg feierten.

Dies ist nur ein weiterer Anfang, der bedeutet, dass ein Ende des
Kampfes immer noch nicht in Sicht ist, da dies nur eine Verschiebung
der Kürzung des Hambi und des so lange versprochenen Kohleausstiegs
ist. Die Enteignung von Land und die Kohlendioxid-Emissionen durch RWE
gehen ungebremst weiter und kommen dem HambiBleibt-Kampf noch näher
mit der erzwungenen Enteignung des Unterstützungscamps auf der Wiese,
und damit auch die Entscheidung derer, die da wohnen, darüber, ob sie
bleiben und also einer Zwangsräumung ausgesetzt werden wollen oder
freiwillig bis zum 10. Oktober abreisen. Bis dahin und lange danach
wollen viele im Wald den Kampf fortsetzen, indem sie weiterhin den
wertvollen Hambacher Wald und die lokalen Gemeinschaften vor der RWE
Braunkohle schützen und verteidigen. Blockierung seiner gierigen und
destruktiven Agenda mit neuen Plattformen und Baumhäusern wie denen
unter Grüne Frieda:
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Grüne Frieda - neubesetzte Plattform im Hambacher Forst

Foto: Hambacher Forst



An die Tausenden, die heute im Wald und am Rande waren und die das
vielleicht lesen: Bitte bedenkt, dass der Wald nur gerettet werden
kann, wenn dieses Engagement weitergeht und die Unterstützer*Innen
weiterhin in den Wald strömen, lokale und globale Aktionen
organisieren und den Kampf für Klimagerechtigkeit in und für Hambi und
rundherum und für den Planeten.

Hambi Bleibt!!

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Oktober 2018 
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WALD/365: Hambacher Forst - und weiter zur Rettung von Klima und Wald ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilungen vom 6. Oktober 2018

Ende Gelände feiert Erfolg im Hambacher Wald ++ Besetzung und Protest für sofortigen Kohleausstieg geht weiter
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Klimagerechtigkeit Jetzt! Neues Transparent im wiederbesetzten Hambacher Forst

Foto: Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/




6. Oktober 2018, 18.50 Uhr:

Kerpen-Buir, 6.10.2018. Mehr als 10.000 Menschen sind heute in den
Hambacher Forst geströmt, um ihren Protest für sofortigen
Kohleausstieg an den Ort zu tragen, der zum Symbol für die
Klimabewegung geworden ist. Ende-Gelände-Aktive unterstützten eine
weitere Besetzung und brachten Hängematten und Material für Baumhäuser
in den Wald. Während der Aktion standen ein Bagger und Förderbänder im
Tagebau Hambach still.

"Wir feiern heute gemeinsam, dass zivilgesellschaftlicher Protest
konkret etwas verändern kann. Wir haben großen Respekt vor den
Menschen, die seit vielen Jahren die Besetzung des Hambacher Forsts
gehalten haben und allen, die mitgeholfen haben, dass der Hambi
bleibt. Jetzt müssen wir weiter kämpfen, um den sofortigen
Kohleausstieg durchzusetzen", sagt Karolina Drzewo, Sprecherin von
Ende Gelände.

Bei Sonnenuntergang hat Ende Gelände die Aktion beendet. Viele
Menschen werden aber im Wald bleiben und die entstandenen Strukturen
weiter ausbauen. Ende Gelände plant unterdessen bereits die nächste
Aktion, um weitere Zerstörung durch RWE zu stoppen.

"Unser Protest heute ist der Anfang vom Ende für den Kohle-Konzern
RWE. Am letzten Oktober-Wochenende werden wir mit tausenden Menschen
wiederkommen und die Braunkohle-Infrastruktur rund um den Tagebau
Hambach blockieren. Wir müssen die Kohle im Boden lassen, denn wir
müssen nicht nur den Wald retten, sondern auch das Klima weltweit," so
Karolina Drzewo.

 * 
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Rote Linie gegen Waldrodung und Kohleabbau - Aktivist/innen "hängen" am Hambacher Forst

Foto: Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/




6. Oktober 2018, 15.39 Uhr:

Ende Gelände mit Tausenden im Wald ++ Rote Linie gegen Kohleabbau ++ Raum für weitere Besetzung

Tausende Menschen sind der Einladung von Ende Gelände gefolgt und
strömten von der angemeldeten Kundgebung bei Buir aus in den Hambacher
Forst. Viele von ihnen hängen in roten Hängematten an den Bäumen und
ziehen so eine symbolische Rote Linie gegen den Kohleabbau. Ende
Gelände freut sich über neue Baumhäuser und andere
Besetzungs-Strukturen, die heute entstehen.

"Wir hängen am Hambacher Forst", sagt eine Aktivistin in einer roten
Hängematte. "Aber es geht uns nicht nur um einen schützenswerten Wald,
wir kämpfen für globale Klimagerechtigkeit. Wenn wir nicht sofort aus
der Kohle aussteigen, zerstören wir weiterhin die Lebensgrundlagen von
Menschen weltweit."

Die Ende-Gelände-Aktion findet nur zwei Tage vor der Veröffentlichung
des neuen Bericht des Weltklimarates statt. In dem Bericht machen
Expert*innen deutlich, dass schnelle und entschlossene Maßnahmen
notwendig sind, um die Erderwärmung auf unter 2 Grad, möglichst 1,5
Grad zu begrenzen.

"Wenn wir die schlimmsten Auswirkungen des Klimawandels verhindern
wollen, müssen wir aus der Kohle und aus allen fossilen Energien
aussteigen - sofort", sagt Karolina Drzewo von Ende Gelände. "Dafür
braucht es einen grundlegenden Wandel hin zu einer Wirtschaft, die
nicht auf endlosem Wachstum und Naturzerstörung basiert. Eine solche
gesellschaftliche Transformation wird von den Regierung nicht
eingeleitet, darum werden wir selbst aktiv."

 * 

6. Oktober 2018, 11.51 Uhr:

Ende Gelände zieht Richtung Hambacher Forst ++ Mit Roter Linie gegen Kohleabbau

Kerpen-Buir, 6.10.2018. Soeben sind mehrere hundert
Ende-Gelände-Aktivist*innen von Manheim aus Richtung Hambacher Forst
aufgebrochen. In einer Aktion zivilen Ungehorsams werden sie im Wald
mit Hängematten eine Rote Linie gegen den Kohleabbau ziehen.

"Dass der Hambacher Forst erhalten bleibt, ist ein wichtiger
Etappensieg für unsere Bewegung. Nun geht es darum, den sofortigen
Kohleausstieg durchzusetzen. Das ist unerlässlich, um die Klimakrise
aufzuhalten", sagt Karolina Drzewo, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Zur Zeit wird ein bunt-bemaltes Baumhaus zur Kundgebung in Buir
gefahren. Das Baumhaus wurde als Zeichen der Solidarität von der
Gruppe "Pödelwitz bleibt" gebaut. Pödelwitz ist ein von Abbaggerung
bedrohtes Dorf im Leipziger Braunkohlerevier.

"In Deutschland sind immer noch mehrere tausend Menschen von
Umsiedlung bedroht", sagt Karoline Drzewo, "Das ist ein Skandal! Kein
weiteres Dorf darf für den Kohleabbau weichen, weder im Rheinland noch
in den anderen Revieren."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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WALD/364: Hambacher Forst - 50.000 Menschen ... (BUND)


Gemeinsame Pressemitteilung von Buirer für Buir, BUND, Campact, Greenpeace und NaturFreunde Deutschlands vom 6. Oktober 2018

50.000 demonstrieren am Hambacher Wald für schnellen Kohleausstieg






[image: Luftaufnahme: Hambacher Forst mit Strom der Demonstranten im Hintergrund die Kundgebungsfläche - Foto: © BUND]

Hambi-Demo am 6.10.2018 am Hambacher Wald in NRW

Foto: © BUND



Berlin/Buir, 6.10.2018 - 50.000 Menschen demonstrieren heute am
Hambacher Wald friedlich für einen schnellen Kohleausstieg und gegen
die Zerstörung des Waldes. Es ist die bislang größte
Anti-Kohle-Demonstration im Rheinischen Revier. Wegen Staus und
Überlastung der Bahn kam es zu Verzögerungen bei der Anreise. Noch bis
zum späten Nachmittag werden tausende Menschen am Wald ankommen.

Die Veranstalter der Großdemonstration, die Initiative Buirer für
Buir, der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Campact,
Greenpeace und die NaturFreunde Deutschlands, forderten gemeinsam mit
den Teilnehmern von der Bundesregierung einen zügigen Ausstieg aus der
klimaschädlichen Kohle und von dem Energiekonzern RWE einen
Komplettverzicht auf die geplante Rodung des Hambacher Waldes. Noch
gestern musste das Demo-Bündnis die Genehmigung für die Kundgebung mit
einem Eilantrag gerichtlich einklagen.

Die Demonstration verlief wie die überwiegende Mehrheit der Proteste
rund um den Hambacher Wald friedlich, viele Familien mit Kindern waren
gekommen. Bekannte Künstler wie die Band Revolverheld unterstützten
die Großdemonstration.

Auch online sprechen sich immer mehr Menschen für entschlossenen
Klimaschutz und gegen die Abholzung des Waldes aus. Mehr als 800.000
Menschen unterstützen bereits den Online-Appell "Hambacher Wald:
Retten statt roden".

Weitere Informationen zur Demo: 

www.stop-kohle.de




[image: Eine große, bunte Menschenmenge auf der Platz der Kundgebung - Foto: © BUND]

Foto: © BUND




Zitate der Redner/innen:

Antje Grothus, Initiative Buirer für Buir:

"Gerichte mussten durchsetzen, was eigentlich Aufgabe der Politik ist,
nämlich wertvolle Natur zu schützen vor den rücksichtslosen und
rechtswidrigen Plänen eines Energiekonzerns. Die Sturheit von RWEs
Kohlepolitik und der Beistand der Landesregierung haben Deutschland
international blamiert. Jetzt muss die Bundesregierung die letzten
Reste des deutschen Klimarufs retten und den Kohleausstieg sehr
ambitioniert angehen."

BUND-Vorsitzender Hubert Weiger:

"Wir haben heute ein starkes Signal der Zivilgesellschaft für einen
schnellen Kohleausstieg gesendet. Trotz aller Versuche von RWE und der
NRW-Landesregierung den Protest unmöglich zu machen, haben sich
Tausende für mehr Klimaschutz stark gemacht. Jetzt gibt es ein
Zeitfenster in der Kohlekommission, einen großen gesellschaftlichen
Kompromiss für den schnellen Kohleausstieg und für zukunftsfähige
Arbeitsplätze in den betroffenen Regionen zu verhandeln."

Christoph Bautz, Geschäftsführender Vorstand von Campact:

"RWE und die Regierung Laschet haben mit ihrer Ignoranz und Arroganz
im Hambacher Wald eine krachende Niederlage erlitten - ein riesiger
Erfolg für die Klimaschutz-Bewegung. Doch das war erst der Auftakt:
Noch nie haben so viele Menschen für den Ausstieg aus dem Klimakiller
Braunkohle demonstriert. Jetzt lassen wir nicht mehr locker, bis die
Bagger endlich still stehen und die Schlote nicht mehr rauchen."

Martin Kaiser, Greenpeace-Geschäftsführer:

"Dieser Tag zeigt, wie stark die Klimabewegung inzwischen geworden
ist. Sie hat RWEs rücksichtslose Kohlepläne gestoppt und sendet damit
ein klares Signal Richtung Berlin: Hunderttausende Menschen wollen,
dass der Ausstieg aus der Kohle schon heute beginnt. Kein Wald, kein
Dorf, keine Kirche dürfen mehr für klimaschädliche Kohle geopfert
werden. Nun kann die Kohlekommission endlich ohne RWEs Störfeuer an
ihrem Auftrag arbeiten. Sie muss bis Ende des Jahres einen Plan
vorlegen, wie Deutschland seine Energieversorgung schnell genug
modernisiert, um die Pariser Klimaziele zu erreichen und den Menschen
in den Revieren dabei eine Zukunftsperspektive zu bieten."

Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands:

"Es geht hier um viel mehr als allein den Hambacher Wald. Wir brauchen
den schnellen Kohleausstieg und insgesamt das Ende des fossilen
Zeitalters, denn die Menschheit ist auf dem Weg in die ökologische
Selbstvernichtung. Niemand kann die Gesetze der Natur ignorieren. In
der Kohlekommission darf es bei den Ausstiegsfristen nicht um
irgendeinen Deal gehen. Im Klimaschutz muss das Notwendige und nicht
nur das scheinbar Mögliche getan werden."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/479: Klimakampf und Kohlefront - Musik gegen Kohle ... (Lebenslaute)


Lebenslaute - Pressemitteilung vom 7. Oktober 2018

Konzertaktion "Andante an der Kante 2018" des musikalischen Netzwerks
"Lebenslaute" im rheinischen Braunkohlerevier am Sonntag 7. Oktober
2018



Um 10:50 Uhr sind 30 Aktive des musikalischen Aktionsnetzwerkes Lebenslaute
ganz in der Nähe zum Bahnhof Buir zur Kohlebahn heruntergestiegen, um mit
klassischer Musik die Kohlebahnstrecke zu blockieren, über die RWE die
Braunkohle aus dem Tagebau Hambach abtransportiert.




[image: Foto: © Lebenslaute]

Blick auf das Konzert von der Brücke

Foto: © Lebenslaute



Die Gerichtsentscheidung, eine mögliche Rodung noch einmal genau zu prüfen,
war ein wichtiger erster Schritt. Die vielen zehntausenden Menschen, die
bei der Kundgebung gestern zum Hambacher Forst gekommen sind, haben aber
jetzt schon gezeigt: Eine Rodung und ein "Weiter so!" beim Braunkohle-Abbau
ist nicht mehr tragbar.

Es braucht nun zügig weitere Schritte, um aus der Braunkohleförderung
auszusteigen und die Energiewende zu vollziehen. Das Aktionskonzert
"Andante an der Kante 2018" vollzieht einen solchen Schritt, mit Musik von
Heinrich Schütz über Felix Mendelssohn bis hin zu zeitgenössischer
Chormusik und einem Lied von Rio Reiser: "Wann, wenn nicht jetzt?".

Wie schon in der letzten Pressemitteilung ausgeführt, gibt es keine
vernünftigen Gründe, den Tagebaubetrieb weiterzuführen. Bereits heute liegt
der Herstellungspreis einer Kilowattstunde aus Braunkohlekraftwerken über
dem aus Windkraftanlagen. Es liegt auf der Hand, dass für die Folgekosten
alle werden aufkommen müssen, außer RWE und LEAG, ähnlich wie es bei den
Atomenergiefolgekosten der Fall ist. Die Lasten der zerstörten Landschaft
und der Feinstaubbelastung in der ganzen Region durch den Tagebau sowie der
Luftverschmutzung der der klimaverändernden Erhöhung der CO2 Konzentration
durch die Kohleverstromung sind erheblich und, sofern sie die
Lebensqualität betreffen, nur bedingt quantifizierbar. Die Fortsetzung der
Braunkohleverstromung ist ökonomisch unsinnig und ökologisch wie sozial
nicht tragbar.

Mit der Aktion unterstützt Lebenslaute die Anliegen der lokalen
Bürgerinitiative "Buirer für Buir" und protestiert gegen die illegitime
Räumung des Hambacher Forstes.

Seit 1986 verbindet Lebenslaute klassische Musik mit politischem Protest
und gewaltlosem Zivilem Ungehorsam und macht damit auf
Menschenrechtsverstöße und Unrecht aufmerksam. Im Jahr 2014 erhielt die
Gruppe den Aachener Friedenspreis, zusammen mit der US-amerikanischen
Aktionsgruppe "Code Pink".

 * 

Aktionsticker:

10:50 Lebenslaute-Aktive steigen zu den Schienen der RWE-Braunkohlebahn
zwischen Bahnhof Buir und Mahnwache hinab.

10:55 Die Musiker*innen stellen sich entlang der Schiene auf und warten
darauf, dass eine der parallel auf die Schienen gegangenen Blockaden den
Zug stuppt.

11:00 Polizeibeamte gehen auf die Schienen und bilden eine Kette, um das
Betreten der Gleise zu verhindern. Kein Zug kann mehr fahren.

11:00 Lebenslaute beginnt mit Konzertmusik.

11:05 Die Strecke ist definitiv gesperrt, ein Kohlezug steht.

11:45 Nach der dritten Aufforderung verlassen die Aktiven den Aktionsort,
um nach der Personalienfeststellung noch im Hambacher Forst ein Konzert für
die Waldbewohner*innen zu geben.
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Konzertabschluss mit Herbstsonne

Foto: © Lebenslaute



13:45 Nach einem langen Waldspaziergang hat Lebenslaute den Ort erreicht,
der einst Oaktown war. Einzelne Lebenslaute waren auch während den
Räumungen hier und in anderen Teilen des Hambacher Forst.

13:55 Es beginnt nun das Stimmen der Instrumente.

14:00 Mit dem 2. Satz von Telemanns Kantate "Der Morgen" beginnt das
Konzert der Lebenslaute.

14:50 Mit "Klimakiller Nr. 1", einer Bearbeitung von "Lord of the
Dance"-Musik vom Chor Andere Saiten.


Konzertprogramm Andante an der Kante 2018

Telemann - "Der Morgen"

Mendelssohn - Abschied vom Walde

In einem kühlen Grunde

Immer mehr Land

Rio Reiser - Wann

Schütz - Wie nun ihr Herren

Sagt, wo sind die Veilchen hin

Misty mountains

Distler - Es geht ein dunkle Wolk herein

Schostakowitsch - Walzer Nr. 2

 * 

Quelle:

Lebenslaute

E-Mail: info@lebenslaute.net

Internet: www.lebenslaute.net
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KOHLEALARM/478: Klimakampf und Kohlefront - das Ziel der Klimapilger ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 5. Oktober 2018

Schon 13.000 Kilometer für Klimagerechtigkeit:

Klimapilger nehmen Kurs auf Leipzig, Dresden, Lausitz, Potsdam, Berlin und
Katowice



Knapp einen Monat nach ihrem Start in Bonn haben die Klimapilger schon
13.000 Kilometer "unter den Füßen". Insgesamt 777 Teilnehmer/innen
hatten die einzelnen Tagesetappen(1) insgesamt, darunter auch 250
Grundschüler, zahlreiche Pfarrer/innen und Pastor/innen und auch
vierbeinige Begleiter wie Lamas und Hunde. Auf ihrem rund drei Monate
andauernden und 78 Tagesetappen umfassenden Weg sind täglich kleine
und große Veranstaltungen, Andachten, Aktionstage und Demonstrationen
geplant.

Am 22. Oktober kommen die Pilger zu einem Aktionstag nach Leipzig und
pilgern am 25.10. in das Dorf Pödelwitz, das 2028 für den
Braunkohle-Tagebau vernichtet werden soll. Am 1. November treffen die
Pilger in Dresden Bischof von Timmerervers, werden im Landtag von
Landtagspräsident Dr. Matthias Rößler begrüßt, besuchen die Gläserne
Manufaktur und treffen sich in der Frauenkirche zum ökumenischen
Abendgebet und zur Podiumsdiskussion über Klimagerechtigkeit. Am
nächsten Vormittag ziehen sie mit ca. 100 Menschen von Dresden-Zentrum
bis zum Weißen Hirsch.

Anfang November durchqueren die Pilger die Lausitz und treffen am 6.11.
im Bergschlösschen Spremberg auf Tagebaubetroffene, die über ihre
Erfahrungen mit erlebten und drohenden Umsiedlungen. Nach einem
Aktionstag in Cottbus am 8.11. geht es mit einer großen Pilgerprozession
am 9.11. zu Fuß nach Jänschwalde, wo die Pilger direkt vor dem Kraftwerk
zu einer Kundgebung aufrufen. Potsdams Oberbürgermeister Jann Jakobs
empfängt die Pilger am 22.10. in Potsdam, wo bei einem Aktionstag u. a.
eine Prozession mit Schüler/innen, ein Mittagsgebet auf dem Marktplatz,
Gespräche im Landtag und ein Besuch im Institut für Klimafolgenforschung
(PIK) anstehen.

Den deutschen Höhepunkt & zugleich Abschluss bildet die Übergabe der
Forderungen und Fürsprachen an Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier
(angefragt) und die Mitglieder der Kohlekommission am 26.11. in Berlin. Am
7. Dezember werden die Pilgerinnen und Pilger dann in Katowice erwartet

(Alle Programmdetails finden Sie weiter unten.)

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember
im polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" (z. B.
Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig, Lausitz) und stärken sich
spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen Gebet.

Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs, u. a. die Einleitung des Kohleausstiegs in Deutschland.

Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für Klimagerechtigkeit
unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern eingeladen - auch spontane
Tagespilger sind willkommen. Der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit wird unterstützt von einem breiten ökumenischen Bündnis
aus 40 Organisationen, Initiativen und Unternehmen, darunter Brot für die
Welt, das Bischöfliche Hilfswerk MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD), die Deutsche Bischofskonferenz und das
Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'. Schirmherr/innen des ökumenischen
Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig
Schick und Umweltministerin a. D. Barbara Hendricks.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de

Anmerkung:

(1) bei Dauerpilgern sind Mehrfachzählungen möglich


STATIONEN & PROGRAMM

(Tagesaktuelle Informationen bitte immer unter www.klimapilgern.de
entnehmen)

22.-25. Oktober Leipzig & Pödelwitz

22.10. 17:00 Bärbel Wartenberg-Potter, Bischöfin i.R.

Friedensgebet und Predigt, Nikolaikirche

23.10. 10:00 Alternative Stadtführung zu Kraftorten der

Nachhaltigkeit, Propsteigemeinde

16:00 Empfang im Rathaus

18:00 Themenabend zum Klimawandel in Tansania,

Indien und Papua-Neuguinea

"Schöpfungsverantwortung und globale Solidarität"

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig

19:00 Dialog und Abendessen Peterskirche

24.10. 9:00 Start zum Pilgern nach Groitzsch,

ca. 20 km Martin-Luther-Gemeindehaus, Markkleeberg

19:00 Gespräche mit der Jungen Gemeinde und den Pilgern

Gemeindehaus Groitzsch, neben Kirche Wiesengasse 3

25.10. 9:00 Start zum Pilgern nach Deutzen über Pödelwitz 20 km

10:30 Gespräch mit der Initiative "Pödelwitz bleibt" 

Kirche, Pödelwitz 14, 04539 Pödelwitz

17:00 Gottesdienst Katholische Gemeinde Deutzen

19:00 19 Uhr Gespräch mit Initiative 

"Ökum. Umweltkirche" Katholische Gemeinde Deutzen

1./2. November Dresden

1.11. 9:00 Morgengebet mit kath. Bischof von Timmerevers

St. Petrus Kirche, Dohnaer Str. 53

vorm. Begrüßung durch Landtagspräsident 

Dr. Matthias Rößler, Sächsischer Landtag

14:00 Diskussionsrunde E-Mobilität in Gläserner Manufaktur

Gläserne VW-Manufaktur

18:00 Ökumenisches Abendgebet Untere Frauenkirche

19:00 Podiumsdiskussion "Klimagerechtigkeit - geht doch?! 

Welche Schritte gehen wir in Sachsen?" mit

Vertretern der Landesregierung (angefragt), 

Felix Ekardt (BUND Sachsen) und Christine Müller (Ev. Luth.
Landeskirche Sachsens)

Untergeschoss der Frauenkirche


2.11. 9:30 Pilgerweg/ Prozession von Dresden (Scheune)

bis Weißer Hirsch (ca. 100 Personen)

6./8./9. November Lausitz (Kamenz - Cottbus - Jänschwalde

6.11. 18:00 Podiumsdiskussion mit Tagebau-Betroffenen

Bergschlösschen Spremberg

8.11. vorm. Aktionstag in Cottbus (in Planung: Workshop

Stadtwerke, Besuch Menschenrechtszentrum,

Vorstellung vom Zentrum für Dialog und Wandel,

Gespräch mit Prof. Zundel oder Prof. Koziol.

Besuch des Innovationszentrums

12:00 Mittagsgebet mit Bischof Markus Dröge

Besuch der Synagoge in der ehem. Schlosskirche

gemeinsam mit Bischof Dröge

Synagoge

18:00 ökumenische Abendandacht mit der

Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen (ACK),

Marktkirche

ökumenische Filmbegegnung in der Oberkirche Marktkirche

9.11. 9:00 Morgenandacht & Reisesegen Klosterkirche Cottbus

9:30 Aufbruch zur großen Prozession nach Jänschwalde

(angemeldete Demonstration)

10:15 Spreewehrmühle Spreewehrmühle

11:15 Schmerzpunkt Aussichtspunkt Tagebau Cottbus-Nord

13:00 Erlebnispark Teichland / Neuendorf
www.erlebnispark-teichland.de

14:45 Bhf. Peitz-Ost

15:00 Große Aktion zum Schmerzpunkt Kraftwerk Jänschwalde

Parkplatz vor dem Kraftwerk Jänschwalde

17:00 Ankunft Jänschwalde

19:00-20:30 Konzert "Alte Lieder in neuem Gewand" im Gemeindehaus

22. November Potsdam

22.11. 9:00 Empfang Oberbürgermeister Jann Jakobs Stadthaus

9:45 angemeldete Prozession zum Alten Markt mit
Potsdamer*innen & Schüler*innen

10:30 Ökumenisches Mittagsgebet für die Bewahrung der

Schöpfung, Generalsuperintendentin Asmus (Ev.),

Probst Franke (Kath.), Per. Voller-Morgenstern

(Ev.-meth.) + Pilger*innen

Alter Markt/vor Nikolai-Kirche 

11:15 Gespräch im Landtag (Grußwort Präsidentin,

Fraktionen B90/Die Grünen, CDU, LINKE, SPD)

14:30 Institut für Klimafolgenforschung (PIK)

17:00 Offener Abend mit Erfahrungsbericht Pilger*innen,

Vorstellung Kirchenstromprojekt (Ökokreis Potsdam),

Bericht aus der Kohlekommission (Dr. Matthes, Öko-Institut) bis 19
Uhr

Gemeindehaus Kiezstraße 10


23.11. 11:00 Institut für transformative Nachhaltigkeitsforschung
(IASS) Potsdam, Berliner Str. 130

25./26. November Berlin

25.11. 14:00 Familien-Pilgern von Lichtenrade nach Kreuzberg mit
Barbara Hendricks

17:00 Ankommen Kreuzberg Melanchthon-Gemeinde, Kreuzberg

18:00 Podiumsdiskussion mit Barbara Hendricks,
Gerd Harms und polnischen Vertretern: 

"Warum die Sonne immer im Westen untergeht - Klimawandel
sucht Energiewende" und Moderator Gerd Harms, (ehem. Staatssekretär)

Gemeindesaal der Melanchthon-Kirche in Berlin, Planufer 84

26.11. 9:30-11:30


Übergabe der Forderungen und Fürsprachen an

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier und die

Mitglieder der Kohlekommission, Pilger laden die

Mitglieder der Kohlekommission ein zum Gespräch

und zur Andacht

Bundeswirtschaftsministerium

&Invalidenpark

14:00 Brot für die Welt: Gesprächsrunde mit Cornelia

Füllkrug-Weitzel, (Präsidentin Brot für die Welt)

und Jochen Flasbarth, Staatssekretär im

Umweltministerium, Thema: "Die Rolle

Deutschlands bei den Klimaverhandlungen"

Festsaal im Lazarus- Haus, Bernauerstr. 177

18:00 Ökumenischer Gottesdienst "Gegenwart erkennen

und Zukunft gestalten. Vom Mut zum Aufbruch.

(Ich bin ein Gast auf Erden, verbirg deine Gebote nicht

vor mir. Ps. 119, 19) mit Bischof Dr. Markus Dröge

(Berlin), Erzbischof Schick (Bamberg), Bischof Dr.

Marian Niemiec, Ev.-Augsb. Kirche Polens,

Katowice, Erzbischof Wiktor Skworc, Röm.-Kath.

Kirche Polens, Katowice, Bischof Marek Karol Babi,

Polnisch-Ökumenischer Rat, Mariawiten, Pfr. Dr.

Grzegorz Giemza, Direktor des

Polnisch-Ökumenischen Rates/ Ehrengäste: Dr. Dietmar

Woidke, Beauftragter der Bundesregierung für die

Beziehungen nach Polen (angefragt), Prof. Andrzej

Przylbski, Botschafter der Republik Polen in Berlin

(angefragt)


Versöhnungskapelle, Berlin-Mitte, Bernauer Str. 4

27.11. 8:00 Aussendung Pilger*innen Hbf Berlin -

Katowice durch Bischof Dröge und Erzbischof Schick

(Abfahrt 11:45) Unterkunft oder Hbf Berlin

7. - 9. Dezember Katowice (Vorschau)

7.12. Ankunft Pilger*innen in Katowice, Vereinigung der

internationalen Pilgerströme und gemeinsames Pilgern

8.12. Workshops

9.12. Ökumenischer Gottesdienst in Katowice

www.klimapilgern.de

www.facebook.com/klimapilgerweg

www.twitter.com/KlimapilgernDE

www.instagram.com/klimapilgerweg

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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KOHLEALARM/477: Klimakampf und Kohlefront - spontaner Entschluß ... (Stiftung Bildung )


Stiftung Bildung - Pressemitteilung vom 5. Oktober 2018

Hambacher Wald: Jugendliche unterbrechen Konferenz für Besuch

Junge Menschen müssen in Zukunftsfragen mitgestalten




	Rund 40 Jugendliche aus ganz Deutschland haben heute [5.10.] im Hambacher Wald gegen den Klimawandel demonstriert und ein Zeichen für eine aktive Jugendbeteiligung gesetzt.

	Dafür sind sie am frühen Morgen aus Wolfsburg aufgebrochen und haben eine viertägige Jugendkonferenz der spendenfinanzierten Stiftung Bildung unterbrochen.



Ziel der jungen Leute ist: "Sie wollen mitreden und gehört werden", sagt
Johannes Domnick, der als Referent für Bildung für nachhaltige
Entwicklung der Stiftung Bildung mit vor Ort war. "Denn gerade der
Klimawandel betrifft nicht nur Erwachsene - er bedroht unsere
Lebensgrundlage und die nachfolgender Generationen." Zukunftsfähigkeit
und Jugendbeteiligung sind daher auch die zentralen Themen der Konferenz
- zusammen mit der Frage, wie man beides schon in Kitas und Schulen
vermitteln und ermöglichen kann.

Die Jugendlichen nehmen zurzeit an der 2. Jugendkonferenz zu Bildung für
nachhaltige Entwicklung (BNE), der youcoN, zusammen mit über hundert
anderen teil. "Viele wollen diskutieren, was Bildung zu
gesellschaftlichen Transformationsprozessen hin zu einer nachhaltigen
und global gerechten Welt beitragen kann", erzählt der 22-jährige
Domnick. "Doch im Hambacher Wald findet gerade das statt, worüber wir
auf der youcoN reden." Die Fahrt zum Hambacher Wald fand daher auf
Wunsch einiger der Konferenzteilnehmenden statt. Die Stiftung Bildung
hat daraufhin, zusammen mit der Klima-Allianz Deutschland, den Ausflug
organisiert

Domnick: "Öko-soziale Transformation ist ein Prozess, in dem es
unausweichlich zu Konflikten kommt." Eine konstruktive Bearbeitung
dieser Konflikte gelinge nur, wenn alle betroffenen Akteursgruppen
beteiligt würden. Eine dieser Gruppe seien abertausende Jugendliche in
Deutschland, die bis heute kaum gehört werden. Die Gruppe aus Wolfsburg
konnte vor Ort bei ihrem Besuch den Kohletagebau und den bedrohten
Hambacher Wald aus nächster Nähe angucken und sich über die aktuellen
Proteste und Hintergründe informieren.

In einem Demonstrationsmarsch gingen die Jugendlichen bis zu der
Waldgrenze und eröffneten dort ihre Diskussionsrunde, zu der sie im
Vorfeld verschiedene politische Entscheidungsträger*innen eingeladen
hatten, um mit ihnen zu debattieren, wie junge Menschen mehr an allen
politischen Entscheidungen und insbesondere die, die ihre Zukunft
bestimmen, teilhaben können.

Keiner der geladenen Gäste kam zu der Aktion, was sich in der
Diskussionsrunde symbolisch mit einem leeren Stuhl zeigte.

Am Ende pflanzten die jungen Menschen Baumsetzlinge in den Boden, um den
Keim für eine aktive Jugendbeteiligung und ein Zeichen gegen die
Abholzung des Hambacher Waldes zu setzen.


Hintergrund: Insgesamt nehmen an der 2. youcoN, der
Jugendkonferenz zu Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE), 150 junge
Menschen teil. Sie ist Teil des Jugendbeteiligungsprojektes youpaN, mit dem
die Stiftung Bildung junge Menschen unterstützt, sich beim Nationalen
Aktionsplan BNE einzubringen. Unter diesem Dach nehmen einige von ihnen
regelmäßig an hochrangigen Gremiensitzungen teil und steuern Erfahrungen
bei. Gefördert wird das Projekt youpaN vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung.


Die Stiftung Bildung setzt sich bundesweit für vielfältige und
partizipative Bildung ein, vor allem für eine Beteiligung der Kinder und
Jugendlichen in allen sie betreffenden Fragen. Sie stärkt das
zivilgesellschaftliche Engagement im Bildungsbereich durch den Aufbau
eines bundesweiten Netzwerkes der Kita- und Schulfördervereine und die
Unterstützung der Aktiven direkt vor Ort. Ziel der Stiftung Bildung ist,
Themenanwältin für beste Bildung bundesweit zu sein und Spenden zu
Gunsten von Kitas und Schulen einzuwerben.

 * 

Quelle:

Stiftung Bildung

Am Festungsgraben 1, 10117 Berlin

E-Mail: info@stiftungbildung.com

Internet: www.stiftungbildung.com
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VORTRAG/8391: Jena - Samstagsvorlesungen der Physikalisch-Astronomischen Fakultät, 27.10.-02.02.2019


idw - Pressemitteilung: Friedrich-Schiller-Universität Jena

Hochauflösende Blicke in den Körper

Öffentliche Samstagsvorlesungen der Physikalisch-Astronomischen
Fakultät der Universität Jena beginnen am 27. Oktober



Krankheiten zu verstehen und effektiv zu behandeln, betrachten längst
nicht mehr nur Ärzte als ihre Aufgabe: Wissenschaftler vieler
Disziplinen ziehen dazu an einem Strang. So werden in der Medizin
Methoden wie die Lichtmikroskopie genutzt, um krankheitsbedingte
Vorgänge in unserem Körper störungsfrei und sehr genau zu beobachten.
Den Stellenwert dieser Methodik, was sie mit dem Nobelpreis für Chemie
2014 zu tun hat und auf welche Jenaer Entwicklungen heutige
Lichtmikroskope zurückgehen, beleuchtet Biophysiker Prof. Dr.
Christian Eggeling am 27. Oktober an
der Friedrich-Schiller-Universität Jena. Sein Beitrag "Superauflösende
Mikroskopie: Scharfe Blicke in unseren Körper" bildet den Auftakt für
die Samstagsvorlesungen der Physikalisch-Astronomischen Fakultät im
Wintersemester 2018/19, die das weite Feld der Physik für die
interessierte Öffentlichkeit erfahrbar machen.

In fünf weiteren Beiträgen gewähren renommierte Wissenschaftler
ebenfalls Einblicke in ihre Forschungsfelder. Die Vorlesung "Krebs mit
Strahlung bekämpfen" am 10. November betritt erneut medizinisches
Terrain, während am 24. November "Bewegtes Licht" samt der
"erstaunlichen Ausbreitungseigenschaften von Photonen" thematisiert
wird. Der 8. Dezember steht im Zeichen von Rudolf Straubel, der über
40 Jahre Professor an der Uni Jena sowie 30 Jahre Geschäftsleiter der
Zeiss- und Schottwerke war -und sowohl technisch als auch physikalisch
Bedeutendes geleistet hat.

Im neuen Jahr erwartet die Zuhörer am 19. Januar der Vortrag "50 Jahre
Mondlandung - immer noch ein Diskussionsthema?". Die Reihe beschließt
am 2. Februar 2019 Prof. Dr. Ralph Neuhäuser mit dem Beitrag
"Terra-Astronomie - historische Beobachtungen als Schlüssel in der
Astrophysik".

Die Samstagsvorlesungen finden im Großen Hörsaal am Max-Wien-Platz 1
statt und beginnen jeweils um 10.30 Uhr. Interessierte Zuhörerinnen
und Zuhörer aller Altersklassen sind herzlich dazu eingeladen. Der
Eintritt ist frei. Die Vorlesungen werden aufgezeichnet und sind im
Nachhinein online abrufbar unter:
http://www.physik.uni-jena.de/samstagsvorlesungen. Dort sind auch
detaillierte Informationen zum Programm zu finden.

Unterstützt wird die Reihe von der Deutschen Physikalischen
Gesellschaft, der Heraeus-Stiftung und der Jenoptik AG.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.physik.uni-jena.de/samstagsvorlesungen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8390: Darmstadt - Energie für die Zukunft, 22.10.-18.02.2019


idw - Pressemitteilung: Hochschule Darmstadt

Verantwortung für die Zukunft - Nachhaltigkeit in allen Lebenslagen: Energie für die Zukunft startet



Darmstadt - Wie wirken sich Pflanzenschutzmittel auf Bienen aus? Haben
die jüngsten Wetterkapriolen tatsächlich mit der globalen Erwärmung zu
tun? Dies sind zwei der Themen der aktuellen Vortragsreihe "Energie
für die Zukunft", die am 22. Oktober in ihren vierzehnten Jahrgang
startet. Immer montags um 19 Uhr laden die Hochschule Darmstadt
(h_da), das "ENTEGA NATURpur Institut" und die Wissenschaftsstadt
Darmstadt in Kooperation mit der Centralstation Darmstadt
Referentinnen und Referenten aus Wissenschaft, Wirtschaft und
Verwaltung zum "Wissenschaftstag" ein. Der Eintritt zu den Vorträgen
in der Centralstation ist frei.

"Das Leben der Bienen in unserer Umwelt" heißt die Auftakt-
Veranstaltung am 22. Oktober. Prof. Dr. Randolf Menzel ist
Neurobiologe von der Freien Universität Berlin und erläutert, wie
Pflanzenschutzmittel in der Landwirtschaft und im heimischen Garten
das Verhalten von Bienen beeinflussen. Diese so genannten
Neonikotinoide wirken sich drastisch aus auf Lernvermögen,
Gedächtnisbildung, Sammelmotivation, Navigation und soziale
Kommunikation von Bienen und Hummeln.

Strom-Bojen sind Thema am 12. November. "Strom aus dem frei strömenden
Mittelrhein - Strom-Bojen revolutionieren die Wasserkraft" nennt Fritz
Mondl seinen Vortrag. Der Österreicher gilt als Erfinder der Strom-
Bojen, schwimmenden Strömungs-Kraftwerken, und möchte diese nach
jahrelangen Forschungsarbeiten in der Donau nun auch im Mittelrhein
zwischen Bingen und Worms realisieren.

Auf der A5 zwischen Langen/Mörfelden und Weiterstadt wird derzeit eine
Oberleitungsstrecke für Hybrid-LKW erprobt. Diesel-/Elektro-Lastwagen
sollen dort ab 2019 Strom aufnehmen, um ihren Akku zu laden. Über
Planung, Realisierung und Perspektive des Testlaufs berichtet am 10.
Dezember Dr. Peter Doepgen aus dem Hessischen Ministerium für
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung. Titel seines
Vortrags: "Hessen wird Vorreiter der Verkehrswende - Das Projekt E-Highway A5".

Am 21. Januar 2019 ist José David da Torre Suárez zu Gast in der
Centralstation. Er ist Geschäftsführer der Digitalstadt Darmstadt
GmbH. Sein Thema: "Digitalstadt Darmstadt - Ein Bericht auf dem Weg
zur intelligenten Modellstadt der Zukunft".

ARD-Meteorologe Karsten Schwanke fragt zum Abschluss der aktuellen
"Energie für die Zukunft"-Staffel am 18. Februar 2019: "Global Warming
oder doch nur 'das Wetter'?".

Moderator der Vortragsreihe ist Professor Ingo Jeromin aus dem
Fachbereich Elektrotechnik und Informationstechnik der h_da: "Wetter
und Klima der Erde werden durch den Menschen beeinflusst. Unser Ziel
sollte daher sein, in allen Lebensbereichen nachhaltig zu handeln. Mit
der aktuellen Vortragsreihe möchten wir Strategien und Technologien
für ein zukunftsfähiges Leben und Wirtschaften vorstellen."

Matthias W. Send, Vorsitzender der Geschäftsführung "ENTEGA NATURpur
Institut": "Die Verzahnung von Ökonomie und Ökologie ist die Basis
nachhaltigen Wirtschaftens. Wie facettenreich eine 360°-Betrachtung
sein kann, zeigt die Themenvielfalt der diesjährigen Vortragsreihe.
Die verbindende Klammer ist allerdings der Klima- und Umweltschutz."



Veranstaltungsort

Centralstation Darmstadt

Im Carree

64283 Darmstadt

Beginn

jeweils um 19 Uhr, montags, im Rahmen des Wissenschaftstags. 

Der Eintritt ist frei.

Programmübersicht:

Montag, 22. Oktober 2018

"Das Leben der Bienen in unserer Umwelt"

Prof. Dr. Randolf Menzel, Freie Universität Berlin

Montag, 12. November 2018

"Strom aus dem frei strömenden Mittelrhein - Strom-Bojen revolutionieren die Wasserkraft"

Fritz Mondl, Aqua Libre Energieentwicklungs-GmbH, Österreich

Montag, 10. Dezember 2018

"Hessen wird Vorreiter der Verkehrswende - Das Projekt E-Highway A5"

Dr. Peter Doepgen, Hessischen Ministerium für Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Landesentwicklung

Montag, 21. Januar 2019

"Digitalstadt Darmstadt - Ein Bericht auf dem Weg zur intelligenten Modellstadt der Zukunft"

José David da Torre Suárez, Geschäftsführer der Digitalstadt Darmstadt
GmbH

Montag, 18. Februar 2019

"Global Warming oder doch nur 'das Wetter'?"

Karsten Schwanke, ARD-Meteorologe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution886

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Darmstadt, 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8389: Düsseldorf - Die Anfänge der Schrift in Mesoamerika, 10.10.2018


idw - Pressemitteilung: Nordrhein-Westfälische Akademie der Wissenschaften und der Künste

Die Anfänge der Schrift in Mesoamerika



Der Kulturraum Mesoamerika umfasst das heutige Mexiko und die
angrenzenden Länder Zentralamerikas. Dort entstanden in den
Jahrhunderten vor der Zeitenwende zahlreiche Schriftsysteme, mit denen
Sprache aufgezeichnet werden konnte. Neue Funde von frühen
Schrifttexten der Maya datieren in das 4. Jahrhundert v. Chr. und
zeigen bereits Texte, die sprachabbildend und von Symbolen losgelöst
sind.

Der digitale Zeichenkatalog des Akademie-Forschungsvorhabens
"Textdatenbank und Wörterbuch des Klassischen Maya" erlaubt es den
Wissenschaftlern nun, den Prozess der Schriftentstehung am Beispiel
der Maya-Schrift nachzuvollziehen und die frühen Entwicklungsstufen zu
rekonstruieren.

Diese Schriftsysteme sind von großem komparativem Interesse, da sie
völlig ohne Kontakte zur Alten Welt entstanden. Insbesondere im Osten
Mesoamerikas haben sich mit den Schriften der Maya, der so genannten
Isthmus-Schrift und der zapotekischen Schrift Hieroglyphenschriften
entwickelt, welche eng an die jeweiligen Sprachen angelehnt sind und
zahlreiche formale Merkmale teilen, wie das Schreiben in vertikalen
Kolumnen und die ausgeprägte Ikonizität.

Über diese neuen Entwicklungen spricht Prof. Dr. Dr. h.c. Nikolai
Grube am 10. Oktober 2018 in der Nordrhein-Westfälischen Akademie der
Wissenschaften und der Künste in Düsseldorf in seinem Leo
Brandt-Vortrag. Nicolai Grube ist ordentliches Mitglied der Akademie
und Leiter des Forschungsvorhabens "Textdatenbank und Wörterbuch des
Klassischen Maya", das von der NRW-Akademie im Rahmen des
Akademienprogramms gefördert wird.

Jedes Jahr im Oktober findet in der NRW-Akademie ein Leo Brandt-
Vortrag statt - zu Ehren von Dipl.-Ing. Leo Brandt (1908-1971), der
sich um die Gründung der Akademie verdient gemacht hat. Seiner
Initiative ist die Entstehung der "Arbeitsgemeinschaft für Forschung
des Landes Nordrhein-Westfalen" 1950 zu verdanken - die
Vorläuferorganisation der "Nordrhein-Westfälischen Akademie der
Wissenschaften und der Künste".

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.awk.nrw.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1302

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nordrhein-Westfälische Akademie der Wissenschaften und der Künste, 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MESSE/028: Frankfurter Buchmesse - Buchvorstellung "Wer war Dracula? Wahrheit und Mythos", 12.10.2018


idw - Pressemitteilung: Justus-Liebig-Universität Gießen

Wer war Dracula? Wahrheit und Mythos

DFG-Projekt am Historischen Institut der Justus-Liebig-Universität
Gießen zu Vlad Dracula - Forscherteam präsentiert erste Ergebnisse auf
der Frankfurter Buchmesse



Vllad "der Pfähler" alias Dracula (1431 - 1476) ist eine der
bekanntesten Gestalten aus dem spätmittelalterlichen Südosteuropa. Als
Vorlage für Bram Stokers Vampirgrafen "Dracula" erlangte er weltweite
Berühmtheit. Als historische Figur versuchte er in der Walachei nach
orientalischem Vorbild eine autoritäre Herrschaft zu etablieren und
einen Kreuzzug gegen das Osmanische Reich zu führen. Wegen seiner
bevorzugten Hinrichtungsmethode erhielt er den Spitznamen "der
Pfähler". Die von einem interdisziplinären Forscherteam bearbeitete
Dokumentation "Corpus Draculianum" vereint alle Quellen zu Vlad dem
Pfähler von1448 bis 1650. Ein Forscherteam wird die ersten beiden
Teilbände am 12. Oktober 2018 (13.00 bis 13.40 Uhr, Education Stage,
Halle 4.2/C94) auf der Frankfurter Buchmesse präsentieren. Die Leitung
des DFG-Projekts liegt bei Prof. Dr. Thomas Bohn (Professur für
Geschichte Osteuropas) am Historischen Institut der
Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU).

Das "Corpus Draculianum" führt private, diplomatische und
Handelskorrespondenzen, Verhandlungsprotokolle, Verwaltungsdokumente,
Narrativ- und Bildquellen sowie Inschriften, Münzen und Siegel in
einem großen Werk zusammen. Die in 17 europäischen und orientalischen
Sprachen verfassten Quellen werden zweisprachig (Originaltext und
Übersetzung) kritisch ediert und ausführlich kommentiert. Draculas
Leben und die zahlreichen Legenden, die sich darum ranken, sind
faszinierend für ein großes Publikum. Zielgruppe für das "Corpus
Draculianum" sind daher nicht nur Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler, die die Quellensammlung als Grundlage für weitere
Forschungsarbeiten nutzen können, sondern auch interessierte Laien.

Der Teilband I/1 enthält 61 Briefe und Urkunden aus der Kanzlei Vlads
des Pfählers sowie anderer Herrscher und Adeliger der Walachei. Die in
Latein, Kirchenslavisch, Rumänisch und Ungarisch überlieferten
Dokumente stehen der historischen Gestalt besonders nahe: Der Woiwode
selbst, seine Verbündeten und Widersacher kommen zu Wort und bieten
unmittelbare Einblicke etwa in die osmanische Eroberung Südosteuropas
und in die spätmittelalterliche Kreuzzugsbewegung, zu deren
Bannerträgern auch der bei Muslimen wie Christen gefürchtete Vlad
Dr?culea zählte.

Teilband I/2 versammelt alle mittel- und westeuropäischen Berichte
über die Herrschaft und die Kriege Vlads des Pfählers gegen Osmanen,
Ungarn und den aufständischen walachischen Adel. Die 122 Dokumente
entstammen den Herrscherkanzleien der bedeutendsten Mächte sowie der
einflussreichsten Diplomaten dieser Zeit und bieten aufgrund ihrer
weitläufigen Informationen ein facettenreiches Porträt des Woiwoden.


Termin

Podiumsdiskussion und Buchvorstellung "Wer war Dracula? Wahrheit und Mythos"

Veranstaltungsort: Frankfurter Buchmesse, 12. Oktober 2018, 13.00 bis
13.40 Uhr, Education Stage, Halle 4.2/C94

Originalpublikation:

Corpus Draculianum

Thomas M. Bohn, Adrian Gheorghe, Christof Paulus, Albert Weber (Hrsg.):

Corpus Draculianum. Dokumente und Chroniken zum walachischen Fürsten Vlad dem Pfähler 1448-1650.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.harrassowitz-verlag.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PODIUM/216: St. Pölten - Buchpräsentation zum Citizen-Science-Projekt, 17.10.2018


idw - Pressemitteilung: Fachhochschule St. Pölten

BürgerInnen erforschten die Frankfurter Buchmesse

Buchpräsentation zu Citizen-Science-Projekt



Zwölf BürgerInnen aus Niederösterreich und Wien befanden sich letztes
Jahr als "Citizen Scientists" ("BürgerwissenschaftlerInnen") auf der
Frankfurter Buchmesse. Sie untersuchten gemeinsam mit drei
Sozialwissenschaftlerinnen- und -wissenschaftlern der Fachhochschule
St. Pölten im Rahmen eines Forschungsprojekts die Rolle und Bedeutung
von jährlich stattfindenden internationalen Handelsmessen am globalen
Buchmarkt. Die Ergebnisse sind nun als Buch erschienen und werden am
17. Oktober an der FH St. Pölten präsentiert.

Das Projekt "Inside Trading Cultures" (dt.: "Innensicht von
Handelskulturen") der FH St. Pölten untersuchte mit
Feldforschungsmethoden die Rolle und Bedeutung von jährlich
stattfindenden internationalen Handelsmessen des globalen Buchmarkts:
Wie funktioniert der globale Handel mit Büchern und Buchrechten, wie
werden Bücher zu weltweiten Bestsellern, welche Rolle spielen dabei
jährlich stattfindende Buchmessen, was passiert wirklich vor Ort? Um
Antworten auf diese und andere Fragen zu finden, reisten im Oktober
2017 zwölf BürgerwissenschaftlerInnen und drei ForscherInnen des
Instituts für Medienwirtschaft der FH St. Pölten zur Frankfurter
Buchmesse.

"Die Frankfurter Buchmesse gehört zweifelsohne zu den international
bedeutendsten Veranstaltungen der Buchbranche. Die unzähligen auf der
Buchmesse zirkulierenden Texte, Bilder, Bücher, Ideen, Anschauungen
und Themen sind zugleich Ausdruck und prägende Kraft für die
kulturellen, politischen und wirtschaftlichen Diskussionen in vielen
Ländern der Welt. Die Frankfurter Buchmesse ist ein hoch signifikantes
gesellschaftliches Event das über die Buchbranche hinaus von großer
Bedeutung ist", sagt Christoph Musik, Leiter des Projekts und Forscher
am Institut für Medienwirtschaft der FH St. Pölten.

Gesellschaftliche Bedeutung der Buchmesse

Denn auf der Frankfurter Buchmesse werden nicht nur
Brancheninformationen getauscht, Kontakte zu Geschäftspartnerinnen und
-partnern in aller Welt geknüpft und Lizenzen gehandelt, sondern auch
wichtige Themen des öffentlichen Lebens in einer Vielzahl von Lesungen
und Diskussionen verhandelt und medial nach außen getragen.

Die Beiträge des Buches liefern einen vielschichtigen Blick auf
unterschiedliche Aspekte der Buchmesse: dem Austausch von Rechten,
Lizenzen und Kontakten, der politischen Dimension der Messe und ihrem
Bezug zur Öffentlichkeit, der Bedeutung von Fernsehbühnen auf der
Messe, den internationalen und nationalen Präsentationen von Verlagen,
Ländern und Regionen, den Themen Digitalisierung, Hörbuch, Buchhandel
und Kinder-und Jugendliteratur sowie den räumlichen Perspektiven und
Anordnungen am Messegelände.

BürgerwissenschafterInnen forschen und schreiben mit

Im Rahmen der Feldforschung beobachteten die BürgerforscherInnen
teilnehmend auf der Buchmesse. Das bedeutet, dass sie sich auf der
Messe wie andere BesucherInnen bewegten und systematisch herausfanden,
was dort konkret passiert. Dies beinhaltete auch Gespräche mit
Messeteilnehmerinnen und -teilnehmern oder das Sammeln von Materialien
(Broschüren, Fotos etc.). Alle gewonnenen Erkenntnisse wurden
anschließend gemeinsam analysiert und in Form von eigenständigen
Beiträgen im Buch zusammengefasst. Das Forschungsprojekt Inside
Trading Cultures entwickelte einen neuen und bisher einzigartigen
methodisch-konzeptuellen Citizen-Science-Zugang, jenen einer
BürgerInnen-Ethnographie aus unterschiedlichen Blickwinkeln.

"Das Projekt erweitert durch das Einbinden von Bürgerinnen und Bürgern
die Sichtweisen und Deutungen der beteiligten
Sozialwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler um Perspektiven von
Bürgerinnen und Bürgern, die an Literatur und dem Handel mit Büchern
interessiert sind", sagt Andreas Gebesmair, Leiter des Instituts für
Medienwirtschaft der FH St. Pölten.

Workshops und 1.000 Fußkilometer

Vor und nach der Feldforschung fanden Workshops an der FH St. Pölten
statt, die die TeilnehmerInnen auf ihre Forschungstätigkeit und die
Analyse inhaltlich und methodisch vorbereiteten.

In der Zeit auf der Buchmesse hat das Team aus den 15 Forscherinnen
und Forschern laut Musik circa 1.000 Kilometer zu Fuß zurückgelegt.
Die zwölf BürgerwissenschaftlerInnen stammten unter anderem aus St.
Pölten, Melk, dem Pielachtal und Wien. Als ForscherInnen der FH nahmen
Projektleiter Christoph Musik, Institutsleiter Andreas Gebesmair und
die Forscherin Astrid Ebner-Zarl teil.


Öffentliche Buchpräsentation: "Eine BürgerInnen-Ethnographie
 der Frankfurter Buchmesse"

17.10.2018 ab 18:00 Uhr, Bibliothek der FH St. Pölten

Matthias Corvinus-Straße 15, A-3100 St. Pölten

Infos: https://www.fhstp.ac.at/de/newsroom/events/buchpraesentation

Um Anmeldung wird gebeten: mitforschen@fhstp.ac.at

Eine BürgerInnen-Ethnographie der Frankfurter Buchmesse. Ein Experiment.

Christoph Musik, Astrid Ebner-Zarl, Andreas Gebesmair (Hrsg.)

ikon, 2018

106 Seiten, 19,90 Euro

ISBN: 978-3-99023-513-3

Das Buch erscheint auch Open access auf https://phaidra.fhstp.ac.at.

Projekt Inside Trading Cultures:

Das Projekt wird vom Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen
Forschung (FWF) im Rahmen des Programms "Top Citizen Science"
gefördert. https://mitforschen.fhstp.ac.at

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1888

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule St. Pölten, 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/1898: #unteilbar - Für eine offene und freie Gesellschaft, Solidarität statt Ausgrenzung


Amnesty International - 8. Oktober 2018

#unteilbar: Für eine offene und freie Gesellschaft - Solidarität statt
Ausgrenzung

Amnesty International ruft als Bündnispartner zur Teilnahme an der
Großdemonstration am 13. Oktober 2018 in Berlin auf, um ein Zeichen für
eine offene und solidarische Gesellschaft zu setzen



Wann: 

Samstag, 13. Oktober 2018 ab 12:00 Uhr

Wo: 

Berlin (Start: Alexanderplatz, Abschlussveranstaltung: Siegessäule)

Was:


Amnesty International in Deutschland ist Teil des

breiten Bündnisses #unteilbar.

BERLIN, 08.10.2018 - Rassismus und Ausgrenzung sind gesellschaftsfähig
geworden. Humanität und Menschenrechte, Religionsfreiheit und Rechtsstaat
werden offen angegriffen. Es ist ein Angriff, der den Kern unserer
Gesellschaft trifft. Gemeinsam mit einem breiten Bündnis von Organisationen
ruft Amnesty International deshalb dazu auf, am 13. Oktober auf Berlins
Straßen ein Zeichen zu setzen für eine offene und freie Gesellschaft. Grund-
 und Freiheitsrechte dürfen nicht eingeschränkt werden. Rassistisches und
diskriminierendes Gedankengut darf das politische Handeln nicht bestimmen.

Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in Deutschland:
"Die Menschenrechte sind unteilbar. Sie sind Grundlage unseres
Grundgesetzes, unseres Rechtstaates und unser Freiheit. Wenn diese
Grundlage unseres gesellschaftlichen Zusammenlebens auf der Straße oder in
den Medien angegriffen wird, sind wir alle aufgerufen, dafür deutlich und
sichtbar einzustehen. Wenn 70 Jahre nach Verabschiedung der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte die Gegner von Menschenrechten und Demokratie
Morgenluft wittern, dann gilt es überall, und jeden Tag, gemeinsam unsere
offene Gesellschaft zu stärken."

Mehr Informationen unter:

www.amnesty.de/unteilbar

 * 

Quelle:

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ATTAC/1947: Attac-Europakongress - Frischer Wind für europapolitische Debatten


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Kassel, 7. Oktober 2018

Attac-Europakongress in Kassel geht zu Ende: Frischer Wind für
europapolitische Debatten

Diskussionen in Wahlkampf zum EU-Parlament tragen



Mit Veranstaltungen und Aktionen plant das globalisierungskritische
Netzwerk Attac, in den Wahlkampf zum EU-Parlament im Mai 2019
einzugreifen. Dies ist eines der zentralen Ergebnisse des
Attac-Europakongresses, zu dem von Freitag bis Sonntag bis zu 650
Globalisierungskritiker in Kassel zusammenkamen. Mit Gästen aus zehn
europäischen Ländern, darunter Griechenland, Frankreich, Irland,
Russland und Tschechien wurde auf drei Podien, zehn Foren und 60
Workshops über die Zukunft der EU, von Europa und dessen Platz in einer
Welt im Umbruch diskutiert. Eingeladen hatte Attac Deutschland, das
Fachgebiet Globalisierung und Politik der Universität Kassel und
zahlreiche namhafte Kooperationspartner.

Konsens über Notwendigkeit grundlegender Veränderungen

Weitgehende Übereinstimmung unter den Teilnehmenden gab es in der
Einschätzung, dass grundlegende Veränderungen notwendig sind, um aus
Dauerkrisen und Spannungen innerhalb Europas herauszukommen. Gegenüber
Brüssel wurde die Fortsetzung des Widerstands gegen Liberalisierung,
Deregulierung und Privatisierung angekündigt. "Freihandelsabkommen wie
CETA oder die Pläne für eine Kapitalmarktunion lehnen wir ab. Dem Druck
zu Sozialabbau und Austerität werden wir durch grenzübergreifenden Druck
von unten entgegentreten. Stattdessen verstärken wir den Einsatz für
eine Wirtschaft, die gutes Leben für alle, statt maximale Profite und
ungebremstes Wachstum in den Mittelpunkt stellt", kündigt Thomas
Eberhard-Köster, Mitglied im Attac-Koordinierungskreis, an.

Hohe Priorität müsse zudem einer neuen Entspannungspolitik zwischen der
EU und Russland zukommen. Forderungen nach einer Zone der Zusammenarbeit
und gemeinsamen Sicherheit von Lissabon bis Wladiwostok wurden von den
Teilnehmenden begrüßt, eine Militarisierung der EU-Außenpolitik
abgelehnt. Auch die Themen Flucht und Migration wurden debattiert:
"Statt einer Festung Europa fordern wir sichere Fluchtwege, eine humane
Migrationspolitik sowie eine wirksame Bekämpfung der Fluchtursachen",
fast Judith Amler, Mitglied im Attac-Koordinierungskreis, die
Diskussionen zusammen. Hierzu gehöre der Einsatz für eine
entwicklungsfreundliche Weltwirtschaftsordnung, das Ende von ungleichen
Verträgen, wie die Handelsabkommen mit Afrika (EPAs), sowie die
Beendigung von Rüstungsexporten.

Meinungsunterschiede bei Durchsetzungsstrategien

Gleichzeitig wurde auf dem Kongress deutlich, dass es noch nicht bei
allen Fragen gemeinsame Antworten gibt. Kontrovers diskutiert wurde die
Frage, ob am Euro festgehalten oder nach Alternativen gesucht werden
soll. "Offen blieb auch, ob eine pauschale Vertiefung der Integration im
Interesse emanzipatorischer Politik liegt und wohin sie unter den
gegebenen Kräfteverhältnissen führt. Zur Debatte stand auch, ob nicht
auch eine stärkere Öffnung nach außen und eine selektive Rückgabe von
Entscheidungskompetenzen sinnvoll ist, zum Beispiel im Bereich der
kommunalen Daseinsvorsorge", sagt Peter Wahl aus der
Attac-Vorbereitungsgruppe zum Europakongress. Zu strategischen Ansätzen,
wie der Ungehorsam gegenüber EU-Verträgen, die von emanzipatorischen
Kräften diskutiert werden, gab es unterschiedliche Meinungen.

Als Kooperationspartner beteiligt waren namhafte zivilgesellschaftliche
Organisationen: die Gewerkschaften IG Metall, Verdi und GEW; der BUND,
die Heinrich-Böll-Stiftung Hessen sowie die Rosa-Luxemburg-Stiftung,
Mehr Demokratie, die Initiativen Eurexit und "Europa neu begründen", das
Online-Projekt Makroskop, die Arbeitsgemeinschaft Bäuerliche
Landwirtschaft, der Friedensratschlag, das Institut Solidarische
Moderne, Lexit, die Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen
und der VSA-Verlag.




Weitere Informationen:

www.ein-anderes-europa.de

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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VORTRAG/190: Dresden - Vortrag von Dr. Ulrich Schneider zu "Armut in Deutschland" am 25.10.18


idw - Pressemitteilung: Evangelische Hochschule Dresden

Vortrag Dr. Ulrich Schneider zu "Armut in Deutschland" am 25.10.18



Dr. Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Paritätischen
Wohlfahrtsverbandes, hält am Donnerstag, den 25.10.2018 an der
Evangelischen Hochschule Dresden (ehs) einen Vortrag zum Thema "Armut
in Deutschland: Anmerkungen zu einer offensiven Armutspolitik". Der
Vortrag beginnt um 16:45 Uhr im Großen Hörsaal der ehs. Er findet im
Rahmen der öffentlichen Ringvorlesung "Gesellschaftlicher
Zusammenhalt: Was treibt die Gesellschaft auseinander, was hält sie
zusammen?" im Wintersemester 2018/2019 an der ehs statt. Der Eintritt
ist frei.

Dr. Ulrich Schneider studierte Erziehungswissenschaft an den
Universitäten Bonn und Münster und wurde an der Universität Münster
promoviert. Bevor er für den Paritätischen Wohlfahrtsverband tätig
wurde leitete er ein Gemeinwesenarbeitsprojekt mit Schwerpunkt
Familienhilfe und Kinder- und Jugendarbeit in Münster. Beim Deutschen
Paritätischen Wohlfahrtsverband war er tätig als
Sozialwissenschaftlicher Referent, DDR-Beauftragter,
Geschäftsführender Hauptreferent, Geschäftsführer für die Bereiche
Grundsatzfragen, Gremien und Kommunikation, bevor er 1999 dessen
Hauptgeschäftsführer wurde.

Ulrich Schneider erhielt 2012 den Regine-Hildebrandt-Preis für
Solidarität bei Armut und Arbeitslosigkeit der Stiftung Solidarität
und 2014 das Marburger Leuchtfeuer des Magistrats der
Universitätsstadt Marburg und der Humanistischen Union. Er
veröffentlichte zahlreiche Bücher zu sozialpolitischen Fragen.

Der Vortrag findet im Rahmen der öffentlichen Ringvorlesung
"Gesellschaftlicher Zusammenhalt: Was treibt die Gesellschaft
auseinander, was hält sie zusammen?" im Wintersemester 2018/2019 an
der ehs statt. Mit dieser Vorlesungsreihe möchte die Evangelische
Hochschule Dresden "den Dialog zu aktuellen gesellschaftlichen
Herausforderungen befördern, denn Verstehen und Verantwortung sind
grundlegende Prämissen einer Demokratie", so Prof. Dr. Marlies W.
Fröse, Rektorin der ehs.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution706

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Evangelische Hochschule Dresden, 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PREIS/220: Clemens J. Setz erhält den Berliner Literaturpreis 2019 (idw)


Freie Universität Berlin - 05.10.2018

Clemens J. Setz erhält den Berliner Literaturpreis 2019



Die Stiftung Preußische Seehandlung hat auf Beschluss ihrer Preisjury den
österreichischen Schriftsteller Clemens J. Setz (Jahrgang 1982) mit
dem Berliner Literaturpreis 2019 ausgezeichnet. Der Autor nimmt die mit dem
Preis verbundene Berufung der Freien Universität Berlin auf die
Gastprofessur für deutschsprachige Poetik im Sommersemester 2019 an. Der
mit 30.000 Euro dotierte Berliner Literaturpreis zeichnet Autorinnen und
Autoren aus, die mit ihrem literarischen Werk in den Gattungen Erzählende
und Dramatische Literatur sowie Lyrik einen wesentlichen Beitrag zur
Entwicklung der deutschsprachigen Gegenwartsliteratur geleistet haben.

Mit der Preisvergabe geht das Angebot einer Berufung auf die Gastprofessur
für deutschsprachige Poetik am Peter-Szondi-Institut für Allgemeine und
Vergleichende Literaturwissenschaft der Freien Universität Berlin einher.

Die Gastprofessur bietet jeweils im Sommersemester ein Forum für
Textarbeit mit Studierenden der Universitäten und Hochschulen in den
Ländern Berlin und Brandenburg. Bisherige Preisträger und Dozenten waren
Herta Müller, Durs Grünbein, Ilija Trojanow, Ulrich Peltzer, Dea Loher,
Sibylle Lewitscharoff, Thomas Lehr, Rainald Goetz, Lukas Bärfuss, Hans
Joachim Schädlich, Olga Martynova, Feridun Zaimoglu, Ilma Rakusa und
Marion Poschmann. Der Jury des Berliner Literaturpreises 2019 gehören
Michael Gamper, Jutta Person, Stephan Wetzel, Ernest Wichner und Norbert
Christian Wolf an.

In der Begründung für die Preisvergabe heißt es: "Der Schriftsteller
Clemens J. Setz erhält den Berliner Literaturpreis für ein literarisches
Schaffen, das in allen Großgattungen originelle Akzente gesetzt hat. Es
ist von einer schier unerschöpflichen Fabulierlust und absurder Komik
geprägt und glänzt mit einem intertextuellen Anspielungsreichtum, der von
genuin literarischen über philosophische und naturwissenschaftliche bis zu
popkulturellen Diskursen reicht. Dokumentarisches wird mit Fantastik
konfrontiert, genau recherchiertes, zum Teil abseitiges und abstruses
Wissen mit Groteskem und Irrationalem; irreale Traumsequenzen werden
ihrerseits mit rationalen Erkenntnissen verknüpft, wobei die narrative
Kombinatorik stets neue und unerwartete Wendungen nimmt. Ausgehend vom
Debüt Söhne und Planeten (2007) über den zweiten Roman Die Frequenzen
(2009), das Theaterstück Mauerschau (2010) und den so fulminanten wie
rätselhaften Erzählband Die Liebe zur Zeit des Mahlstädter Kindes (2011)
hat Setz konsequent einen idiosynkratischen literarischen Kosmos
geschaffen und sich einen so eigenwilligen wie facettenreichen, gleichsam
musikalischen Schreibstil erarbeitet. Beides führt er im Roman Indigo
(2012), dem ,unlyrischen' Lyrikband Die Vogelstraußtrompete (2014), dem
Monumentalroman Die Stunde zwischen Frau und Gitarre (2015) und dem
bitterbösen Theaterstück Vereinte Nationen (2017) sowie in essayistischen
Texten und Gesprächen zu jeweils neuen Höhepunkten kalkulierter oder
assoziativer Komposition. Setz verbindet darin auf eindrückliche Weise
literarische Traditionsbestände mit formalen Errungenschaften der
Avantgardeliteratur, was sein Schreiben gleichermaßen für ein größeres und
junges Publikum attraktiv macht."

Der Berliner Literaturpreis wird am 20. Februar 2019 vom Regierenden
Bürgermeister und Vorsitzenden des Rates der Stiftung Preußische
Seehandlung, Michael Müller, im Berliner Rathaus verliehen. Der Präsident
der Freien Universität Berlin, Prof. Dr. Günter M. Ziegler, wird die
Berufung des Preisträgers auf die Gastprofessur vornehmen. Die Laudatio
hält die österreichische Literaturwissenschaftlerin Dr. Daniela Strigl.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSICHTEN/8421: Und morgen, den 9. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.10.2018 bis zum 10.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8421 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wolken, Sonne wechselhaft,

treiben mitteltrübe Stunden,

so hilft dann die Sonnenkraft

Frosch Jean-Luc über die Runden.
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STELLUNGNAHME/021: Rumäniens homophobes Referendum (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Rumäniens homophobes Referendum


Von Romania - Torture in Europe, 7. Oktober 2018






[image: Photo by Stefan Botez, CC BY-SA 2.5 [taken from http://monsoux.blogspot.com/ Used with permission (granted via e-mail)] https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5/deed.de, via Wikimedia commons]

Teilnehmer beim GayFest Bukarest 2006

Photo by Stefan Botez, CC BY-SA 2.5 [taken from

http://monsoux.blogspot.com/
used with permission (granted via e-mail)]

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5/deed.de via Wikimedia commons




Menschenrechtsgruppen reichen rechtliche Schritte gegen
homophobes Referendum ein

Ein geplantes Referendum zur Änderung der Definition von Familie in
der rumänischen Verfassung könnte zu einem Verstoß gegen
internationale Menschenrechtsstandards führen und die homophobe
Diskriminierung im Land verstärken, sagte Amnesty International [1],
als sie sich anderen Rechtsgruppen anschloss und in einem Fall vor dem
rumänischen Verfassungsgericht intervenierte.

Das der rumänische Staat Homophobie verbreitet, ist bekannt.
Undenkbare Korruption lauert in jeder Ecke des Landes und ist
allgegenwärtig.

Auch bekannt ist, dass die Pflicht zur Einhaltung der geltenden
Menschenrechtskonventionen nur auf dem Papier anerkannt wurde, um ein
Teil der Europäischen Gemeinschaft zu werden und damit so zu tun, als
habe das Land und mit ihm seine Herrschenden die dunkle Vergangenheit
hinter sich gelassen und sei dadurch berechtigt, die
Milliarden-Förderung aus dem "Gemeinschafts-Topf" zu erhalten und auf
EU-Ebene mitreden zu können.

Auch dachte sich wohl die rumänische Staatsmacht, dass ein Beitritt
zur NATO dienlich wäre, der internationalen Gemeinschaft weis zu
machen, man sei daran interessiert, die Einhaltung der Menschenrechte
auch militärisch durchzusetzen. In der Folge wurden diverse
Stützpunkte im Land eröffnet, die anscheinend geostrategisch von
Bedeutung sind.

Jedoch merken bisher nur wenige, das durch die Beitritte keine
positiven Änderungen im Land stattgefunden haben, welche erkennen
lassen, man sei keine Diktatur mehr und man würde seine Bevölkerung
und andere nicht mehr verfolgen, unterdrücken, foltern oder an Hunger
und Verwahrlosung sterben lassen, wie in der Vergangenheit des Landes.

Auch der Geheimdienst (vergleichbar mit der Stasi), heute SRI genannt
(ehemalige Securitate), ist bis heute umstritten aktiv. Teilweise
sogar mit den alten Machthabern von damals.

Nun, im Jahr 2018, wird versucht das gespaltene rumänische Volk wieder
zu einen, und von den enormen Problemen abzulenken, indem man
homophobe Ängste und Ressentiments schürt.

Anstatt endlich Probleme anzupacken, wird versucht, die täglich
demonstrierende und unterdrückte Bevölkerung wieder zu beruhigen,
indem man ihr das Gefühl gibt, in einem sogenannten Referendum
entscheiden zu dürfen.

Eine Volksabstimmung wird durchgeführt, nicht etwa, um beispielsweise
über Mindestlöhne abzustimmen, mit dem die Arbeitnehmer sich
wenigstens ein Minimum an Menschenwürde finanzieren können, auch wird
nicht abgestimmt, ob vielleicht 30 Euro Sozialhilfe monatlich doch
nicht ausreichen, um als kranker, alter oder hilfsbedürftiger Mensch
am Leben zu bleiben und Miete zahlen zu können.

Nein, es wird versucht den Bürgern und auch der EU vorzugaukeln, es
würde keine anderen Probleme geben, außer, dass es undenkbar ist, das
LGBT (Lesbische, Schwule, Bisexuelle, Transgender oder Intersexuelle
Menschen) den Namen Familie für ihr Zusammenleben zu benutzen.

Gemäß der Auffassung einiger, ist lediglich das Zusammenleben einer
Frau mit einem Mann FAMILIENLEBEN! Andere Konstellationen sollen in
Zukunft verfassungswidrig sein!

Um diesen Fakt in die Verfassung aufnehmen zu lassen, gibt der
verarmte Mitgliedstaat nun mehr als 45 Millionen Euro für eine
Volksabstimmung aus.

Dass Kinder allein oder sogar ganze Familien noch immer in
Kanalschächten oder unterirdischen Fernwärmeschächten unter den
Straßen leben, wird jedoch gekonnt ausgeblendet und verschwiegen.

Auch, dass Minderjährige in staatlichen Kinderheimen von der Polizei,
den Heimleitern und Angestellten verkauft werden, um beispielsweise
sexuelle Beziehungen mit Erwachsenen zu führen, oder Devisen ins Land
zu spülen, wird auch mit aller Macht verheimlicht und bestritten.

Jugendliche, aber auch behinderte Minderjährige, werden in sogenannte
Haftanstalten, in menschenunwürdige Gefängnisse eingeliefert, wo diese
sich gegenseitig sexuell missbrauchen oder sogar töten. Sie werden
eingesperrt mit Erwachsenen ohne Hilfe in absolut ekelhaften,
illegalen Bedingungen! Das ist auch ein Teil der Wirklichkeit und des
traurigen Alltags in diesem Land.

Nun soll absurderweise trotz eines neuen Urteils der EU-Richter ein
Referendum entscheiden, was schon längst entschieden ist!

Das heißt, weiterhin werden EU-Richtersprüche verspottet, und es wird
so getan, als müsse man sich nicht an die Gesetzgebung der
europäischen Union halten.

Mit Blick auf die Aufenthaltsfreiheit von Unionsbürgern und ihren
Familienangehörigen umfasse der Begriff des Ehegatten auch
homosexuelle Partner, entschied der Europäische Gerichtshof (EuGH) in
einem im Sommer 2018 verkündeten Urteil. Nachdem ein Rumäne mit seinem
amerikanischen Ehemann gegen den rumänischen Staat in diversen
Instanzen klagen musste (nachzulesen in einer kurzen Zusammenfassung
der Zeitung taz)[2].

Die Diskriminierung, die unter anderem durch die Rumänisch-Orthodoxe
Kirche, durch die rumänischen Staatsmedien und die dortigen
regierenden korrupten Politiker geschickt "verpackt und verharmlost"
und dann verbreitet wird, hat in Zukunft extreme Auswirkungen für eine
Vielzahl von Menschen, die sich in diesem Land aufhalten.

Welche Ausmaße die verbreitete Homophobie beispielsweise für deutsche
Staatsbürger annehmen kann, wurde bereits veröffentlicht. Unter
anderem im Tatsachenbericht in der Presseagentur Pressenza (Rumänien
ein Alptraum der Menschenrechte und die EU schaut weg)[3].

Auch gab es ein recht neues Urteil des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte, in dem korrupte rumänische Gerichte und die rumänische
Polizei in Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft praktisch wegen
Duldung von homophober Gewallt verurteilt wurden.

Das europäische Gericht erklärte, dass, wenn Hassverbrechen nicht von
Gewaltangriffen, denen keine Vorurteile zugrunde liegen, unterschieden
würden, diese Nichtbeachtung der diskriminierenden Tatmotive einer
Gleichgültigkeit gegenüber Hassverbrechen und einer staatlichen
Duldung derartiger Taten gleichkomme (eine kurze Zusammenfassung des
Urteils hat Amnesty International veröffentlicht)[4].


Homophobie ist heilbar, Homosexualität aber nicht!

Ein Homosexueller Norweger wurde in Rumänien verhaftet, er musste eine
Psychologin in der menschenunwürdigen JVA aufsuchen, die Diagnose der
Rumänischen Psychologin war: Störung der Sexualpräferenz F65.9!

Am 17. MAI 1990 hat die Weltgesundheitsorganisation (WHO) der UNO
Homosexualität aus ihrer Krankheitsliste gestrichen.

Das heißt, es wurde aus der International Classification of Diseases
(ICD) gestrichen. Heute käme kein ernst zu nehmender Wissenschaftler
mehr auf die Idee, Homosexuelle als krank anzusehen.

Jedoch anders im homophoben Rumänien!

Während sogar in den USA immer mehr Staaten die Reparativtherapie
gegen Homosexualität verbieten, verabreichen die sogenannten Ärzte in
Rumänien Medikamente, und stempeln Homosexuelle mit Hilfe einer
Klassifikation F65.9 als krank ab.

Eine Übersetzung und das gesamte Dokument (Name des "Patienten"
geschwärzt) ist hier [5] verfügbar.

Nachdem nun Polen und Ungarn wegen Nichteinhaltung der
Rechtsstaatlichkeit und diversen Verstößen und
Menschenrechtsverletzungen öffentlich gerügt wurden, und hoffentlich
auch mal endlich Strafen zu erwarten haben, vermisst man die längst
überfällige Durchsetzung von Sanktionen gegen Rumänien. Anscheinend
wird dieser Staat von EU-Behörden geschützt oder vergessen, oder
aufgrund der anscheinend wichtigen NATO-Stützpunkte haben die
korrupten Staatsoberhäupter im Land nichts zu befürchten und können
ungestraft weiter machen wie bisher.

Fazit ist, dass in diesem Land immer noch Menschen das Bedürfnis
empfinden, die Verfassungsmäßigkeit der Definition von Familie
anzufechten.

Ein Beispiel um die unglaublichen Vorhaben zu visualisieren: Eine
Frau, die jahrelang von ihrem Mann misshandelt oder missbraucht wurde
und sich danach entschließt, mit einer anderen Frau eine Familie zu
gründen, wird laut rumänischer Verfassung vielleicht in Zukunft von
der Bevölkerung noch härter ausgeschlossen als zuvor.

Oder ein Kind, welches bei seinem Vater aufwächst, und jener sich in
einen anderen Mann verliebt, hat eventuell in Kürze keine Familie
mehr, weil die Definition FAMILIE wie gefordert dann nur noch aus dem
Zusammenleben von Mann und Frau Familie genannt werden darf.

Das nun auch Kinder und Jugendliche, die in diesem Land leben, noch
weiter beeinflusst, verunsichert, diskriminiert oder sogar attackiert
werden, ist vorprogrammiert.

Jugendliche werden von den Staatsmedien und anderen zwielichtigen
Organisationen missbraucht, um "pro Homophobes-Referendum-Werbeclips"
zu produzieren.

Inszeniert wurde beispielsweise diese Werbung mit der Überschrift
"Rumänien für das Referendum", worin junge Menschen des Landes zu den
Senatoren von Rumänien sprechen [6].

Der eindeutig homophobe Charakter dieses Referendums soll verharmlost
werden, in dem man für dieses Referendum z.B. folgende Slogan benutzt:
UNSERE MISSION - Schützen und unterstützen Sie die Familie, die auf
der Ehe zwischen einem Mann und einer Frau beruht.

"Wovor soll man die Familien schützen??? Etwa vor homosexuellen
Menschen, die vorhaben anzugreifen, oder die Ehe zwischen Mann und
Frau auslöschen wollen???

Oder sollen junge Menschen nun auch noch mit Hilfe der Verfassung
davor beschützt werden, mit ihren "anders liebenden" Eltern,
Pflegeeltern oder anderen Familienmitgliedern zusammen als Familie zu
leben?

Wird ernsthaft die Überzeugung verbreitet, dass es besser ist, auf der
Straße zu leben, oder in den diversen unmenschlichen, illegalen
staatlichen Einrichtungen hausen zu müssen, weil auf einmal die
Familie, die man gewohnt ist, keine Familie mehr ist?

Wir hoffen, dass die EU-Kommissare, in Zusammenarbeit mit diversen
Menschenrechtsorganisationen, niemals zulassen, dass dieser Albtraum
wahr wird. Sollte es doch dazu kommen, dass ein EU-Mitgliedstaat
solche homophoben Anwandlungen auch noch in die Verfassung übernehmen
darf, sollten zumindest Reisewarnungen ausgesprochen werden (z.B. von
Seiten des Auswärtigen Amts), in denen Reisende davor gewarnt werden,
das Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit regelmäßig missachtet
werden und man sich nicht auf den Schutz der EU-Gesetzgebung verlassen
kann und einem auch eine Botschaft im Land nicht hilft.

Auch muss davor gewarnt werden, dass insbesonders homosexuelle
Menschen oder Familien befürchten müssen, bei der Durchreise oder bei
einem touristischen Aufenthalt diskriminiert, verspottet, angegriffen
oder sogar verhaftet zu werden, weil sie laut der Verfassung kein
Recht haben, ihr Familienleben vor Ort auszuüben.

Romania - Torture in Europe

Blogg über Menschenrechtsverletzungen in Rumänien

Erstveröffentlicht bei:

http://torture-prison.eu/homophobes-referendum/


Anmerkungen:

[1] https://www.queeramnesty.de/meldungen/artikel/jahr/2018/view/rumaenien-menschenrechtsgruppen-reichen-rechtliche-schritte-gegen-homophobes-referendum-ein.html

[2] http://www.taz.de/!5510424/

[3] https://www.pressenza.com/de/2018/05/rumaenien-ein-alptraum-der-menschenrechte-und-die-eu-schaut-weg/

[4] https://www.queeramnesty.de/laender/artikel/kategorie/europa/view/rumaenien-verurteilt.html

[5] https://torture-prison.eu/wp-content/uploads/2018/10/homophob-doctor-romania.pdf

[6] https://youtu.be/hjt9hj8_Xxo
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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TAGUNG/439: Trier - Nikolaus von Kues und das ökonomische Denken im 15. Jahrhundert, 18.-20.10.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Trier

Geld und Arbeit im Spätmittelalter

Internationales Symposion zu Nikolaus von Kues und dem ökonomischen
Denken im 15. Jahrhundert.



Die Themen Geld und Arbeit sind in unserer Zeit allgegenwärtig. Doch
welche Rolle spielten sie im Spätmittelalter? Wie wurden sie
reflektiert? Wie sah ökonomisches Handeln im 15. Jahrhundert aus?

Erstmals bezieht ein interdisziplinäres Symposion diese Fragestellung
auf den gemeinhin als Philosophen, Theologen und Kirchenrechtler
bekannten Nikolaus von Kues (lateinisch Cusanus) und verortet sein
Denken und Wirken in seiner Zeit. Die Tagung, die vom 18. bis 20.
Oktober in Trier stattfindet, wird veranstaltet vom Institut für
Cusanus-Forschung an der Universität Trier und Theologischen Fakultät
Trier und dem Wissenschaftlichen Beirat der Cusanus-Gesellschaft. Alle
Interessierten sind herzlich willkommen.

In seiner kurzen Autobiographie, die er am 21. Oktober 1449 in Kues
schrieb, betonte Nikolaus von Kues, dass - wie alle wüssten - die
heilige römische Kirche nicht auf den Geburtsort und die soziale
Herkunft des Einzelnen schaue, sondern dessen Tugenden großzügig
entlohne. Cusanus war sich bewusst, dass seine bisherige Karriere auf
seiner Bildung und seinen Leistungen beruhte. Ferner war er ein
ökonomisch denkender Mensch, der das eigene Vermögen und das der
Kirche zu mehren versuchte. Der Kaufmannssohn und studierte Jurist
Nikolaus von Kues, der als päpstlicher Legat, Fürstbischof und
Kardinal tätig war, agierte in verschiedenen Rollen und Funktionen.
Durch sein Handeln und die Bilder, die er jeweils von sich entwarf,
wirkte er an der Aushandlung der im 15. Jahrhundert unscharfen und
umstrittenen Grenzen des im Umgang mit Reichtum moralisch Vertretbaren
mit. Zugleich, und das macht den besonderen Reiz der Beschäftigung mit
Cusanus aus, reflektierte er die Phänomene seiner Lebenswelt auf einer
philosophischen und theologischen Ebene.

Vortragende sind u. a. Prof. Dr. Markus Denzel (Universität Leipzig),
Prof. Dr. Claudia Märtl (LMU München), Prof. Dr. Cary Nederman (Texas
A & M University). Die Leitung der Veranstaltung liegt bei Prof. Dr.
Petra Schulte (Universität Trier) und Prof. Dr. Isabelle Mandrella
(LMU München).

Datum: 18.-20.10.2018

Ort: Vortragssaal der Dom-Information Trier, Liebfrauenstr. 12/Ecke
Domfreihof

Anmeldung: um Anmeldung wird gebeten (per Mail: cusanus@uni-trier.de)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Trier, 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/761: Essen - Missgunst und Ressentiment bei David Foster Wallace und Friedrich Nietzsche, 23.10.


idw - Pressemitteilung: Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Das schleichende Gift.

Missgunst und Ressentiment bei David Foster Wallace und Friedrich Nietzsche

Ein Vortrag von Markus Rautzenberg in der Reihe "Kleine Gefühle"

Dienstag, 23. Oktober 2018, 18 - 20 Uhr

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Gartensaal, Goethestraße 31, 45128 Essen



Von Montaigne über Nietzsche bis David Foster Wallace ist das
Ressentiment stets als eines jener Gefühle beschrieben worden, die
"klein" genannt werden können, weil sie niedrig und gemein sind. Es
vergiftet die Seele und lebt sich aus in Gewaltfantasien. Es ist ein
Gefühl, das nicht so sehr klein ist, sondern klein macht, ein
Verderber des Lebens und des Denkens. Ressentiment ist als Begriff
schwer zu übersetzen und wird zumeist ähnlich wie das englische
resentment im Sinne von Groll, Missgunst oder Übelnehmen gebraucht.
Wenn man allerdings wie der "Spiegel" in einer seiner letzten Ausgaben
mit Blick auf den Autor eines bestimmten Machwerks zum Thema "Islam"
treffend von "Technikern des Ressentiments" spricht, so spürt man
unterhalb und als Fundament der gerade angesprochenen Missgunst ein
komplexeres Miasma an gemischten Gefühlen, die allerdings derart
unangenehm sind, dass sie es als solche schwer haben, zu Bewusstsein
zu kommen. Denn wenn sie bewusst wären, würden sie kein gutes Licht
auf den eigenen Charakter werfen, was wir natürlich stets sorgfältig
zu vermeiden versuchen, vor anderen ebenso wie vor uns selbst.

Der Vortrag des Philosophen Markus Rautzenberg konzentriert sich auf
die spezifische Form dieses Gefühls, denn das Ressentiment ist auf
Dauer angelegt. Es hängt an Erinnerung, Wiederholung, Gedächtnis. Nie
weit entfernt von der Neurose, aber doch auch nicht einfach
individualpsychologisch erklärbar. Gibt es hieraus einen Ausweg?

REFERENT 

Markus Rautzenberg, Professur für Philosophie am Fachbereich
Gestaltung der Folkwang Universität der Künste, Essen

VERANSTALTER 

Eine Veranstaltung des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI)

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.kulturwissenschaften.de

Online-Auftritt des KWI

http://www.kwi-nrw.de/home/kleinegefuehle.html

Kleine Gefühle - Veranstaltungsreihe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLANZEN/045: Ein Baum braucht gemischte Gesellschaft ... (SB)




Der Kakaobaum ist nicht nur so ungemein interessant, weil an ihm die
Kakaobohnen reifen, aus denen später einmal Schokolade und
Kakaogetränke gefertigt werden, er ist auch für sich genommen eine
ganz besondere Pflanze. In diesem Artikel geht es also nicht um die
Schokoladenherstellung, sondern einzig um den Baum, dem wir zwar die
Kakaobohnen verdanken, die aber ganz bestimmt nicht für uns Menschen
wachsen. Es handelt sich ganz einfach um die Samenkörner, die der
Verbreitung der Kakao-Pflanze dienen, wie beispielsweise die Walnüsse
dem Walnußbaum, die Kirschenkerne der Kirsche oder die Apfelkerne
in den leckeren Äpfeln dem Apfelbaum.

Der Kakaobaum ist ein echter Dschungelbewohner. In den Regenwäldern
von Lateinamerika ist er zuhause. Dort, wo es warm, feucht und schattig
ist, fühlt er sich wohl. Als immergrüner Baum wächst er bis zu 15
Meter hoch. Mittlerweile werden Kakaobäume auch in Asien und Afrika
angepflanzt, in besonders hoher Anzahl an der Elfenbeinküste und in
Ghana.

Auffällig sind seine vielen unzähligen Blüten mit ihrer weißen, zart
rosa bis roten Farbe, weil sie an einem dicken Stängel direkt aus dem
Stamm oder an den starken, kräftigen Ästen des Kakaobaumes heraus
wachsen. Die Bestäubung der Blüten übernehmen Mücken und Fliegen.






[image: An einem Baumstamm wachsen rund herum viele kleine Kakaoblüten - Foto: 2011, by Daderot [Public domain], from Wikimedia Commons]

Kakaoblüten wachsen direkt am Stamm

Foto: 2011, by Daderot [Public domain], from Wikimedia Commons




Nach der Blütezeit bilden sich die Früchte des Kakaobaums aus. Nun
kann man sich vorstellen, warum der Blütenstiel ziemlich dick ist,
denn die Frucht, die er tragen muss, wenn sie voll ausgereift ist,
erreicht eine Größe von 20 cm und kann bis zu 500 Gramm wiegen. Sie
ist etwa so groß wie eine Ananas, hat aber eine ovale Form und ist
zunächst grün, färbt sich dann im Verlauf der Reifung je nach Sorte
mal rot, gelb oder lila.




[image: Ein großer Baum mit dichtem, grünem Blätterdach und einer großen Zahl an orange-roten Früchten - Foto: 2005, by Francesco Veronesi (on Flickr) [CC BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via Wikimedia Commons]

Kakaobaum mit reifen Früchten

Foto: 2005, by Francesco Veronesi (on Flickr) [CC BY-SA 2.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via Wikimedia Commons



Die Schale ist dann hart und ledrig. Darin verborgen liegen die
Samenkörner - die Kakaobohnen! Eingebettet in einer weißen, glibbrigen
Masse, befinden sich ca. 50 Stück von ihnen in waagerechter Anordnung,
wie auf dem Bild gut zu sehen ist.




[image: Eine ganze rotbräunliche Frucht, eine in der Längshälfte aufgeschnittene Frucht mit weißen Fruchtfleisch und den waagerecht angeordneten Samenkernen (Kakaobohnen), eine Hälfte ohne Samenkerne sind abgebildet - Foto: 2012, by Genet at the German language Wikipedia [CC BY-SA 3.0 de (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/deed.en)], from Wikimedia Commons]

Kakabohne ganz und aufgeschnittene Hälften

Foto: 2012, by Genet at the German language Wikipedia [CC BY-SA 3.0 de
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/deed.en)], from
Wikimedia Commons



Die Frucht fällt zu Boden und dient verschiedenen Säugetieren des
Regenwaldes als leckere Mahlzeit. Durch das Fressen und Ausscheiden
tragen die Tiere zur Verbreitung der Samen des Kakaobaumes bei und
erhalten durch den Verzehr der sehr nahrhaften Früchte eine
gehaltvolle Nahrung.

Ein Kakaobaum wächst, blüht und bildet übers ganze Jahr Früchte aus.
Blätter verliert er, als immergrüne Pflanze, nur einzelne. Aber er ist
sehr empfindlich und einigen tödlichen Gefahren ausgesetzt. Zum
einen gehen Forscher davon aus, dass es aufgrund der Klimaerwärmung
zum Aussterben des Kakaobaumes bereits im Jahr 2050 kommen könnte. Der
Baum wächst und gedeiht nur in ganz bestimmten Regionen der
Regenwälder besonders gut, und er trägt dort wirklich viele Früchte,
wo er ausreichend Regen abbekommt und die Luftfeuchtigkeit hoch genug
ist. Außerdem sollte die Temperatur übers ganze Jahr um die 25°C
betragen. Diese Bedingungen finden Kakaobäume nur in den Regenwäldern
rund 20 Kilometer nördlich und südlich des Äquators.

Würde die Temperatur auf der Erde beispielsweise um 2,1°C steigen, so
würden sich auch Trockenheit und Dürren ausbreiten, die für die
Kakaobäume über kurz oder lang zum Absterben führen würden. Da es
heute absehbar ist, dass die Erderwärmung stattfindet, forschen
Wissenschaftler daran, Kakaobäume zu züchten, die robuster und
unempfindlicher sind.

Doch die Kakaobäume sind auch heute schon stark gefährdet. Pilze und
Viren machen ihnen zu schaffen und zerstören die Bäume ganz oder
sorgen dafür, dass sie keine Früchte mehr tragen. Nach
wissenschaftlichen Schätzungen fällt nahezu ein Fünftel der jährlichen
Kakaoernte den natürlichen Feinden der Kakaopflanze zum Opfer. Die
größten Kakaofeinde tragen Namen wie "Black Pod", "Frosty Pod" oder
"Witches Broom". Es handelt sich bei all den genannten um
Pilzkrankheiten, die bis zu 50% der Baumbestände vernichten können.
Auch ein Virus, der von Blattläusen übertragen wird, kann innerhalb
von ca. 2 Jahren zum Absterben eines ganzen Baumbestandes,
beispielsweise auf einer Plantage führen. Bekämpfen kann man den
Pilz- oder Virusbefall nur durch Verbrennen der erkrankten Bäume.

Möglicherweise ist die Unzahl an Blüten und die reichliche
Fruchtausbildung die Gegenmaßnahme des Kakaobaumes. Er sorgt auf diese
Weise für eine große Zahl an Samenkernen, die im Regenwald verbreitet
werden und an anderer Stelle zu einer neuen Kakao-Pflanze heranwachsen
können. Im besten Fall haben sich dort noch keine der gefährlichen
Pilze oder Viren ausgebreitet und es können neue, gesunde Bäume
sprießen und für den Fortbestand dieser Pflanzenart sorgen.




[image: Viele dichte neben- und übereinander wachsende reife, gelbe Kakaofrüchte am Stamm - Foto: 2007, by Piekfrosch (Wikipedia-User) (selbst fotografiert Borneo/Malaysia) [Public domain], via Wikimedia Commons]

Viele Kakaofrüchte am Stamm, von unten gesehen

Foto: 2007, by Piekfrosch (Wikipedia-User) (selbst fotografiert
Borneo/Malaysia) [Public domain], via Wikimedia Commons




Eine weitere Bedrohung stellen auch die Rodungen der Regenwälder dar.
Je mehr von diesen Wäldern vernichtet werden, desto weniger Raum
bleibt für die empfindlichen Kakaobäume unter natürlichen klimatischen
Bedingungen wachsen und gedeihen zu können. Die Frage bleibt doch,
warum Wissenschaftler (und all die Unternehmen, die Schokoladen- und
Kakaoprodukte herstellen), sich nicht in erster Linie für den Erhalt
der Regenwälder einsetzen, sondern sich stattdessen vorrangig bemühen,
robustere Sorten zu züchten?



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.abenteuer-regenwald.de/wissen/pflanzen/kakaobaum

https://www.n-tv.de/wissen/Kakaobaeume-durch-Klimawandel-bedroht-article20210246.html

https://theobroma-cacao.de/wissen/kakaobaum/krankheiten/
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LESUNG/1788: Lippstadt - "Anton und Stups" am 11. Oktober 2018


Stadt Lippstadt

Vorlesestunde "Anton und Stups" in der Stadtbücherei

Lesen und basteln für Kinder von fünf bis sieben Jahren



Lippstadt. Die nächste Vorlesestunde für Kinder von fünf bis sieben
Jahren findet am Donnerstag, 11. Oktober 2018, von 16 Uhr bis 17.30
Uhr in der Thomas-Valentin-Stadtbücherei statt. "Anton und Stups"
heißt das Bilderbuch von Claire Freedman und Kate Hindley, das an
diesem Tag vorgestellt wird.

Im Anschluss an die Vorlesestunde wird wieder gebastelt. Wegen der
begrenzten Teilnehmerzahl ist eine Anmeldung erforderlich unter
02941/980-240. Für das Bastelmaterial wird ein Kostenbeitrag in Höhe
von einem Euro eingesammelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Oktober 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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LESUNG/1787: Leverkusen - "Wolle & Butz - Mit Sack und Pack ins Abenteuer" am 11. Oktober 2018


Stadt Leverkusen

Wolle & Butz - Mit Sack und Pack ins Abenteuer 



Unter dem Motto "Lesen verleiht Flügel" wird an jedem Donnerstag in
der Kinderbibliothek vorgelesen. Am Donnerstag, 11. Oktober, liest
Vorlesepatin Michélé Demel das Bilderbuch "Wolle & Butz - Mit Sack und
Pack ins Abenteuer" von Charlotte Habersack vor. Das Buch ist
illustriert von Igor Lange. Wolle und sein Traktor Butz wollen nach
Afrika reisen, zu Wolles Tochter und Enkel. Mit Tempo 18 km/h starten
sie ins Abenteuer, aber bald beginnt es zu regnen...

Zu dieser Vorlesestunde lädt die Kinder- und Jugendbibliothek alle
interessierten Kinder ab 5 Jahren herzlich ein. Die Veranstaltung
beginnt um 16.00 Uhr. Der Eintritt ist frei. Eine Voranmeldung ist
nicht erforderlich.

Ort: Kinderbibliothek im Erdgeschoss der Hauptstelle der
Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





MUSEUM/839: Bielefeld - Taschenlampenführung "Nachts im Museum" am 13.10.


Stadt Bielefeld

"Nachts im Museum" für Familien



Bielefeld (bi). In einer Taschenlampenführung geht es am Samstag, 13.
Oktober, für Groß und Klein im Historischen Museum auf eine Zeitreise
in die Vergangenheit. Nach einem Rundgang nur mit dem Licht der
Taschenlampen wartet auf die Kinder eine Schatzsuche. Die
Taschenlampenführung startet um 19.30 Uhr und kostet sechs Euro für
Kinder und vier Euro für Erwachsene. Der Rundgang ist für Familien mit
Kindern von fünf bis zwölf Jahren geeignet. Anmeldungen unter Telefon
0521 51 36 35.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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SPORT UND SPIEL/240: Braunschweig - "Spiel & Spaß rund um die Konsole" am 12.10.2018


Stadt Braunschweig

"Spiel & Spaß rund um die Konsole" in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Die Stadtbibliothek bietet im Rahmen von FiBS am
Freitag, 12. Oktober, von 14 bis 17 Uhr ihre Veranstaltung "Spiel &
Spaß rund um die Konsole" an. Der Eintritt ist frei, weitere
Informationen unter der Telefonnummer (05 31) 4 70 68 34. Bei dem
Konsolenspielenachmittag können Kinder und Jugendliche ab acht Jahren
ihre Sportlichkeit testen, Geschicklichkeit beweisen, denken und
knobeln. Verschiedene Spiele und Konsolen stehen zum Ausprobieren und
Kennenlernen bereit. Die Aktion wird von spielkundigen und
spielfreudigen Mitarbeitern der Stadtbibliothek betreut, sodass auch
jederzeit Fragen rund um die Spiele beantwortet werden können. Es wird
aus einem reichhaltigen Angebot von rund 3.500 Spielen geschöpft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUFBAU/545: Zwischen Westen und Trikont - 68er-Bewegung in der Türkei


aufbau Nr. 94, September/Oktober 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Zwischen Westen und Trikont - 68er-Bewegung in der Türkei

1968 Welche Rolle die 68er Bewegung in der Türkei einnahm und
welche Perspektiven daraus entstanden.




(agkkzh) Während sich Retrospektiven zur 68er Bewegung
oftmals auf die Zentren im Westen konzentrieren, wollen wir mit diesem
Artikel einen Blick aus den Zentren heraus an den Rand des politischen
Westens werfen und die 68er Bewegung in der Türkei anschauen. Die
Türkei ist wichtig, weil wir uns in der aktuellen politischen Lage mit
ihr wegen der revolutionären Tradition oder der strategischen
Bedeutung für den Imperialismus befassen. Damit wollen wir unseren
Blick auf die Politik in der Türkei um ein wichtiges historisches
Ereignis erweitern und aufzeigen, dass ausserhalb des Westens linke
Politik gemacht wurde und wird.

Die aktuelle politische Lage in der Türkei weckt das Interesse der
revolutionären Linken. Sei dies bezüglich der Linken in der Türkei
oder auch hier im westlichen Exil, oder bezüglich der Auswirkungen der
Politik der AKP-Regierung am präsenten Beispiel von Syrien. Diese
Politik darf aber nicht ohne Bezugnahme auf die historischen Vorläufer
betrachtet werden.




KASTEN

 1968





Im 50. Jubiläumsjahr der 68er-Bewegungen erscheint eine Fülle von
 Artikeln und Zeugnissen. In bürgerlichen Medien geht eine, uns auch
 sonst bekannte, Geschichtsinterpretation umher, oft in Form von
 Gesprächen mit damaligen (männlichen) Revolutionären, welche sich aber
 mittlerweile mit der bürgerlichen Gesellschaft des kapitalistischen
 Westens arrangiert haben, oder sogar Teil der Elite geworden sind. In
 linken Publikationen gibt es neben nostalgisch-emotionalen (welche als
 linke Erinnerungskultur durchaus ihren Platz haben sollen) auch
 differenzierte und ganz wichtig, auch auf die Gegenwart resp. Zukunft
 gerichtete Artikel. 





Ein antiimperialistisches 1968 in der Türkei Die 68er-Bewegung und die
daraus resultierenden Organisationen stellen für praktisch alle linken
Parteien und Strukturen in der Türkei nach wie vor einen wichtigen
Referenzpunkt dar. Genau so wie in westlichen Industriestaaten die
Organisierung von ArbeiterInnen, Arbeitskämpfe und
Studierendenproteste existierten, spitzten sich diese gepaart mit der
Thematik des Vietnam-Krieges auch in der Türkei zu.

So legte in Istanbul 1968 die US-amerikanische 6. Flotte an. Das
Ankerlegen des amerikanischen Militärs an der Küste Istanbuls, der
Vietnamkrieg und die anti-NATO Haltung im Allgemeinen hatten heftige
Proteste zur Folge. US-amerikanische Matrosen wurden durch die
Protestierenden angegriffen und ins Meer geworfen. Bei einer darauf
folgenden Razzia in einem Istanbuler Studentenheim kam ein Jurastudent
um. Gepaart mit der Solidarität mit Kämpfen im Nahen Osten, sowie dem
Kampf im Innern gegen einen verkrusteten autoritären Staat,
entwickelte sich die Linke in der Türkei rapide. Die Militanz in den
Arbeitskämpfen und der Organisierung sowie im bewaffneten Kampf nahm
zu.


Militante Aktion und Reaktion

Die proletarischen und antiimperialistischen Kämpfe 1968 blieben nicht
ohne Folgen. Viele Organisationen begannen, militärische Strukturen zu
schaffen. Schliesslich sollte der militärische Kampf in einer
Revolution münden. Diese linke Bedrohung blieb von der türkischen
Regierung und ihren NATO-Partnern nicht unbemerkt. Die Reaktion darauf
war, dass die Regierung in der Türkei sowie die NATO begannen,
faschistische und später auch islamistische Organisationen
(mit-)zugründen und finanziell und organisatorisch zu unterstützen.
Ein bekanntes Beispiel ist die Organisation "Graue Wölfe" welche durch
verschiedene staatliche Strukturen und Akteure unterstützt worden ist
und bis heute unterstützt wird. Durch diese Gegenaufrüstung
verschärfte sich der Konflikt. Angriffe und Gegenangriffe in den
Bergen wie in den Städten lagen an der Tagesordnung und die
herrschenden Regierungen versuchten, die entstehenden linken
Strukturen mit allen Mitteln zu bekämpfen.


Auswirkungen

Die militärische Aufrüstung hatte frappante Folgen für die
verschiedenen linken Organisationen. Unter ständigem Beschuss stehend,
verschärften sich auch interne Konflikte. Die einst geeinten
Organisationen begannen sich oftmals entlang ideologischen Linien
aufzusplittern und verzettelten sich in Grabenkämpfen. Währenddessen
gewann die Gegenseite stetig an Macht. Unter dem autoritären Regime
sowie durch die Unterstützung seitens der NATO konnten sich
faschistische und islamistische Gruppen immer weiter organisieren und
ihren Einfluss festigen.

Eine weitere Auswirkung war das Verbinden der türkischen Linken mit
der kurdischen Freiheitsbewegung. Deren grösste Organisation, die PKK,
wurde zur stärksten linken Organisation in der Türkei, da sie nach dem
Militärputsch von 1980 wegen ihren internationalen Strukturen weniger
an Repressionen litt als die meisten türkischen Linken Organisationen.


Perspektive

Noch heute wirken die Ereignisse der 68er-Bewegungen nach. Die Linke
in der Türkei ist nach wie vor in vielen, kleinen Gruppen organisiert
und führt eine Politik, welche ihre Energien nicht nur auf die
gemeinsame Perspektive fokussiert, sondern leider auch auf die
spaltenden Differenzen. Interessanterweise schaffte es in den letzten
Jahren zumindest ein Teil der türkischen Linken sich unter dem Dach
der parlamentaristischen kurdischen Befreiungsbewegung (HDP) zu
vereinen.

Es stellt sich die Frage, ob die Linke in der Türkei fähig ist, sich
weiter zu vereinen und ob eine Rückbesinnung auf die 68er-Bewegung
förderlich dafür ist oder nicht.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
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IMI/895: Koreanische Halbinsel - Tauwetter am 38. Breitengrad


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2018/24 vom 8. Oktober 2018

Koreanische Halbinsel: Tauwetter am 38. Breitengrad

von Claudia Haydt



Dorasan ist ein Geisterbahnhof. Dicht an der Grenze zwischen Nord- und
Südkorea könnte er das 56km entfernte Seoul mit dem gut 200km im Norden
liegenden Pjöngjang verbinden, wenn dem nicht ein breiter Grenzstreifen
entlang des 38. Breitengrades und ein Berg an politischen Problemen im Wege
stünden. Seit einigen Monaten gibt es dennoch Anzeichen dafür, dass Dorasan
Chancen darauf hat, in absehbarer Zukunft Teil eines trans-eurasischen
Eisenbahn-Netzwerks zu werden und die Teilung der koreanischen Halbinsel,
wenn nicht aufgehoben, so doch wenigstens teilweise überwunden wird. Woher
kam dieser Umschwung? Wie fragil ist der Friedensprozess? Diesen und
weiteren Fragen soll der folgende Artikel nachgehen, wobei der Schwerpunkt
auf den Entwicklungen in Südkorea liegt, ohne die das sich anbahnende
Tauwetter möglicherweise keine Chance gehabt hätte.

Friedlicher Aufstand im Süden

Zur Erinnerung: Im Herbst 2016 wurde die Amtsenthebung der korrupten,
autoritären, militaristischen und stramm US-orientierten Regierung von
Präsidentin Park Geun-hye durch friedliche Kerzenlicht-Demonstrationen
erzwungen. Millionen von Menschen in ganz Südkorea protestierten monatelang
und veränderten das zuvor äußerst repressive Klima im Süden grundlegend.
Zwischenzeitlich wurde Frau Park zu 25 Jahren Gefängnis verurteilt. Am 31.
Mai 2017 fanden Neuwahlen statt und im Juli 2017 skizzierte der neugewählte
demokratische Präsident Moon Jae-In bei einem Vortrag[1] in Berlin seine
Vorstellungen für eine Friedenslösung. Er war gewählt worden, weil er eine
demokratischere und sozialere Politik als seine Vorgängerin versprach,
inklusive der deutlichen Erhöhung des Mindestlohnes. Anstelle der
Aufrüstung gegen den Norden, der Konfrontation mit China und der
Stationierung des US-Raketensystems THAAD kündigte er Entspannungspolitik,
Annäherung und Friedensverhandlungen an. Auch wenn die politischen
Vorzeichen angesichts von Interkontinentalraketentests des Nordens und
Drohungen Trumps mit einem Angriff auf Pjöngjang zum Zeitpunkt von Moons
Berliner Rede äußerst schlecht waren, erwies sich der von ihm vorgestellte
Plan als richtungsweisend.

Die an Absurdität kaum zu überbietenden Drohungen und Gegendrohungen
zwischen Kim Jong-un und Präsident Trump, die im Herbst 2017 Komplimente
wie "Raketen-Mann" und "geisteskranker Tattergreis"[2] austauschten,
führten schließlich mehr oder weniger nach Moon Jae-ins Drehbuch zu einer
Annäherung zwischen den USA und Nordkorea. Dies ist umso überraschender,
als Moon Jae trotz des Präsidialen Systems in Südkorea nur eine begrenzte
Machtbasis hat.

Prekäre Machtbasis im Innern

Moon hat keine eigene Mehrheit im Parlament und die meisten der staatlichen
Institutionen wurden von seiner Vorgängerin auf einen autoritären,
neoliberalen und streng transatlantischen Kurs getrimmt. Besonders
auffällig ist dies im Bereich der Justiz und der Militärpolitik. Die
nationalen Sicherheitsgesetze hängen in Südkorea nach wie vor wie ein
Damoklesschwert über politischen Aktivisten, da nahezu jede
Friedensinitiative auch als eine Gefährdung der nationalen Sicherheit
interpretiert und entsprechend geahndet werden kann. Die fortgesetzte
Inhaftierung des linken Politikers Lee-Seok-ki ist hier ein mahnendes
Beispiel. Er sitzt seit fünf Jahren 23 Stunden am Tag in einer 2,5
Quadratmeter großen Zelle und müsste dort entsprechend seiner Verurteilung
noch weitere 4 Jahre bleiben. Er wurde für politische Aktivitäten bestraft,
die im Kern nichts anderes beinhalten als die Annäherungs- und
Friedenspolitik, die heute von der koreanischen Regierung verfolgt wird.

Gleichzeitig hatte die US-Regierung das koreanische Machtvakuum zwischen
der Absetzung von Präsidentin Park und der Neuwahl von Präsident Moon
genutzt, um das Raketensystem THAAD schneller als ursprünglich geplant auf
dem Süden der Halbinsel zu stationieren. Diese Stationierung belastet die
Beziehungen zu China stark.[3] Deswegen hatte der neugewählte Präsident
Moon zu Beginn seiner Amtszeit versucht mit einem Memorandum die weitere
Stationierung aufzuhalten und musste dann feststellen, dass sie mit
Unterstützung des koreanischen Militärs dennoch fortgesetzt wurde.

Ein Drehbuch für den Frieden?

Moon setzte seinen Kurs dennoch beharrlich fort. Er hatte vorgeschlagen,
Nordkorea solle an den Olympischen Winterspielen teilnehmen, was im Februar
2018 in Pyeongchang dann auch stattfand. Seine Begründung: "Sport
verbindet". Die Präsenz einer großen nordkoreanischen Delegation und die
zahlreichen Bilder von sportlicher Kooperation der Teams aus den beiden
Koreas dienten vor allem dazu, in Südkorea eine Offenheit für die
politische Annäherung zu schaffen.

Moon hatte in Berlin vorgeschlagen, dass beide Seiten künftig alle
Feindseligkeiten an der Grenze zwischen Nord und Süd unterlassen. Obwohl es
in den Monaten nach seiner Rede überhaupt nicht danach aussah -
Raketentests im Norden und US-Großmanöver verschärften die Konfrontation -,
öffneten die Olympischen Spiele genau das politische Fenster, das notwendig
war, um der Diplomatie eine Chance zu geben.

Während der olympischen Spiele verzichteten die US-Militärs auf Manöver im
Süden und der Norden hielt sich ebenfalls zurück. Auch wenn die Annäherung
zwischen den USA und Nordkorea anfangs sehr holprig stattfand, der Dialog
zwischen den beiden Koreas wurde kontinuierlich intensiver. Eine
hochrangige Delegation[4] aus dem Norden, die sich am Rande der Olympischen
Winterspiele auch mit Präsident Moon traf, war hier ein wesentlicher
Schritt.

Die Weltöffentlichkeit nahm vor allem die Wirren um das angekündigte, dann
abgesagte und dann wieder aufgenommene Gipfeltreffen zwischen Kim und Trump
in Singapur wahr. Man kann mit gewisser Berechtigung von einem historischen
Gipfel sprechen. Die Zusage einer "vollständigen Denuklearisierung" der
koreanischen Halbinsel stimmt hoffnungsvoll. Leider enthält das gemeinsam
unterzeichnete Gipfeldokument im Kern nur eine Willenserklärung, und
konkrete Aussagen zur Umsetzung der Denuklearisierung sowie der
"Sicherheitsgarantien" für Nordkorea fehlen bisher vollständig.

Trump braucht Erfolge

Das Interesse der Staatschefs der beiden Koreas an einem Friedensvertrag -
über 65 Jahre nach Ende des Koreakrieges - ist absolut verständlich. Es
lässt sich jedoch trefflich spekulieren, warum Trump plötzlich ein so
starkes Interesse an einem Vertrag mit dem Norden hat. Vielleicht ist es
Kim gelungen, genau den Stil der Auseinandersetzung zu finden ("Mein
Atomknopf ist größer als deiner"), der mit Trump kompatibel ist.
Wahrscheinlicher ist jedoch, dass Trump dringend auf der Suche nach
vorzeigbaren Erfolgen ist. Die Abrüstung Nordkoreas, dessen Raketenprogramm
in den USA als Bedrohung diskutiert wird, wäre eine willkommene positive
Schlagzeile für den angeschlagenen Präsidenten. Gleichzeitig könnte durch
einen Friedensprozess auch der Einfluss der USA auf der koreanischen
Halbinsel sinken und damit die Stationierung von zehntausenden US-Soldaten
gefährdet sein. Im Kern geht es für die USA um die Frage, ob sie in der
Lage wäre, den Prozess einer politischen und ökonomischen Annäherung
zwischen den beiden Koreas zu dominieren und so weiterhin Einfluss auf dem
ostasiatischen Festland zu haben, oder ob ein souveränes Korea sich stärker
an China orientieren würde.

Die Antwort auf diese Frage ist für alle Beteiligten von höchster Relevanz
und so richten sich aus verschiedenen Blickwinkeln die Augen auf das
historische Beispiel der deutschen Wiedervereinigung aus deren Erfolgen
oder Fehlern sowohl die beiden Koreas als auch China und die USA jeweils
unterschiedliche Schlüsse ziehen. Trumps Administration ist relativ
optimistisch, dass sie einen Annäherungsprozess kontrollieren könnte.
Während die Staatschefs der beiden Koreas versuchen eine souveränere
Politik zu gestalten - unterstützt von China.

Politische Analysten bringen deswegen den alten Gedanken der Blockfreiheit
wieder ins Spiel und stellen die Frage, ob ein neutrales Korea möglich
wäre. Der Politikwissenschaftler Sangpil Jin sieht in einer vertraglich
abgesicherten Deklaration der "dauerhaften Neutralität" durch die
Regierungen Nord- und Südkoreas einen erfolgversprechenden Neuansatz ("game
changer")[5] in der Sicherheitsarchitektur Ostasiens. "Ein dauerhaft
neutrales Korea könnte China die Rückversicherung geben, dass dieses Tor
ins Herz des Eurasischen Kontinents weniger von den geopolitischen
Ansprüchen Washingtons beeinflusst wird. Vom Standpunkt der USA aus (...)
könnte die geographische Lage eines neutralen Korea die Hegemonieansprüche
Chinas einhegen, da die Halbinsel einen natürlichen Puffer zwischen dem
kontinentalen und maritimen Asien bildet." Sangpil Jin entwirft dabei die
positive Vision von Korea als einem Modell für die zukünftige Kooperation
der Rivalen China und USA in anderen Konfliktregionen. "Russland und Japan
würden von einer Neutralität ebenfalls profitieren. (...) In den Fußstapfen
des Wiener Kongresses, der die Neutralität der Schweiz formalisierte, würde
als abschließender Schritt in einer Sondersitzung mit China, Japan,
Russland und den Vereinigten Staaten als Garanten, ein verbindlicher
Vertrag über Koreas dauerhafte Neutralität festgelegt werden." Er weist
darauf hin, dass dies auch den Abzug der US-Truppen aus Südkorea und das
Ende der strategischen Partnerschaft zwischen Washington und Seoul bedeuten
würde. Ein solches neutrales, blockfreies Korea mag im Moment in weiter
Ferne liegen, die Vision ist jedoch bestechend, da sie tatsächlich eine
tragfähige Lösung für den eingefrorenen Konflikt bieten würde.

Geopolitik und Schritte zum Frieden

Die Chance für eine weitere Entspannungspolitik existiert, auch wenn die
Rahmenbedingungen fragil sind. Es gibt Hinweise auf einen zweiten Gipfel
zwischen Kim und Trump sowie zwischen dem japanischen Präsidenten Abe und
Kim. Die innerkoreanische Annäherung nimmt immer konkretere Formen an.
Familienzusammenführungen, gesamtkoreanische Teams bei Sportveranstaltungen
und Gespräche auf allen Ebenen der Administrationen stimmen hoffnungsvoll.

Es hängt alles wesentlich davon ab, ob die USA einen Friedensvertrag und
eine souveräne Entwicklung ermöglichen. Gleichzeitig ist eine fortgesetzte
Demokratisierung im Süden nötig. Die Abschaffung der willkürlichen
Sicherheitsgesetzgebung und die Freilassung des Politikers Lee Seok-kis
wären Zeichen, dass Friedenspolitik zuverlässige Spielräume hat und würden
eine offene gesellschaftliche Debatte über die Zukunft des Landes
befördern.

Am Bahnhof Dorasan werden die Gleisanlagen Richtung Norden im Moment
wiederhergestellt und die gemeinsame Sonderwirtschaftszone in Kaesong wird
von Teams aus Süd und Nord für die Wiederaufnahme der Produktion
vorbereitet. Die historische Ausstellung in der Vorhalle des Bahnhofs zeigt
Bilder des Gipfeltreffens von Moon und Kim - harmonische Bilder, in denen
symbolisch Grenzen überwunden werden und ausgestreckte Hände sich finden.
Die Vertreter der beiden Koreas sind sicher gut beraten, möglichst viele
konkrete Annäherungsschritte in eigener Regie zu unternehmen. Diese
Schritte der Vertrauensbildung geben zumindest die Chance für eine
friedliche Entwicklung auf der Halbinsel - in der die Menschen vor Ort ihr
Schicksal bestimmen und nicht die beteiligten Großmächte.


Anmerkungen
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Privatisierungsfehler nicht wiederholen!

von Herbert Storn



2009 hat der Maastricht-Vertrag von 1992 eine weitere Verschärfung
erfahren: Die Bundestagsabgeordneten beschlossen, das
Kreditaufnahmeverbot im Grundgesetz zu verankern. Zusammen mit einer
Fiskalpolitik, welche die Unternehmen entlastet und dem Staat die
notwendigen Einnahmen vorenthält, führt dies zu einer Strangulierung
des Staatswesens.

Das ist schon deshalb grotesk, weil mit dem Scheinargument
"Generationengerechtigkeit" das staatliche Kreditaufnahmeverbot als
unumgänglich in die Köpfe der Menschen "implantiert" wurde.

Wie über Sprache manipuliert wird, zeigt sich in der Titulierung
"Schuldenbremse." Denn, wenn die Einschnürung staatlicher
Handlungsspielräume nicht ohnehin wie vorgesehen zu einer Streichung
oder Privatisierung öffentlicher Güter führt, wird zunehmend der Umweg
über "Schattenhaushalte" propagiert. Beides zusammen "bremst" die
Schulden nicht, sondern verteuert die Vorhaben und entzieht
öffentliche Güter zunehmend der öffentlichen Kontrolle.

Es sollten also alle möglichen Aufklärungsversuche zur Rückeroberung
der ökonomischen Vernunft unternommen werden, statt das auch von den
Beraterkonzernen empfohlene Hintertürchen "Schattenhaushalt" zu
propagieren.

2009, also vor der Grundgesetzänderung, warnten unter Federführung von
Peter Bofinger und Gustav Horn über 200 ProfessorInnen und
wissenschaftliche Mitarbeiter eindringlich: "Die Schuldenbremse
gefährdet die gesamtwirtschaftliche Stabilität und die Zukunft unserer
Kinder" (gleichnamiges Papier vom 25.5.2009).

2015 positionierten sich im Rahmen der Fratzscher-Kommission DGB und
Gewerkschaften warnend.

Und auch die AutorInnen des Ende Juli 2018 erschienenen Papiers
"Zukunftsinvestitionen ermöglichen - Spielräume der Schuldenbremse in
den Bundesländern nutzen!" übernehmen die grundsätzliche Kritik, weil
alle damals gemachten Prognosen inzwischen empirisch und hautnah
("einstürzende Schulbauten") erfahrbar sind. Das Papier von Sebastian
Dullien, Dierk Hirschel, Jan Priewe, Sabine Reiner, Daniela
Trochowski, Axel Troost, Achim Truger und Harald Wolf legitimiert dann
jedoch bedauerlicher Weise die Überführung eines Teils der geplanten
Berliner Schulneubauten und Großsanierungen ins Privatrecht als
alternativlose Möglichkeit zur Umgehung der Neuverschuldung.

In einem Streitgespräch der Rosa-Luxemburg-Stiftung Ende August warnte
Daniela Trochowski, Staatssekretärin im brandenburgischen
Finanzministerium, unwidersprochen davor, dass das
Kreditaufnahmeverbot die nächste Krise noch einmal verschärfen werde.

Die Zeit ist also überreif, die Kritiken an dem staatlichen
Kreditaufnahmeverbot von 2009 (später auch in den Verfassungen vieler
Bundesländer verankert) auf eine breitere Basis zu stellen.

Vielleicht kann ja diesmal die schwäbische Hausfrau, die nur das
ausgeben kann, was sie in der Kasse hat, durch den schwäbischen
Häuslebauer ersetzt werden, der sich kaum ohne (Bauspar-)Kredite sein
Häusle leisten kann.

Es ist fatal, wenn durch die Einschätzung, dass dieser ideologische
Kampf und auch der um ein alternatives Steuerkonzept in absehbarer
Zeit nicht gewonnen werden könne, "aus Notwehr" das Hintertürchen
gewählt wird, das zu Schattenhaushalten mit überteuerten Krediten für
die nächsten 30 Jahre und einem Transparenz- und Demokratieabbau
führt.

Genau dies wird aber in dem Papier von Dullien et al. gemacht: "In
diesem Kontext skizziert nachfolgender Beitrag einleitend die
kontraproduktive Wirkung der Schuldenbremse und analysiert dann am
Beispiel des Berliner Schulbaus die Vor- und Nachteile einer
Kreditfinanzierung außerhalb des Kernhaushalts im Rahmen von
Öffentlich-Öffentlichen-Partnerschaften (ÖÖP). Bei Abwägung aller
Argumente plädieren wir für eine offensive Ausnutzung der trotz der
Schuldenbremse weiterhin vorhandenen Spielräume, insbesondere durch
ÖÖP, wohl wissend, dass dies von vielen politischen Akteuren als
Aufruf zur Bildung von Schattenhaushalten und als verantwortungsloser
Verstoß gegen die Schuldenbremse denunziert wird."

Die durchaus von den Autoren zugestandene Problematik der
Gewährleistung von Transparenz und parlamentarischer Kontrolle unter
einem solchen Modell erhält noch einmal ein ganz neues Gewicht, wenn
die Erfahrungen mit den Auseinandersetzungen um die Berliner
Wasserbetriebe einbezogen werden.

Harald Wolf hat dankenswerterweise für die Jahre seiner
Regierungsbeteiligung "2002 - 2011: eine (selbst-)kritische Bilanz"
gezogen (Untertitel seines Buches "Rot-Rot in Berlin", VSA, 2015).
Darin beschreibt er auch: "Die Auseinandersetzung um Privatisierung
und Rekommunalisierung der Berliner Wasserbetriebe" (BWB).

Wolf schildert eindrucksvoll seinen Kampf aus der Opposition gegen die
vom SPD-CDU-Senat durchgesetzte Teilprivatisierung. 2002 wurde Wolf
als Wirtschaftssenator einer rot-roten Koalition
Aufsichtsratsvorsitzender eben dieser privatisierten BWB. Dies
veranlasst ihn zur Beschreibung des folgenden Dilemmas: "Mit der
Initiative des Wassertischs für einen Volksentscheid zur Offenlegung
der Privatisierungsverträge wurde der Widerspruch - Gegner der
Privatisierung zu sein und zugleich die damals geschlossenen Verträge
exekutieren zu müssen - besonders akut." (S. 252) "Dass wir aber
versuchten, die 'Partei außerhalb des Staatsapparates' auch in diese
Regierungslogik einzubinden, war ein Fehler." (S. 252)

Interessant ist dann die folgende Ausführung (Zitat S.253): "Das
Spannungsverhältnis zwischen Unternehmensinteresse einerseits und dem
öffentlichen Interesse andererseits ist ein grundsätzliches Problem
für von einer Kommune oder einem Land entsandte
Aufsichtsratsmitglieder. So heißt es in einem Leitfaden für
Aufsichtsratsmitglieder: 'Die entsandten Vertreter einer
Gebietskörperschaft unterliegen dabei einem besonderen Zwiespalt
zwischen dem öffentlichen Interesse der Gebietskörperschaft einerseits
und dem Unternehmensinteresse andererseits. Obwohl es den entsandten
Aufsichtsratsmitgliedern näher stehen mag, das Unternehmensinteresse
dem der Gebietskörperschaft unterzuordnen, hat der Bundesgerichtshof
in zahlreichen Entscheidungen den Vorrang des Gesellschaftsrechts
betont: Der Staat muss, bedient er sich der Freiheiten des
privatrechtlichen Wirtschaftens, die dort geltenden Spielregeln
einhalten. Dann aber muss er auch akzeptieren, dass das öffentliche
Unternehmen ein eigenes - ggfs. von der Gebietskörperschaft
verschiedenes - Interesse besitzt. Ein allgemeiner Vorrang der
öffentlichen Belange lässt sich nicht begründen. Deshalb sind die in
der Gemeindeordnung enthaltenen Aufforderungen, dass bei der
Aufsichtsratsausübung auch die Belange und Interessen der
Gebietskörperschaft zu beachten seien (vgl. z.B. Paragraph 88 Abs. 4
GemO RP), gesellschaftsrechtlich nur als Empfehlungen zu verstehen.'"
(Verweis auf KPMG, Public governance 2006)

Wenn man Fehler wie bei den Berliner Wasserbetrieben nicht wiederholen
will, diesmal bei der Howoge GmbH und der Privatisierung von
Schulgebäuden und -grundstücken im Rahmen der sogenannten Berliner
Schulbauoffensive, sollten solche Erkenntnisse nicht in den Wind
geschlagen werden!

Nicht zuletzt zeigt das desaströse Beispiel des hessischen Landkreises
Offenbach mit dem bisher größten ÖPP-Schulprojekt in Europa ganz real,
wie einem Landkreis, obwohl sogar Gesellschafter (fünf Prozent) an
zwei ÖPP-Gesellschaften, bisher entscheidende Unterlagen der beiden
Baukonzerne vorenthalten werden. Aufgrund seines für 15 Jahre
eingegangenen Schul-Privatisierungsabenteuers rutschte der Landkreis
2015 vom zweitreichsten zum zweitärmsten Landkreis in Hessen ab.
Berliner Politiker haben den BürgerInnen der Stadt schon genügend
Finanzlasten mit dem Bankenskandal und der Privatisierung der
Wasserbetriebe aufgehalst, so dass sich ein weiteres Abenteuer mit
Privatisierungsfolgen verbietet, besonders für einen rot-rot-grünen
Senat!


Von Herbert Storn erschien soeben das Buch "Mit Demokratie
ernst machen: Für eine radikale ökonomische Aufklärung.
Überlegungen zum Politischen Unterricht" (Büchner-Verlag, 204
Seiten, 22 Euro). Storn schaut hinter die Fassade unserer Demokratie.
Das Buch ist eng verflochten mit dem persönlichen Lebensweg des
Autors. In Storns Analysen und Überlegungen gehen fast ein halbes
Jahrhundert konkreter Erfahrungen als Lehrer an einer Beruflichen
Schule in Frankfurt am Main, als aktiver Gewerkschafter und als
Lehrer-Hauptpersonalrat beim hessischen Kultusministerium ein.
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Die "Internationalen Kommunisten Deutschlands" (IKD) und die
Gründung der KPD während der Deutschen Revolution 1918/19*

Von Gerhard Engel



Bereits vor dem Ersten Weltkrieg hatte sich in Bremen eine Gruppe
linker Sozialdemokraten herausgebildet.[1] Sie bezeichneten sich als
"Linksradikale", um sich von den nach rechts kompromissbereiten
"Radikalen" abzugrenzen, die gemeinhin als Parteimitte bezeichnet
werden. Ihre revolutionären Positionen waren stark von den in Bremen
wirkenden Sozialisten Anton Pannekoek[2] und Karl Radek[3]
beeinflusst. Ihr führender Kopf war der zweite politische Redakteur
der "Bremer Bürgerzeitung" (BBZ) Johann Knief. Während des Krieges
entwickelten sich die Bremer Linksradikalen und ihre auswärtigen
Anhänger neben dem Spartakusbund zur zweiten Quellgruppe der KPD.

Von Kriegsbeginn an sahen Knief und seine Anhänger die
Kriegskreditbewilligung durch die SPD-Reichstagsfraktion am 4. August
1914 sowie das Bekenntnis zu "Vaterlandsverteidigung" und
"Burgfrieden" als folgerichtige Konsequenz einer grundsätzlichen
Fehlentwicklung der Vorkriegssozialdemokratie. Knief, bei Kriegsbeginn
sofort einberufen, schrieb: "Nicht die Arbeiterbewegung hat eine
Niederlage erlitten, sondern nur ihre Führerschaft. Sie hat dafür
gesorgt, dass die Sozialdemokratie aufgehört hat zu existieren ... Die
Masse selbst wird sich ihre Bahn brechen müssen; ihre Führer sind
erledigt ... Bislang wurde die Rechnung ohne die Massen gemacht. Die
Massen aber werden ihre Forderungen stellen. Es lebe die Zukunft!"[4]

Obwohl diese Erwartungen enttäuscht wurden, dokumentiert sich in ihnen
die Richtung, in der sich in den Kriegsjahren die Überzeugungen der
Linksradikalen entwickeln sollten. Deutlich sind die Vorahnung einer
Spaltung der Sozialdemokratie und die Ansicht, die Arbeitermassen
würden sich selbst und gegen den Willen ihrer Führer zum alleinigen
und kreativen Souverän ihrer Aktionen erheben können.

Die Linksradikalen solidarisierten sich mit der entstehenden Gruppe
"Internationale", mit der sie in ständigem Kontakt standen. Sie
begrüßten das öffentliche "Nein" Karl Liebknechts gegen die
Kriegskredite am 2. Dezember 1914. Sie protestierten gegen die
halbherzige Haltung jener Reichstagsabgeordneten, die zwar in der
Fraktion gegen die Kreditbewilligung auftraten, im Reichstagsplenum
aber Karl Liebknecht im Stich ließen. Dazu gehörte auch der Bremer
Alfred Henke, Chefredakteur der BBZ. Der Spalt zwischen den
Linksradikalen und den "Zentristen" wurde bedeutend tiefer.[5]

Johann Knief fällte am Jahresende 1914 ein vernichtendes Urteil über
die bisherige Sozialdemokratie.[6] Er stellte sie als Typus einer auf
eine sozialistische Gesellschaft ausgerichteten politischen
Arbeiterpartei in Frage. Es begann die Suche nach einer alternativen
Gestaltung der sozialistischen Bewegung, die sich außerhalb der
etablierten Sozialdemokratie und gegen sie, vor allem gegen die
Partei- und Gewerkschaftsbürokratie entwickeln sollte. Die Suche nach
Gleichgesinnten erbrachte im August 1915 die ersten Kontakte zwischen
den Bremer und Hamburger Linksradikalen um Heinrich Laufenberg und
Fritz Wolffheim. Unbeschadet mancher theoretischer und taktischer
Meinungsverschiedenheiten vertieften sich in der Folgezeit die
linksradikalen Beziehungen zwischen Bremen und Hamburg.[7]

Keimzelle einer linksradikalen Organisation

Ein in Bremen seit Januar 1915 bestehender Diskussionszirkel
entwickelte sich in wenigen Monaten zu einem "Organisationskern" der
radikalen Parteiopposition. Er stützte sich vor allem auf die Arbeiter
der Bremer Weser-Werft. Dort entstand ein illegales linksradikales
Vertrauensmännernetz. Linksradikale Soldaten des Bremer
Infanterie-Regiments, das im Stellungskrieg an der Westfront lag,
forderten vom Zirkel den Übergang zu offenen Antikriegsaktionen. Die
Soldaten sprachen der SPD für Gegenwart und Zukunft ihr Misstrauen aus
und regten die Überlegung an, dass die Linken womöglich bereits
während des Krieges eine eigene Organisation anstreben sollten.[8]

Der Streit mit dem gemäßigten Henke eskalierte, als Johann Knief im
Oktober 1915 nach seiner Genesung von einem an der Westfront
erlittenen Nervenzusammenbruch nach Bremen zurückkehrte und fortan den
Tenor der Debatten bestimmte. Er forderte, das internationalistische
Klassenbewusstsein der Arbeiter als Voraussetzung für große offensive
Massenaktionen in internationalem Maßstab wiederzuerwecken.[9]
Voraussetzung sei, den Krieg auf der Grundlage marxistischer
Prinzipien zu analysieren. Er schrieb: "Nicht, dass der Krieg aus
'Irrtümern und Dummheiten' der Menschen entstanden sein soll, nicht
die Frage, ob er 'vernünftig' ist oder nicht, ob er gewissen 'Zwecken'
entspricht oder nicht, kann uns vom wissenschaftlichen Standpunkt
imponieren, sondern einzig die Frage: Welchen gesellschaftlichen
Kräften ist seine Entstehung zu danken, und welche neuen
gesellschaftlichen Kräfte wird er auslösen."[10] Die Mehrheit des
Zirkels kritisierte beharrlich Henkes Weigerung, im Reichstag offen
gegen Kriegskredite zu stimmen. Mit seinen wenigen Anhängern verließ
Henke den Zirkel.

Fortan wurde dieser zur Keimzelle einer linksradikalen Organisation.
Von ihr gingen die Impulse für Antikriegsaktionen in Bremen aus. Im
Dezember 1915 forderte Knief, den Legalitätsfetischismus zu brechen.
Weil das Parteizentrum zwar Massenaktionen als notwendig bezeichne,
aber unter Kriegsbedingungen nicht für durchführbar erkläre, müssten
es die Linksradikalen übernehmen, die Massen für Antikriegsaktionen zu
mobilisieren.[11]

Diese Position setzte die Gruppe um Knief mit Erfolg im
Sozialdemokratischen Verein Bremen (SDVB) durch. Auch als Henke sich
im Dezember 1915 unter den 18 parteioppositionellen Abgeordneten der
SPD befand, die nunmehr im Reichstag die Kriegskredite ablehnten,
verringerte dies nicht die Grabentiefe zwischen ihm und den
Linksradikalen. Im Unterschied zu den "Dezembermännern" lehnte die
Gruppe um Knief die "Landesverteidigung" prinzipiell ab. Sie wollte
außerparlamentarische Friedensaktionen mit sozialistischen Zielen.

In der BBZ, in deren Redaktion Johann Knief und Paul Frölich als
Redakteure um die Wende 1915/1916 ihre Standpunkte darlegen konnten,
hieß es: "Die Einheit hat die Partei groß gemacht. Gewiss. Aber nur
die Einheit, die auf dem Boden des Klassenkampfes erwachsen ist. Jede
andere Einheit ist nur Schein, nur Formel, hinter der sich der Verfall
verbirgt. Um die Einheit auf dem Boden des Klassenkampfes war es uns
seit jeher zu tun, von diesem Ideal werden wir keinen Augenblick
lassen. Aber auch nur dieser Einheit gilt unser Kampf."[12]

In der Reichskonferenz der führenden Köpfe der linken Parteiopposition
in Berlin am 2. Januar 1916 stimmten die von Johann Knief vertretenen
Linksradikalen den Leitsätzen Rosa Luxemburgs über die Aufgaben der
internationalen Sozialdemokratie zu. Aber sie bemängelten, die
Leitsätze würden sich nicht entschieden genug auf den vollständigen
Bruch mit der Parteirechten orientieren und sich nicht konsequent
genug von der gemäßigten Opposition des "Parteizentrums" distanzieren.
Auch vermissten sie konkretere Aufgaben für die alltäglichen Aktionen
der linken Parteiopposition. Seither entwickelten die Linksradikalen
eine gewisse Distanz zur Spartakusgruppe. Die Bremer Gruppe und
Gleichgesinnte an anderen Orten betrachteten sich als eigenständig.
Sie sahen zwar in der Spartakusgruppe um Karl Liebknecht, Rosa
Luxemburg und Franz Mehring den Kern der Opposition gegen die
offizielle Sozialdemokratie. Aber sie bestanden auf ihrer
Selbständigkeit in der Entwicklung ihrer Taktik.

Im Januar 1916 brachten dem Parteivorstand ergebene Funktionäre des
SDVB ein eigenes Presseorgan gegen die Parteiopposition in
Stellung.[13] Damit begann die organisatorische Spaltung des SDVB. Bis
Mai 1916 verdrängte die den Linksradikalen folgende Mehrheit der
Parteimitgliedschaft zahlreiche "Kriegssozialisten" aus Funktionen und
Ämtern. Ihre Mehrheit im SDVB bestärkte die Linksradikalen zunächst in
der Ansicht, ihr Kurs auf eine erneuerte sozialistische Arbeiterpartei
werde durch das Verdrängen der Opportunisten aller Schattierungen
Erfolg haben. In der BBZ hieß es: "Es ist Tatsache, dass die
Parteieinheit nicht mehr aufrechtzuerhalten ist. Die Spaltung wird und
muss kommen ... Die Organisation der sozialdemokratischen Partei
umfasst heute schon gegnerische Parteien, und das Band ist nur deshalb
nicht gesprengt, weil der innere Kampf noch nicht entschieden ist. Und
dieser Kampf geht um die Köpfe der Parteigenossenschaft und ihre
Machtmittel, den Organisationsapparat und ihre Presse."[14]

Die Linksradikalen, die sich 1916/1917 auch als "Internationale
Sozialisten Deutschlands" bezeichneten, bekannten sich im Unterschied
zur Spartakusgruppe uneingeschränkt zur Zimmerwalder Linken, der von
Lenin angeführten Minderheit der europäischen Parteiopposition, die
sich auf der Zimmerwalder Konferenz im September 1915 herausgebildet
hatte.[15] Vor allem über Karl Radek hielten die Bremer Linksradikalen
engen Kontakt zum Schweizer Exil führender Köpfe der russischen
Bolschewiki. An der zweiten Zimmerwalder Konferenz im April 1916 in
Kienthal (Schweiz) waren sie durch Paul Frölich direkt beteiligt.[16]

Im Mai/Juni 1916 wurde auch Bremen von der Protestwelle gegen die
Verhaftung und Verurteilung Liebknechts nach seinem Antikriegsprotest
auf dem Berliner Potsdamer Platz am 1. Mai 1916 erfasst. Anfang Juli
beteiligten sich rund 4.000 Werftarbeiter am ersten großen Streik
während des Krieges für soziale Forderungen und Solidarität mit Karl
Liebknecht. Die Linksradikalen fühlten sich durch solche Ereignisse in
ihrer Strategie der Massenaktionen gegen den Krieg, die sich links vom
Hauptstrom der sozialdemokratischen Antikriegsopposition entwickelten,
bestärkt.

Der Riss zwischen der linksradikalen Mehrheit der Bremer
Parteiorganisation und der Gruppe um Alfred Henke vertiefte sich seit
März 1916, als Henke wegen der Etatablehnung im Reichstag gemeinsam
mit 17 weiteren sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten aus der
Reichstagsfraktion ausgeschlossen worden war und sich der neuen
Fraktion "Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft" (SAG) angeschlossen
hatte. Da sich die SAG auf parlamentarische Antikriegsaktionen
beschränken wollte und weiter für die Parteieinheit eintrat, brachen
die Linksradikalen den Stab über Henke. Dieser reagierte mit einer
öffentlichen Distanzierung von den "Internationalen Sozialisten
Deutschlands" und der Spartakusgruppe, die er als "sektiererische
Gruppenbildung" bezeichnete.[17] Damit war in Bremen der Graben
zwischen den Linksradikalen und der gemäßigten Parteiopposition
ähnlich tief wie der zwischen beiden und dem Parteivorstand. Knief
schrieb: "Die Dreiteilung der Sozialdemokratie prägt sich hier ganz
klar aus. So muss es weitergehen."[18]

Der Bruch mit Henke bedeutete für die Linksradikalen den weitgehenden
Verlust der Möglichkeit, in der BBZ ihre Ansichten zu propagieren. Das
veranlasste sie, einen weiteren Schritt zu ihrer Verselbständigung zu
gehen. Am 24. Juni 1916 erschien die erste von Knief redigierte
Ausgabe der "Arbeiterpolitik. Wochenschrift für wissenschaftlichen
Sozialismus".[19] Das Periodikum ermöglichte ihnen - freilich unter
Zensurbedingungen - ihre ideologischen und parteitaktischen
Auffassungen öffentlich zu verbreiten und Gleichgesinnte zu sammeln.
In den folgenden Monaten gewann das Blatt unter Arbeitern, Soldaten
und Matrosen Abonnenten und Leser vor allem in Nordwestdeutschland,
aber auch im Ruhrgebiet, in Dresden, Berlin, München und anderen
Zentren der Linken.[20]

Um den Bruch mit der SPD des "Burgfriedens"

Zentrales Thema war 1916 der von den Linksradikalen für notwendig
erachtete vollständige Bruch mit der Partei des 4. August, gegen die
der Klassenkampf zu führen sei wie gegen die imperialistische
Bourgeoisie. Die "Arbeiterpolitik" appellierte an die Spartakusgruppe,
dieses Thema ebenfalls offen zu diskutieren. Mit diesem Drängen zeigte
sich die Gruppe um Knief als früheste Vorreiterin der späteren
Gründung der KPD. Die meisten Grundsatzartikel zum Thema schickte Karl
Radek aus der Schweiz nach Bremen. Im August 1916 erwog die
"Arbeiterpolitik" erstmals eindeutig die "Möglichkeit und
Notwendigkeit der Aufrichtung eines eigenen Hauses für den
proletarischen Sozialismus, der Schaffung einer sozialistischen
Partei, die die Politik des Linksradikalismus führen wird".[21]
Zunächst setzten auch sie auf die Möglichkeit, die Mitglieder der SPD
für ihren revolutionären Antikriegsstandpunkt zu gewinnen. Im SDVB
waren sie mit dieser Politik erfolgreich. Am 1. Dezember 1916 sperrte
der SDVB dem Parteivorstand die Mitgliedsbeiträge. Diese schloss
umgehend die gesamte Bremer Parteiorganisation aus der SPD aus. Ihre
rechtssozialistische Minderheit gründete einen neuen Ortsverein und
übernahm die Leitung der BBZ. In Bremen war damit die organisatorische
Trennung zwischen offizieller SPD und Parteiopposition vollzogen.

Als der Parteivorstand im Januar 1917 auch die SAG und ihre Anhänger
aus der SPD ausschloss und sich damit die alsbaldige Gründung einer
Partei der gemäßigten Opposition ankündigte, forderten die
Linksradikalen, "jetzt, trotz aller äußeren Ungunst der Verhältnisse,
die Konstituierung der eigenen Partei in die Hand zu nehmen".[22]
Johann Knief veröffentlichte eine Resolution "zur Verständigung der
Linksradikalen untereinander". Drei Thesen standen im Mittelpunkt: 1.
Die durch die Politik des 4. August herbeigeführte Spaltung der
Sozialdemokratie ist irreversibel. 2. Die Anerkennung dieser Spaltung
bedeutet die Notwendigkeit, die "oppositionellen Organisationen und
Gruppen zu einer neuen, proletarischen Partei" zusammenzufassen. 3.
Wenn unter ihnen Einigkeit über die "Fragen, die mit der Lage der
Arbeiterklasse in der Epoche des Imperialismus zusammenhängen",
hergestellt ist, soll eine Konferenz die neue "Internationale
Sozialistische Partei Deutschlands" konstituieren. Die Federführung
solle die Spartakusgruppe übernehmen.[23]

Im April 1917 gründeten die Führer der gemäßigten Opposition eine
eigene Partei, die Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands
(USPD). Ihr schlossen sich auch Tausende von Arbeitern an, die in der
neuen Partei die Wiedergeburt der revolutionären
Vorkriegssozialdemokratie sahen und in ihr einen entschiedenen Kampf
gegen den imperialistischen Krieg führen wollten. Um sich die
Möglichkeit ihres direkten Einflusses auf die Entwicklung dieser
Massenbasis der USPD zu sichern, schloss sich die Spartakusgruppe
unter Wahrung ihrer Eigenständigkeit der USPD an. Die Linksradikalen
kritisierten diesen Schritt heftig. Sie verwiesen auf das
"selbständige Auftreten der Bolschewiki" in der in Russland begonnenen
Revolution.[24] Es sei also auch ein internationales Gebot der Stunde,
in Deutschland eine linksradikale Partei zu gründen. Die
Mitgliedschaft von Linken in einer Partei der Gemäßigten sei
politischer Selbstmord und Verrat nach außen. Deshalb würden die
Linksradikalen Bremens und Hamburgs der USPD niemals beitreten und
jene Linken bekämpfen, die sich ihr anschließen.[25]

Die "Arbeiterpolitik" reagierte auf die Gründung der USPD und den
Beitritt der Spartakusgruppe mit einer gewissen Konfusion. Die
Forderung nach einer eigenen linksradikalen Partei trat zeitweilig in
den Hintergrund. Während einerseits an die Linken appelliert wurde, in
den Gewerkschaften als treibender Keil revolutionär zu wirken,
erschienen andererseits Beiträge, deren Autoren die Beseitigung der
alten Gewerkschaftsorganisationen propagierten. Die Hamburger Gruppe
der Linksradikalen veröffentlichte eine Resolution, die eine in Partei
und Gewerkschaften geteilte Arbeiterbewegung ablehnte und eine
Einheitsorganisation forderte. Die "Arbeiterpolitik" verlor die von
Johann Knief und Paul Frölich geprägte Linie. Knief ging im April 1917
in den Untergrund, wurde im Januar 1918 verhaftet und bis zur
Revolution im November in "Schutzhaft" gehalten. Frölich war erneut
zum Militär eingezogen worden. Er urteilte später: "... die
'Arbeiterpolitik' der letzten Kriegsperiode kann nicht als Ausdruck
der linksradikalen Bewegung angesehen werden".[26]

Erst Ende Juli 1917 regten sich neue Aktivitäten zur Gründung einer
linksradikalen Partei, nun ohne die Spartakusgruppe.[27] Ein Aufruf
teilte mit, es seien in mehreren Orten Gruppen entstanden, die der
"Arbeiterpolitik" ihre Zustimmung zu einer Parteigründung mitgeteilt
hätten. Damit seien die Voraussetzungen für die Gründung der
"Internationalen Sozialistischen Partei Deutschlands" (ISPD) gegeben.
Ein Aktionskomitee habe die Arbeit aufgenommen und fordere die
Linksradikalen auf, Vorschläge für das Parteiprogramm und ein
Parteistatut einzureichen. Zur Parteigründung trafen sich am 26.
August 1917 dreizehn Delegierte von linksradikalen Ortsgruppen
konspirativ in Berlin. Doch die Polizei sprengte die Versammlung und
beschlagnahmte die entworfenen Gründungsdokumente. Darin wurde die
angestrebte ISPD als neue Führung der Arbeiterbewegung anstelle der
alten Sozialdemokratie definiert, die ihren Führungsanspruch durch
ihre Kriegspolitik und durch die Zerstörung der innerparteilichen
Demokratie verwirkt habe. Die neue Partei grenze sich zugleich von der
halbherzigen Opposition der USPD ab. Die ISPD werde vom Prinzip des
proletarischen Internationalismus getragen sein; sie fühle sich "als
Glied der entstehenden 3. Internationale" und gehöre zu den Parteien
der Zimmerwalder Linken. Für ihr organisatorisches Selbstverständnis
nahm die Partei eine Anleihe im Anarchosyndikalismus auf, indem sie
sich als "Einheitsorganisation" definierte.[28]

Im Dezember 1917 warf Knief das Thema der Parteigründung erneut
auf.[29] Er folgerte ihre Notwendigkeit aus der Rolle der Bolschewiki
in der erfolgreichen russischen Oktoberrevolution, welche die
Linksradikalen begeistert begrüßt hatten. Erneut rief er die
Spartakusgruppe auf, sich auch organisatorisch von da USPD zu trennen
und eine eigene linksradikale Partei ins Leben zu rufen. Knief war der
erste, der unter dem Eindruck der russischen Revolution die Gründung
einer de facto kommunistischen Partei in Deutschland zur Diskussion
stellte.

Revolution in Deutschland und die Notwendigkeit einer linken
Partei 

Als im November 1918 die Revolution Deutschland erfasste, war für die
Linksradikalen klar, dass sie über Republik und
bürgerlich-demokratische Rechte hinaus zu einer sozialistischen
Umwälzung der Gesellschaft vorangetrieben werden müsse. Ziel war eine
Diktatur des Proletariats. Ihre Träger sollten revolutionäre, das
heißt von Rechtssozialisten freie Arbeiter- und Soldatenräte sein, die
sich auf verlässliche bewaffnete Arbeitergarden stützen konnten.

In Bremen erörterten die Linksradikalen bereits am 10. November 1918
ihre Konstituierung als "Internationale Kommunisten Deutschlands.
Ortsgruppe Bremen" und die Schaffung einer eigenen Tageszeitung. Die
Dresdner linksradikale Gruppe gab am 16. November eine Zeitung mit dem
Titel "Der Kommunist. Flugzeitung der Internationalen Kommunisten
Deutschlands" heraus. Die Selbstbezeichnung der Linksradikalen als
Kommunisten und ihre: Gruppen als "Internationale Kommunisten
Deutschlands" (IKD) signalisiert: den Standort auf dem äußersten
linken Flügel der Träger der Revolution. Zum tonangebenden Blatt wurde
die ab dem 27. November in Bremen erscheinende und von Johann Knief
redigierte Tageszeitung "Der Kommunist". Die Linksradikalen forderten,
in der Revolution schleunigst nachzuholen, was bis dahin gescheitert
war: die Gründung einer neuen revolutionären Partei. Ihnen war klar,
dass ohne den Spartakusbund keine Aktionsfähigkeit erreichbar war. Da
dieser aber weiterhin auf die Möglichkeit setzte, die Mehrheit der
revolutionär orientierten Mitglieder der USPD zu gewinnen,
entschlossen sich die Linksradikalen, selbst an die Spitze der
Bewegung zu treten, lokale Organisationen ihrer Anhänger zu bilden und
durch deren organisatorischen Zusammenschluss Druck auf den
Spartakusbund auszuüben. Das Stehenbleiben der deutschen Revolution
bei bürgerlich-demokratischen Resultaten und das Bündnis der
Rechtssozialisten mit den alten Mächten war für die Linksradikalen der
praktische Negativbeweis für die Notwendigkeit, eine neue
revolutionäre Partei zu gründen. Sie sollte die Massen in eine
proletarische Revolution führen.

In Bremen wuchs die Gruppe der IKD rasch an. Etwa 50 Personen bildeten
den Kern, der sich auf 500 bis 1.000 Anhänger stützen konnte.[30] Es
entstanden Ortsgruppen der IKD in Nordwestdeutschland (Bremen,
Bremerhaven, Vegesack, Hamburg, Wilhelmshaven, Rüstringen, Hannover),
auch in Sachsen (besonders in Dresden um Otto Rühle), Berlin (mit
Jacob Heinen, Curt Classe und Werner Möller), im Rhein-Ruhrgebiet, in
Württemberg und Bayern.[31]

Vom 15.-18. Dezember 1918 trafen sich Delegierte aus etwa zehn
Ortsgruppen der IKD in Berlin zu ihrem ersten Reichstreffen.[32] Ihre
von den IKD in Dresden entworfene "Grundsätzliche Erklärung" erhob -
in Verkennung der politischen Kräfteverhältnisse während der
Revolution - die unmittelbare "Herbeiführung des Kommunismus" zum Ziel
der IKD. Weg zum Ziel solle eine kurzzeitige Diktatur des Proletariats
sein, die sich auf kommunistische bewaffnete Arbeiter stützt. Die
Mitglieder der IKD in den Arbeiterräten wurden aufgefordert, die
Anhänger der SPD in den Räten zu isolieren und zu verdrängen. Damit
wurden ungeachtet des Einflusses der SPD auf die Mehrheit der Arbeiter
realitätsferne und sektiererische Forderungen erhoben, mit denen sich
die Kommunisten isolieren mussten. Johann Knief hatte noch während der
Revolution die Konzeption vertreten, der Weg zu einer sozialistischen
Umwälzung müsse in einer längeren Periode sich steigernder
Massenaktionen geebnet werden.[33] Dieses Konzept wurde jedoch nicht
zur Grundlage der Konstituierung der IKD zur Partei, die "alle
kommunistischen Elemente ..., mögen sie sich bisher Spartakus,
Linksradikale oder noch anders genannt haben"[34] zusammenschließen
sollte. Ihre Organisationsstruktur sollte durch Föderalismus und eine
ausgeprägte innerparteiliche Demokratie geprägt sein. Die russischen
Bolschewiki waren für die IKD das politische Beispiel einer die
Revolution anführenden Partei, aber nicht das Vorbild für eine
Parteiorganisation. Auch der Spartakusbund war den IKD als
"Führerorganisation" suspekt. Gebraucht werde vielmehr, wurde bereits
1917 gefordert, "Gleichberechtigung, Selbständigkeit, Wille und Kraft
zur eigenen Tat bei jedem einzelnen ... Massenbewegungen können nicht
führerlos sein, aber sie können auch keine Führerbewegungen sein ...
Die Masse hastet und drängt und mitten unter ihr der Führer, kaum
hervorgehoben, anfeuernd, mitreißend, zielweisend!"[35] Aktionseinheit
sei nur in der "geistigen Einheit" der Bewegung bei völliger
Selbständigkeit der einzelnen Gruppen garantiert.[36] Während die IKD
also im staatlichen Bereich eine Demokratie, die eine Minderheit für
die Gesamtheit gestaltet, für opportun hielten, bestanden sie auf
basisdemokratischen Verhältnissen in der dabei tonangebenden
Partei.[37]

Vertagt wurde die Antwort auf die Frage, ob sich Kommunisten an den
Wahlen zur Nationalversammlung am 19. Januar 1919 beteiligen sollten.
Viele hielten den Kurs auf eine Rätemacht mit der Anerkennung einer
bürgerlich-parlamentarischen Legislative für prinzipiell unvereinbar.
Andere, wie Johann Knief, plädierten für eine linksradikale
Parlamentsfraktion als Sprachrohr revolutionärer Aufklärung, solange
die Mehrheit der Arbeiter angesichts der Stärke der Gegenrevolution
nicht zu einer sozialistischen Revolution bereit wäre.[38]

Die 2. Reichskonferenz in Berlin am 24. Dezember 1918 beschloss
schließlich gegen den Widerstand von Knief den Wahlboykott. Zugleich
hob sie unter dem Einfluss ihres Gastes Karl Radek den Entschluss auf,
sich nicht mit dem Spartakusbund organisatorisch zu vereinigen. Zum
Meinungswandel trugen die Entwicklungen im Spartakusbund selbst bei,
in dem sieh Stimmen für einen Austritt aus der USPD mehrten. Anstoß
dafür war die Weigerung der Führung der USPD, einen Parteitag
einzuberufen, auf dem der Spartakusbund versuchen könnte, die Mehrheit
hinter sich zu bringen.[39] In einer Resolution der Reichskonferenz
der IKD hieß es, die prinzipiellen und taktischen Gegensätze zwischen
Spartakus und Linksradikalen seien durch die Entwicklung überholt und
zu "Unterschieden in der Formulierung gleicher Auffassung"
zusammengeschrumpft. Die Differenzen in der Organisationsfrage würden
sich in der Revolution auflösen. Die Reichskonferenz erklärte ihre
"grundsätzliche Zustimmung zur Vereinigung der IKD und des
Spartakusbundes" und schlug dem Spartakusbund vor, eine
"Gründungskonferenz der Kommunistischen Partei Deutschlands
(Spartakusbund)" einzuberufen.[40]

Am 30. Dezember 1918 trat die Reichskonferenz zusammen, die zum
Gründungsparteitag der KPD wurde. Der führende Kopf der IKD, Johann
Knie£ war nicht unter den Teilnehmern, weil die Bremer IKD-Gruppe das
Mandat ihrer Delegierten an den Wahlboykott gebunden hatte. Ohnehin
hätte ihn eine schwere Erkrankung gehindert, nach Berlin zu reisen. In
seiner Zeitung begrüßte er die Parteigründung enthusiastisch.
Lediglich ein Problem sei strittig, aber lösbar: Das Verhältnis
zwischen Selbständigkeit der Basis und zentraler Führung der Bewegung,
wobei er das Prinzip des Organisationsaufbaus und der Willensbildung
von unten nach oben präferierte.[41]

Am Gründungsparteitag der KPD[42] nahmen 29 Delegierte aus 14
Ortsgruppen der IKD teil. Karl Becker (Dresden) verlas die Erklärung
der IKD, wonach sich diese mit dem Spartakusbund verschmelzen wollten
und ihre Organe für aufgelöst erklärten. Eine zweite Erklärung der IKD
betonte die Notwendigkeit des Zusammenschlusses, kennzeichnete aber
zugleich die Gegensätze, die dies bisher behindert hatten:
strategische und taktische Differenzen infolge der Illegalität und
lokaler Unterschiede des Wirkungsbereichs, Unterschiede in der
organisatorischen Entwicklung der beiden Gruppierungen,
entgegengesetzte Auffassungen über Parteispaltung bzw.
Revolutionierung der USPD und infolgedessen Gegensätze in der
Zimmerwalder Bewegung. Die Erklärung schloss: "Diese Gegensätze sind
heute verschwunden. Beide Richtungen sind durch das Feuer der
Revolution zusammengeschweißt werden Im Rahmen der gemeinsamen
Kommunistischen Partei werden wir uns mit allen Kräften für die
rücksichtslose Durchführung der proletarischen Revolution einsetzen
und für eine klare prinzipielle Politik der Partei wirken."[43]

Mit dieser Erklärung betonten die nun in der KPD angekommenen IKD zwar
ihren Einheitswillen, verwiesen aber zugleich auf ihre Vorreiterrolle
im Entstehungsprozess der KPD. Sie bekräftigten auch jetzt ihre
basisdemokratischen Vorstellungen von einer revolutionären Partei,
ihren Kurs auf eine von der Zimmerwalder Linken, d. h. von Lenin,
geführte dritte Internationale und auf eine Parteipolitik, die den
revolutionären Prozess in eine sozialistische Umwälzung durch eine
Diktatur des Proletariats weiterführen sollte. Sie stimmten gegen die
Teilnahme der Kommunisten an den Wahlen zur Nationalversammlung. Aus
den Reihen der Delegierten der IKD stammten auch Anträge für den
Aufbau von Einheitsorganisationen bzw. den Austritt der Kommunisten
aus den reformistischen Gewerkschaften. Zur Pluralität der
Auffassungen bei der Gründung der KPD trugen also die IKD nicht
unerheblich bei.

Während der Richtungskämpfe im ersten Jahrzehnt des Bestehens der KPD
fand nur eine Minderheit der ehemaligen Internationalen Kommunisten
einen festen Platz in der sich in der Kommunistischen (III.)
Internationale wandelnden KPD. Anhänger anarchosyndikalistischer
Vorstellungen fanden sich bald in der abgespaltenen Kommunistischen
Arbeiterpartei (KAPD) oder der Freien Arbeiter-Union Deutschlands
(FAUD) wieder, die basisdemokratisch orientierten Kritiker der
Bolschewisierung der KPD in der KPD-Opposition (KPD) bzw. in der
Sozialistischen Arbeiterpartei (SAP).
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Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Quarks: Monsterwellen - Wie gefährlich sind sie wirklich?

mit Ralph Caspers

Dienstag, 09.10.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Mi 01.14 Uhr



Wellen gehören zu den ursprünglichsten und faszinierendsten
Naturgewalten. Nichts entzieht sich ihrer Kraft. Sie formen Küsten und
Strände und versorgen das Meer mit Sauerstoff. Doch sie sind auch
unberechenbar: Monsterwellen tauchen plötzlich aus dem Nichts auf -
riesige Wände aus Wasser. Lange galten sie als Seemannsgarn, heute
sind Wissenschaftler diesem rätselhaften Phänomen auf der Spur. Wie
entstehen solche riesigen Wellen? Wie gefährlich sind sie, zum
Beispiel für Kreuzfahrtschiffe? Und: Kann man Monsterwellen
vorhersagen?


Ein Tsunami in der Nordsee?

Wenn man an gefährliche Riesenwellen denkt, hat jeder gleich die
schlimmen Bilder des Tsunamis im Kopf, der an Weihnachten 2004 in
Südostasien viele Menschen das Leben gekostet hat. Kann so etwas
eigentlich auch in der Nordsee vorkommen? Die klassische Lehrmeinung
besagt, dass eine solche Welle in dem scheinbar endlos flachen Wasser
der Nordsee zu schnell an Energie verlieren würde. Doch dann stoßen
Forscher auf auffällige Berichte aus dem 19. Jahrhundert. Kann es sich
bei der Riesenwelle um einen Tsunami gehandelt haben?


Big Wave Surfen in Nazaré

In Portugal gibt es einen Ort mit rekordverdächtigen Wellen: Nazaré.
Die einheimischen Fischer nennen die Wellen mit bis zu dreißig Meter
Höhe "die Witwenmacher". Selbst für Big-Wave-Surfer wie Sebastian
Steudtner bedeuten sie eine Herausforderung. Quarks erklärt, warum die
 Wellen so nah am Strand so riesig werden können und mit welcher
Technik Big-Wave-Surfer den Ritt auf dem Monster überleben können.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 5. Oktober 2018
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MELDUNG/414: WDR - Küchenkönig Kühlschrank. Sparsam, sauber und alles frisch? 10.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Der Haushalts-Check mit Yvonne Willicks

Küchenkönig Kühlschrank: Sparsam, sauber und alles frisch?

Moderatorin: Yvonne Willicks

Mittwoch, 10.10.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Sa 12.43 Uhr



Er ist rund um die Uhr im Einsatz und das 365 Tage im Jahr. Damit ist
er Haushaltshelfer Nr.1: Der Kühlschrank. Und erst, wenn er defekt
ist, merken wir, was wir an ihm haben.

Was sollte man beim Kauf beachten, damit der kühle Helfer die
Stromrechnung nicht in die Höhe treibt? Und wohin mit dem alten
Kühlschrank? Bei ihrer Recherche stößt Verbraucherschützerin Yvonne
Willicks auf eine Altmülldeponie in Ghana. Dort landet illegal viel
Elektroschrott - auch aus Deutschland. Wie gelangen die Altgeräte dort
hin? Der Haushalts-Check will es genau wissen und hat drei
Kühlschränke mit Peilsendern ausgestattet. Wo werden die entsorgten
Geräte geortet?

Wenn alte Kühlschränke fachgerecht entsorgt werden, dann bleibt von
ihnen nicht mehr viel übrig. Und später kann beispielsweise eine
Parkbank daraus werden. Wie genau das Recycling von Elektroschrott
funktioniert, schaut sich Yvonne Willicks am Niederrhein in einer
Verwertungsanlage an.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 8. Oktober 2018
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FEATURE/1115: Deutschlandfunk - Helle wird Erzieher, 9.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Helle wird Erzieher

Ein Quereinsteiger lernt seinen Traumberuf

Von Rosemarie Mieder und Gislinde Schwarz

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Dienstag, 9. Oktober 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Er ist 53 Jahre alt, hat zwei erwachsene Söhne - und hat bald eine
Erzieherausbildung absolviert. Für Helmut Salvatore Hartwich, genannt
Helle, ist das der erste ordentliche Berufsabschluss. Dabei hätte er
schon als junger Mann gern mit Kindern und Jugendlichen gearbeitet.
Aber in den 80er-Jahren hieß es auf dem Arbeitsamt: "Erzieher?
Frauenberuf!". Helle stolperte durch Gelegenheitsjobs und immer mal
wieder auch in Arbeitslosigkeit und Hartz IV. Dass er einen Weg aus
der Perspektivlosigkeit geschafft hat, verdankt er störrischem
Durchsetzungswillen. Zum Einstieg in seinen Traumberuf verhalf ihm
aber nicht zuletzt auch ein Projekt, das vielen Quereinsteigern - vor
allem auch Männern - den Weg in Kitas geebnet hat.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Oktober 2018
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FEATURE/1114: Deutschlandfunk Kultur - Wovon Künstler leben (müssen), 9.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sorry, alles schon weg

Wovon Künstler leben (müssen)

Von Katrin Albinus

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 9. Oktober 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Gott schenkte den Menschen die Erde, sie brüderlich unter sich
aufzuteilen und jeder griff zu. Nur einer kam zu spät: der verträumte
Poet. Er ging leer aus. Wie in der Ballade von Schiller ergeht es
heute den meisten Künstlern. Für sie ist nach der Verteilung des
Haushaltes so gut wie nichts mehr übrig. Dass Kunst wichtig sei für
eine Gesellschaft, darüber sind sich alle einig. "Kultur ist keine
Subvention, sondern eine Investition in unsere Zukunft", heißt es im
Vertrag der großen Koalition. Doch wird auch danach gehandelt? Wie
sieht die finanzielle Situation von Künstlern tatsächlich aus? Die
Autorin hat sich bei Musikern, Malern und Poeten umgehört und auch
danach gefragt, welche Vorschläge es gibt, die prekären
Lebensverhältnisse vieler Kulturschaffender zu verbessern.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2720: BR-KLASSIK - Gastspiel mit dem Ensemble Modern Orchestra und Enno Poppe, 9.10.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 24. September 2018

musica viva

Gastspiel mit dem Ensemble Modern Orchestra und Enno Poppe

Dienstag, 9. Oktober 2018, 20.05 Uhr, BR-KLASSIK



Die musica viva, die Konzertreihe für zeitgenössische Musik des
Bayerischen Rundfunks, präsentiert zum Auftakt der Konzertsaison
2018/19 am Freitag, den 28. September, im Münchner
Prinzregententheater ein Gastspiel mit dem Flaggschiff unter den
Ensembles für zeitgenössische Musik: Das Ensemble Modern Orchestra
spielt mit mehr als 100 Mitwirkenden unter der Leitung von Enno Poppe
Werke von Anton Webern und passage/paysage für großes Orchester von
Mathias Spahlinger. BR-KLASSIK sendet am Dienstag, den 9. Oktober
2018, um 20.05 Uhr einen Mitschnitt im Hörfunk.

Zuletzt gastierte das Ensemble Modern Orchestra bei der musica viva
des Bayerischen Rundfunks vor mehr als 17 Jahren. Damals leitete
Pierre Boulez die große Formation des in Frankfurt ansässigen
18-köpfigen Ensembles, das alle ein bis zwei Jahre auf bisweilen über
100 Mitwirkende anwächst und Ausnahmeprojekte ersten Ranges auf
exklusiv ausgewählten Tourneestationen präsentiert.

Poppe, wie Boulez Komponist und Dirigent in Personalunion, widmet sich
an diesem Abend als Dirigent neben Werken von Anton Webern mit der
Solistin Caroline Melzer einem wahren Solitär der Orchesterliteratur:
passage/paysage von Mathias Spahlinger. Bereits bei der Donaueschinger
Uraufführung 1990 war klar, dass das Werk zu den Meilensteinen der
jüngeren Musikgeschichte gehören wird. Passage/paysage war für seine
Generation der Sacre du Printemps, so Poppe. Kritiker nannten die
Aufführung im Rahmen des Musikfest Berlin vor drei Wochen mit dem
Ensemble Modern unter Poppe eine der aufregendsten Erfahrungen, die
man im Konzertsaal machen kann.


Das Programm des musica viva-Konzertes im Einzelnen:

TEIL 1

ANTON WEBERN [1883-1945]

Variationen für Klavier op. 27 [1936]

Zwei Lieder für Gesang und acht Instrumente op. 8 nach Gedichten von
Rainer Maria Rilke [1910]

Fünf Stücke für Orchester op. 10 [1911/13]

Vier Lieder für Gesang und Orchester op. 13 [1914/18]

Sechs Bagatellen für Streichquartett op. 9 [1913]

Jagdish Mistry, Freya Ritts-Kirby - Violine

Megumi Kasakawa - Viola

Michael M. Kasper - Violoncello

Drei Orchesterlieder op. posth. [1913/14]

Variationen für Orchester op. 30 [1940/41]

TEIL 2

MATHIAS SPAHLINGER [*1944]

passage/paysage für Orchester [1988-90]

Mitwirkende

Ueli Wiget - Klavier

Caroline Melzer - Sopran

Ensemble Modern Orchestra

Enno Poppe - Leitung

Das Programm ist eine gemeinsame Produktion des Ensemble Modern, des
Musikfest Berlin der Berliner Festspiele und der musica viva des
Bayerischen Rundfunks, gefördert durch die Kulturstiftung des Bundes.


Ausstrahlung auf BR-KLASSIK/Hörfunk

Das Konzert wird mitgeschnitten und am Dienstag, 09. Oktober 2018, um
20.05 Uhr auf BR-KLASSIK gesendet.

Aktuelle Informationen finden Sie auf der Internetseite der musica
viva des Bayerischen Rundfunks unter www.br-musica-viva.de

 * 
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MUSIK/2719: BR hebt einzigartige Musikschätze aus seinem Archiv (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. Oktober 2018

Von der Jazzwoche Burghausen

BR hebt einzigartige Musikschätze aus seinem Archiv



Rund 170 Konzertmitschnitte der renommierten Internationalen Jazzwoche
Burghausen, die bis vor Kurzem als nicht-sendefertiges Rohmaterial in
den Regalen des BR-Archivs standen, werden zurzeit aufwändig im
Bayerischen Rundfunk erschlossen und digitalisiert. Pünktlich zum
50-jährigen Bestehen des Festivals im März 2019 werden alle
Mitschnitte dieses Sonderbestands verfügbar sein und können dann in
den Hörfunkprogrammen des Bayerischen Rundfunks eingesetzt werden.

Bereits seit 1970, als die ersten Festivalsounds in der idyllischen
Kleinstadt Burghausen ertönten, schnitt der BR umfangreich mit. In
seither fast 50 Jahren sind dabei viele wertvolle Mitschnitte
entstanden: darunter Konzerte von Größen wie Dizzy Gillespie, John
McLaughlin, Jamie Cullum, Pharoah Sanders, Art Blakey, Jon Hendricks
und Tony Williams. Aber auch einzigartige Begegnungen von Musikern hat
der BR festgehalten - zum Beispiel das unvergessliche Gastspiel des
serbischen Jazztrompeters Dusko Goykovich bei den Franco Ambrosetti
All Stars. Wahre Schätze, die einzig in den Archiven des Bayerischen
Rundfunks zu finden sind.

"Für uns als Programm-Macher ist es eine großartige Sache, dass
 jetzt Aufnahmen aus einigen der frühen und mittleren Jahrgänge des
 Festivals vollständig digitalisiert und inhaltlich erschlossen
 werden."
 BR-Jazzredakteur Roland Spiegel




170 Mitschnitte auf 270 Bändern

Auf 270 Bändern und DAT-Kassetten schlummern etwa 170
Konzertmitschnitte der frühen Jahre, die einst als "nichtsendefähiges
Material" - wie es in der Datenbank heißt - eingestuft wurden und
darum zunächst von der bereits abgeschlossenen Digitalisierung des
Audio-Hauptbestands ausgeschlossen waren. Bei allen Aufnahmen handelt
es sich um Rohmaterial, d.h. für die Sendung nicht geschnitten.

Viele Konzerte brechen am Ende eines Bandes ab, setzen auf dem
nächsten Band inmitten eines Titels wieder ein oder haben einen
fünfminütigen Vorlauf, in dem die Gespräche einzelner Konzertbesucher
zu hören sind. Auch die Metadaten befinden sich in einem ähnlich rohen
Zustand. Einzelne Titel sind oft gar nicht vermerkt, in wenigen Fällen
ist anhand der Datensätze nicht einmal erkennbar, welches Konzert sich
in der Bandschachtel verbirgt.


Digitalisierungsprozess über mehrere Schritte

Für die Mitarbeitenden der BR-Musikdokumentation und des Archivs
bedeutet das eine ganze Menge Arbeit. Zur Vorbereitung der
Digitalisierung werden einige Bänder aufgelegt, um zu prüfen, ob der
Inhalt auch der Beschriftung der Bandschachtel entspricht.
Anschließend müssen die Datensätze grob angepasst werden, bevor das
Band schließlich zur Digitalisierung auf den Teller gelangt. Den
letzten Schliff bekommt das Audiofile dann durch den Tontechniker,
wenn überflüssige Vorläufe oder abbrechende Titel herausgeschnitten
werden.


Dokumentarische Nachbearbeitung erfordert teils aufwändige
Recherchen

Erst wenn das fertige Audiofile vorliegt, beginnt der aufwändigste
Teil: Wer hat am 22. März 1987 die Wackerhalle in Burghausen
beschallt? Was stand an jenem Abend auf der Setlist? War es
tatsächlich Kim Clarke, die bei Joe Henderson den Bass zupfte oder
änderte sich die Besetzung kurzfristig? Fragen, die es mit
tiefgreifenden Recherchen zu klären gilt. Oft sind die Ansagen auf der
Bühne aufschlussreich, nicht immer sind die alten Musikmeldungen
verfügbar und letztendlich ist das Ohr des Jazzkenners gefragt, der in
bestimmten Akkordfolgen auch die bis zur Unkenntlichkeit verfremdete
Interpretation eines Jazzstandards erkennt. Hier wird in engem Kontakt
mit Jazzredakteur Roland Spiegel gearbeitet - denn vier Ohren hören
mehr als zwei.

"Damit können jetzt, kurz vor dem 50-jährigen Bestehen der
 Jazzwoche Burghausen, spannende Rückblicksendungen in der Jazztime
 auf BR-Klassik und der radioJazznacht auf Bayern 2 realisiert
 werden. Ich bin dem Team des Archivs außerordentlich dankbar für
 das Heben dieser musikalischen Schätze und freue mich schon darauf,
 eine ganze Reihe Sendungen daraus zu machen."
 BR-Jazzredakteur Roland Spiegel




Ausblick: Jedes Konzert und Einzeltitel soll für den
BR-Hörfunk verfügbar sein

Bis März 2019, wenn die Jazzliebhaber bereits zum 50. Mal nach
Burghausen pilgern, soll der Sonderbestand digitalisiert und jedes
Konzert, jeder Einzeltitel recherchierbar und für die Hörfunkprogramme
des Bayerischen Rundfunks einfach verfügbar sein. Geplant ist
weiterhin, auch die Fernsehmitschnitte aus Burghausen genauer unter
die Lupe zu nehmen und dokumentarisch nachzubearbeiten.

 * 
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FORSCHUNG/3914: Übergewicht im frühen Kindesalter bleibt meist bestehen (idw)


Universität Leipzig - 04.10.2018

Übergewicht entwickelt sich bereits in der frühen Kindheit - und bleibt dann bestehen



Forscher der Leipziger Universitätsmedizin haben herausgefunden, dass
schon die frühe Kindheit entscheidend für die Entwicklung von Übergewicht
und Adipositas ist. Sie analysierten dazu die Entwicklung des Gewichts von
mehr als 51.000 Kindern von der Geburt bis in die Adoleszenz. Das Ergebnis
ist eindeutig: Fast 90 Prozent der Kinder, die im Alter von drei Jahren
übergewichtig waren, waren es auch als Jugendliche. Bei ihnen erfolgte der
stärkste Gewichtszuwachs im Kleinkindalter von zwei bis sechs Jahren. Die
Ergebnisse haben die Wissenschaftler aktuell im renommierten New England
Journal of Medicine veröffentlicht.

Noch bevor ein Kind in die Schule geht, wird der Grundstein für
Übergewicht und Adipositas gelegt. "Die Erkrankung manifestiert sich
häufig schon sehr früh in der Kindheit. Zugleich liegt die
Wahrscheinlichkeit, dass kleine Kinder mit Adipositas zu einem
Normalgewicht in der Jugend zurückkehren, bei weniger als 20 Prozent.
Diese Effekte konnten wir in einer großen Längsschnittstudie nachweisen
mit direkten Implikationen für die Praxis", sagt Prof. Dr. Antje Körner,
Professorin für Pädiatrische Forschung an der Universität Leipzig und
Arbeitsgruppenleiterin am Center for Pediatric Research Leipzig (CPL) des
Universitätsklinikums Leipzig. In der Untersuchung analysierten die
Wissenschaftler um Studienleiterin Antje Körner Daten zum Gewichtsverlauf
von 51.505 Kindern aus dem CrescNet Register im Alter von 0 und 18 Jahren.

Das Kleinkindalter von zwei bis sechs Jahren ist das kritische Alter des Gewichtsanstiegs

In ihrer statistischen Analyse konnten die Forscher feststellen, dass in
den ersten zwei Lebensjahren die Chancen für Kinder, die adipös waren,
später zu einem Normalgewicht zurückzukehren gerade einmal bei 50:50
stehen. Waren die Kinder hingegen schon drei Jahre alt, waren es nur noch
knapp zehn Prozent - das bedeutet: Rund 90 Prozent dieser Kinder waren
auch als Jugendliche übergewichtig oder adipös. "Wir konnten mit unseren
Daten zeigen, dass das Gewicht von Jugendlichen mit Übergewicht und
Adipositas am stärksten zwischen zwei und sechs Jahren zugenommen hat", so
Körner. Auch danach stiegen der BMI weiter stetig an, wodurch sich das
Ausmaß der Adipositas weiter Jahr für Jahr verschlimmerte.

Auch Geburtsgewicht und Gewicht der Mutter haben Einfluss

Mit Daten der LIFE Child-Studie konnten auch die Bedeutung von
Geburtsgewicht und Gewicht der Mutter auf das kindliche Adipositasrisiko
nachgewiesen werden. So hatte fast die Hälfte der Babys, die zur Geburt
sehr groß und schwer waren, einen höheren BMI in ihrer Kindheit und
Jugend. Demgegenüber entwickelten weniger als 30 Prozent der Kinder mit
normalem oder niedrigem Geburtsgewicht Übergewicht oder Adipositas im
Jugendalter. Kinder von Müttern mit Übergewicht hatten ein deutlich
höheres Risiko für kindliches Übergewicht als Kinder von Müttern, die
normalgewichtig waren.

Übergewicht im frühen Kindesalter bleibt meist bestehen

"Die meisten Kinder und Jugendliche mit Übergewicht haben es auch noch im
Erwachsenenalter. Natürlich ist die Prävalenz, das heißt die Häufigkeit,
von Übergewicht bei Erwachsenen noch höher und nicht jeder übergewichtige
Erwachsene war ein übergewichtiges Kind. Wenn jedoch Übergewicht bereits
im (frühen) Kindesalter einsetzt, bleibt es zuallermeist bestehen - mit
allen Konsequenzen beispielsweise für die Entwicklung von
Folgeerkrankungen bereits im Jugend- oder jungen Erwachsenenalter. Eine
übermäßige Gewichtszunahme bei Kindern unter sechs Jahren kann ein frühes
Anzeichen für spätere Adipositas sein. Wachstum und Gewicht müssen von
Kinderärzten, Erziehern und Eltern schon früh genau beobachtet werden, um
Kinder mit erhöhtem Risiko zu erkennen", sagt Prof. Dr. Antje Körner.

Die Studie wurde durch den DFG-Sonderforschungsbereich "Mechanismen der
Adipositas" (SFB 1052), durch das Integrierte Forschungs- und
Behandlungszentrum AdipositasErkrankungen (IFB) sowie durch das Leipziger
Forschungszentrum für Zivilisationserkrankungen (LIFE Child) unterstützt.


Originalpublikation:

"Acceleration of BMI in Early Childhood and Risk of Sustained Obesity"

DOI: 10.1056/NEJMoa1803527

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nejm.org/do/10.1056/NEJMdo005405/full/?requestType=popUp&relatedArticle=10.1056%2FNEJMoa1803527

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 
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AUSLAND/2506: Argentinien - Die Gesundheitsversorgung krankt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien

Die Gesundheitsversorgung krankt!
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Nora Cortiñas auf der Demo



(Buenos Aires, 4. Oktober 2018, la vaca) - Tausende Beschäftigte im
Gesundheitssektor, Patient*innen und Arbeiter*innen haben eine weitere
Großdemonstration organisiert. Es geht um die Auswirkungen der
Anpassungsprogramme im ganzen Land, die Entlassungen des
Krankenhauspersonals, die psychische Gesundheit in den Vorstädten.
Notizen und Stimmen einer Krise im Endstadium:

Nora Cortiñas, Großmutter der Plaza de Mayo, erhebt ihre Faust und die
Menge umarmt sie mit ihrem Applaus. Sie steht an der Spitze der
Demonstration, die am ehemaligen Ministerium für Gesundheit startet.
Das Ministerium gibt es nicht mehr, jetzt gibt es nur noch das
Gesundheitsamt. Nora ist umringt von Angestellten der Krankenhäuser
Posadas und El Cruce de Florencio Varela, von Beschäftigten der
Gesundheitszentren in Buenos Aires, die nach dem Willen der
Stadtregierung geschlossen werden sollen. Die Demo erstreckt sich auf
acht Häuserblöcke und besteht aus verschiedenen sozialen Bewegungen.
Eine Frau von der Föderation der Basisorganisationen FOB (Federación
de Organizaciones de Base) trägt ein Schild mit der Aufschrift: "Die
Krankenhäuser fallen auseinander - und das ist keine Metapher." Eine
andere Person hat sich ein Schild umgehängt auf dem steht: "Das
Schweigen ist keine Gesundheitsversorgung. Sie bringen uns nicht zum
Schweigen." Mit Rufen, Lärm und Wut versuchen die Demonstrierenden das
Desaster im Gesundheitssektor irgendwie aufzuhalten.


Keine Sprechstunde, keine Medikamente

Karina Almirón, einer der Entlassenen des Krankenhauses Posadas, war
15 Jahre in der pathologischen Anatomie angestellt, mit
Spezialisierung auf Immunhistologie. Sie sagt zu la vaca: "Ich bin
eine von 1300, die vor über zwei Jahren entlassen wurden (...) Sie
leeren das Krankenhaus, sie schließen Spezialabteilungen für
Erwachsene und Kinder und halten nur die externen Praxen aufrecht. Den
Patient*innen wird die Behandlung verweigert, auch die Gabe von
Medikamenten. (...)."




[image: Foto: la vaca]

Die Krankenhäuser fallen auseinander

Foto: la vaca



Corina Fornacieri, Psycholgin im Krankenhaus Mi Pueblo de Florencio
Varela sagt: "Die Situation hier ist genau so, wie im Rest der Provinz
Buenos Aires. Die Krankenhäuser sind völlig unterbesetzt und es fehlt
vorne und hinten an Mitteln. In der Notfallambulanz gibt es weder
Ärztinnen oder Ärzte noch Krankenpfleger*innen, da ist eine kritische
Situation." Und sie fügt hinzu: "Zur Sprechstunde kommen viele
Menschen, die ihre Arbeit verloren haben und keine Krankenversicherung
haben. Die Auswirkungen der Krise sieht man hier sehr deutlich, auch
auf die psychische Gesundheit. Wir haben es hier mit vielen
Suizidversuchen zu tun und das ist alarmierend, denn wir sehen es auch
im pädiatrischen Bereich. Kinder von zehn oder zwölf Jahren kommen zu
uns mit einer Überdosis Medikamenten, mit Selbstverletzungen, mit
Erhängungen. Das ist sehr besorgniserregend. Die Familie kann das
nicht mehr auffangen. Die Gesellschaft ist schutzlos, die
Institutionen bieten keinen Schutz, das ist deutlich spürbar."


Die Gesundheit des IWF

Florencia Braga, Mitglied der Föderation Seltene Krankheiten Fadepof
(Federación Argentina de Enfermedades Poco Frecuentes) gibt an: "Mein
Sohn hat eine Krankheit namens Stargardt. Eine von 10.000 Personen
erkrankt daran und man kümmert sich nicht um sie. Ich bin Vorsitzende
der Patient*innen der Stiftung Investigar (Untersuchen), die sich mit
der Erforschung von Krankheiten und neuen Therapien beschäftigt. Es
gibt das Gesetz 26.689, das sich auf seltene Krankheiten bezieht. Wir
haben darauf gehofft, dass mehr Mittel bewilligt werden, um diese
Krankheitsbilder zu erforschen, aber nein. Wir sind das letzte Glied
in der Kette. Viele dieser Krankheiten sind tödlich und sie bekommen
keine Aufmerksamkeit. Wir brauchen ein starkes Gesundheitsministerium
und nicht nur ein Gesundheitsamt. Argentinien hat eine exzellente
Geschichte der Gesundheit geschrieben, mit Nobelpreisen. Heute sterben
die Leute. Und heutzutage haben wir auch kein Ministerium mehr für
Wissenschaft und Technologie. Es kann nicht angehen, dass der
Internationale Währungsfond (IWF) über die Gesundheitspolitik des
Landes entscheidet. Wir müssen uns verteidigen, wir Patient*innen
haben auch eine Stimme und wir wollen, dass wir gehört werden. Stell
dir nur vor, was passiert, wenn kein Geld mehr für Impfungen
bereitgestellt wird, es ist eine Schande was mit Krankheiten geschehen
wird, die als quasi ausgestorben gelten. In Argentinien sind wir mehr
als drei Millionen Familien. Und wir geraten immer mehr in
Vergessenheit."


Sich nicht verstecken

Adriana Palacios ist Leiterin des kommunalen Gesundheitsamtes von
Moreno (einem Vorort von Buenos Aires, Anm.d.Ü.) und sie sagt zu la
vaca: "Die Situation spitzt sich immer weiter zu und wird immer
bedrückender, weil die Mittel für Gesundheit gekürzt werden. Das führt
dazu, dass es für immer mehr Familien immer schwieriger wird, eine
zuvor kostenlose Gesundheitsversorgung in Anspruch zu nehmen. (...)
Die Sexualerziehung in der Schule umzusetzen kostet viel, es werden
auch keine Kondome mehr geliefert. Wir haben das Programm
"Gemeinde-Ärzt*innen", das seit neun Monaten kein Geld mehr vom
Ex-Gesundheits-Ministerium, heute Gesundheitsamt, erhält, um die
Ärzt*innen zu bezahlen. Es gibt keine Mittel mehr und viele werden
schlicht nicht bezahlt. Sie lassen Gesundheitsprogramme auslaufen, und
wenn das passiert - vor allem in Krisenzeiten - tauchen immer mehr
Krankheiten auf. Im Jahr 2015 hatten wir 15 Tuberkolose-Fälle, heute
behandeln wir 570. Im gesamten letzten Jahr hatten wir keine
Medikamente. Erst in diesem Jahr konnten wir etwas erreichen. Viele
gehen ins Krankenhaus Posadas, aber sie kommen zurück nach Moreno,
weil es dort immer weniger Beschäftigte gibt." Und sie schließt mit
folgenden Worten: "Und Moreno ist ein stark gebeutelter Bezirk. Die
Gasexplosion in der Schule 49, die Entführung der Lehrerin Corina ...
Jeden Morgen wache ich auf und frage mich: Und was jetzt? Wir sind
sehr gestraft, aber es gibt hier viele Leute und viel Organisation.
Wir können uns jetzt nicht verstecken. Am allerwenigsten in diesem
Kontext."
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Moreno verteidigt den öffentlichen Gesundheitssektor
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MELDUNG/949: ver.di ruft bundesweit zu Protestaktionen in psychiatrischen Einrichtungen auf (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 5. Oktober 2018

ver.di ruft bundesweit zu Protestaktionen in psychiatrischen Einrichtungen auf: 

"Es muss mehr Personal in die Einrichtungen, sonst bleibt die menschliche Psychiatrie auf der Strecke"



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ruft die
Beschäftigten psychiatrischer Krankenhäuser und Fachabteilungen
zwischen dem 7. und 10. Oktober zu Protestaktionen für eine
angemessene Personalausstattung auf. "Seit fast zwei Jahren
verhandeln Kliniken und Krankenkassen im Auftrag des Gesetzgebers
über Personalmindeststandards in der Psychiatrie. Doch bislang wissen
die Beschäftigten in den Psychiatrien nicht, was überhaupt verhandelt
wird und was der aktuelle Stand ist", kritisierte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler. "Mit dieser
Geheimniskrämerei muss Schluss sein. Die Patienten und Beschäftigten
leiden täglich unter unzureichender Personalausstattung. Sie müssen
endlich angemessen beteiligt werden."

In etlichen psychiatrischen Einrichtungen werden Beschäftigte in den
kommenden Tagen mit Foto-Aktionen, Kundgebungen, aktiven
Mittagspausen und Personalversammlungen für eine bedarfsgerechte
Personalausstattung eintreten. "In der Psychiatrie ist
Beziehungsarbeit das A und O. Doch dafür braucht es Zeit, also genug
Personal", betonte Bühler. Sowohl Zwangsmaßnahmen gegenüber
Patient/innen als auch Gewalt gegen das Personal ließen sich durch
eine gute Personalausstattung nachweislich verringern. "Das
Bundesverfassungsgericht hat die Regelungen zu Zwangsfixierungen im
Juli dieses Jahres zu Recht verschärft. Damit das umgesetzt werden
kann, muss mehr Personal in die Einrichtungen. Psychiatrie braucht
Menschlichkeit", so die Gewerkschafterin.

Die neue Personalbemessung, die am 1. Januar 2020 in Kraft treten
soll, müsse sich am Bedarf der Patientinnen und Patienten
orientieren, forderte Bühler. Dafür solle die bestehende
Psychiatrie-Personalverordnung (Psych-PV) modernisiert und erweitert
werden - ver.di fordere eine Psych-PVplus. Anders als die Psych-PV
müssten neue Personalstandards wirksam durchgesetzt werden. Derzeit
werde die Psych-PV vielfach nicht eingehalten, was nur ausnahmsweise
Sanktionen nach sich ziehe. Das liege auch daran, dass viele Kliniken
ihrer Nachweispflicht schlicht nicht nachkämen. "Eine ausreichende
Personalausstattung muss es in jedem Krankenhaus, in der Altenpflege
und in den Psychiatrien geben, um bedarfsgerechte und sichere
Versorgung und gute Arbeitsbedingungen zu gewährleisten."

 * 
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POLITIK/1922: Das Pflegepersonalstärkungsgesetz ist ein Angriff auf Pflegende und Patienten (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
8. Oktober 2018

DKP zur aktuellen Krankenhausgesetzgebung:

"Das Pflegepersonalstärkungsgesetz und die Untergrenzen von Spahn sind
ein Angriff auf die Pflegenden und die Patienten"



Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) unterstützt den Aktionstag "Soll
ist voll" am 23. Oktober der Gewerkschaft ver.di, bei dem Beschäftigte in
den Krankenhäusern bundesweit darauf hinweisen, dass in den Krankenhäusern
zwischen dem 23. Oktober und dem 31. Dezember nur deshalb die Versorgung
der Patienten sichergestellt ist, weil Pflegekräfte Überstunden machen,
über ihre Grenzen gehen und ihre eigene Gesundheit ruinieren.

"Das Pflegepersonalstärkungsgesetz und die Untergrenzenverordnung sind ein
klarer Angriff auf die Pflegenden und Patienten in den Krankenhäusern. Und
das auch noch unter dem dreisten Deckmantel, für diese Bereiche
Verbesserungen herstellen zu wollen", fasst Patrick Köbele, Vorsitzender
der DKP, die aktuelle Politik des Gesundheitsministers Spahn zusammen. "Der
Aktionstag von ver.di ist ein Teil der notwendigen Aktivitäten, den
Missstand in den Krankenhäusern zu verändern, insofern ist es gut, wenn
sich viele Beschäftigte beteiligen und der Bundesregierung damit zeigen,
wie verärgert sie über die Verweigerungshaltung der Regierungsparteien
sind, wirklich etwas für die Pflege zu verändern."

Als Gradmesser für den notwendigen Personalbedarf die aktuelle
Personalausstattung der 25 Prozent deutscher Krankenhäuser mit der
schlechtesten Personalsituation festzulegen zeigt, dass die Bundesregierung
weiterhin primär die Gewinne der Gesundheitskonzerne sichern will. Die
Festlegung von Personal-Untergrenzen nur für die Bereiche Intensivmedizin,
Geriatrie, Unfallchirurgie und Kardiologie, die insgesamt deutlich weniger
Personal festschreiben, als jetzt schon auf den Stationen vorhanden ist,
spricht die gleiche Sprache, vor allem, weil selbst diese Untergrenzen so
geplant sind, dass sie von Arbeitgebern gut umgangen werden können, stellt
man bei der DKP fest. Vor diesem Hintergrund muss der Kampf um mehr
Personal in den Kliniken weitergehen. Neben Aktionstagen und öffentlicher
Empörung braucht es vor allem weitere Belegschaften, die für die Forderung
nach mehr Personal auch in den Arbeitskampf gehen, wie jüngst an den
Unikliniken Düsseldorf, Essen und Homburg. Wirkliche Eingriffe in die
unternehmerische Freiheit und mehr Personal hat es bisher nur an den
Kliniken gegeben, an denen Belegschaften dafür in den Streik getreten sind.

"Diese Kämpfe gilt es fortzuführen, aber auch, sie zusammen zu führen mit
weiteren Auseinandersetzungen, die z.B. in der Altenpflege und im Sozial-
und Erziehungsdienst anstehen. Die grundlegende Frage wird sein, wie viel
dieser Gesellschaft Gesundheit und das Soziale wert sind. Aus Sicht der DKP
werden deshalb für den Krankenhausbereich langfristige Verbesserungen nur
möglich sein, wenn die Unterwerfung der Versorgungsqualität unter die
Ökonomie zurückgedreht wird und das DRG-Fallpauschalensystem ersetzt wird
durch eine bedarfsorientierte Kostendeckung in der Versorgung. Die Deutsche
Kommunistische Partei wird diese Kämpfe jederzeit unterstützen!", so Köbele
abschließend.

Essen, 8. Oktober 2018

 * 
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INFEKTION/1770: Wie Bakterien das kindliche Immunsystem im Darm prägen (idw)


Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung - 04.10.2018

Wie Bakterien das kindliche Immunsystem im Darm prägen

HZI-Forscher entdecken, wie eine frühe Besiedelung mit Mikroben die
Eigenschaften von Lymphknoten im Darm lebenslang definiert



Der Darm kann mehr als nur Nahrung verdauen und resorbieren. Seit geraumer
Zeit weiß man, dass er und seine Bakterien auch für das Immunsystem von
großer Bedeutung sind. Das sogenannte darmassoziierte Immunsystem sorgt
dafür, dass wir gesund bleiben und unsere Abwehr gut arbeitet. Forscher
des Helmholtz-Zentrums für Infektionsforschung (HZI) und des Würzburger
HZI-Standortes Helmholtz-Institut für RNA-basierte Infektionsforschung
(HIRI) haben jetzt nachgewiesen, wie die erste mikrobielle Besiedlung des
Darmes gleich nach der Geburt die besonderen Eigenschaften der
darmassoziierten Lymphknoten bestimmt. Die im Darm sitzenden Gerüstzellen
dieser Lymphknoten werden in den ersten Tagen nach der Entbindung durch
die Mikroben des Darmes lebenslang geprägt und geben diese Informationen
kontinuierlich an wandernde Immunzellen weiter. Mit der
Single-Cell-Methode konnte nun auf Transkriptom-Ebene nachgewiesen werden, dass die im
Darm lebende Mikrobengemeinschaft die Gerüstzellen des Lymphknotens für
diese wichtige Aufgabe lebenslang prägt. Ihre Ergebnisse veröffentlichten
die Wissenschaftler im Fachjournal Nature Communications.

Die regulatorischen T-Zellen (kurz "Tregs") haben eine sehr wichtige
Aufgabe in unserem Immunsystem: Sie bringen anderen Immunzellen bei,
welche Eindringlinge wirklich zu bekämpfen sind und von welchen keine
Gefahr ausgeht. Die Tregs vermitteln den Immunzellen dabei eine tolerante
Haltung gegen Fremdkörper wie Bestandteile bestimmter Nahrungsmittel,
Pollen, Tierhaare, aber auch ungefährliche Mikroorganismen. So wird das
Immunsystem trainiert und attackiert keine harmlosen Passanten. Sonst
würden Allergien und Autoimmunkrankheiten ungehindert zunehmen. "Bisher
war bekannt, dass die Tregs besonders effizient in den darmassoziierten
Lymphknoten ausgebildet werden. Darin zeigt sich die wichtige, fein
ausbalancierte Abwehrfunktion des Immunsystems im Darm, welches einen
großen Teil des kompletten Immunsystems unsers Körpers ausmacht", sagt
Prof. Jochen Hühn, Leiter der Abteilung "Experimentelle Immunologie" am
HZI. Nur wie die regulatorischen Zellen überhaupt mit ihren tolerogenen
Eigenschaften in den darmassoziierten Lymphknoten ausgestattet werden, war
bisher noch nicht detailliert erforscht.

Wissenschaftler des HZI konnten jetzt gemeinsam mit Kollegen vom
Helmholtz-Institut für RNA-basierte Infektionsforschung (HIRI) im
Mausmodell zeigen, dass die darmassoziierten Lymphknoten ihre dafür
charakteristischen Eigenschaften schon kurz nach der Geburt erhalten. "Wir
werden fast steril geboren. Erst dann beginnt in den ersten Tagen nach der
Geburt die sehr schnelle Besiedelung mit den ersten Mikroben. Durch diese
frühkindliche Prägung wissen die darmassoziierten Lymphknoten sozusagen,
welches ihr Normalzustand ist, in den sie nach einer Infektion wieder
zurückkehren können", sagt Dr. Jörn Pezoldt, Wissenschaftler im Team von
Jochen Hühn und Erstautor der Studie.

Eine besondere Rolle bei der Prägung der Lymphknoten im Darm spielen deren
Gerüstzellen. Bisher wurde dieser Zelltyp in seiner Bedeutung ignoriert,
aber immer mehr Studien zeigen, dass diese Zellen für die Modulation von
hochspezialisierten Immunantworten sehr bedeutsam sind. "Die Gerüstzellen
werden direkt nach der Geburt von der Besiedlung der ersten Mikroben im
Darm beeinflusst und behalten ihr Gedächtnis ihr ganzes Leben lang. Fest
fixiert im Gewebe der Lymphknoten sind diese Zellen selbst unbeweglich,
können aber ihre frühkindliche Prägung als Information an andere Zellen
des Immunsystems weitergeben, die über die Blut- oder Lymphbahn in die
Lymphknoten einwandern", sagt Dr. Maria Szente-Pasztoi, ebenfalls
Erstautorin der Studie. "Dies ist eine sehr clevere Strategie: Die
Mikrobengemeinschaft im Darm rüstet sozusagen die Gerüstzellen als
Schaltzentralen aus, die wichtige Informationen zur Abwehr an andere
Immunzellen weiterverteilen."

Diese wichtigen Erkenntnisse konnten die Forscher in Kooperation mit Dr.
Antoine-Emmanuel Saliba, Wissenschaftler am HIRI in Würzburg, gewinnen.
Der Einsatz der Single-Cell-Technologie erlaubt es, aktive Gene in einer
einzelnen Zelle zu einem bestimmten Zeitpunkt auf der Basis von
RNA-Molekülen zu untersuchen. "Die Analyse der Gerüstzellen der
Darmlymphknoten auf Einzel-Zellebene zeigte, dass diese Zellpopulationen
sehr heterogen sind und nur einzelne Subpopulationen durch den ersten
Kontakt mit den Mikroorganismen in ihren Eigenschaften beeinflusst werden.
So konnte der Nachweis erbracht werden, dass die transkriptionelle
Signatur durch die umgebende Mikrobenflora definiert wird", sagt Saliba.

Die Ergebnisse der Wissenschaftler bestätigen eindeutig, dass ein Kontakt
zu einer normalen mikrobiellen Besiedelung in der frühkindlichen Phase
sehr wichtig für die Entwicklung eines gesunden Immunsystems ist.
Zukünftige Forschungsarbeiten könnten nun zeigen, wie sich die
lebenslangen Eigenschaften von Lymphknoten durch verschiedene
frühkindliche Einflüsse wie ein keimarmes Umfeld durch Antibiotika,
schwere Infektionskrankheiten oder ein zu steriles Aufwachsen verändern
können.


Originalpublikation:

Jörn Pezoldt, Maria Pasztoi, Mangge Zou, Carolin Wiechers, Michael
Beckstette, Guilhem R. Thierry, Ehsan Vafadarnejad, Stefan Floess,
Panagiota Arampatzi, Manuela Buettner, Janina Schweer, Diana Fleissner,
Marius Vital, Dietmar H. Pieper, Marijana Basic, Petra Dersch, Till
Strowig, Mathias Hornef, André Bleich, Ulrike Bode, Oliver Pabst, Marc
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Neonatally imprinted stromal cell subsets induce tolerogenic dendritic cells in mesenteric
lymph nodes. Nature Communications 2018, 

DOI: 10.1038/s41467-018-06423-7


Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung:

Am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) untersuchen
Wissenschaftler die Mechanismen von Infektionen und ihrer Abwehr. Was
Bakterien oder Viren zu Krankheitserregern macht: Das zu verstehen soll
den Schlüssel zur Entwicklung neuer Medikamente und Impfstoffe liefern.
Das HZI ist Mitglied im Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF).

www.helmholtz-hzi.de

Helmholtz-Institut für RNA-basierte Infektionsforschung:

Das Helmholtz-Institut für RNA-basierte Infektionsforschung wurde im Mai
2017 als gemeinsame Institution durch das Helmholtz-Zentrum für
Infektionsforschung (HZI) und die Julius-Maximilians-Universität Würzburg
(JMU) gegründet. HIRI ist die weltweit erste Forschungseinrichtung, die
die Bereiche RNA-Biologie und Infektionsforschung vereint. 

www.helmholtz-hiri.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution129
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INFEKTION/1769: Bornavirus kann für Menschen tödlich sein (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 04.10.2018

Bornavirus kann für Menschen tödlich sein

Forschergruppe des Universitätsklinikums Erlangen wies Virus bei Patienten
mit Gehirnentzündung nach



Das von Erkrankungen bei Pferden und Schafen bekannte klassische
Bornavirus (BoDV-1) kann auch bei gesunden Menschen tödliche
Gehirnentzündungen auslösen. Zu diesem Ergebnis kommt eine Forschergruppe
um Prof. Dr. Armin Ensser vom Virologischen Institut (Direktor: Prof. Dr.
Klaus Überla) des Universitätsklinikums Erlangen in einer jetzt im New
England Journal of Medicine veröffentlichten Arbeit. "Die von uns
untersuchten tödlichen Krankheitsfälle zeigten das Krankheitsbild einer
schweren Gehirnentzündung, die eindeutig von einer Bornavirus-Infektion
ausgelöst wurde", sagt Prof. Ensser.

Das untersuchte Krankheitsbild habe große Ähnlichkeit mit der Bornaschen
Krankheit bei Pferd und Schaf sowie mit den sehr seltenen
Bornavirus-Infektionen bei Haltern exotischer Bunthörnchen in Deutschland. Nach
heutigem Wissensstand ist das ursächliche Bornavirus regional begrenzt in
Teilen Ost- und Süddeutschlands, Österreichs, der Schweiz und
Liechtensteins verbreitet. "Bei Patienten mit schweren neurologischen
Erkrankungen sollte daher das Bornavirus insbesondere in diesen
Risikogebieten als möglicher Erreger berücksichtigt werden", sagt Prof.
Ensser. "Die Dunkelziffer von Bornavirus-Infektionen bei tödlichen
Gehirnentzündungen ist unbekannt, da die Infektion bislang bei
Routineuntersuchungen nicht in Betracht gezogen wurde." Weitere
Forschungen sollen nun unter anderem klären, wie häufig
Bornavirus-Infektionen beim Menschen tatsächlich sind, wie das Virus rechtzeitig
diagnostiziert und der tödliche Infektionsverlauf verhindert werden kann.
Derzeit gibt es noch keine zugelassene antivirale Therapie.

Spitzmäuse sind mögliche Infektionsquelle

Die "hitzige Kopfkrankheit der Pferde", die durch das Virus der Bornaschen
Krankheit ausgelöst wird, wurde erstmals 1813 beschrieben. Ihren Namen
erhielt die Krankheit 1894, als ein ganzer Stall voller Kavalleriepferde
in der Stadt Borna erkrankte. Das natürliche Reservoir des Bornavirus ist
die Feldspitzmaus. Bisher war bekannt, dass das Virus von Spitzmäusen über
den Urin und Speichel ausgeschieden und gelegentlich auf andere Säugetiere
- sogenannte Fehlwirte dieses Virus - übertragen wird, bei denen es dann
zur Bornaschen Krankheit kommen kann. Vor allem Pferde und Schafe sind
davon betroffen. Während infizierte Feldspitzmäuse keine Anzeichen einer
Erkrankung zeigen, befällt das Virus bei den Fehlwirten das zentrale
Nervensystem und es kommt, wahrscheinlich durch den Angriff von
körpereigenen Immunzellen, zu umfangreichen Zerstörungen im Gehirn. Eine
Übertragung des Virus von infizierten Pferden oder Schafen untereinander
oder auf andere Säugetiere wurde bisher nicht nachgewiesen. Das Virus wird
von den Fehlwirten nicht ausgeschieden und ist auch in ihrem Blut kaum
nachweisbar.

Nachdem zwei Patienten ohne bekannte Risikofaktoren und trotz intensiver
Behandlung an einer schweren Gehirnentzündung unbekannter Ursache
verstorben waren, hatte das Forscherteam aus Neuropathologen und Virologen
unter Federführung von Prof. Ensser deren Gewebeproben mittels moderner
Next-Generation-Sequencing-Verfahren untersucht. Dazu wurden die
RNA-Sequenzen von Millionen von RNA-Molekülen bestimmt und bioinformatisch mit
Sequenzdatenbanken bekannter Pathogene verglichen. Hierdurch
identifizierten die Wissenschaftler im Gehirn eines der verstorbenen
Patienten große Mengen der Erbsubstanz eines Virus. Die
Nukleinsäuresequenz dieses Virus war eindeutig dem klassischen
Borna-Disease-Virus 1 (BoDV-1) zuzuordnen. In anschließenden methodisch
unabhängigen Untersuchungsverfahren konnte die Diagnose einer
Bornavirus-Infektion durch Antigennachweis mittels klassischer Immunohistochemie,
RT-PCR (Reverse-Transkriptase-Polymerase-Kettenreaktion) und den Nachweis
virusspezifischer Antikörper im Patientenserum eindeutig bestätigt werden.
Von einer anderen Forschergruppe konnte das Bornavirus auch bei drei
Empfängern von Spenderorganen eines postmortalen Organspenders
nachgewiesen werden, der als Virusüberträger gilt. Zwei der
immunsupprimierten Organempfänger verstarben im weiteren Verlauf, der
Dritte überlebte mit schweren Gehirnschäden.

Die untersuchten Fälle stellen keine Bestätigung der in der Vergangenheit
veröffentlichten Studien zu einem weitverbreiteten Vorkommen von
BoDV-1-Infektionen beim Menschen und bei bestimmten neuropsychiatrischen
Erkrankungen dar. "Insbesondere waren - außer im Gehirn - kein Virus und
keine Virusbestandteile in anderen Geweben und Körperflüssigkeiten
nachweisbar, sodass eine Übertragung des Virus über normale
zwischenmenschliche Kontakte auszuschließen ist", so Prof. Ensser. Alle
Patienten und der Organspender stammten aus einem der bekannten
Verbreitungsgebiete von BoDV-1.

Die Studienergebnisse wurden in der aktuellen Ausgabe des New England
Journal of Medicine publiziert:

https://www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMc1800724


Originalpublikation:

https://www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMc1800724

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18
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INFEKTION/1768: Forschung - Neuer Ansatz für die Behandlung von Virus-Enzephaliden (idw)


TWINCORE - Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung - 04.10.2018

Neuer Ansatz für die Behandlung von Virus-Enzephaliden



Unser Gehirn ist einer der am besten geschützten Bereiche unseres Körpers.
Die Blut-Hirn-Schranke sorgt dafür, dass nur ausgewählte Stoffe aus dem
Blut in das zentrale Nervensystem übergehen können und schirmt unser
Gehirn vor Krankheitserregern, Gift- und Botenstoffen ab. Eine Lücke in
dem Sicherheitssystem ist unser Geruchssinn. Gelingt es Viren, diese
Schranke zu überwinden, entzündet sich das Gehirn: eine lebensbedrohliche
Enzephalitis kann entstehen. Forschende des TWINCORE haben nun eine
spezielle Immunantwort des Gehirns entschlüsselt, die auf gänzlich anderen
Mechanismen beruht, als die übliche Erregerabwehr. Ihre Ergebnisse
veröffentlichten sie jetzt im Journal Cell Reports.

"Eigentlich sind wir davon ausgegangen, dass die erste Abwehrreaktion des
Immunsystems im Gehirn nach ähnlichen Mustern abläuft, wie im Rest des
Körpers, auch wenn die Immunsysteme durch die Blut-Hirn-Schranke getrennt
sind: Immunzellen registrieren das eingedrungene Virus und leiten die
weitere Abwehr über Interferon-Signale ein", sagt Dr. Chintan Chhatbar,
Nachwuchswissenschaftler am Institut für Experimentelle
Infektionsforschung. "Wir haben diese Abläufe genauer untersucht, um
besser zu verstehen, wie eine schützende Immunantwort im Gehirn
funktioniert." Selbst wenn sich die Patienten erfolgreich von einer
Enzephalitis erholen, leiden Patienten häufig unter
Persönlichkeitsveränderungen, Epilepsie oder motorischen Störungen. Die
Frage, die sich das Team am TWINCORE stellt: Wie kann Patienten am besten
bei einer viralen Enzephalitis geholfen werden - ohne dass das Gehirn
Schaden nimmt?

Der Weg des Virus führt über den Riechnerv direkt ins Gehirn. Die
einzelnen Riechfäden des Nervs laufen durch eine durchlöcherte
Knochenplatte des Schädels - die sogenannte Siebplatte - zum Riechkolben.
Der gibt die einlaufenden Signale an das Gehirn zur Verarbeitung weiter
und dort findet auch die erste Abwehrreaktion des Gehirns gegen das Virus
statt: Interferon wird produziert, um die Viren abzufangen, die den
Riechnerv hinaufgewandert sind. Aber wer löst diese Interferonproduktion
aus und wer verarbeitet die Information? "Mit bildgebenden Verfahren
können wir direkt verfolgen, was bei einer Infektion mit dem Vesikulären
Stomatitis Virus (VSV) - unserem Modellvirus - in den Gehirnstrukturen
geschieht", erklärt Chintan Chhatbar. Im Zentralnervensystem sind vier
Zelltypen besonders wichtig: Mikrogliazellen, Wächter und Räumkommando des
Gehirns; Astrozyten, Assistenztrupp der elektrisch erregbaren Strukturen
des Gehirns; Oligodendrozyten, Isolierung und Tankstelle der Nervenbahnen
und natürlich die unterschiedlichsten Neuronen, die Recheneinheiten
unseres Supercomputers. Nach der Infektion mit dem VSV begannen sich die
Immunzellen des Gehirns, die Mikrogliazellen, in der weiteren Umgebung des
Riechkolbens erst zu vermehren und dann zum Infektionsherd zu wandern, um
die Viren zu eliminieren. Entfernen die Forschenden hingegen die
Mikrogliazellen, hat das Virus freie Bahn und das Gehirn kann sich nicht
gegen die Infektion wehren.

Um die Signalkette besser zu verstehen, die zu dieser
Mikroglia-Aktivierung und Wanderung führt, analysiert das Team am TWINCORE
insbesondere die zentrale Informationseinheit des Immunsystems: den
Botenstoff Interferon. Interferon wird bei jedem viralen Angriff von den
Zellen ausgeschüttet, die das Virus entdecken. Sie alarmieren damit alle
anderen Zellen und die Abwehrreaktion nimmt ihren Lauf. "Wir haben jeweils
die Interferonrezeptoren der Mikrogliazellen, Astrozyten oder Neuronen
ausgeschaltet, so dass sie kein Interferon mehr registrieren können", sagt
Chintan Chhatbar. "Was wir gesehen haben, war erstaunlich: Für die
Mikrogliazellen spielt es keine Rolle, ob sie Interferon wahrnehmen können
oder nicht - sie wandern und wehren die Viren in jedem Fall ab. Aber wenn
Astrozyten oder Neuronen keine Interferonrezeptoren mehr haben, reagieren
auch die Mikrogliazellen nicht. Weder vermehren sie sich, noch wandern sie
zum Infektionsherd." Offenbar bilden diese beiden Zelltypen spezifische
Botenstoffe, nachdem sie das Interferonsignal wahrgenommen haben, die dann
wiederum die Mikrogliazellen zur Vermehrung und Wanderung anregen. Ein
sehr komplexer und damit sehr sicherer Mechanismus, denn alle drei
Zelltypen müssen miteinander interagieren, um die Mikroglia-Zellen zu
aktivieren. "Wir wissen zwar noch nicht, um welche Botenstoffe es sich
handelt", sagt Prof. Ulrich Kalinke, Leiter des Instituts für
Experimentelle Infektionsforschung, "aber in dieser Signalkette steckt der
Schlüssel, mit dem wir das Gehirn bei Virusinfektionen unterstützen
können. Hoffentlich ergibt sich daraus eine Strategie für die Entwicklung
neuer Therapien für Virus-Enzephaliden, die Heilungsprozesse im Gehirn
unterstützen, ohne es dabei zu schädigen."


Originalpublikation:

Chhatbar C, Detje CN, Grabski E, Borst K, Spanier J, Ghita L, Elliott DA,
Costa Jordão MJ, Mueller N, Sutton S, Prajeeth CK, Gudi V, Klein MA, Prinz
M, Bradke F, Stangel M, Kalinke U (2018) Type I interferon receptor
signaling of neurons and astrocytes regulates microglia activation during
viral encephalitis. Cell Rep (in press). (IF 7,338)

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.twincore.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1570
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LEBER/249: Leber erneuert sich durch erhöhten Blutfluss (idw)


Deutsches Diabetes-Zentrum - 04.10.2018

Leber erneuert sich durch erhöhten Blutfluss



Die Leber ist eines der wenigen menschlichen Organe, die sich innerhalb
weniger Wochen komplett regeneriert, wenn mehr als die Hälfte des Organs
entfernt wird. Die Ursache für diese Fähigkeit ist bislang unzureichend
verstanden. Im Rahmen des Sonderforschungsbereichs SFB 974 konnten
Wissenschaftler aus dem Deutschen Diabetes-Zentrum (DDZ), zusammen mit
Wissenschaftlern der HHU und des Universitätsklinikums Düsseldorf (UKD)
erstmals zeigen, dass ein verstärkter Blutfluss durch die kleinen Gefäße
der Leber Signale aus den Zellen der Blutgefäße freisetzt, die das
Wachstum der Leber fördern. Die Ergebnisse wurden in der aktuellen Ausgabe
der Zeitschrift "Nature" veröffentlicht.

Die Leber ist eines der wichtigsten Organe des Menschen. Zum einen ist sie
für den Stoffwechsel, die Entgiftung des Blutes und für ein
funktionierendes Immunsystem unverzichtbar. Zum anderen ist die Leber das
einzige Organ, das die Eigenschaft hat, seine Zellmasse innerhalb von
wenigen Wochen komplett zu regenerieren, wenn mehr als die Hälfte des
Organs entfernt worden ist. Die Forscher um Prof. Eckhard Lammert haben
herausgefunden, dass es der erhöhte Blutfluss und die mechanische
Erweiterung der Blutgefäße der Leber sind, durch die die Leber Signale zum
Wachstum erhält. Die Signale kommen von den Zellen der Blutgefäße, die auf
die mechanische Stimulation reagieren. Die Publikation geht auf die 2001
publizierte Erkenntnis zurück, dass Blutgefäße Organe in ihrer Funktion
und ihrem Wachstum beeinflussen (Lammert et al., Science 2001).

"In unserer Studie an der Leber und ihren Blutgefäßen haben wir einen
wichtigen Auslöser für Organwachstum identifiziert. Erstmals konnten wir
zeigen, dass der Blutfluss und die Erweiterung von Blutgefäßen (auch
Vasodilatation genannt) wachstumsfördernde Signale freisetzen", erklärt
Prof. Dr. Eckhard Lammert, Direktor des Instituts für Betazellbiologie am
Deutschen Diabetes-Zentrum (DDZ) und Leiter des Instituts für
Stoffwechselphysiologie der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. "Diese
spannenden Ergebnisse könnten zukünftig auch für das Verständnis und die
Behandlung von Fettlebererkrankungen bei Adipositas und Diabetes Bedeutung
erlangen", ergänzt Prof. Michael Roden, Wissenschaftlicher Geschäftsführer
und Vorstand des Deutschen Diabetes-Zentrums und Direktor der Klinik für
Endokrinologie und Diabetologie am Universitätsklinikum Düsseldorf. "Die
Untersuchungsergebnisse sind von großer Bedeutung für das Verständnis der
komplexen Vorgänge bei Leberregeneration und ihrer Störungen", betont
Prof. Dieter Häussinger, Direktor der Klinik für Gastroenterologie,
Hepatologie und Infektiologie am Universitätsklinikum Düsseldorf und
Sprecher des Sonderforschungsbereichs 974.

Experimenteller Ablauf

Die molekularen Ursachen dieser Organ-Erneuerung sind Gegenstand einer von
Düsseldorfer Wissenschaftler/innen publizierten Arbeit in der
Fachzeitschrift "Nature" (Lorenz et al., Nature 2018). Konkret konnten die
Wissenschaftler/innen zeigen, dass ein verstärkter Blutfluss durch die
Leber dazu führt, dass mehr Wachstumssignale freigesetzt und aktiviert
werden. Eines dieser Signale ist der Hepatocyte Growth Factor (HGF), der
für das Wachstum und das Überleben der Leberzellen besonders wichtig ist.
Die Endothelzellen der Blutgefäße erkennen den verstärkten Blutfluss durch
die Leber mit Hilfe von sogenannten Integrinen. Dies sind
Zelloberflächenproteine, die die extrazelluläre Matrix mit dem Zytoskelett
verbinden und in der Lage sind, andere Rezeptoren, wie z. B. den Vascular
Endothelial Growth Factor Receptor-3 (VEGFR3), zu aktivieren. Die
Aktivierung des β1-Integrins (einer Untereinheit der Integrine) durch den
verstärkten Blutfluss führt in Endothelzellen dazu, dass VEGFR3 aktiviert
wird und Wachstumsfaktoren, wie z. B. das HGF, aktiviert und freigesetzt
werden. Letztere induzieren das Wachstum der Leber. Sobald die Leber zu
ihrer normalen Größe herangewachsen ist und auch neue Blutgefäße
entstanden sind, fließt pro Endothelzelle wieder eine normale Menge an
Blut durch die Leber. Diese normale mechanische Stimulierung der
Endothelzellen könnte erklären, warum die Leber aufhört zu wachsen. Die
Wissenschaftler postulieren, dass durch diesen molekularen Mechanismus die
Leber wächst, sobald ihre Organgröße reduziert ist und dann mit dem
Wachstum aufhört, wenn diese wieder hergestellt ist.


Originalpublikation:

Lorenz L, Axnick J, Buschmann T, Henning C, Urner S, Fang S, Nurmi H,
Eichhorst N, Holtmeier R, Bódis K, Hwang JH, Müssig K, Eberhard D,
Stypmann J, Kuss O, Roden M, Alitalo K, Häussinger D, Lammert E.
Mechanosensing by β1 integrin induces angiocrine signals for liver growth
and survival. Nature. 2018 Sep 26.

doi: 10.1038/s41586-018-0522-3. [Epub ahead of print]

Advance Online Publication (AOP) on http://www.nature.com/nature

Weitere Informationen finden Sie unter

https://figshare.com/s/f7ceb9d5980d10084ad8

http://www.ddz.uni-duesseldorf.de
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RHEUMA/283: Zwillingsforschung - Erbanlagen und Lebensstil beeinflussen Rheuma (DGRh) (idw)


Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 04.10.2018

Zwillingsforschung: Erbanlagen und Lebensstil beeinflussen Rheuma (DGRh)



Mit Ausnahme eineiiger Zwillinge nach ihrer Geburt haben wohl keine zwei
Menschen auf der Welt das gleiche Immunsystem. Entsprechend
unterschiedlich fällt die Reaktion auf Impfstoffe oder Krankheitserreger
aus, ebenso die Neigung zu Allergien oder Autoimmunerkrankungen.
Entzündlich-rheumatische Erkrankungen gehen auf eine Fehlfunktion des
Immunsystems zurück - und auch hier entscheidet die erblich festgelegte
Immunausstattung mit darüber, ob eine Rheumaerkrankung ausbricht oder
nicht - und wie stark sie ausfällt. Wie groß ist jedoch der genetische
Einfluss und welche anderen Faktoren spielen dabei eine Rolle? Darüber
sprachen Experten auf dem 46. Kongress der DGRh.

Entscheidend für die Funktion oder Fehlfunktion des Immunsystems ist eine
Gruppe von zwölf Genen, die für die so genannten HLA-Antigene auf der
Oberfläche von Immunzellen codieren. Sie bestimmen wesentlich darüber,
worauf das Immunsystem reagiert und wie heftig die Reaktion ausfällt. Die
HLA-Gene kommen in einer Vielzahl unterschiedlicher Ausprägungen vor und
werden jeweils zur Hälfte vom Vater und von der Mutter vererbt. "Die
Kombination dieser Gene ist entscheidend für die Infektabwehr und die
Entstehung von überschießenden Immunantworten, wie wir sie bei
Autoimmunerkrankungen sehen", sagt Professor Dr. med. Hanns-Martin Lorenz,
Leiter der Sektion Rheumatologie am Universitätsklinikum Heidelberg und
Präsident der DGRh.

In den letzten Jahren sind Zusammenhänge zwischen dem individuellen
HLA-Profil und so unterschiedlichen Erkrankungen wie Typ-1-Diabetes, Zöliakie
oder eben entzündlich-rheumatischen Erkrankungen aufgedeckt worden. Als
Beispiel nennt Lorenz den Morbus Bechterew, bei dem der rheumatische
Entzündungsprozess unter anderem die Gelenke der Wirbelsäule angreift und
dazu führt, dass diese versteifen. "95 Prozent der
Morbus-Bechterew-Patienten besitzen die Genvariante HLA-B27", erläutert Lorenz. In der
hiesigen Gesamtbevölkerung komme diese Variante aber nur zu zehn bis
fünfzehn Prozent vor.

So deutlich dieser Zusammenhang ist - die Morbus-Bechterew-Forschung
belegt auch, dass das Vorhandensein von HLA-B27 alleine nicht ausreicht,
um die Krankheit entstehen zu lassen. Denn nur jeder zehnte Genträger
erkrankt tatsächlich an Morbus Bechterew. "Offensichtlich sind zusätzliche
Faktoren notwendig, damit die Krankheit zum Ausbruch kommt", sagt DGRh
Präsident Lorenz. Als Auslöser kämen zum Beispiel Infektionen mit
bestimmten Viren oder Bakterien infrage, die das Immunsystem zusätzlich
aktivierten und so die Krankheit provozierten.

Auch Studien mit eineiigen Zwillingen - den einzigen Menschen, die
dieselben HLA-Gene besitzen - belegen die Grenzen des genetischen
Einflusses: Zwillingsgeschwister von an Rheuma erkrankten Menschen haben
zwar ein deutlich erhöhtes Erkrankungsrisiko.

Tatsächlich erkrankt der zweite Zwilling bei den klassischen
Autoimmunerkrankungen aber in weniger als der Hälfte der Fälle. Neben
Infektionen spielt hier auch der Lebensstil eine Rolle. So haben Raucher
zum Beispiel ein höheres Rheumarisiko als Nichtraucher. "Die Bedeutung des
Lebensstils - und damit auch der Eigenverantwortung der Patienten - wird
immer deutlicher" sagt Lorenz. Epigenetik ist ein recht neues
Forschungsfeld, das die Regulation der Genaktivierung erforscht. Auch hier
zeigen sich immer mehr interessante Korrelationen zu
entzündlich-rheumatischen Erkrankungen, erläutert der Experte. "Das nährt die
Hoffnung, dass das Verständnis der Entstehung wächst und sich daraus
vielleicht auch Therapiemöglichkeiten ergeben".


Über die DGRh:

Die DGRh ist mit mehr als 1.400 Mitgliedern die größte
medizinisch-wissenschaftliche Fachgesellschaft in Deutschland im Bereich der
Rheumatologie. Sie repräsentiert hierzulande seit 90 Jahren die
rheumatologische Wissenschaft und Forschung und deren Entwicklung. Als
gemeinnütziger Verein arbeitet die DGRh unabhängig und ohne Verfolgung
wirtschaftlicher Ziele zum Nutzen der Allgemeinheit.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution524
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FORSCHUNG/1286: Mit Raman-Spektroskopie schnelle Analyse von Impfstoffen möglich (idw)


Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 04.10.2018

Mit Raman-Spektroskopie schnelle Analyse von Impfstoffen möglich



Impfstoffe sind komplexe biomedizinische Arzneimittel, die sich aus einer
Reihe unterschiedlicher Moleküle zusammensetzen. Im Herstellungsprozess
und vor der Marktzulassung sind umfangreiche Untersuchungen erforderlich,
mit denen die Identität, Qualität, Wirksamkeit und Sicherheit der Produkte
überprüft werden. Schnelle, kostengünstige und dennoch zuverlässige
Analyseverfahren sind notwendig und können zum Kampf gegen
Arzneimittelfälschungen beitragen. Forscher des Paul-Ehrlich-Instituts
haben mit Wissenschaftlern aus Jena gezeigt, dass die Raman-Spektroskopie
hierfür ein geeignetes Werkzeug ist. Über die Ergebnisse berichtet NPJ
Vaccines in seiner Online-Ausgabe vom 04.10.2018.

Die Herstellung von Impfstoffen ist zeitaufwendig und erfordert qualitativ
hochwertige Qualitätskontrollen, um Qualität, Sicherheit und Wirksamkeit
zu garantieren. Schon Impfstoffe gegen nur einen Erreger setzen sich aus
verschiedenen Bestandteilen bzw. Substanzen zusammen, noch zahlreicher
sind die Bestandteile bei Kombinationsimpfstoffen.

Die Mischung ist charakteristisch für jedes Impfstoffprodukt. Sowohl
während der Herstellung, als auch vor der Marktzulassung im Rahmen der
gesetzlich vorgeschriebenen Chargenprüfung durch das Paul-Ehrlich-Institut
(PEI) werden die Impfstoffe auf ihre Komponenten bzw. Qualität,
Wirksamkeit und Sicherheit überprüft.

PEI-Forscher um Prof. Dr. Isabelle Bekeredjian-Ding, Leiterin der
Abteilung Mikrobiologie untersuchten in Zusammenarbeit mit
Wissenschaftlern der Friedrich-Schiller-Universität Jena und dem dortigen
Leibniz-Institut für Photonische Technologien um Prof. Dr. Jürgen Popp,
inwieweit sich die Raman-Spektroskopie für die Identifikation und
Unterscheidung von Impfstoffen nutzen lässt.

Bei der Raman-Spektroskopie werden Moleküle oder Festkörper mit Laserlicht
bestrahlt. Über die inelastische Streuung des Lichts und die damit
einhergehenden Frequenzunterschiede zum eingestrahlten Licht lassen sich
Rückschlüsse auf die untersuchte Substanz ziehen. Man spricht auch von
einem sogenannten molekularen Fingerabdruck, der die schnelle und einfache
Identifizierung von jeglichen Molekülen erlaubt. Die Methode wird
beispielsweise zur Untersuchung der Materialeigenschaften von Halbleitern
oder für die Infektionsdiagnostik genutzt. Das Verfahren wird zudem in der
Qualitätskontrolle von chemischen Arzneimitteln (Tablettenform) und in der
Arzneimittelherstellung (Fermenter) eingesetzt und für die Identifikation
gefälschter Arzneimittel verwendet.

Die Forscher erstellten aus luftgetrockneten Proben von
Kombinationsimpfstoffen, die Antigene von Tetanus, Diphtherie und
Pertussis (DTaP-Impfstoffe) enthielten, Raman-Maps, um die spezifischen
Raman-Signaturen zu analysieren. Tatsächlich ließen sich über diese
spezifischen Signaturen die Impfstoffe identifizieren und unterscheiden.
Die Untersuchungen bestätigen, dass sich mit der Raman-Spektroskopie als
Analysemethode herstellerspezifische Impfstoffzubereitungen analysieren
und klassifizieren lassen. Die Ergebnisse bieten eine gute Ausgangsbasis
für die Entwicklung eines einfachen und zuverlässigen Testsystems für die
Impfstoff-Identifikation und die Qualitätsprüfung.


Originalpublikation:

Silge A, Bocklitz T, Becker B, Matheis W, Popp J, Bekeredjian-Ding I
(2018). 

Raman spectroscopy-1 based identification of toxoid vaccine products.

NPJ Vaccines 04 Okt [Epub ahead of print]

Weitere Informationen finden Sie unter

https://doi.org/10.1038/s41541-018-0088-y 

(zur Publikation)
https://www.pei.de/DE/infos/presse/pressemitteilungen/2018/20-mit-raman-spektroskopie-schnelle-analyse-von-impfstoffen-moeglich.html. 

(Diese Pressemitteilung auf den Seiten des Paul-Ehrlich-Instituts)
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SUCHT/704: Online-Sucht - Kontrollverlust und Flucht aus der Realität (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 9, September 2018

Online-Sucht

Kontrollverlust und Flucht aus der Realität

Interview mit Dr. Tim Aalderink



Pathologischer Computergebrauch nimmt zu. Interview mit Dr. Tim
Aalderink, Leitender Psychologe der Schön Klinik Bad Bramstedt, über
die Sucht und mögliche Therapiekonzepte.




SHÄ: Was versteht man unter Onlinesucht?

Dr. Tim Aalderink: Der Übergang von der intensiven
Computernutzung zur Computersucht liegt im Kontrollverlust - nicht
etwa im reinen Ausmaß des Computergebrauchs. Betroffenen gelingt es
zum Beispiel nicht mehr, den Computer seltener oder kürzer zu nutzen.
Kennzeichnend ist zudem, dass sie den Computer weiterhin ausufernd
nutzen, auch wenn sie die z.T. erheblichen negativen Folgen des
übermäßigen Computergebrauchs psychisch, körperlich und im sozialen
Umfeld deutlich spüren.

Woran erkenne ich als niedergelassener Arzt Onlinesucht?

Aalderink: Es gibt verschiedene Warnsignale, die auf ein
problematisches Nutzungsverhalten hindeuten. Wenn Betroffene oder
Angehörige von ausufernden Nutzungszeiten in der Freizeit berichten
und diese im Zusammenhang mit einer Vernachlässigung von
Verpflichtungen und sozialen Kontakten stehen, ist es sinnvoll,
genauer nachzufragen. Auch die zunehmende gedankliche Vereinnahmung,
in deren Folge die Betroffenen fast ständig innerlich mit der
Computernutzung beschäftigt sind, deutet auf ein Problem hin. Im Kern
geht es um die Kriterien des Kontrollverlustes beim Nutzungsverhalten,
die Priorisierung der Computernutzung gegenüber bisherigen
Lebensinteressen sowie die Fortsetzung der exzessiven Nutzung trotz
relevanter negativer Folgen.

Welche Zahlen liegen vor?

Aalderink: Man kann in Deutschland von einer Prävalenz der
Internetabhängigkeit in der Gesamtbevölkerung von ein bis zwei
Prozent, bei Jugendlichen von bis zu fünf Prozent ausgehen.

Welche Personengruppen sind besonders betroffen?

Aalderink: In Studien zeigt sich eine deutlich erhöhte
Prävalenz bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen, was sich auch mit
unserer klinischen Erfahrung deckt. Grundsätzlich können alle
Altersgruppen beiderlei Geschlechts betroffen sein. Besonders häufig
kommen jedoch junge Männer mit einer schweren Computersucht in unsere
Behandlung.

Was sind die Ursachen?

Aalderink: In eine echte Computersucht geraten i.d.R. nur
Menschen, die vorher durch größere psychische oder soziale Probleme
belastet waren und aufgrund mangelnder Unterstützung keine Auswege
finden konnten. Wenn zugleich eine besondere Affinität für
Onlineaktivitäten, Computerspiele und Ähnliches besteht, ist die
Gefahr eines Rückzuges in die virtuelle Welt groß. Computer,
Smartphone und Internet sind ubiquitär verfügbar und per se legal. Da
Computerspiele genauso wie gute Romane oder Filme so gestaltet sind,
dass der Rezipient oder Nutzer von ihnen gefesselt wird, verführen
diese ohnehin zum längeren Versinken. Der Rückzug in die virtuelle
Welt ist mit vielfältigen kurzfristig positiven Erlebnissen verbunden.
Das kann für problembelastete Menschen mit geringen Ressourcen
relevant sein. Sie fliehen auf diesem Weg aus der belastenden
Realität, vermeiden Konflikte, erhalten etwa in
Mehrspieler-Online-Rollenspielen Anerkennung und Zugehörigkeitsgefühl
und nicht zuletzt erleben sie in der virtuellen Welt das Gefühl von
(vermeintlicher) Kontrolle und Selbstbestätigung. Dies sind einige der
kurzfristig positiven Konsequenzen, die eine exzessive Nutzung des
Computers aufrechterhalten. Gleichzeitig werden die Probleme und die
Überforderung der Betroffenen in der realen Welt immer größer. Diese
langfristig negativen Konsequenzen tragen dazu bei, dass Betroffene
sich weiterhin oder verstärkt in die virtuelle Welt zurückziehen und
die exzessive Computernutzung beibehalten.

Warum ist es so schwer, die Sucht alleine zu besiegen?

Aalderink: Die Betroffenen waren meist schon vor ihrer Sucht
durch psychische und soziale Probleme überfordert, meist aus Mangel an
Unterstützung und individuellen Ressourcen. Durch exzessive
Computernutzung erfahren sie kurzfristige Entlastung, langfristig
werden sie jedoch immer passiver und auch die Probleme und damit ihre
Überforderung mit der Situation werden größer. Ohne diesen
Problemhintergrund relevant zu verändern, kann die Computersucht nicht
überwunden werden - und dazu brauchen die Betroffenen professionelle
Hilfe. Zudem deuten die Befunde zu den neurobiologischen Grundlagen
der Computersucht darauf hin, dass es zu strukturellen und
funktionellen Veränderungen im mesolimbischen dopaminergen
Belohnungssystem kommt, die denen bei substanzgebundenen Süchten
ähneln. Bei exzessivem Computergebrauch scheint das Gehirn zu lernen,
besonders sensibel und reagibel auf die Computernutzung zu reagieren,
wenn es um die Regulation von Gefühlen geht. Gleichzeitig verlernt es
regelrecht, durch andere zuvor Freude bereitende Verhaltensweisen
aktiviert zu werden. Diese Verhaltensweisen treten immer mehr in den
Hintergrund und die Computernutzung wird für die Betroffenen zur
einzig noch wirkungsvollen Strategie, Gefühle zu regulieren. Durch
intensives Computerspielen kann vermehrt Dopamin freigesetzt werden,
was zu einem Lustempfinden des Spielers führt. Bei fortgesetztem
exzessiven Spielen scheint das dopaminerge System sensitiviert zu
werden und es entwickelt sich eine Übererregbarkeit gegenüber
computerspielassoziierten Reizen. In der Folge werden diese Reize
bevorzugt aufgesucht. Um der erheblichen Eigendynamik der
Computersucht entgegenwirken zu können, müssen die Betroffenen
besondere Strategien zur Selbststeuerung erlernen und bei der
Verbesserung ihrer Emotionsregulation unterstützt werden. Außerdem
sollten sie Hilfe dabei erhalten, eine eigenständige und damit
tragfähige Entscheidung für ein anderes Nutzungsverhalten zu treffen.

Was können Angehörige tun?

Aalderink: Zunächst sollten Menschen aus Generationen, die
nicht mit Computer und Internet aufgewachsen sind, bedenken, dass auch
eine sehr häufige Nutzung von Computer und Smartphone normalerweise
nicht pathologisch ist, auch wenn man vielleicht persönlich ein
anderes Nutzungsverhalten als angemessen empfindet. Erst wenn
Betroffene tatsächlich die Kontrolle über die Nutzung verlieren und
ganz erhebliche negative Folgen auftreten, kommt man in den Bereich
einer Computersucht.

Gleichzeitig ist es als Angehöriger wichtig, die eigenen Wahrnehmungen
ernst zu nehmen und die Beobachtungen und Sorgen mit den Betroffenen
immer wieder offen anzusprechen. Dies sollte ruhig und möglichst in
Situationen erfolgen, in denen die Betroffen gerade nicht vor dem
Computer sitzen. Dabei ist die Ausübung von Druck meist
kontraproduktiv. Die Angehörigen sollten sich jedoch nicht irritieren
lassen, wenn die Betroffenen zunächst abwehrend oder gar aggressiv
reagieren. Viele Betroffene und Angehörige berichten rückblickend,
dass wiederholte Hinweise auf konkrete professionelle
Beratungsangebote hilfreich gewesen seien, ebenso wie das Angebot, auf
Wunsch auch gemeinsam einen Arzt des Vertrauens oder eine
Beratungsstelle aufzusuchen, um sich mit professioneller Hilfe ein
objektives Bild von dem möglichen Problem zu machen. Angehörige
sollten jedoch immer bedenken, dass sie das Verhalten des Betroffenen
nicht ändern können, das kann dieser letztlich nur selbst tun. Für den
Umgang mit dieser oft sehr herausfordernden Situation brauchen
Angehörige nicht selten selbst Unterstützung, z. B. durch eine
Suchtberatungsstelle.

Was können niedergelassene Ärzte tun?

Aalderink: Hilfreich ist es, die Betroffenen und ihre
Angehörigen sachlich über die (Verdachts-)Diagnose und mögliche
Konsequenzen einer Computersucht zu informieren sowie auf geeignete
Beratungs- und Behandlungsangebote hinzuweisen. Hier sind
Suchtberatungsstellen mit Kompetenz im Bereich Medienabhängigkeit gute
Anlaufstellen, ebenso wie entsprechend spezialisierte Ärzte und
Psychotherapeuten, für sehr schwere Fälle auch Kliniken mit
störungsspezifischen Behandlungsangeboten. Für die Gespräche der Ärzte
mit den Betroffenen gilt wie für die Angehörigen, dass zu viel Druck
auf die Betroffenen meist kontraproduktiv wirkt.

Wann ist eine stationäre Aufnahme erforderlich?

Aalderink: Eine stationäre Aufnahme ist für eher schwer
Betroffene erforderlich, mit einer stark ausgeprägten Computersucht
sowie in der Regel mit komorbiden psychischen Störungen in akuter
Ausprägung. Typischerweise sind dies Angststörungen, Essstörungen oder
Depressionen. Auch ein langer und umfassender Rückzug,
Verwahrlosungstendenzen oder ausgeprägte körperliche
Folgeerscheinungen sprechen für eine stationäre Behandlung.

Was erwartet die Betroffenen in der stationären Therapie?

Aalderink: In der stationären Therapie geht es für die meisten
schwer Betroffenen zunächst einmal darum, ihren Tag wieder angemessen
zu strukturieren, den Schlaf-Wach-Rhythmus zu synchronisieren und eine
erste soziale Aktivierung zu ermöglichen. Insgesamt fördern wir im
Lauf der Therapie eine positiv besetzte Wiederannäherung an die reale
Welt, wofür nach der Aufnahme zunächst eine komplette Computer- und
Internetabstinenz notwendig ist.

In einer umfassenden Analyse wird in der Psychotherapie gemeinsam mit
dem Patienten der individuelle Hintergrund seiner Problematik
herausgearbeitet. Dabei kann es sich zum Beispiel um tiefgreifende
Selbstwertprobleme, soziale Ängste, Kontaktstörungen, belastende
Erlebnisse, familiäre Probleme und Ähnliches handeln. Auf Basis dieses
individuellen Störungsmodells arbeiten wir dann therapeutisch am
spezifischen Problemhintergrund des Patienten. Parallel
diagnostizieren und behandeln wir die komorbiden Störungen und
Erkrankungen. Wir unterstützen die Patienten dabei, eine eigene
Entscheidung zum künftigen Umgang mit dem Computer zu finden und
fördern die intrinsische Änderungsmotivation. Ziel sollte eine
Teilabstinenz sein, in deren Rahmen die Betroffenen für sie
ungefährliche Aktivitäten wie das Abrufen von E-Mails oder das Buchen
eines Bahntickets am Computer weiter ausführen können, gleichzeitig
aber Aktivitäten mit individuell hoher Rückfallgefahr mittelfristig
komplett unterlassen. Die dafür notwendige Kompetenz zur
Selbststeuerung lernen die Patienten im Rahmen der stationären
Therapie durch das Üben von Strategien zum kontrollierten
Computergebrauch. Entscheidend sind auch die Entwicklung einer
psychosozialen Perspektive und die Planung der ambulanten
Weiterbehandlung.

Vielen Dank für das Gespräch.


Checkliste: Der 10-Punkte-Test

Liegt das Ausmaß der Computernutzung noch im grünen Bereich oder wird
es kritisch? Der nachfolgende Check ermöglicht eine erste Einschätzung
des Verhaltens, kann aber keine fachliche Diagnose ersetzen. Besteht
ein begründeter Verdacht auf pathologischen Computergebrauch, sollten
Betroffene oder auch Angehörige professionelle Hilfsangebote in
Anspruch nehmen. Erste Anlaufstellen sind in der Regel Hausärzte oder
Beratungsstellen.

Geben Sie an, welche der folgenden Aussagen zutreffend sind:


	Ich verbringe täglich mehr als fünf Stunden meiner Freizeit mit Computerspielen / Chatten / Surfen.

	Das Ausschalten des Computers / des Smartphones fällt mir schwer. Mit meinen Freunden oder meiner Familie gibt es deshalb auch immer wieder Diskussionen.

	Wenn ich am Computer spiele / chatte / surfe, vergesse ich alles um mich herum.

	Auch wenn ich nicht am Computer sitze / online bin, denke ich ständig an meine Online-Aktivitäten.

	Außer Computerspielen / Chatten / Surfen habe ich kaum oder gar keine anderen Freizeitaktivitäten.

	Kann ich nicht so viel Zeit am Computer / im Internet verbringen, wie ich möchte, dann bin ich frustriert / lustlos / aggressiv oder unruhig.

	Ich habe schon einmal versucht, in meiner Freizeit ohne Computer / Internet auszukommen, das hat aber nicht gut funktioniert.

	Alltagsaktivitäten wie Arbeit, Schule oder Familienleben vernachlässige ich schon mal, um stattdessen lieber am Computer zu sitzen.

	Ich benutze Ausreden, um ungestört am Computer zu spielen / zu chatten / zu surfen.

	Ich fühle mich gut und vergesse meine Alltagssorgen, wenn ich am Computer spiele / chatte / surfe.




Auswertung:

Weniger als zwei Mal "Ja": Ihr Ergebnis deutet nicht darauf hin, dass
derzeit bei Ihnen ein problematisches Nutzungsverhalten von Computer
und Internet vorliegt. Dennoch wäre es günstig, wenn Sie Ihr
Nutzungsverhalten immer mal wieder kritisch reflektieren.

Zwei bis drei Mal "Ja": Bei Ihnen liegt möglicherweise ein
problematisches Nutzungsverhalten von Computer und Internet vor. Wir
empfehlen Ihnen eine kritische Selbstbeobachtung.

Außerdem sollten Sie einmal versuchen, in Ihrer Freizeit zeitweilig
auf Computer und Smartphone zu verzichten.

Mehr als drei Mal "Ja": Bei Ihnen liegt wahrscheinlich ein
problematisches Nutzungsverhalten von Computer und Internet vor. Sie
sollten professionelle Hilfe in Anspruch nehmen, um dies individuell
abklären zu lassen und falls notwendig gezielte Unterstützung zu
erhalten.


5 % 

So hoch schätzen Experten den Anteil an internetabhängigen
Jugendlichen. In der Gesamtbevölkerung liegt der Anteil zwischen ein
und zwei Prozent.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 9/2018 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201809/h18094a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen

Ärzteblatts:


www.aerzteblatt-sh.de
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FORSCHUNG/263: Silber reduziert die Bakterienbesiedelung auf Magnesium-Implantaten (idw)


Institut für Bioprozess- und Analysenmesstechnik e.V. - 04.10.2018

Silber reduziert die Bakterienbesiedelung auf Magnesium-Implantaten



Implantate aus Magnesiumlegierungen können aufgrund intensiver Korrosion
im Körper und Gewebe rasch abgebaut werden. Das macht sie für viele
Anwendungen, bei denen temporäre Implantate gefragt sind interessant.
Silber als Legierungselement reduziert dabei die Besiedelung durch
Bakterien. Im Rahmen einer Studie des Helmholtz-Zentrums in Geesthacht und
dem Institut für Bioprozess- und Analysenmesstechnik (iba) e.V. in Heilbad
Heiligenstadt wurde der Einfluss von Silber und Gadolinium auf die
Korrosionsgeschwindigkeit und die Infektionsgefahr von
Magnesiumimplantaten untersucht.

Magnesiumlegierungen sind aufgrund ihrer hervorragenden mechanischen
Eigenschaften und der guten Biokompatibilität vielversprechende
Materialien für die Anwendung in der Medizin. Ihre Degradation in
physiologischer Umgebung ermöglicht die Entwicklung bioresorbierbarer
Implantate. In Zusammenarbeit mit den Universitätskliniken in Hamburg,
Hannover und Graz, dem iba Heiligenstadt sowie weiteren Partnern hat das
Helmholtz-Zentrum Geesthacht eine Forschungsinitiative zu
Magnesium-Implantaten initiiert. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf der
antimikrobiellen Modifizierung des Magnesiums durch Silber. Silber kann
die Besiedelung und Vitalität von Bakterien reduzieren und so die
Infektionsgefahr senken. Allerdings wird auch die
Korrosionsgeschwindigkeit von Magnesium durch den Silberanteil erhöht.
Durch Gadolinium als weiteres Legierungselement lässt sich jedoch die
Geschwindigkeit der Korrosion beeinflussen. Damit ist es möglich, die
Korrosion und Bioresorption von Magnesium an die erforderliche Zeit der
Implantatbeständigkeit anzupassen, ohne auf den infektionshemmenden Effekt
von Silber verzichten zu müssen.

Im iba Heiligenstadt wurden dabei die Korrosionsmechanismen mit Hilfe der
Impedanzspektroskopie als elektrochemisches Messverfahren sowie die
Biofilmbildung durch Staphylokokken als typische Keime auf Implantaten
unter den Bedingungen der Magnesiumkorrosion untersucht. Zur Simulation
der Bedingungen, denen die Implantate im Körper ausgesetzt sind, wurde ein
Laborbioreaktor eingesetzt. Er ermöglicht die Steuerung der für die
Korrosion wichtigen Parameter Temperatur, pH-Wert und Sauerstoffgehalt.
Die Bildung eines Biofilmes unter dem Einfluss korrodierender
Magnesiumimplantate wurde mit einem einem in
vitro-Biofilmsimulationssystem getestet, das aus am Bioreaktor angekoppelten
Fließkammern besteht und durch die eine Suspension aus Medium und
Staphylokokken über die zu testenden Magnesiumimplantate geleitet wird.

Die Ergebnisse der Testungen zeigen, daß die Adhäsion von Staphylokokken
und deren Vitalität mit steigendem Silbergehalt in den
Magnesiumlegierungen signifikant sinkt (siehe auch die Abbildung). Je
höher der Silbergehalt ist, umso schneller korrodieren auch die
Magnesiumlegierungen. Impedanzspektroskopische Daten weisen darauf hin,
daß dies die Folge einer verstärkten Lochfraßkorrosion bei Legierungen mit
hohem Silbergehalt ist. Die Beimischung von Silber in Magnesiumimplantate
kann somit zur Reduzierung der Biofilmbildung und damit zur Reduzierung
von Infektionsrisiken durch Bakterienadhäsion an künstlichen
Implantatoberflächen beitragen. Die Untersuchungen zeigen auch, daß die
Kombination von Impedanzspektroskopie mit der biotechnologischen
Kultivierung eine sichere und reproduzierbare Prüfung von
Magnesiumlegierungen im Hinblick auf ihr Degradationsverhalten und
potentielle antimikrobielle Effekte ermöglicht.

Die Arbeiten wurden im Rahmen der Initiative "Virtual Institutes" der
Helmholtz-Gesellschaft (Förderkennzeichen VH-VI-523) gefördert.


Originalpublikation:

Liu Z et al.: Influence of the Microstructure and Silver Content on
Degradation, Cytocompatibility, and Antibacterial Properties of
Magnesium-Silver Alloys In Vitro. Oxidative Medicine and Cellular Longevity, Volume
2017, Article ID 8091265, 14 pages

https://doi.org/10.1155/2017/8091265

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iba-heiligenstadt.de

(Informationen zum Institut für Bioprozess- und Analysenmesstechnik (iba) e.V.)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1723

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Bioprozess- und Analysenmesstechnik e.V. - 04.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/956: Ulm - Experten informieren zu Nierengesundheit und -erkrankungen, 13.10.2018


Universitätsklinikum Ulm - 04.10.2018

Wie schütze ich meine Nieren? 

Expert*innen informieren zu Nierengesundheit und -erkrankungen



Die Nieren sind ein Hochleistungsorgan im Dauereinsatz. Die Folge: In
Deutschland leidet jeder Vierte über 65 Jahren an Nierenproblemen.
Deswegen informieren Expert*innen am Samstag, 13.10.2018 von 10.00 bis
12.00 Uhr im Ulmer Stadthaus über das Thema Nierengesundheit. In Vorträgen
und Diskussionen erläutern sie, was schädlich für die Nieren ist und wie
man eine Nierenerkrankung frühzeitig erkennen kann. Der Eintritt zu der
Veranstaltung der Klinik für Innere Medizin I des Universitätsklinikums
Ulm ist kostenfrei.

Die Nieren übernehmen viele lebenswichtige Funktionen: Sie filtern das
Blut von Abfallstoffen; insgesamt fließt dreihundert Mal am Tag das
gesamte Blut durch die Nieren. Außerdem produzieren sie Hormone und sind
am Stoffwechsel beteiligt. "Menschen, die zuckerkrank sind oder an
Bluthochdruck leiden, gehören zu einer Risikogruppe für
Nierenerkrankungen", so Professor Bernd Schröppel, Leiter der Sektion
Nephrologie der Klinik für Innere Medizin I des Universitätsklinikums Ulm.
"In diesem Fall sollte man auf die Nieren besonders achtgeben. Dazu
gehört, sich salzarm und ausgewogen zu ernähren und regelmäßige Check-ups
wahrzunehmen, bei denen zum Beispiel die Eiweißwerte im Urin und der
Kreatininwert im Blut kontrolliert werden."

Wenn die Nieren doch versagen und Dialyseverfahren keine Dauerlösung
bleiben sollen, ist eine Transplantation häufig der beste Weg. Fast 8.000
Patient*innen stehen in Deutschland auf der Warteliste für eine neue
Niere. Die Lebendspende oder die Verwendung von älteren Spenderorganen für
ältere Nierenpatienten bieten hier neue Chancen. Dr. med. Lena
Schulte-Kemna, Fachärztin für Innere Medizin und Nephrologie, informiert in ihrem
Vortrag über das Thema Nierentransplantation.

"Alle Interessierten und Betroffenen sind herzlich ins Stadthaus
eingeladen. Wir freuen uns darauf, über Vorbeugung, Erkennung und Therapie
von Erkrankungen des wichtigen Organs Niere zu informieren und Ihre Fragen
zu beantworten. Nutzen Sie die Chance, mit uns ins Gespräch zu kommen", so
Professor Schröppel.

Der Eintritt zur Stadthaus-Veranstaltung am Samstag, 13.10.2018, ist frei.

Beginn ist um 10.00 Uhr, Ende gegen 12.00 Uhr.

Die Adresse lautet:

Stadthaus Ulm, Münsterplatz 2, 89073 Ulm.

Weitere Informationen

E-Mail: nephrologie@uniklinik-ulm.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66798

Flyer Infoveranstaltung Nieren 2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1093

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Ulm - 04.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2711: Braunschweig - Stummfilm-Konzert "Das Kino der 20er Jahre zwischen Klassik und Avantgarde", 19.10.


Das Kino der 20er Jahre zwischen Klassik und Avantgarde

Stummfilm-Konzertreihe im Roten Saal



Zum Themenjahr "Vom Herzogtum zum Freistaat - Braunschweigs Weg in die
Demokratie (1916 - 1923)" veranstaltet der Saxophon-Künstler Vlady
Bystrov zusammen mit dem städtischen Kulturinstitut die
Stummfilm-Konzert-Reihe "Das Kino der 20er Jahre zwischen Klassik und
Avantgarde" im Roten Saal, Schlossplatz 1.

Unter dem Titel "Kaleidoskop Symphonique" wirft Filmemacher Thomas
Bartels zum Auftakt der Reihe am Freitag, 12. Oktober, um 19:30 Uhr
mit zehn Projektoren Fotos aus Braunschweiger Archiven und historische
Filmaufnahmen auf die Leinwand, die er gemeinsam mit Studierenden der
Filmklasse der Hochschule für Bildende Künste Braunschweig ausgewählt
hat.

In einem improvisierten Duett verschmilzt die Projektion mit live
gespielten Werken Braunschweiger Komponisten und Salonmusik aus der
Zeit der Weimarer Republik. Zum zweiten Stummfilm-Konzert "Nosferatu -
Eine Symphonie des Grauen" am Freitag, 19. Oktober, um 19:30 Uhr
gastieren der avantgardistische Stimmkünstler Phil Minton aus London
und der Live-Elektronik-Musiker Alistair MacDonald aus Glasgow.
Begleitet werden sie von Vlady Bystrov an Holzblasinstrumenten. Im
November wird die Reihe mit "Das Cabinet des Dr. Caligari", "Oktober"
und "Aelita - Der Flug zum Mars" fortgesetzt.

Karten sind für jeweils 12 Euro, ermäßigt 6 Euro an der Abendkasse,
telefonisch unter (0531) 470 4848 oder per E-Mail 1918@braunschweig.de
erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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KLASSIK/10133: Berlin - "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" eröffnet die Saison 2018/19, 10.10. (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 5.10.2018

Debüt im Deutschlandfunk Kultur eröffnet die Saison 2018/19

Mittwoch, 10. Oktober 2018, 20.00 Uhr in der Berliner Philharmonie



Die Konzertreihe "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" startet am
Mittwoch, den 10. Oktober um 20.00 Uhr in der Berliner Philharmonie in
die neue Saison 2018/2019 und bietet erneut ausgezeichneten jungen
Musikerinnen und Musikern die Bühne für ihr Berlin-Debüt.

Zum Auftakt in die neue Saison steht die in Wien und Weimar
ausgebildete französische Dirigentin Marie Jacquot am Pult des
Deutschen Symphonie-Orchesters Berlin. Seit ihrer Assistenz bei Kirill
Petrenko verbindet sie eine enge Zusammenarbeit mit der Bayerischen
Staatsoper. Neben ihrer Position als Erste Kapellmeisterin in Würzburg
gastiert sie regelmäßig bei verschiedenen Orchestern. Marie Jacquot
eröffnet das Konzert mit Olivier Messiaens "Les offrandes oubliées"
und schließt mit Maurice Ravels Ballettsuite "Ma mère l'oye". Solist
in Sergej Prokofjews Violinkonzert Nr. 1 ist Andrea Obiso (Violine).
Der musikalisch äußerst vielseitige Italiener erhielt seine Ausbildung
in Siena, Maastricht und derzeit in Philadelphia und ist Preisträger
zahlreicher Wettbewerbe, zuletzt des ARD-Musikwettbewerbs 2017. Der
amerikanische Cellist Jay Campbell, Solist in Witold Lutoslawskis
Cellokonzert, erhielt seine Ausbildung an der New Yorker Juilliard
School. Er ist besonders der Neuen Musik verbunden und hat
mittlerweile an fast 100 Uraufführungen mitgewirkt, unter anderem bei
der Lucerne Festival Academy.

In den drei folgenden Konzerten der Spielzeit im Kammermusiksaal der
Philharmonie sind das vision string quartet aus Deutschland (Dienstag,
20. November), das englische Gesangsensemble The Gesualdo Six
(Mittwoch, 16. Januar 2019) und das Vivi Vassileva Percussion Quartett
aus Deutschland (Donnerstag, 21. März 2019) zu erleben. Den
Saisonabschluss gestaltet traditionell das Deutsche
Symphonie-Orchester Berlin in der Philharmonie, diesmal unter der
Leitung des Russen Valentin Uryupin mit Mariano Esteban Barco (Oboe)
aus Spanien und Philipp Kopachevsky (Klavier) aus Russland (Mittwoch,
8. Mai 2019).

Das Education-Projekt "Debüt-direkt" flankiert diese Saison wieder
sämtliche Konzerte von "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" und gibt
Lehrerinnen und Lehrern zu den Konzerten ausführliches
Informationsmaterial an die Hand. "Debüt-direkt" ermöglicht
Schülerinnen und Schülern die Produktion von Radiobeiträgen und
organisiert Schulbesuche der Debüt-Künstlerinnen und -Künstler.

Das "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" ist eine der traditionsreichsten
Konzertreihen im deutschen Hörfunk. Junge vielversprechende
Dirigenten, Instrumentalisten und Ensembles, denen eine eindrucksvolle
Karriere zuzutrauen ist, präsentieren sich im Kammermusiksaal der
Berliner Philharmonie oder gemeinsam mit dem Deutschen
Symphonie-Orchester Berlin auf großer Bühne. Gegründet im Jahr 1959
unter dem Namen "RIAS stellt vor", kann die Konzertreihe nach fast 60
Jahren auf eine lange Liste von Debütanten zurückblicken, die später
zu einer Weltkarriere ansetzten, darunter Jacqueline Du Pré und Daniel
Barenboim (beide 1963), Jessye Norman (1969) und Simon Rattle (1977),
Jewgenij Kissin (1987) und Cecilia Bartoli (1988), Daniel Hope (1993)
und Renaud Capuçon (2000), Tugan Sokhiev (2003) und Daniil Trifonov
(2013).

Weitere Informationen: deutschlandfunkkultur.de/dasdebuet

Tickets ab 12 EUR (Studierende und Schüler 10 EUR)

Telefon: 030 - 20 29 87 11, Fax: 030 - 20 29 87 29
 
Mail: tickets@roc-Berlin.de

Online: Webshop der ROC

Kartenbüro der ROC GmbH Berlin:

Charlottenstr. 56 | 2. OG | 10117 Berlin | am Gendarmenmarkt

Mo bis Fr 9.00 - 18.00 Uhr

Vorverkaufsstellen der Stadt und Kasse der Philharmonie

(jeweils mit Vorverkaufsgebühr)

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KLASSIK/10132: Unna - Komponistinnen-Konzertreihe mit dem "Jungen Trio Münster" am 14.10.


Junges Trio Münster

Komponistinnen-Konzertreihe im Zusammenspiel mit Cello-Herbst am
Hellweg



Kreisstadt Unna. Das Junge Trio Münster wird am Sonntag, 14. Oktober
2018, um 17 Uhr im Nicolaihaus zu Gast sein. Das Konzert dieses
international besetzten Trios mit Violine, Cello und Klavier ist einer
Kooperation der Komponistinnen-Konzertreihe mit dem Celloherbst am
Hellweg zu verdanken. Die beiden Streicherinnen Raisa Ulumbekova und
Lydia Schlegel sowie die Pianistin Mugi Kobayashi stellen mit ihrem
Programm eine Auswahl an Komponistinnen vor, die ihren männlichen
Kollegen in nichts nachstanden, denen aber der vorherrschende
Zeitgeist ihrer Epoche Steine in den Weg ihres musikalischen Wirkens
legte. Im Fokus des Abends stehen Werke von Fanny Mendelssohn, Clara
Schumann und den Schwestern Nadia und Lili Boulanger.

Das Junge Trio Münster lernte sich während des Studiums an der
Musikhochschule in Münster kennen. Die Freude an der Kammermusik, die
sich schon im Laufe der Studienzeit als ein Interessensschwerpunkt
entwickelt hat und nun einen Fokus in der künstlerischen Tätigkeit
bildet, verbindet die drei Musikerinnen aus Russland, Deutschland und
Japan.

Veranstaltet wird das Konzert vom Kulturkreis der Unnaer Wirtschaft
e.V. und der Kreisstadt Unna (Bereich Kultur) mit Unterstützung der
Sybil-Westendorp-Stiftung.

Karten zum Preis von 6 Euro (VVK) und 8 Euro (AK) gibt es im i-Punkt
im zib oder unter Tel. 02303/103-777.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Oktober 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AUSLAND/8848: Aus aller Welt - 08.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland wehrt sich gegen Cybervorwürfe

In Zusammenhang mit der Ausweisung von vier russischen Staatsbürgern
aus den Niederlanden im April dieses Jahres hat das Außenministerium
in Moskau die niederländische Botschafterin Regina Jones-Bos
einbestellt. Nach Angaben des russischen Außenministers Sergei Lawrow
beruht die Ausweisung auf einem Mißverständnis. Die vier Männer
befanden sich auf einer Routinereise und seien von den
niederländischen Behörden ohne Erklärung festgenommen worden,
erklärte Lawrow. Nach Ansicht des Ministers wurde die Geschichte
jetzt im Vorfeld des Treffens der Verteidigungsminister der
NATO-Länder in die Öffentlichkeit lanciert, um die Aufmerksamkeit auf
andere Themen zu lenken. Die niederländische Regierung hatte am
Donnerstag mitgeteilt, daß ein Hackerangriff auf die Organisation für
das Verbot Chemischer Waffen (OPCW) in Den Haag vereitelt worden sei
und vier mutmaßliche russische Agenten ausgewiesen wurden. Der Kreml
hatte die Vorwürfe der Niederlande zuvor als unbegründet
zurückgewiesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8848: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Baby stirbt nach Sturz aus dem zweiten Stock

Das fünf Monate alte Baby, das am späten Freitagabend aus dem zweiten
Stock eines Flüchtlingsheims in Herne stürzte und wenig später den
schweren Verletzungen im Gelsenkirchener Krankenhaus erlag, wird
heute obduziert. Laut Polizeiangaben handelt es sich um einen
Unglücksfall. Die aus Eritrea stammende Mutter stand unter Schock und
wurde ebenfalls ins Krankenhaus gebracht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8845: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Viele Tote bei Gefechten mit Taliban

Bei Angriffen der Taliban in den afghanischen Provinzen Wardak und
Farjab im Zentrum beziehungsweise Norden des Landes sind mindestens
28 Sicherheitskräfte ums Leben gekommen. Ziel der Angriffe in Wardak
waren nach offiziellen Angaben ein Gebäude der Lokalregierung und ein
Polizeiquartier. Der Feuerüberfall in Farjab richtete sich gegen
einen Kontrollposten, der zeitweise von den Aufständischen
eingenommen werden konnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8847: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



FDP-Vize Kubicki übt scharfe Kritik an CSU-Spitze

Wenige Tage vor der bayerischen Landtagswahl stellte FDP-Vize
Wolfgang Kubicki der CSU-Führung ein schlechtes Zeugnis aus. In einem
Gespräch mit der Passauer Neuen Presse warf Kubicki dem bayerischen
Regierungschef Markus Söder vor, sich im Wahlkampf stimmungsmäßig
zwischen Franz-Josef-Strauß-Verehrung, Selbstüberschätzung und
Landesvater-Darstellerei gewunden zu haben. Der stellvertretende
Parteichef geht davon aus, daß Bundesinnenminister Horst Seehofer den
CSU-Vorsitz nach der Wahl abgeben und sich auf seine Aufgaben in
Berlin konzentrieren wird. Eine Zukunft sieht er für den bayerischen
Granden nicht mehr. Seehofer sei ein Störenfried und werde nicht mehr
lange Innenminister bleiben, sagte Kubicki.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8846: Tragisches und Kurioses - 08.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mehr als 50 Tote nach Verkehrsunfall im Kongo

Zwei Tage nach dem Zusammenstoß eines Tanklastwagens mit einem
anderen Fahrzeug in der Demokratischen Republik Kongo ist die Zahl
der Todesopfer auf mindestens 53 gestiegen. Der Unfall ereignete sich
am Samstagmorgen in der Nähe der Stadt Kisantu im Westen des
zentralafrikanischen Landes. Die Kollision löste einen Brand aus, der
schnell auf benachbarte Häuser übergriff.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7931: Aus Forschung und Technik - 08.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Erststufe der Falcon-Rakete an der kalifornischen Küste gelandet

Eine Falcon-9-Rakete des kommerziellen Raumfahrtunternehmens SpaceX
transportierte in der Nacht zum Montag erfolgreich einen
argentinischen Radarsatelliten namens SAOCOM 1A in eine
sonnensynchrone Umlaufbahn. Der 1,6 Tonnen schwere Instrumententräger
soll zur Erdbeobachtung eingesetzt werden. Etwa acht Minuten nach dem
Start von der Air Force Base in Vandenberg landete die ausgebrannte
erste Raketenstufe erstmals auf kalifornischem Festland. Bisher war
die erste Stufe der Falcon auf einer schwimmenden Plattformen im
Pazifik beziehungsweise in Florida gelandet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7944: Aus aller Welt - 08.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Rechtsextremer gewinnt Vorentscheid zur Präsidentenwahl in Brasilien

In Brasilien hat der rechtsextreme Jair Bolsonaro von der
Sozial-Liberalen Partei (PSL) im ersten Urnengang zur
Präsidentschaftswahl laut Wahlbehörde mit 46,03 Prozent die meisten
Stimmen auf sich vereinigt. Der erfolgreichste Gegenkandidat Fernando
Haddad von der Arbeiterpartei (PT) kam auf 29,28 Prozent. Damit wird
eine Stichwahl erforderlich, die am 28. Oktober stattfinden soll.
Alle weiteren Kandidaten und Kandidatinnen sind davon ausgeschlossen.

Der militaristische, rassistische und frauenfeindliche Bolsonaro will
bei einem Wahlsieg sein Kabinett aus Militärs zusammenstellen, die
Zivilbevölkerung bewaffnen und mehr vom Regenwald für die Abholzung
freigeben. Haddad hatte sich für die Wahl erst aufstellen lassen, als
klar war, daß der inhaftierte Ex-Präsident Luiz Inácio Lula da Silva
nicht kandidieren durfte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7903: Medizin und Gesundheitswesen - 08.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Schwierigkeiten bei der Bekämpfung des Ebola-Ausbruchs im Kongo

Beim jüngsten Ebola-Ausbruch im Kongo gab es 162 Verdachtsfälle, von
denen bislang 130 im Labor bestätigt wurden. 106 Menschen kamen ums
Leben. Jetzt kam es zu einem Zwischenfall. Drei Helfer, die bei dem
Begräbnis eines Ebolaopfers in der Stadt Butembo im Osten des Landes
geholfen hatten, sollen laut Deutschem Ärzteblatt von Unbekannten
angegriffen worden sein. Das Rote Kreuz protestierte scharf. Schon
vorher habe es mehrere Fälle von Gewalt und Aggressionen gegenüber
Mitarbeitern gegeben. Diesmal wurden zwei der Helfer schwer verletzt.
Die Sicherheitslage und wiederholte Rebellenangriffe vor allem in der
Provinz Nord-Kivu machen die Bekämpfung der Seuche fast unmöglich.

8. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7932: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Polizei in Gotha greift verdächtige Rechtsextreme auf

Im thüringischen Gotha ist der Gedenkstein für die ehemalige Synagoge
mit Aufklebern eindeutig rechtsextremen Inhalts geschändet worden.
Die Polizei nahm nach eigenen Angaben bereits am Samstag vier
verdächtige Personen in der Nähe des Tatorts fest. Bei ihnen fand sie
neben weiteren Stickern Sturmhauben, Symbole verfassungswidriger
Organisationen, einen Elektroschocker und einen Schlagring.

Am Sonntagabend kontrollierte die Polizei eine andere Personengruppe.
Bei den Männern fanden sich ebenfalls Aufkleber mit rechtsextremem
Inhalt sowie Reizgas. In beiden Fällen wurden Ermittlungen wegen
Sachbeschädigung, Verstoßes gegen das Waffengesetz und Verwendung von
Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen aufgenommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7855: Sprache, Kunst und Medium - 08.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Mexiko sichert sich den Nachlaß von Literaturnobelpreisträger Paz

Der Nachlaß des vor 20 Jahren verstorbenen mexikanischen
Literaturnobelpreisträgers Octavio Paz ist in dessen Heimatland zum
"künstlerischen Denkmal" erklärt worden. Mit diesem Schritt werde
sichergestellt, daß die Zeugnisse dieses wichtigen spanischsprachigen
Schriftstellers seinem Heimatland erhalten bleiben, erklärte
Kultusministerin Maria Cristina Garcia.

Als Paz' Hauptwerk gilt der umfangreiche Essay "Das Labyrinth der
Einsamkeit" über Mexikos nationale Identität, den Paz mehrmals
überarbeitete und neu herausgeben ließ.

Wie Deutschlandfunk Kultur berichtete, sollen zum besseren
Kennenlernen und Verstehen von Mexikos einzigem in Stockholm
ausgezeichneten Schriftstellers die Manuskripte, Artikel, Briefe,
Dokumente und Fotografien dem "Nationalen Institut der schönen Künste
und Literatur" übergeben und wissenschaftlich aufgearbeitet werden.

Paz war 1998 im Alter von 84 gestorben. Nach dem Tod seiner Witwe 2017
war zunächst unklar gewesen, was mit dem Nachlaß passieren sollte, da
sie kein Testament hinterlassen hatte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7922: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Luftwaffenübung in Nord- und Ostdeutschland

Am Montag hat eine zehntägige Luftwaffenübung über Nord- und
Ostdeutschland begonnen. Dafür wurden Tornado-Kampfflugzeuge vom
Luftwaffengeschwader 33 aus Büchel und Eurofighter vom
Luftwaffengeschwader 31 aus Nörvenich sowie ein Transporter A400M und
ein Tankflugzeug auf den Luftwaffenstützpunkt des taktischen
Luftwaffengeschwaders 73 bei Rostock-Laage verlegt. Bei der Übung
wird der NATO-Bündnisfall einer Krise in Osteuropa simuliert. Daran
sind insgesamt 750 Soldaten beteiligt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7936: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Bremer Innensenator Mäurer wegen Redebeitrag im Kreuzfeuer

Bremen Innensenator Ulrich Mäurer (SPD) hat in einer Debatte in der
in der Bremischen Bürgerschaft am 27. September zu den
Protestkundgebungen im Gazastreifen gesagt, er würde auch
demonstrieren, wenn er sehe, daß die israelische Armee am Grenzzaun
Dutzende von Palästinensern einfach hinrichte. Dafür habe er kein
Verständnis. Er könne alle verstehen, die das zum Anlaß nähmen, um
hier auch sehr deutlich ihre Meinung zu sagen. Mäurer äußerte auch
Verständnis dafür, daß hierzulande beispielsweise gegen die türkische
Militäroffensive im syrischen Afrin demonstriert wird. Das Recht auf
Versammlungsfreiheit gelte auch für Nichtdeutsche, so der
SPD-Senator. Er hatte mit seiner Rede auf eine Große Anfrage der CDU
zur Sicherheitslage geantwortet. Diese war mit "Sicherheit in Bremen
nicht durch ausländische Konflikte und importierten Extremismus
gefährden" betitelt. Der Redebeitrag Mäurers fand als Video
Verbreitung im Internet. Daraufhin wurde gegen ihn von mehreren
Politikern sowie dem Berliner Büro des "American Jewish Committee"
der Vorwurf des Antisemitismus erhoben. Thomas Ehmke, Staatsrat im
Bremer Innenressort, erinnerte hingegen im Weser-Kurier daran, daß
Mäurer als Justizstaatsrat für die Aufarbeitung der NS-Vergangenheit
der Justiz gesorgt und als Innensenator Verantwortung für die
Untersuchung der Verstrickung der Bremer Polizei in den Holocaust
getragen hat. Man müsse schon sehr frei von jeder Kenntnis der
Politik der letzten Jahrzehnte in Bremen und ihrer Akteure sein, um
einen solchen Vorwurf ernsthaft zu erheben, sagte Ehmke. Mäurer
wiederum erklärte auf Anfrage der Zeitung am Sonntag, er würde das
Wort "hinrichten" heute nicht mehr verwenden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7905: Tragisches und Kurioses - 08.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Pendler kommen kurzzeitig in den Genuß der neuen Friesenfähre

Nach fast drei Jahren Unterbrechung mit endlosen Verhandlungen steht
in Ostfriesland den Einwohnern der Emsgemeinden bei Weener sowie der
Gemeinde Westoverledingen auf der gegenüberliegenden Flußseite für
kurze Zeit eine Ersatzverbindung über die Ems zur Verfügung.

Eigentlich sollte der Betrieb mit einer kleinen Fußgänger- und
Fahrradfähre bereits letzten Pfingsten aufgenommen werden, aber
Rangeleien um die Finanzierung und damit Fertigstellung der
Zufahrtswege zum Anleger der Friesenfähre führten zu immer neuen
Verzögerungen.

Wie NDR Niedersachsen berichtete, konnten die Anwohner am Wochenende
endlich zum ersten Mal die freifahrende Fähre testen. Aber in gut drei
Wochen wird auch ohne Eisgang eine Winterpause bis zum kommenden
Frühjahr eingelegt. Also müssen wieder große Umwege in Kauf genommen
werden, wenn man als Pendler oder Schüler auf die jeweils andere Seite
der Ems will oder muß. Kein Wunder, daß sich viele der Betroffenen
verschaukelt fühlen.

Tatsächlich spielt der Fährbetrieb nur eine Nebenrolle, denn
eigentlich geht es um die Folgen des Unfalls im Dezember 2015, bei dem
der Frachter Emsmoon nachts die Eisenbahnbrücke bei Weener zerstörte.
Seitdem verhandeln die Deutschen Bahn als Eignerin und die Meyer Werft
um die für sie jeweils beste und preiswerteste Lösung.

Die Bahn, die in der Region momentan keine Schienenverbindung in die
Niederlande mehr hat, wollte zunächst eine möglichst schnelle
Reparatur, die Werft aber eine neue Brücke mit breiterer Durchfahrt
für ihre Kreuzfahrtneubauten.

Seitdem wird verhandelt. Auf jeden Fall wird die neue Emsquerung
günstigstenfalls in sechs Jahren fertig. Bis dahin müssen die
Emsgemeinden mit ihrem Provisorium leben.

8. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7933: Arbeit, Soziales und Familie - 08.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Umweltschützer übernehmen erneut den Hambacher Forst

Die über Wochen im Hambacher Forst aktive Polizei ist am Montagmorgen
vollständig abgezogen. Bis Dienstag letzter Woche hatte sie 86
Baumhäuser von Wald- und Umweltschützern abbauen lassen und wegen des
Widerstands den Wald zum besonderen Gefahrengebiet erklärt. Bereits
am Sonntag begannen etwa 100 Aktivisten und Aktivistinnen mit der
Errichtung neuer Baumhäuser. Die unmittelbare Gefahr einer Rodung
rund der Hälfte des Waldes ist gebannt, nachdem das
Oberverwaltungsgericht Münster einem Eilantrag gegen die von RWE für
Mitte Oktober geplanten Fällarbeiten stattgegeben hat. Der
Energiekonzern wird frühestens in zwei Jahren einen neuen Vorstoß
unternehmen können, die Hälfte des Waldes dem weiteren
Braunkohleabbau im Tagebau Hambach zu opfern. Inzwischen hat der WDR
die Bürger Nordrhein-Westfalens zum Hambacher Forst befragt. Demnach
sind jetzt 79 Prozent für den Erhalt des Waldes.

8. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7914: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Paris setzt zwei Braunbären in den Pyrenäen aus

Frankreich will mit Hochdruck den Braunbär-Bestand in den Pyrenäen
sichern. Nach jüngsten Zählungen soll es in der Bergkette nur noch 43
Exemplare geben. Um einem weiteren Rückgang entgegenzuwirken, wurden
in der Region Béarn im Westen der Pyrenäen an der Grenze zu
Spanien laut dpa zwei Bärinnen freigelassen. In der Region lebten
zuletzt nur noch zwei männliche Tiere. Mit dieser Maßnahme setzte
sich die französische Regierung über die Proteste dort ansässiger
Hirten hinweg, denen die Ansiedlung der Raubtiere ein Dorn im Auge
ist. Zwar entschädigt Frankreich Eigentümer von Herdentieren, die von
Bären getötet wurden. Doch beim Anblick von gerissenen Tieren mag die
Zusicherung, als Mensch nicht auf der Speisekarte der Braunbären zu
stehen, nicht sehr vertrauenserweckend sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7921: Märkte und Finanzen - 08.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Weltweit beschleunigtes Wachstum regenerativer Energien

Die Internationale Energie-Agentur (IEA) gibt in ihrem in London
vorgestellten aktuellen Jahresbericht den Anteil der erneuerbaren
Energien am Energiemix weltweit mit über sieben Prozent an. Dabei ist
2017 der Verbrauch regenerativer Energien um fünf Prozent gewachsen.
Das war dreimal so schnell wie der Gesamtverbrauch. Die IEA rechnet
mit einem Anteil der erneuerbaren Energien in fünf Jahren von fast
zwölfeinhalb Prozent.

Erneuerbare Energien stehen im Prinzip kostenlos zur Verfügung. Kein
Unternehmen profitiert dabei vom Abbau von Uran, Stein- oder
Braunkohle oder von der Förderung von Erdöl- oder Erdgas. Trotzdem
steigen für die Endkunden in Deutschland die Strompreise in dem Maße,
wie erneuerbare Energien den größeren Anteil am Energiemix bekommen.
Unter anderem liegt die Preisentwicklung an Steuern, Abgaben und
Umlagen, welche für private Haushalte 54 Prozent der Stromkosten
ausmachen. Elektrischer Strom ist in Deutschland so teuer wie
nirgendwo sonst in Europa.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7937: Aus Forschung und Technik - 08.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Microsoft zieht Update von Windows 10 zurück

Nutzer von Windows 10 aufgepaßt! In das jüngste Update haben sich so
schwerwiegende Fehler eingeschlichen, daß Microsoft die Auslieferung
für alle Computer t-online.de zufolge gestoppt hat. Nachdem bereits
Freitag bekannt war, daß es Kompatibilitätsprobleme mit einigen Intel
Display-Audio-Gerätetreibern gegeben hatte, soll das Update jetzt
auch noch die Dateien einiger Benutzer löschen. Microsoft empfiehlt
betroffenen Nutzern daher dringend, die Installation des Updates
abzubrechen.

8. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





MELDUNG/189: Raumsonde Cassini beweist - Wassereis- und silikatreiche Partikel im Ringregen des Saturns (idw)


Universität Stuttgart - 05.10.2018

Raumsonde Cassini beweist: Wassereis- und silikatreiche Partikel im
Ringregen des Saturns



Die europäisch-amerikanische Mission Cassini-Huygens gehört zu den
aufregendsten Weltraumflügen zur Erforschung unseres Sonnensystems. Neben
vielen anderen Messungen ermöglichte sie es erstmals, mit Hilfe eines
Cosmic Dust Analyzers (CDA) Materialproben direkt aus den Hauptringen des
Saturns zu analysieren und dabei silikat- und wassereisreiche Partikel
nachzuweisen. Darüber berichtet das Fachmagazin Science in seiner Ausgabe
vom 5. Oktober 2018*). Die wissenschaftliche Planung und der
Missionsbetrieb des CDA lagen beim Institut für Raumfahrtsysteme (IRS) der
Universität Stuttgart.

Vor einem Jahr verglühte die Cassini Raumsonde gezielt in der Atmosphäre
des Planeten Saturn - das spektakuläre Ende einer der erfolgreichsten
Missionen der Raumfahrtgeschichte. Vorangegangen waren 22 Durchflüge durch
die Lücke zwischen dem Planeten Saturn und seinen Ringen. Diese Orbits
boten erstmals die Gelegenheit, den so genannten Ringregen zu analysieren.
Dieses Phänomen beschreibt die Freisetzung feiner Partikel aus dem
Material der Ringe in die Saturnatmosphäre. Es entsteht, da Saturns Ringe
fortlaufend von Meteoriten bombardiert werden.

Diese Partikel bewegen sich entlang der Magnetfeldlinien, welche vom
Inneren des Gasplaneten ausgehen, und treten in dessen Atmosphäre ein.
Dynamische Analysen, welche an der University of Colorado in Boulder, USA,
durchgeführt wurden, haben dieses Phänomen bereits vorhergesagt. Die
letzten Flugbahnen ermöglichten es erstmals, den Ringregen durch Messungen
nachzuweisen, die Proben, die ihren Ursprung im Hauptring haben, zu
analysieren und deren Zusammensetzung zu bestimmen. Es wurden silikat- und
wassereisreiche Partikel nachgewiesen. Dabei wurden komplexe organische
Verbindungen entdeckt, die in Wassereispartikeln eingebettet sind.

Der Cosmic Dust Analyzer (CDA), der die Messungen ermöglichte, wurde vom
Max-Planck-Institut für Kernphysik (Heidelberg) und vom Deutschen Zentrum
für Luft- und Raumfahrt (DLR) entwickelt und gebaut. Die wissenschaftliche
Planung und der Missionsbetrieb des Instruments werden seit 2011 durch das
Institut für Raumfahrtsysteme (IRS) der Universität Stuttgart übernommen.
Die Mission Cassini-Huygens ist ein Kooperationsprojekt von NASA, ESA und
der italienischen Raumfahrtbehörde. Das Jet Propulsion Laboratory in
Pasadena/USA leitet die Mission für das Science Mission Directorate der
NASA in Washington. Das Projekt wird vom Deutschen Zentrum für Luft- und
Raumfahrt (DLR) gefördert.


Originalpublikation:

Hsiang-Wen Hsu, Ralf Srama et. al.

"In situ collection of dust grains falling from Saturn's rings into its
atmosphere",

Science 362 (2018).

DOI: 10.1126/science.aat3185

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution80

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Stuttgart, 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





WERKSTOFFE/1074: Warum quillt und reisst Beton? (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 04.10.2018

Warum quillt und reisst Beton?



Wenn Brücken, Staumauern und Betonfundamente Risse entwickeln, dann ist
oft AAR die Ursache: die Alkali-Aggregat-Reaktion. Sie lässt den Beton
quellen und macht Sanierungen oder Neubauten nötig. Ein Projekt, das vom
Schweizerischen Nationalfonds (SNF) gefördert und von der Empa koordiniert
wird, untersucht die «Beton-Krankheit».

Beton hält leider nicht ewig. Auch an Betonbauten in der Schweiz nagt der
Zahn der Zeit. Betroffen sind nicht nur stahlbewehrte Konstruktionen wie
Brücken, sondern auch Betonbauten ohne Bewehrung, wie Staumauern. Einer
der Gründe dafür ist die sogenannte Alkali-Aggregat-Reaktion (AAR). Sie
kann alle Betonbauten unter freiem Himmel betreffen. Bei der AAR sind die
Zutaten des Betons selbst das Problem: Zement - der «Leim» des Betons -
enthält Alkalimetalle wie Natrium und Kalium. Die Feuchtigkeit im Beton
wird dadurch zu einer Lauge. Die Hauptbestandteile von Beton sind Sand und
Kies. Diese wiederum bestehen unter anderem aus Silikaten, beispielsweise
Quarz oder Feldspat. Mit diesen Silikaten reagiert nun das alkalische
Wasser und führt zur Bildung von Alkali-Kalzium-Silikat-Hydrat. Dieses
Mineral lagert mehr und mehr Wassermoleküle in seiner Struktur ein, dehnt
sich dadurch aus und sprengt mit der Zeit den Beton von innen.

Bemerkenswert dabei: In zahlreichen Kieskörnern, die im Beton stecken,
läuft die gleiche Reaktion ab; die Steinchen werden einzeln gesprengt.
Der Druck, der durch diese Mikroreaktion auf ein ganzes Bauwerk ausgeübt
werden kann, ist gewaltig: Eine Staumauer etwa kann sich um einige
Dezimeter ausdehnen. Das kann zu Schäden an den seitlichen
Anschlusspunkten zum Fels oder zu Verformungen im Bereich von Schleusen
führen. Die Reaktion verläuft langsam, so dass bei betroffenen Bauwerken
erst nach 10 bis 15 Jahren erste Schäden bemerkbar werden. Durch das
kontinuierliche Quellen des Betons kann allerdings die Lebensdauer von
Bauwerken stark verkürzt werden.

2015 gelang es einem Team aus Wissenschaftlern der Empa und des
Paul-Scherrer-Instituts (PSI) die Struktur des wasserhaltigen Kristalls, der
das Quellen im Beton auslöst, erstmals zu identifizieren. Zuvor war die
Struktur Gegenstand vieler Spekulationen gewesen.

Die Entdeckung war der Auslöser für ein interdisziplinäres
Forschungsprojekt, das vom Schweizerischen Nationalfonds (SNF) finanziert
wird. Beteiligt sind neben der Empa und dem PSI zwei Institute der EPFL;
die Forschungsaktivitäten koordiniert der Empa-Forscher Andreas Leemann.
«Wir wollen die AAR in allen Dimensionen untersuchen und verstehen, von
der Atom-Ebene und der Längenskala im Angström-Bereich bis hin zu den
Auswirkungen auf ganze Bauwerke in der Zentimeter- und Meterskala»,
erläutert Leemann.

Sechs Teilprojekte für alle Dimensionen

Zu diesem Zweck wurden in dem SNF-Synergia-Projekt sechs Teilprojekte
definiert: Das PSI untersucht mit Hilfe von Synchrotronstrahlung die
Struktur der Reaktionsprodukte, um ihr Quellen erklären zu können. An der
EPFL werden die massgebenden Rahmenbedingungen für das Auflösen der
Silikate und die Zusammensetzung der anfänglich gebildeten
Reaktionsprodukte untersucht; zudem werden mit Computersimulationen die
Auswirkungen des Quellens auf Bauwerke erforscht. Und an der Empa wird
einerseits die Entstehung der Risse im Beton räumlich und zeitaufgelöst
mit Computer-Tomografie im Empa-Röntgenzentrum erfasst; andererseits
werden die wasserhaltigen Kristalle im Labor synthetisiert. So können die
Forscher grössere Mengen des Stoffs erhalten, der gewöhnlich in nano- bis
mikrometerkleinen Rissen der Kieskörner steckt. Nur mit grösseren Mengen
der fraglichen Substanz lassen sich jedoch physikalische Eigenschaften
genau bestimmen. Die so gewonnenen Erkenntnisse sollen nicht nur dazu
dienen, die AAR besser zu verstehen, sondern auch Wege aufzeigen, wie sich
Schäden - und dadurch Kosten - vermeiden lassen.

«Wir sind bereits mittendrin, das bislang nur in Teilen bekannte Phänomen
zu entschlüsseln», so Leemann. Im Mai 2017 startete das vierjährige
Forschungsprojekt. Erste Ergebnisse liegen bereits vor. Im nächsten
Schritt geht es nun darum, die einzelnen Arbeitsgruppen stärker zu
vernetzen und auf den Ergebnissen der Partnergruppen aufzubauen. So soll
am Ende ein vollständiges Bild der AAR entstehen, das es erlaubt, den
Zustand und die Gefährdung von Beton-Bauwerken besser abzuschätzen und das
Schicksal der angegriffenen Bauten wissenschaftlich fundiert zu begleiten.


Weitere Informationen unter:

https://www.empa.ch/web/s604/aar

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1017

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt, 04.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1783: Bericht des Weltklimarates - Jedes Zehntel Grad zählt!




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Oktober 2018 

Bericht des Weltklimarates: Jedes Zehntel Grad zählt!

 
Zum heute veröffentlichten Bericht des Weltklimarates IPCC erklärt Lisa Badum, Sprecherin für Klimapolitik:
 
Der Weltklimabericht bestätigt: Das 1.5-Grad-Ziel ist noch zu erreichen, doch es muss jetzt gehandelt werden! Die Klimawissenschaft stellt sehr gut heraus, welch dramatischen Unterschied eine Erderwärmung von 1,5°C oder 2°C bedeutet, und dass jedes Zehntel Grad zählt. Das Risiko und die Anzahl von Extremwetterereignissen, wie wir es auch diesen Sommer mit Dürre und Hitze erlebt haben, steigt.
 
Die Bundesregierung muss ihre Verantwortung jetzt endlich wahrnehmen: Mit einem frühen, gesetzlich fest verankerten Kohleausstieg kann Deutschland als größter Braunkohleverstromer der Welt einen wichtigen Beitrag für dieses Ziel leisten. 50.000 haben dieses Wochenende im Hambacher Wald den Kohleausstieg gefordert.
 
Klimaschutz muss in die Verfassung aufgenommen werden. Es ist unsäglich, dass die Bundesregierung bei dem Punkt mauert. Mindestens brauchen wir ein Klimaschutzgesetz, welches Maßnahmen und Reduktionspfade für alle Sektoren festlegt. Neben Industrie und Energiewirtschaft muss endlich auch im Verkehr CO2 reduziert werden. Wir müssen hin zu einer klimasensiblen Landwirtschaft und auch zu mehr Gebäudeeffizienz. Und nicht zuletzt brauchen wir einen wirksamen CO2-Preis, der die klimapolitische Wahrheit sagt.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Oktober 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1774: Petersburger Dialog unterstreicht Interesse an guten Beziehungen zu Russland


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Oktober 2018

Petersburger Dialog unterstreicht Interesse an guten Beziehungen
zu Russland

Freihandelszone von Lissabon bis Wladiwostok bleibt Ziel



In Moskau fand unter dem Motto "Vertrauen bilden, Partnerschaft
stärken: Zivilgesellschaftliche Zusammenarbeit zwischen Russland und
Deutschland als Impuls für den zwischenstaatlichen Dialog" der 17.
Petersburger Dialog statt. Hierzu erklärt der außenpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt:

"Der 17. Petersburger Dialog zeigt, wie sehr Deutschland an guten
Beziehungen und einer konstruktiven Zusammenarbeit mit Russland
interessiert ist. Allein die Tatsache, dass Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier an dem Dialog teilgenommen hat, unterstreicht den
Stellenwert, den wir dem Dialog beimessen. Wir wollen vor allem die
zivilgesellschaftliche Zusammenarbeit mit Russland ausbauen und auf
diese Weise den Menschen beider Länder Begegnungen erleichtern.

Deutschland ist weiterhin bereit, Russland bei einer wirtschaftlichen
und strukturellen Modernisierung zu unterstützen. Dennoch überwiegen
die Differenzen. Spätestens mit der Annexion der Krim und der
russischen Intervention in der Ostukraine hat Russland den
europäischen Konsens, nie wieder Grenzen durch kriegerische und
gewaltsame Handlungen zu verändern, gebrochen. Damit hat Moskau einen
Grundpfeiler der europäischen Friedensordnung, wie sie nach den
Schrecken des Zweiten Weltkrieges errichtet wurde, in eklatanter
Weise verletzt. Russland alleine hat es in der Hand, die Sanktionen
zu beenden, indem es die Aggressionen gegen die Ukraine beendet und
die Minsker Vereinbarungen vollständig umsetzt.

Langfristig streben wir mit Russland die Einrichtung einer
Freihandelszone von Wladiwostok bis Lissabon an. Dies kann aber nur
auf der Grundlage der WTO-Regeln geschehen. Die Wahrung
rechtsstaatlicher Prinzipien und die Achtung der territorialen
Integrität souveräner Staaten ist unabdingbar."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1773: Friedensnobelpreis 2018 ist Ausdruck für die Stärkung der Frauenrechte weltweit


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Oktober 2018

Friedensnobelpreis 2018 ist Ausdruck für die Stärkung der
Frauenrechte weltweit



"Wir begrüßen die Verleihung des Friedensnobelpreises an die
irakische Aktivistin Nadia Murad und den kongolesischen Arzt Denis
Muswege. Beiden gratulieren wir sehr herzlich zu diesem Preis, den
sie für ihren Einsatz gegen sexuelle Gewalt erhalten. Die
UN-Sonderbotschafterin Nadia Murad schaffte in Deutschland einen
Neuanfang und setzt sich mit Nachdruck für die Strafverfolgung der
IS-Verbrechen ein. Die Verleihung des Friedensnobelpreises an Nadia
Murad ist ein wichtiges Signal und zugleich Ausdruck für die Stärkung
der Frauenrechte weltweit.

Der Einsatz gegen sexuelle Gewalt ist auch der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag ein wichtiges Anliegen. Deshalb haben wir bereits
in der vergangenen Legislaturperiode das Sexualstrafrecht verschärft.
Heute gilt unmissverständlich: "Nein heißt Nein!". Zudem haben wir
2017 im Rahmen des Kongresses "Vergewaltigung ist eine Kriegswaffe -
Schweigen beenden, Überlebende stark machen" diskutiert, welche
Maßnahmen getroffen werden müssen, um betroffene Frauen in den
Kriegsgebieten zu unterstützen. Eine der wirksamsten Maßnahmen ist
es, die Frauen zu stärken, ihnen gleiche Rechte zu verschaffen. Denn
die Tatsache, dass Frauen zur Zielscheibe von Verbrechen werden, nur
weil sie Frauen sind, ist Ausdruck mangelnder Gleichberechtigung.
Gleichberechtigte Gesellschaften sind stabiler. Sie lösen Konflikte
nicht so schnell mit Gewalt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3411: Abschiebezahlen steigen - beharrliche Verhandlungen mit Herkunftsländern zahlen sich aus


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. Oktober 2018

Abschiebezahlen steigen - beharrliche Verhandlungen mit den
Herkunftsländern zahlen sich aus



Wie das Bundesinnenministerium an diesem Montag mitteilte, werden
immer mehr abgelehnte Asylbewerber aus den nordafrikanischen
Maghreb-Staaten in ihre Heimat abgeschoben. Hierzu können Sie den
innenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mathias
Middelberg, wie folgt zitieren:

"Die Entwicklung der Zahl der Abschiebungen in die Maghreb-Staaten
ist erfreulich. Sie bedeutet nicht nur eine bessere Durchsetzung
unseres Rechts, sondern sendet auch das verstärkte Signal nach
Nordafrika, dass es sich nicht lohnt, sich ohne Verfolgungsgrund auf
den gefährlichen Weg nach Mitteleuropa zu machen. Mit der Zunahme von
Abschiebungen in die bislang wenig kooperativen Staaten zahlt sich
die 2016 ergriffene Initiative des Innenministeriums zur Steigerung
der Rückführungszahlen aus. Es zeigt sich: Um Abschiebezahlen zu
steigern, sind oft intensive, beharrliche Verhandlungen mit den
Herkunftsländern notwendig. Diesen Weg muss die Bundesregierung
weiter gehen. Dabei müssen alle Ressorts an einem Strang ziehen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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MEDIEN/243: Europa - kritische Recherche für investigative Journalisten zunehmend gefährlicher


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. Oktober 2018

Kritische Recherche wird für investigative Journalisten in einigen
Ländern Europas offenbar immer gefährlicher



Am vergangenen Wochenende wurde die bulgarische Moderatorin Wiktorija
Marinowa ermordet. Dazu können Sie die medienpolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann, wie folgt
zitieren:

"Der Fall der brutal ermordeten bulgarischen Journalistin Wiktorija
Marinowa setzt die empörende Entwicklung der letzten zwölf Monate
fort. Bereits 70 Journalisten und Medienmitarbeiter wurden 2018
weltweit laut 'Reporter ohne Grenzen' getötet. Jeder Journalistenmord
ist ein feiger Anschlag auf die Pressefreiheit und damit auf freie,
plurale Gesellschaften.

Die Große Koalition hat bereits im Juni 2017 einen Antrag in den
Deutschen Bundestag eingebracht, in dem sie die Schaffung des Amts
eines UN-Sonderbeauftragten zum Schutz von Journalisten gefordert
hat. Ich hoffe, dass dieser Sonderbeauftragte bald eingesetzt werden
kann."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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UMWELT/782: Gesellschaftlichen Konsens für vernünftige Klimapolitik schaffen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. Oktober 2018

Gesellschaftlichen Konsens für vernünftige Klimapolitik schaffen



Pressestatement von Marie-Luise Dött:

"Der Bericht zeigt einmal mehr den Handlungsbedarf beim globalen
Klimaschutz auf. Wir brauchen eine weltweite Handlungsgemeinschaft,
die entschlossen den Klimaschutz angeht. Die anstehende
Weltklimakonferenz wird hier einen Beitrag leisten.

Für Deutschland ist klar: Wir stehen zu unseren ambitionierten
nationalen und europäischen Klimazielen und zu den Beschlüssen der
Pariser Klimakonferenz. Richtig ist aber auch, dass Klimaschutz
enorme Herausforderungen für den Wirtschaftsstandort darstellt. Um
sie zu bewältigen, brauchen wir einen gesellschaftlichen Konsens, wie
wir diese Ziele sozial gerecht und wirtschaftlich vernünftig
erreichen. Von der Kommission 'Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung', welche die Bundesregierung eingesetzt hat, erwarte
ich mir wichtige Impulse, wie ein solcher Kompromiss aussehen kann.
Ein Aufbau von Fronten wie im Hambacher Forst ist für das Erreichen
eines von der gesamten Gesellschaft getragenen Kompromisses
jedenfalls nicht hilfreich."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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WIRTSCHAFT/2762: Deutschland braucht eigene Fähigkeiten bei Schlüsseltechnologien


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. Oktober 2018

Deutschland braucht eigene Fähigkeiten bei Schlüsseltechnologien



Wie aus Medienberichten zu erfahren war, hat China angeblich
Spionage-Chips auf Servern von US-Unternehmen platziert. Trotz der
Dementis der Firmen hat nun auch die Sicherheitsdebatte in
Deutschland erneut an Fahrt aufgenommen. Dazu können Sie die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Nadine
Schön wie folgt zitieren:

"Sicherheit schafft Vertrauen. Gerade in demokratischen
Gesellschaften, in denen der Schutz, die Integrität und Privatheit
des Einzelnen wichtig sind und in einer innovativen Wirtschaft, in
der das geistige Eigentum Grundlage des wirtschaftlichen Erfolges
ist, müssen wir ein Höchstmaß an Sicherheit gewährleisten. Deshalb
ist es richtig, dass das BMI an einer neuen Cybersicherheitsstrategie
arbeitet, dass BMWi und BMBF massiv in Forschung und Implementierung
von Sicherheitstechnologien investieren und dass wir Behörden wie das
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) stärken.

Aber auch industriepolitisch müssen wir uns hier besser aufstellen.
Es ist deshalb wichtig, dass wir Forschung und Produktion von
Hardware und Software in Deutschland stärken. Das haben wir im
Koalitionsvertrag vereinbart. Hierbei gilt es auch, mit unseren
europäischen Partnern zusammenzuarbeiten, um kritische
Infrastrukturen in Europa zu sichern. Davon unabhängig muss die
Aufklärung auch in Deutschland durch das BSI vorangetrieben werden.

Das Beispiel der mutmaßlich von chinesischen Hardwareherstellern
verbauten Spionage-Chips auf US-Servern zeigt einmal mehr wie wichtig
es ist, dass wir das Thema IT-Sicherheit ganz oben auf die politische
Agenda setzen.

Kritisch zu hinterfragen ist in dem Zusammenhang auch, dass die
Mobilfunkanbieter beim Rollout der neuen 5G-Technologie in
Deutschland offensichtlich überwiegend auf den chinesischen Partner
Huawei setzen. Im Gegensatz zu Australien und den USA: dort ist der
Einsatz von Huawei-Produkten für die 5G-Technologie ganz verboten
worden.

Als Exportnation wollen wir den freien Handel - aber nicht auf Kosten
unserer Sicherheit und Vertraulichkeit. Wir dürfen gerade in
sensiblen Bereichen nicht zunehmend auf andere angewiesen sein."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7581: Heute im Bundestag Nr. 733 - 08.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 733

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 13.48 Uhr

1. Experten begrüßen Entlastungsgesetz

2. Fristverlängerung für Dopingopfer-Hilfe

3. Sportförderung in Bad Kreuznach erfragt



1. Experten begrüßen Entlastungsgesetz

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Gesundheitsexperten begrüßen das von der
Bundesregierung vorgelegte Versichertenentlastungsgesetz (19/4454) in
weiten Teilen, sehen bei einigen Regelungen aber Korrekturbedarf.
Während die paritätische Finanzierung der Krankenversicherungsbeiträge
von Sozialverbänden und Krankenkassen befürwortet wird, warnen die
Arbeitgeber vor höheren Lohnzusatzkosten.

Im Detail strittig sind die Absenkung der
Mindestbeitragsbemessungsgrenze für kleine Selbstständige, die
Abschmelzung großer Rücklagen bei den gesetzlichen Krankenkassen und
das Verfahren zur Streichung von Karteileichen aus den Bilanzen der
Krankenversicherungen. Die Fachleute und Fachverbände äußerten sich in
einer öffentlichen Anhörung des Gesundheitsausschusses des Bundestages
am Montag in Berlin sowie in schriftlichen Stellungnahmen.

Nach Ansicht des Sozialverbandes Deutschland hat mit der
Wiederherstellung der Parität der Zusatzbeitrag ausgedient. Sinnvoll
wäre die Einführung eines kassenindividuellen Beitragssatzes.

Der Arbeitgeberverband BDA erinnerte daran, dass die Unternehmen
allein die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall finanzieren. Bei einer
Beteiligung der Arbeitgeber am Zusatzbeitrag sollte die günstigste
Kasse zugrunde gelegt werden.

Der Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV)
erklärte, die Absenkung der Mindestbemessungsgrundlage für
hauptberuflich Selbstständige sei sinnvoll. Damit werde anerkannt,
dass die jetzige Beitragsfestsetzung "der veränderten Lebens- und
Einkommenssituation dieser Mitgliedergruppe" nicht mehr gerecht werde.

Selbstständigenverbände fordern eine Absenkung der
Mindestbemessungsgröße auf einheitlich 450 Euro, damit die Beiträge
auch für Teilzeit-Selbstständige mit geringem Einkommen erschwinglich
werden.

Von Krankenkassen kritisch gesehen wird die Regelung zur Absenkung
ihrer Rücklagen. Nach Ansicht der Betriebskrankenkassen (BKK) birgt
die verpflichtende Senkung des Zusatzbeitrags ab einer bestimmten
Obergrenze "erhebliche Risiken und Wettbewerbsbeeinträchtigungen".
Erst bei Kassen mit mehr als 100.000 Mitgliedern sei sichergestellt,
dass bei einer Reduzierung der Finanzreserven ein "Auftreten von
Hochkostenfällen" nicht kurzfristig zu einer existenziellen Bedrohung
führen könne.

Auch der AOK-Bundesverband sieht die Regelung kritisch und befürchtet,
dass finanzielle Handlungsspielräume eingeengt werden. Dies könnte die
langfristigen Planungen der Kassen konterkarieren. Zudem müssten die
Ausgabensteigerungen durch künftige Gesetzesvorhaben im Blick behalten
werden, bevor Rücklagen abgeschmolzen werden.

Bei der geplanten Reduzierung der Beitragsschulden fordert die AOK,
auf eine "verfassungsrechtlich unzulässige Rückwirkung" zu verzichten.
Wie der Rechtswissenschaftler Helge Sodann in der Anhörung sagte, ist
die vorgesehene rückwirkende Regelung jedoch nicht zu beanstanden.

Mit dem Versichertenentlastungsgesetz (19/4454) soll in der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ab 2019 die vollständige
paritätische Finanzierung wieder eingeführt werden. So wird der
Zusatzbeitrag, der bisher nur von den Versicherten getragen wird,
künftig wieder zu gleichen Teilen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern
bezahlt. Der paritätisch finanzierte allgemeine Beitragssatz in Höhe
von 14,6 Prozent bleibt erhalten. Die Beitragszahler sollen mit dem
Gesetz um insgesamt rund acht Milliarden Euro pro Jahr entlastet
werden.

Der Gesetzentwurf sieht auch eine Entlastung kleiner Selbstständiger
vor, die sich in der GKV versichern wollen. Demnach soll der
monatliche Mindestbeitrag für Selbstständige ab 2019 auf rund 171 Euro
halbiert werden. Zugleich sollen die Krankenkassen dazu verpflichtet
werden, "passive" Mitgliedschaften zu beenden, um eine weitere
Anhäufung von Beitragsschulden zu verhindern.

Angesichts der zum Teil hohen Rücklagen von Krankenkassen sollen diese
dazu verpflichtet werden, ihre Finanzreserven abzuschmelzen. Die
Rücklagen dürfen dem Entwurf zufolge künftig eine Monatsausgabe nicht
mehr überschreiten. Überschüssige Beitragseinnahmen müssen ab 2020
innerhalb von drei Jahren abgebaut werden. Krankenkassen mit einer
Reserve von mehr als einer Monatsausgabe dürfen ihren Zusatzbeitrag
nicht anheben. Zugleich soll der sogenannte Risikostrukturausgleich
(RSA) reformiert werden.

Schließlich soll ehemaligen Zeitsoldaten ab 2019 ein einheitlicher
Zugang zur GKV ermöglicht werden. Die Soldaten erhalten ein
Beitrittsrecht zur freiwilligen Versicherung in der GKV und nach Ende
ihrer Dienstzeit einen Beitragszuschuss, der anstelle der Beihilfe
gezahlt wird.

In der Anhörung mitberaten wurden Anträge der Fraktionen von AfD
(19/4538), FDP (19/4320) und Die Linke (19/102; 19/4244). In den
Anträgen geht es um die Krankenkassenbeiträge für ALG-II-Bezieher und
freiwillig versicherte Selbstständige sowie Vorschläge zur künftigen
Finanzierung der GKV.

 * 

2. Fristverlängerung für Dopingopfer-Hilfe

Sport/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung will die Frist für Anträge auf
finanzielle Hilfen nach dem Zweiten Dopingopfer-Hilfegesetz (2. DOHG)
erneut verlängern. Das geht aus der Antwort (19/4491) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4147) hervor. "Die
Bundesregierung hält eine erneute Verlängerung der Antragsfrist für
sachgerecht, weil damit sichergestellt werden kann, dass möglichst
alle Dopingopfer fristgerecht ihre Anträge stellen können. Die
Bundesregierung wird daher eine Fristverlängerung bis 31. Dezember
2019 in die Wege leiten", heißt es in der Antwort.

Das 2. DOHG wurde 2016 vom Bundestag verabschiedet.
Anspruchsberechtigte bekommen aus dem Fonds des 2. DOHG einmalig
10.500 Euro ausbezahlt. Ursprünglich galt der 30. Juni 2017 als Frist
zur Stellung der Anträge, die dann auf den 31. Dezember 2018
verlängert wurde.

Wie die Regierung in der Antwort schreibt, wurden mit Stand vom 10.
September 2018 806 Anträge auf finanzielle Hilfe gemäß dem 2. DOHG
gestellt, wovon drei Anträge später zurückgenommen worden seien.
Positiv beschieden worden seien 594 Anträge - 593 Auszahlungen seien
bislang geleistet worden, heißt es in der Antwort. Ablehnend
beschieden worden seien 36 Anträge: Davon wiederum seien 23 Anträge
von Opfern der zweiten Generation mangels des gesetzlich geforderten
zeitlichen Zusammenhangs zwischen der Verabreichung von
Dopingsubstanzen und der Schwangerschaft der Mutter abgelehnt worden.
Fünf Anträge von Opfern der zweiten Generation seien abgelehnt worden,
weil der erlittene Gesundheitsschaden auf die dem Vater verabreichten
Dopingsubstanzen zurückgeführt wurde. Drei Anträge seien abgelehnt
worden, weil die Dopingverabreichung mit Wissen der Antragsteller
erfolgte. Zwei Anträge seien wegen fehlender Zugehörigkeit zum
Leistungssportsystem der ehemaligen DDR abgelehnt worden. Ein Antrag
wurde den Angaben zufolge wegen bereits erhaltener finanzieller Hilfe
nach dem ersten Dopingopfer-Hilfegesetz abgelehnt. Ein
 Antrag sei abgelehnt worden, weil der Antrag auf finanzielle Hilfe
nach dem Tod des Dopingopfers gestellt wurde. Ein weiterer Antrag sei
abgelehnt worden, weil kein fachärztliches Gutachtens beigebracht
wurde. Wie die Bundesregierung schreibt, befinden sich derzeit 173
Anträge in der Bearbeitung.

Auf die Frage, mit wie vielen Anträgen die Bundesregierung noch bis
Ende 2018 rechnet, heißt es in der Antwort: Die Antragszahlen lägen
seit Oktober 2017 konstant zwischen 20 bis 30 Anträgen pro Monat. Es
sei davon auszugehen, dass diese Anzahl auch in den kommenden Monaten
erreicht wird. Außerdem sei - wie bei der ursprünglichen
Antragsfrist - ein erneuter Anstieg der Antragszahlen kurz vor Ablauf
der aktuellen Antragsfrist zu erwarten. "Das kontinuierliche
Antragsverhalten von 20 bis 30 Anträgen monatlich einschließlich eines
zum Jahresende zu erwartenden Anstiegs sowie die bisher gestellten 806
Anträge lassen darauf schließen, dass die Zahl der in der
Gesetzesbegründung zum 2. DOHG angenommenen 1.000
anspruchsberechtigten Dopingopfer innerhalb der aktuell gesetzten
Antragsfrist bis zum 31. Dezember 2018 erreicht wird", schreibt die
Bundesregierung.

 * 

3. Sportförderung in Bad Kreuznach erfragt

Sport/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob die Bundesregierung plant, die Sportförderung für
die Bundesstützpunkte Kanuslalomsport und Trampolinturnen in Bad
Kreuznach zu streichen, möchte die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/4436) erfahren. Die Abgeordneten verweisen in der Vorlage
auf eine E-Mail des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat
(BMI) an das Ministerium des Innern und für Sport in Rheinland-Pfalz,
wonach die besagten Bundesstützpunkte in Rheinland Pfalz ihre
Förderung verlieren sollen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7580: Heute im Bundestag Nr. 732 - 08.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 732

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 10.23 Uhr

1. Haltelinie für Beiträge und Rentenniveau

2. Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt

3. Angriffe auf Flüchtlinge

4. Verbunddatei Gewalttäter Sport

5. Verpflichtungserklärungen für Visa



1. Haltelinie für Beiträge und Rentenniveau

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) In der gesetzlichen Rentenversicherung soll eine
doppelte Haltelinie für das Sicherungsniveau vor Steuern bei 48
Prozent und den Beitragssatz bei 20 Prozent eingeführt werden. Diese
Haltelinien sollen vorerst bis 2025 gelten. So sieht es der
Gesetzentwurf (19/4668) der Bundesregierung über
Leistungsverbesserungen und Stabilisierung in der gesetzlichen
Rentenversicherung (RV-Leistungsverbesserungs- und
Stabilisierungsgesetz) vor.

Um das Rentenniveau bei 48 Prozent stabil zu halten, soll die
Rentenanpassungsformel um eine Niveausicherungsklausel ergänzt werden,
die dafür sorgt, dass die Renten bis 2025 so angepasst werden, dass
mindestens ein Niveau von 48 Prozent erreicht wird. Um den
Beitragssatz bei 20 Prozent zu halten, soll eine Beitragssatzgarantie
eingeführt werden, indem bei Bedarf weitere Bundesmittel für die
Rentenversicherung bereitzustellen sind. Zusätzlich verpflichtet sich
der Bund in den Jahren 2022 bis 2025 zu Sonderzahlungen in Höhe von
500 Millionen Euro pro Jahr als Finanzierungssockel für die allgemeine
Rentenversicherung.

Weiterer Bestandteil des Gesetzes ist eine bessere Absicherung bei
verminderter Erwerbsfähigkeit. So soll die Zurechnungszeit für
Rentenzugänge im Jahr 2019 in einem Schritt auf das Alter von 65
Jahren und acht Monaten verlängert werden. Anschließend wird ab 2020
die Zurechnungszeit schrittweise auf das vollendete 67. Lebensjahr
angehoben.

Ferner sollen Elternteile künftig für die Erziehung von vor 1992
geborenen Kindern ein weiteres halbes Jahr Erziehungszeit anerkannt
werden.

Um Geringverdiener bei den Sozialabgaben zu entlasten, soll die
bisherige Gleitzone, in der Beschäftigte mit einem monatlichen
Arbeitsentgelt von 450 bis 850 Euro verringerte Arbeitnehmerbeträge
zahlen, zu einem "sozialversicherungsrechtlichen Übergangsbereich"
weiterentwickelt werden: Die Obergrenze der Beitragsentlastung soll
auf 1.300 Euro angehoben werden. Zudem soll sichergestellt werden,
dass die reduzierten Rentenversicherungsbeiträge nicht zu geringeren
Rentenleistungen führen.

 * 

2. Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Bis Ende Dezember 2017 gab es 16.076
Programmeintritte in das Bundesprogramm "Soziale Teilhabe am
Arbeitsmarkt". Das geht aus der Antwort (19/4639) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/4145) der AfD-Fraktion hervor. Die
Mehrheit davon (9.237) waren Männer. Aus der Antwort geht auch hervor,
dass von 2015 bis 2017 mehr als 1.000 Personen einen Monat nach ihrem
Austritt aus dem Programm eine ungeförderte
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung angetreten haben.

 * 

03. Angriffe auf Flüchtlinge

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Angriffe auf Flüchtlinge und deren Unterkünfte sind
Thema einer Kleinen Anfrage (19/4676) der AfD-Fraktion. In der
Vergangenheit habe es zahlreiche Übergriffe auf Flüchtlinge und
Flüchtlingsunterkünfte gegeben. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung nun unter anderem wissen, in wie vielen dieser Fälle
Flüchtlinge, Ausländer oder Menschen mit doppelter Staatsangehörigkeit
die Täter waren.

 * 

4. Verbunddatei Gewalttäter Sport

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Verbunddatei "Gewalttäter Sport" befasst sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/4618).
In der Datei seien nicht nur Gewalttäter gespeichert. Vielmehr könne
schon eine Personalienfeststellung ausreichen, um dort erfasst zu
werden.

Zur Fußball-WM in Russland 2018 habe die Bundespolizei Daten aus der
Datei an die russischen Behörden übermittelt. In der Folge sei einigen
Fans offenbar die Einreise nach Russland verweigert worden.

Die Abgeordneten wollen nun unter anderem wissen, wie viele Personen
in der Datei erfasst sind und aus welchen Gründen.

 * 

5. Verpflichtungserklärungen für Visa

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Visa-Vergabe in Deutschland ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/4680) der AfD-Fraktion. Laut Gesetz werde bei der
Erteilung eines Visums das Datum einer Verpflichtungserklärung und die
Stelle, wo diese vorliege, gespeichert. Folglich sei der
Registerbehörde bekannt, ob und bei welcher Stelle für ein erteiltes
Visum eine Verpflichtungserklärung abgegeben worden sei.

In Presseberichten habe es geheißen, dass einige Städte und Landkreise
Erstattungsforderungen an Verpflichtungsgeber ("Flüchtlingspaten")
verschickt hätten, um für die öffentliche Hand entstandene Kosten
zurückzufordern.

Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung nun unter anderem danach,
für wie viele der erteilten Visa in den Jahren 2013 bis 2018
Verpflichtungserklärungen hinterlegt worden sind.

 * 
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BUNDESTAG/7579: Heute im Bundestag Nr. 731 - 05.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 731

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 5. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 13.21 Uhr

1. Regierung will WTO stärken

2. Türkischer Geheimdienst in Deutschland

3. Linke fragt nach weltwärts-Programm

4. Tourismusförderung in Nordafrika

5. Hilfen für ausländische Studenten

6. Finanzaffäre beim Landessportverband



1. Regierung will WTO stärken

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Der vom 30. November bis zum 1. Dezember 2018 in
Buenos Aires (Argentinien) stattfindende Gipfel der 20 führenden
Industrie- und Schwellenländer (G20) soll ein "starkes Signal zur
fortgesetzten multilateralen Zusammenarbeit" setzen. Das schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/4600) auf eine Kleine Anfrage
(19/4079) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Dazu zähle das
Bekenntnis zu einem regelbasierten internationalen Handelssystem sowie
eine zügige und umfassende Umsetzung des Pariser Klimaabkommens.

Unter anderem will die Bundesregierung in Buenos Aires für eine
Stärkung der Welthandelsorganisation (WTO) werben. Deren Arbeitsweise
müsse in entscheidenden Bereichen verbessert und Lücken in ihrem
Regelwerk geschlossen werden.

Die vertraulichen Verhandlungen zur Abschlusserklärung des G20-Gipfels
liefen derzeit auf Ebene der "Sherpas", also der persönlichen
Beauftragten der Staats- und Regierungschefs, heißt es in der Antwort
weiter.

 * 

2. Türkischer Geheimdienst in Deutschland

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Aus "Gründen des Staatswohls" kann die
Bundesregierung keine offenen Angaben über das Wirken des türkischen
Nachrichtendienstes MIT in Deutschland machen. Wie sie in einer
Antwort (19/4636) auf eine Kleine Anfrage (19/3926) der Fraktion Die
Linke schreibt, würden die entsprechenden Informationen als
Verschlusssache gemäß der VSA mit dem VS-Grad "VS - Nur für den
Dienstgebrauch" eingestuft und separat übermittelt.

Laut Linksfraktion liegen der Bundesregierung Anhaltspunkte dafür vor,
dass der MIT seine Spionagearbeit in Deutschland im Zuge des
Putschversuchs ausgeweitet und intensiviert hat. Gegner der türkischen
Regierungspartei AKP und des türkischen Präsidenten Recep Tayyip
Erdogan in Deutschland sollten bekämpft und für den
nationalistisch-islamistischen Kurs in der Türkei geworben werden.

Die Bundesregierung teilt mit, dass in den Jahren 2017 und 2018
(Stichtag 23. August 2018) beim Generalbundesanwalt 16
Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der geheimdienstlichen
Agententätigkeit für türkische Geheimdienste eingeleitet worden seien.
In keinem sei bislang Anklage erhoben worden oder eine Verurteilung
erfolgt. Weitere Auskünfte zu diesen Verfahren könnten nicht erteilt
werden, "da diese Informationen Rückschlüsse auf zum Teil noch
verdeckt geführte Ermittlungsverfahren zuließen und damit Ermittlungen
beeinträchtigen könnten".

 * 

3. Linke fragt nach weltwärts-Programm

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Nach dem generellen Fazit der Bundesregierung zu dem
vor zehn Jahren ins Leben gerufenen entwicklungspolitischen
Freiwilligendienst "weltwärts" erkundigt sich die Linksfraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/4472). Unter anderem wollen die Abgeordneten
wissen, welche konkreten entwicklungspolitischen Erfolge seither in
den Ländern des Globalen Südens erzielt werden konnten und was nach
Meinung der Bundesregierung die größten Stärken und Schwächen des
Programms sind.

 * 

4. Tourismusförderung in Nordafrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Maßnahmen und Projekte der
Entwicklungszusammenarbeit, um den Tourismus in Nordafrika zu fördern,
sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/4503) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten wollen auch wissen, wie viele Arbeitsplätze dadurch seit
2013 geschaffen wurden und ob es eine Evaluation der Projekte gab.

 * 

5. Hilfen für ausländische Studenten

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Finanzierung von ausländischen Studenten in
Deutschland aus öffentlichen Entwicklungsleistungen interessiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4646). Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, welche Kosten dadurch entstehen und ob
auch deutsche Studierende mit solchen Mitteln unterstützt werden.

 * 

6. Finanzaffäre beim Landessportverband

Sport/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage mit dem
Titel: "Finanzaffäre im Landessportverband für das Saarland" (19/4336)
vorgelegt. Im Landessportverband des Saarlandes (LSVS) herrsche seit
Jahren Misswirtschaft, schreiben die Liberalen in der Vorlage. Im LSVS
habe es keinerlei Controlling und Forderungsmanagement gegeben,
Mitarbeitern seien Gehälter weit über ihrem Qualifikationsniveau
gezahlt worden. "Der Bund der Steuerzahler schätzt das Finanzloch auf
9 bis 15 Millionen Euro", heißt es in der Kleinen Anfrage.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, in welcher Höhe das Saarland in
den Jahren 2000 bis 2018 Bundesmittel für den Sport erhalten hat und
wofür diese verwendet wurden. Wissen wollen die Abgeordneten auch,
welche Kenntnisse und Anhaltspunkte die Bundesregierung für eine nicht
sachgerechte Mittelverwendung im LSVS hat und in welcher Weise die
Bundesregierung generell den sachgerechten Einsatz von Fördermitteln
kontrolliert oder überprüft.

 * 
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BUNDESTAG/7578: Heute im Bundestag Nr. 730 - 05.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 730

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 5. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 12.42 Uhr

1. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung Lkw-Maut

2. Treibstoffschnellablass im Jahr 2018

3. Bahninfrastruktur über die Alpen

4. Darlehen an Flughafengesellschaften

5. Regulierung von Kleintransportern

6. Eckpunkte der 5G-Frequenzversteigerung



1. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung Lkw-Maut

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung beabsichtigt, die
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung des Lkw-Mautbetriebes "nach Abschluss
des Lkw-Maut-Vergabeverfahrens und des Prüfungsverfahren des
Bundesrechnungshofes in geeigneter Form zugänglich zu machen". Das
geht aus der Antwort (19/4391) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/4119) hervor. Eine kurzfristige
Veröffentlichung lehnt die Regierung der Vorlage zufolge ab. Der
Bundesrechnungshof führe derzeit eine Prüfung des Vergabeverfahrens
Lkw-Maut durch, heißt es in der Antwort. Um dem Prüfungsergebnis der
externen Finanzkontrolle nicht vorzugreifen, könne zum aktuellen
Zeitpunkt kein Zugang zu den genannten Unterlagen gewährt werden.

Der Herausgabe stehe zudem entgegen, dass die vorläufige
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung schützenswerte Überlegungen enthalte,
die bei Bekanntwerden geeignet seien, den vergaberechtlichen
Wettbewerb und die von den Bietern im Vergabeverfahren Lkw-Maut
gebotenen Preise zum Nachteil des Bundes zu beeinflussen. Eine
Veröffentlichung vor Abschluss des Vergabeverfahrens würde nach
Aussage der Regierung den Bietern Einblick darüber verschaffen, ab
wann der Bund die Wirtschaftlichkeit der Angebote gegeben sieht. Da
die Bieter so ihre Angebote entsprechend anpassen könnten, wäre der
Wettbewerb um das wirtschaftlichste Angebot beeinträchtigt, schreibt
die Bundesregierung.

 * 

2. Treibstoffschnellablass im Jahr 2018

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/4489) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4089) listet die
Bundesregierung elf Fälle des sogenannten Treibstoffschnellablasses
ziviler Flugzeuge in der Luft über dem Territorium Deutschlands im
ersten Halbjahr 2018 auf. Dabei sind den Angaben zufolge 208,3 Tonnen
Treibstoff freigesetzt worden. Im Bereich der militärischen Luftfahrt
habe es im gleichen Zeitraum zwei Fälle des Treibstoffschnellablasses
gegeben, bei denen 43,1 Tonnen Treibstoff freigesetzt worden seien.

Die Bundesregierung verweist in der Vorlage auf ihre Vorbemerkungen
zur Antwort (18/9917) auf eine Kleine Anfrage der Grünen (18/9571) aus
der vergangenen Legislaturperiode. Danach hätten im zivilen Bereich
nur vierstrahlige Langstreckenflugzeuge technische Möglichkeiten zum
Ablassen des Treibstoffs in der Luft. Bei diesem
Treibstoffschnellablass handelt es sich nach Aussage der
Bundesregierung um ein Notverfahren sowohl für zivile als auch für
militärische Flugzeuge, um aus Gründen der Flugsicherheit eine sichere
Kontrolle und Landung des Flugzeugs zu ermöglichen. Gründe der
Flugsicherheit seien beispielsweise Situationen, die eine
schnellstmögliche Landung erforderlich machen, obwohl sich noch große
Kraftstoffmengen an Bord befinden, wie beispielsweise unmittelbar nach
dem Start.

 * 

3. Bahninfrastruktur über die Alpen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Ausbau der Bahninfrastruktur über die Alpen
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4597).
Konkret geht es den Abgeordneten um die Teilstrecke 
Rosenheim-Kiefersfelden Richtung Brenner (Brenner-Nordzulauf), die als Strecke
des Transeuropäischen Verkehrsnetzplans TEN-V auch Teil der
Eisenbahnachse Berlin-Verona/Mailand-Bologna, Neapel-Messina-Palermo
sei und deren Ausbau im vorrangigen Bedarf des Bundesverkehrswegeplans
2030 gelistet sei.

In der Vorlage erkundigt sich die FDP-Fraktion unter anderem nach den
Ergebnissen einer Studie "bezüglich der Belange des Schienenverkehrs
zwischen Innsbruck und Salzburg über deutsches Hoheitsgebiet, wie in
der deutsch-österreichischen Regierungsvereinbarung vom 15. Juni 2012
beschlossen". Gefragt wird auch, wie die Anwohner an der Entscheidung
über den geplanten Streckenausbau beteiligt werden.

 * 

4. Darlehen an Flughafengesellschaften

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Finanzierungslage der Flughafengesellschaft
Berlin Brandenburg (FBB) interessiert sich die Fraktion der AfD. In
einer Kleinen Anfrage (19/4599) erkundigen sich die Abgeordneten,
wieviel Kapital der FBB insgesamt seitens der Gesellschafter - dem
Land Berlin, dem Land Brandenburg und dem Bund - zur Verfügung
gestellt worden sei und wie hoch das Eigenkapital der FBB ist. Gefragt
wird auch, ob aus Sicht der Bundesregierung "die Darlehen an
Flughafengesellschaften, an denen der Bund beteiligt ist und für die
weitere Verpflichtungsermächtigungen für die Folgejahre im Haushalt
stehen, noch rückzahlbar sind oder ob diese für den Steuerzahler
verloren sind".

 * 

5. Regulierung von Kleintransportern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Sicherheit auf deutschen Autobahnen - Regulierung
von Kleintransportern mit Schlafplatz" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/4333). Darin schreiben die Abgeordneten,
Kleintransporter mit Schlafplatz und einem zulässigen Gesamtgewicht
bis 3,5 Tonnen setzten die deutsche Logistikbranche zunehmend unter
Druck. Aufgrund ihres Gewichtes unterlägen sie nicht den gleichen
gesetzlichen Bestimmungen wie Fahrzeuge über 3,5 Tonnen. Ohne
verpflichtende Fahrtenschreiber, oft ohne Transportsicherung und mit
zumeist niedrigsten Sozialstandards seien diese gewerblich täglich auf
deutschen Autobahnen unterwegs. Der dadurch entstehende Kostendruck
wirke sich unweigerlich auf die Logistikbranche aus, heißt es in der
Vorlage.

Zudem werde die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer fahrlässig
gefährdet. Die gesetzlich vorgeschriebenen Fahrtzeitbeschränkungen
oder Ruhezeiten könnten von den Fahrern der Kleintransporter umgangen
werden. Dadurch könne es zu schweren Unfällen durch Müdigkeit sowie
fehlende Aufmerksamkeit kommen.

Weiter schreiben die Liberalen, viele der Fahrzeugflotten würden zwar
in Deutschland disponiert, seien aber im Ausland zugelassen. Auch
würden diese von ausländischen Fahrern gesteuert, die wiederum nicht
nach deutschen Sozialstandards bezahlt würden. Eine schnellstmögliche
Korrektur der bestehenden gesetzlichen Rahmenbedingungen sei somit
geboten, urteilt die Fraktion.

Die Bundesregierung wird vor diesem Hintergrund unter anderem gefragt,
wie viele gewerblich genutzte, im Ausland registrierte aber in
Deutschland disponierte Kleintransporter mit Schlafplatz zu
logistischen Zwecken auf deutschen Autobahnen unterwegs sind und in
wie viele Unfälle derartige Fahrzeuge in den Jahren 2017 und 2018
verwickelt waren. Wissen wollen die Abgeordneten auch, welche
Möglichkeiten die Bundesregierung sieht, um die gewerbliche Nutzung
von Kleintransportern mit Schlafplatz zu regulieren.

 * 

6. Eckpunkte der 5G-Frequenzversteigerung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Eckpunkten der 5G-Frequenzversteigerung
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen
Anfrage (19/4379) wird die Bundesregierung gefragt, wie der weitere
Fahrplan bei der Versteigerung der 5G-Frequenzen aussieht und nach
welchen Regeln die Versteigerungen ablaufen sollen. Wissen wollen die
Abgeordneten auch, welche Konsequenzen die Bundesregierung aus der im
Ländervergleich schlechten Mobilfunkversorgung in Deutschland für die
Versteigerung der 5G-Frequenzen zieht.

 * 
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UMWELT/882: Klimaschutz marktwirtschaftlich gestalten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Oktober 2018

KÖHLER: Klimaschutz marktwirtschaftlich gestalten



Zum Sonderbericht des Weltklimarats IPCC erklärt der klimapolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Der Klimawandel ist eine ernsthafte Herausforderung, die wir jedoch
meistern können. Allerdings nicht mit Schwarzmalerei und einer
Politik, die Klimaschutz auf Verzicht und Verbote reduziert.
Stattdessen müssen wir Klimaschutz marktwirtschaftlich gestalten, auf
Fortschritt und Technologie vertrauen sowie stärkere Anreize setzen,
um CO2 weltweit einzusparen. Dafür fordert die FDP-Fraktion, dass CO2
durch den weltweiten Handel mit Emissionszertifikaten einen
einheitlichen Preis bekommt. Zudem dürfen die Potenziale, die
beispielsweise in der Nutzung und Speicherung von CO2 stecken, nicht
länger notorischen Bedenkenträgern zum Opfer fallen. Darüber hinaus
muss Schluss sein mit ausufernden Debatten über kleinteilige
nationale Klimaziele. Wir müssen Klimaschutz global denken und
Forschung und Entwicklung stärken, um die Klimaziele 2030 und 2050 zu
erreichen. Das wäre ein echter Beitrag zum weltweiten Klimaschutz,
nicht nur einer für das gute Gewissen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2987: Bauordnungen für bezahlbares Wohnen modernisieren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Oktober 2018

FÖST: Bauordnungen für bezahlbares Wohnen modernisieren



Zur Studie des IW Köln zur Preisentwicklung bei Studentenwohnungen
erklärt der bau- und wohnungspolitische Sprecher der FDP-Fraktion
Daniel Föst:

"Bei der Bekämpfung der Wohnungsnot muss die Maxime lauten: Günstiger
bauen bedeutet günstiger wohnen. Denn auch junge Menschen wie
Auszubildende oder Studierende brauchen bezahlbare Wohnungen in den
Metropolen. Außerdem macht eine alternde Gesellschaft mit immer mehr
Single-Haushalten innovative und flexible Wohnkonzepte erforderlich.
Neben der Entbürokratisierung müssen deshalb vor allem smarte
Lösungen unterstützt werden, wie serielles und modulares Bauen.
Deshalb fordert die Fraktion der Freien Demokraten eine entsprechende
Modernisierung der Bauordnungen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3202: Haushaltsrechnung wird für ehrenamtliche Kommunalpolitiker einfacher (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 5. Oktober 2018

Haushaltsrechnung wird für ehrenamtliche Kommunalpolitiker einfacher



Nach einem Expertengespräch zur Vereinfachung der kommunalen Haushaltsaufstellung und Rechnungslegung-der Doppik- im Finanzausschuss am Donnerstag, erklärt die kommunalpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Martina Tegtmeier:

"Ich begrüße es außerordentlich, dass ehrenamtlich Verantwortlichen in den Gemeinden und Kreisen unseres Landes in absehbarer Zeit die Haushaltsführung erheblich erleichtert werden soll. Das haben wir bereits im Koalitionsvertrag so vereinbart. Nun liegt ein Referentenentwurf auf Regierungsebene dazu vor. Die wesentlichen Vereinfachungen wurden bei der Expertenanhörung vorgetragen. Geplant ist, dass das Doppik-Erleichterungsgesetz noch vor dem kommenden Sommer von Landtag verabschiedet werden kann."

Der SPD-Landtagsabgeordnete Thomas Schwarz, ebenfalls Mitglied des Finanzausschusses und langjähriger Kommunalpolitiker, ergänzt:

"Viele Kommunalvertreter haben sich von uns gewünscht, die Haushaltsrechnung einfacher zu gestalten. Das wir jetzt geschehen. Entscheidend bleibt aber auch in einem vereinfachten Verfahren ein sorgsamer und effizienter Umgang mit Steuergeldern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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RHEINLAND-PFALZ/4949: Alarmierender Bericht des Weltklimarats (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 08.10.2018

Alarmierender Bericht des Weltklimarats: Bund muss endlich
rheinland-pfälzischem Beispiel folgen



Der Weltklimarat stellt heute seinen Bericht zur Erderwärmung vor und
warnt, dass eine Klimakatastrophe nur noch zu verhindern ist, wenn der
globale Temperaturanstieg auf 1,5 Grad Celsius begrenzt wird. Dazu der
fachpolitische Sprecher für Umwelt und Klimaschutz der GRÜNEN
Landtagsfraktion, Andreas Hartenfels, und der Fraktionsvorsitzende Dr.
Bernhard Braun:

Andreas Hartenfels: "Der diesjährige Hitzesommer und die vielen
lokalen Unwetter mit zum Teil heftigstem Starkregen beweisen, dass die
Folgen des Klimawandels auch hier in Rheinland-Pfalz längst spürbar
sind. Die Auswirkungen der Dürre auf die Umwelt, insbesondere auf den
rheinland-pfälzischen Wald, sind verheerend. Die starken Niederschläge
verursachen zudem erhebliche Schäden an unserer Infrastruktur. Auf der
ganzen Welt sorgen die Wetterextreme für immense Ernteeinbußen und
rauben damit vielen Menschen die Lebensgrundlage.

Wenn wir die Treibhausgasemission nicht drastisch und dauerhaft
reduzieren, ist ein Temperaturanstieg um bis zu drei Grad nicht mehr
zu verhindern. Die Folgen wären schlimmer als alles bisher Dagewesene.
Der Bericht des Weltklimarats ist alarmierend - aber er macht auch
deutlich, dass es noch möglich ist, die Grenze von 1,5 Grad nicht zu
überschreiten. Deutschland muss seine Vorreiterrolle beim Klimaschutz
wieder einnehmen."

Dr. Bernhard Braun: "In Rheinland-Pfalz haben wir mit unserem
Klimaschutzgesetz und dem hohen Anteil an Erneuerbaren Energien schon
viel erreicht. Wir GRÜNEN haben mit dem Umweltministerium die
Wärmewende eingeleitet und möchten auch die Solarenergie
wiederbeleben, die vom Bund demontiert wurde. Die Bundesregierung muss
endlich konsequent handeln: Eine echte Verkehrswende hin zu mehr
Elektromobilität, einer attraktiven Infrastruktur fürs Rad und einem
konkurrenzfähigen öffentlichen Nahverkehr ist dafür unerlässlich.

Aber auch der Kohleausstieg muss endlich im Bewusstsein der Großen
Koalition ankommen. Im Bewusstsein der Bürgerinnen und Bürger ist er
längst angekommen, das beweisen die Proteste gegen die Rodung des
Hambacher Forstes. Mein Besuch bei der Demonstration 'Reden statt
Roden - Hambacher Forst retten' in Worms am vergangenen Samstag hat
mir gezeigt, dass Klimaschutz für die Menschen in Rheinland-Pfalz ein
wichtiges Anliegen ist. Wollen wir etwas bewegen, brauchen wir
engagierte Menschen, die aufstehen und anpacken - ich bin stolz
darauf, dass es diese in unserem Land gibt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Oktober 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4948: Unterstützung von Startups (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
08.10.2018

Unterstützung von Startups / Pressetermin Wissing

Gabi Wieland: Landesregierung greift unseren Vorschlag zur
Verbesserung der Gründungsaktivität auf



Im Vergleich der deutschen Bundesländer liegt Rheinland-Pfalz bei der
Gründungsaktivität auf einem mageren 11. Platz von 16. Die
CDU-Landtagsfraktion hatte deshalb im Parlament eine bessere
finanzielle Förderung von Startups über ein Stipendienmodell
vorgeschlagen. Dazu erklärt die wirtschaftspolitische Sprecherin der
CDU-Landtagsfraktion, Gabriele Wieland:

"Gerade junge, innovative Unternehmen sind für einen
Wirtschaftsstandort von großer Bedeutung. Für eine erfolgreiche
Neugründung ist insbesondere Startkapital in ausreichender Höhe
unverzichtbar. Besonders in der kapitalintensiven ersten
Wachstumsphase steht viel auf dem Spiel.

Der heutige Vorstoß von Wirtschaftsminister Wissing zeigt, dass wir
mit unserem aktuellen Parlamentsantrag zur Stärkung von Startups und
damit zur Verbesserung des Gründungsklimas in Rheinland ins Schwarze
getroffen haben. Startups brauchen eine bessere finanzielle
Unterstützung.

Entscheidend sind nun die Rahmenbedingungen. Das Programm muss so
ausgestaltet sein, dass es flexibel auf bestehende Anforderungen
reagieren kann. Insbesondere muss die ganze Bandbreite der Startups
erfasst werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Oktober 2018

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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HOCHSCHULE/2236: Hochschulpakt 2020 - Umsetzungsbericht 2016 veröffentlicht (idw)


Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) - 05.10.2018

Hochschulpakt 2020: Umsetzungsbericht 2016 veröffentlicht

Mehr als eine Million zusätzliche Studienanfängerinnen und Studienanfänger
durch den Hochschulpakt: Umsetzungsbericht 2016 veröffentlicht



Mit dem Hochschulpakt 2020 haben Bund und Länder auch im Jahr 2016
Milliardenbeträge für zusätzliche Erstsemester an den Hochschulen
bereitgestellt. Gegenüber dem Basisjahr 2005 wurden erneut fast 150.000
neue Studiermöglichkeiten geschaffen. Seit Beginn des Hochschulpakts im
Jahr 2007 konnten die Hochschulen somit insgesamt über eine Million
Erstsemester mehr aufnehmen, als ohne den Hochschulpakt möglich gewesen
wäre. Aufgrund der sehr hohen Studienanfängerzahlen der Vorjahre und der
teilweise nachlaufenden Finanzierung war 2016 mit insgesamt rund 4 Mrd.
Euro (2,1 Mrd. Euro vom Bund und 1,9 Mrd. Euro von den Ländern) das
bislang finanzstärkste Jahr des Programms.

Der soeben veröffentlichte Umsetzungsbericht 2016 dokumentiert die
Entwicklung an den Hochschulen und berichtet über die Mittelbereitstellung
sowie über die mit Hochschulpaktmitteln ergriffenen Maßnahmen in den
Ländern.

Danach haben 2016 wieder mehr als eine halbe Million junge Leute, also
52 % des betreffenden Altersjahrgangs, ein Hochschulstudium in
Deutschland aufgenommen. Seit 2005, dem Bezugsjahr des Hochschulpakts, ist
die Studienanfängerzahl um insgesamt mehr als 40 % gestiegen.

Während die Studienanfängerzahl an den Universitäten gegenüber 2005 um
25 % gestiegen ist, betrug die Steigerung an den Fachhochschulen sogar
71 %. Den Anteil der Studienanfänger an Fachhochschulen zu erhöhen, ist
eine wesentliche Zielsetzung des Hochschulpakts.

Die Zahl des hauptberuflichen wissenschaftlichen Personals ist im selben
Zeitraum um 25 % angewachsen, die der Professorinnen und Professoren um
24 %. Ein starker Anstieg ist im Bereich der Lehrbeauftragten zu
verzeichnen, deren Einsatz sich seit 2005 um 72 % erhöht hat.

Der Einsatz der Mittel des Hochschulpaktes hat dazu beigetragen, dass der
Anteil von Frauen am Hochschulpersonal 2016 größer war als noch 2005: Beim
hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal stieg der Frauenanteil von
26 % auf 36 % und bei den Professorinnen und Professoren von
14 % auf 23 %.

Weitere Details enthält der "Bericht zur Umsetzung des Hochschulpakts 2020
im Jahr 2016", der durch einen ausführlichen Tabellenteil ergänzt wird.
Online ist er unter www.gwk-bonn.de abrufbar und kann in Kürze als Heft
59 der "Materialien der GWK" beim Büro der GWK (gwk@gwk-bonn.de)
angefordert werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution337

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK), 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





FORSCHUNG/1163: Forschungsfabrik für die Digitalisierung der Lebensmittelproduktion entsteht in Lemgo (idw)


Hochschule Ostwestfalen-Lippe - 06.10.2018

Forschungsfabrik für die Digitalisierung der Lebensmittelproduktion
entsteht in Lemgo



Die Hochschule OWL erhält neun Millionen Euro aus dem Projektaufruf
"Forschungsinfrastrukturen NRW". Hiermit errichtet sie eine
Forschungsfabrik für die Digitalisierung der Lebensmittelproduktion auf
dem Innovation Campus Lemgo. Diese fördert die interdisziplinäre Forschung
und den Transfer in Wirtschaft und Gesellschaft.

Die Hochschule Ostwestfalen-Lippe verbindet die Lebensmitteltechnologie
und die Digitalisierung zur intelligenten Lebensmittelproduktion. Das
Ziel: die Qualität und Sicherheit von Lebensmitteln verbessern und die
Produktion nachhaltiger gestalten. Gemeinsam mit Partnern aus Wirtschaft
und Wissenschaft entwickeln die Forscherinnen und Forscher der Hochschule
OWL am Standort Lemgo zukunftsweisende Technologien für die
Lebensmittelbranche. Künftig wird dafür ein modernes Gebäude auf dem
"Innovation Campus Lemgo" zur Verfügung stehen: eine Forschungsfabrik für
die Digitalisierung der Lebensmittelproduktion. Hierfür erhält die
Hochschule OWL neun Millionen Euro aus dem Projektaufruf
"Forschungsinfrastrukturen NRW", der mit Mitteln der Europäischen Union
kofinanziert wird. Den Förderbescheid übergab am 5. Oktober 2018
Regierungspräsidentin Marianne Thomann-Stahl an die Hochschulleitung.
Seitens der Hochschule OWL ist zudem eine Eigenbeteiligung von rund einer
Million Euro vorgesehen.

Interdisziplinär und wirtschaftsnah

Das Gebäude wird über eine Fläche von rund 2.250 Quadratmetern verfügen
und mit moderner Forschungsinfrastruktur ausgestattet sein. Es führt
Forscherinnen und Forscher aus unterschiedlichen Disziplinen zusammen:
Lebensmittelherstellung, chemische Analytik, Sensorik, Bild- und
Datenverarbeitung, Sensortechnik, Mess- und Regeltechnik sowie Automation.
Die Forschungsfabrik wird zudem kleinen und mittleren Unternehmen sowie
Unternehmensgründerinnen und -gründern mit eingeschränkter
Forschungsinfrastruktur Möglichkeiten bieten, um gemeinsam mit der
Hochschule OWL kreative Lösungsansätze zu entwickeln und profitabel
umzusetzen.

Vielfältige Nutzungsmöglichkeiten

Die Ausgestaltung des Gebäudes spricht mehrere Zielgruppen an:
Forscherinnen und Forscher können an flexiblen modularen
Lebensmittel-Produktionsanlagen mit Industrie-4.0-Ansätzen Ergebnisse
generieren und demonstrieren. Für interdisziplinäre Arbeitsgruppen sowie
Gründer stehen Projekträume und Coworking Spaces zur Verfügung. Geplant sind
außerdem Schulungs- und Begegnungsflächen, in denen Fach- und
Transferveranstaltungen Raum finden. Das Gebäude soll für Offenheit und
Transparenz stehen - deshalb werden Foyer und Werkhalle über eine
Glasfassade einsehbar.

Die nächsten Schritte

Nachdem die Bewilligung der Fördermittel nun vorliegt, startet das
Vergabeverfahren für die Bauleistungen. Bau und Einrichtung der
Forschungsfabrik sollen innerhalb der kommenden drei Jahre abgeschlossen
sein. Entstehen wird das Gebäude auf dem Areal an der Nordwestecke der
Kreuzung Langenbruch/Bunsenstraße, das durch die Stadt Lemgo als
Erweiterungsfläche für die Hochschule OWL vorgesehen wurde und ab 2019 in
Erbpacht zur Verfügung steht.

Neue Maßstäbe in Forschung und Lehre

Marianne Thomann-Stahl, Regierungspräsidentin des Regierungsbezirks
Detmold, betont die Bedeutung des Forschungsthemas für die Region OWL:
"Ostwestfalen-Lippe entwickelt sich so zu einer national und international
führenden Region für die Lebensmitteltechnologie der Zukunft. Die neue
Forschungsfabrik bringt diese Entwicklung einen großen Schritt vorwärts.
Sie führt die Kompetenzen der Lebensmitteltechnologie mit dem Know-how der
industriellen Informationstechnik zusammen. Das Thema 'Lebensmittel 4.0'
wird erfahrbar und zur Schnittstelle von Forschung, Industrie und
Gesellschaft."

Hochschulpräsident Professor Jürgen Krahl freut sich darüber, dass die
Hochschule OWL nun ihre bestehenden Kompetenzen im Themenfeld weiter
stärken kann: "Mit der Forschungsfabrik setzt die Hochschule OWL neue
Maßstäbe in Lehre und Forschung bei Industrie 4.0 im Lebensmittelbereich.
'Where food meets IT' ist der Leitgedanke, dem wir in der Initiative
smartFoodTechnologyOWL bereits erfolgreich mit unseren Partnern folgen -
die neue Forschungsfabrik ist ein weiterer Meilenstein für den Innovation
Campus Lemgo und eröffnet eine neue Ebene für Forschung und Transfer."

Professor Stefan Witte, Vizepräsident für Forschung und Transfer der
Hochschule OWL, verweist auf die überregionale Strahlkraft des Vorhabens:
"Gemeinsam mit unseren Partnern sehen wir die Digitalisierung in der
Lebensmitteltechnologie als eine der wichtigsten Zukunftsaufgaben. Die
Forschungsfabrik schafft ein neuartiges Forschungsumfeld, das in dieser
Weise und mit dieser Zielsetzung bisher einzigartig in Deutschland ist.
Durch sie wird auch der Studienort Lemgo für junge Menschen noch
attraktiver, weil wir unsere Lehre immer nach den neuesten
Forschungsergebnissen ausrichten."

 * 

Stichworte:

Die Hochschule Ostwestfalen-Lippe

Mit einem Drittmittelvolumen von über neun Millionen Euro bei einem
Grundhaushalt von 39 Millionen Euro und 173 Professuren gehört die
Hochschule Ostwestfalen-Lippe zu den forschungsstärksten Fachhochschulen
in Deutschland. Am Campus Lemgo sind zwei profilbildende
Forschungsschwerpunkte mit Kompetenzen in der Lebensmitteltechnologie
sowie der intelligenten Automation verortet. Beide zusammen tragen rund 50
Prozent zum Drittmittelaufkommen der Hochschule bei und sind in Instituten
organisiert: dem Institut für Lebensmitteltechnologie.NRW (ILT.NRW) und
dem Institut für industrielle Informationstechnik (inIT). Diese beiden
Institute bilden die wissenschaftliche Basis zur Nutzung und Umsetzung der
neuen Forschungsfabrik und kooperieren dabei mit dem Fraunhofer IOSB-INA
und Partnern der Lebensmittelindustrie.

Mehr Informationen:

www.hs-owl.de/ilt-nrw und www.hs-owl.de/init

Die Initiative smartFoodTechnologyOWL

In den laufenden Projektaktivitäten der Hochschule OWL sind bereits
zahlreiche Demonstrationsanlagen und Forschungsfragestellungen
identifiziert worden, die in der neuen Forschungsfabrik nun Raum finden
können. Eine zentrale Rolle dabei spielt die Initiative
smartFoodTechnologyOWL. Sie steht für die Erforschung und Entwicklung von
Industrie 4.0-Technologien in der Lebensmittelbranche. Federführend dabei
ist die Hochschule OWL. Sie arbeitet gemeinsam mit mehr als 40 Partnern
aus Industrie, Handwerk, Handel und weiteren Forschungseinrichtungen.
Gefördert wird die Initiative zunächst von Januar 2017 bis Dezember 2020
mit mehr als vier Millionen Euro vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung durch die Maßnahme "Starke Fachhochschulen - Impuls für die
Region" (FH-Impuls).

Mehr Informationen:

www.hs-owl.de/foodtechnology-owl

Der Innovation Campus Lemgo

Die Forschungsfabrik ist Teil des Entwicklungskonzeptes "Innovation Campus
Lemgo". Der Innovation Campus Lemgo konzentriert an einem Ort Akteure aus
beruflicher und akademischer Bildung, Forschung, Handwerk und Industrie
entlang der kompletten Innovationskette der digitalen Wirtschaft. Das
Campusgelände umfasst das Areal im Süden Lemgos rund um die Hochschule OWL
und das Fraunhofer IOSB-INA, das Centrum Industrial IT, die
SmartFactoryOWL, die Berufkollegs und die Phoenix Contact Arena. Er ist
internationale Austauschplattform und Nukleus für die Entwicklung neuer
Produkte und Dienstleistungen im Themenfeld Smart System Technologies und
vernetzt Partner im Dreiklang "Bildung - Forschung - Wirtschaft".

Mehr Informationen:

www.innovation-campus-lemgo.de

Das Förderprogramm "OP EFRE NRW"

Der Projektaufruf "Forschungsinfrastrukturen" des Landes Nordrhein-Westfalen
läuft unter dem Dach des Förderprogramms "OP EFRE NRW". Das
Kürzel steht für das "Operationelle Programm Nordrhein-Westfalens für die
Förderung von Investitionen in Wachstum und Beschäftigung aus dem
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung". Das Programm verfügt über
ein Volumen von insgesamt rund 2,4 Milliarden Euro. Die Hälfte davon
stammt aus Fördergeldern der Europäischen Union.

Mehr Informationen:

www.efre.nrw.de/efre-programm/op-efre-nrw

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution509

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Ostwestfalen-Lippe, 06.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/2327: Erntedankfest 2018. Dankbarkeit trotz Dürre (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 7. Oktober 2018

Erntedankfest 2018: Dankbarkeit trotz Dürre



Das Erntedankfest steht in diesem Jahr in einem ganz besonderen Licht:
Viele Betriebe haben in diesem Dürresommer eine Ernte eingefahren, die
deutlich unter dem Durchschnitt liegt - einige kämpfen sogar um ihre
Existenz. Aber wo Schatten ist, ist meist auch Licht. Die Ernte im
Obst- und Gemüsebereich konnte sich sehen lassen, und auch beim Wein
wird die Qualität hervorragend.

"Wir sind dankbar, dass uns die Verbraucher ihr Vertrauen schenken,
das wir uns täglich mit harter Arbeit verdienen müssen. Mein Dank gilt
allen Bauernfamilien für ihr großartiges Engagement, für ihre
Solidarität und ihre Unterstützung. In diesen Zeiten ist es auch
wichtig, als Verband eng zusammenzustehen. Das macht uns aus", sagt
der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Joachim Rukwied.

Ob Brot, Fleisch, Obst und Gemüse, Milch oder Wein - die deutsche
Landwirtschaft schafft die Grundlagen für die Ernährung. "Dabei steht
die Qualität der Lebensmittel an allerhöchster Stelle. Dazu haben wir
Bauern uns verpflichtet", betont der Bauernverbandspräsident.

Die Landwirtschaft habe aufgrund ihrer Bedeutung bei der
Ernährungssicherung einen besonderen Stellenwert für die Gesellschaft.
"Gerade in diesem Dürrejahr muss man sich zum Erntedank wieder einmal
bewusst machen, dass gute Ernten keine Selbstverständlichkeit sind.
Jeder kann heutzutage fast zu jeder Tageszeit gute und preiswerte
Lebensmittel kaufen. Deshalb sollte man sich doch hin und wieder auch
Gedanken darüber machen, wo diese eigentlich herkommen und wer die
Grundlagen für das Leben produziert hat", sagt Rukwied.

Das Erntedankfest erinnert an die Abhängigkeit der Menschen von der
Natur. "In diesem Jahr war das mitunter ein schwieriges Verhältnis.
Dennoch sind wir dankbar für diesen wunderbaren Beruf, der es uns
erlaubt, mit und in der Natur zu arbeiten."

Die deutsche Landwirtschaft erzeugt qualitativ hochwertige, sichere
und gesunde Nahrungsmittel. Die Standards für Qualität, Sicherheit,
Umwelt- und Tierschutz sind im weltweiten Vergleich besonders hoch.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Oktober 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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AKTUELL/104: Bayerische Landtagswahl 2018 - Einige Wahlprogramme sind nur schwer verständlich (idw)


Universität Hohenheim - 05.10.2018

Bayerische Landtagswahl 2018: Einige Wahlprogramme sind nur schwer
verständlich

• Verständlichkeits-Check der Universität Hohenheim: Analyse zur
bayerischen Landtagswahl

• Wahlprogramm der CSU schneidet sprachlich am besten ab



Komplizierte Fremdwörter, "Denglish" und Monster-Sätze: Kurz vor der
Landtagswahl 2018 in Bayern haben Kommunikationswissenschaftler der
Universität Hohenheim in Stuttgart die Wahlprogramme der Parteien auf ihre
formale Verständlichkeit hin untersucht. Ihr Ergebnis: Einige Programme
sind sprachlich nur schwer verständlich.

"Wie schon bei der bayerischen Landtagswahl 2013 und bei der Europawahl
2014 hat die CSU auch zur Landtagswahl 2018 das sprachlich mit Abstand
verständlichste Wahlprogramm vorgelegt", sagt Prof. Dr. Frank
Brettschneider, Kommunikationsexperte an der Universität Hohenheim und
Leiter der Studie. "Ein Wert von 12,8 Punkten auf dem Hohenheimer
Verständlichkeitsindex kann sich sehen lassen. Bei den anderen Parteien
ist hingegen noch viel Luft nach oben. Schlusslicht ist die AfD mit 6,2
Punkten."

Anhand des Hohenheimer Verständlichkeitsindex und mit Hilfe der
Verständlichkeitssoftware "TextLab" können die Wissenschaftler die Gründe
für die Unverständlichkeit der Wahlprogramme benennen: komplizierte und
unverständliche Fach- und Fremdwörter, Anglizismen, "Denglish" und
Satz-Monster mit mehr als 20 Wörtern, also Bandwurmsätze und Schachtelsätze.
Die Probleme der Wahlprogramme haben Prof. Dr. Brettschneider und Claudia
Thoms, wissenschaftliche Mitarbeiterin am Fachgebiet Kommunikationstheorie
an der Universität Hohenheim, in Zahlen ausgedrückt. Der Hohenheimer
Verständlichkeitsindex reicht von 0 (völlig unverständlich) bis 20 (sehr
verständlich). Er wird von der Software "TextLab" berechnet.

Analysiert wurden CSU, SPD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke und die
AfD. Berücksichtigt wurden die Parteien, die entweder im Deutschen
Bundestag oder in mindestens drei Landtagen vertreten sind. Das
langfristige Forschungsprojekt ist eine Kooperation mit der Agentur
H  H CommunicationLab aus Ulm.

Fremdwörter, Anglizismen und Satz-Monster

Verstehen alle Wählerinnen und Wähler den Inhalt, wenn die Grünen von
"Haltungskennzeichnung" reden? Oder die CSU von "Smart- und Bürgerbussen",
die AfD von "Vergemeinschaftung", die Linke von
"Selbstvertretungsorganisationen", die SPD von "energetischer Sanierung",
die FDP von "Bildungskette" und "Sachaufwandsträger"? Solche Fachbegriffe
sind für die Mehrheit der Wählerinnen und Wähler genauso unverständlich
wie die zahlreichen Anglizismen: "Smart Grids" (Grüne), "Fast Lanes"
(CSU), "Share Deals" (Linke), "Learning Management Systeme" (FDP), "Gender
Mainstreaming" (AfD), "Gender Budgeting" oder "Teamteaching" (SPD).

Darüber hinaus erhöhen lange, zusammengesetzte Wörter nicht gerade die
Lesbarkeit der Wahlprogramme: "Allgemeinverbindlichkeitserklärung"
(Linke), "Abschiebehafteinrichtung" (CSU), "Finanzkraftstrukturausgleich"
(AfD).

In allen Wahlprogrammen finden sich Verstöße gegen Verständlichkeits-Regeln.
"Neben den Fremdwörtern, Anglizismen und Fachbegriffen sind es
auch die Bandwurmsätze, die die Wahlprogramme so unverständlich machen",
sagt Prof. Dr. Brettschneider. "Wir haben in allen Wahlprogrammen solche
Satz-Ungetüme mit teilweise mehr als 40 Wörtern gefunden."

Bayern im Ländervergleich auf Platz 2

Im Schnitt zeigt sich: Die aktuellen Wahlprogramme aus Bayern sind im
Vergleich etwas verständlicher als die Wahlprogramme in anderen
Bundesländern. Mit einem Durchschnitt von 9,0 liegen die bayerischen
Wahlprogramme auf Platz 2.

Die Landtagswahl mit den im Schnitt formal verständlichsten Programmen
fand 2016 in Mecklenburg-Vorpommern statt (9,1 Punkte). Die formal
unverständlichsten Programme fanden sich 2014 bei der Landtagswahl in
Sachsen (6,7 Punkte).

Fordernde Wortwahl bei allen Parteien

Bei den Begriffen, die häufig in den Wahlprogrammen genannt werden, ähneln
sich die meisten Wahlprogramme, erklärt Claudia Thoms. "Begriffe wie
'Menschen' und 'Bayern' sind besonders häufig zu finden. In den
Wahlprogrammen der AfD, der Linken und der FDP wird zudem der Parteiname
besonders häufig genannt."

Alle Parteien wollen "mehr". FDP und AfD "fordern" relativ häufig, während
Grüne "schaffen" und "fördern" wollen. Die CSU möchte häufig "stärken",
"schaffen" und "unterstützen".

Claudia Thoms stellt fest: "Eine Betrachtung der für die Wahlprogramme
typischen Adjektive deutet auf die klassischen Themenschwerpunkte der
Parteien hin. Während Grüne, Linke und SPD etwas häufiger sozial-,
arbeits- und umweltbezogene Adjektive verwenden, stechen bei der AfD
solche Adjektive heraus, die einen Bezug zum Thema Kriminalität haben. Die
CSU ist sprachlich vor allem 'visionär', bei der FDP finden sich häufig
Bezüge zu 'liberal'".

Unverständliche Wahlprogramme - eine verschenkte Kommunikationschance

Mit der formalen Unverständlichkeit verschenken die Parteien eine
Kommunikationschance bei den Bürgerinnen und Bürgern, stellt Prof. Dr.
Brettschneider fest. "Obwohl nur sehr wenige Menschen die Wahlprogramme
komplett und intensiv durchlesen, sollen Wahlprogramme eigentlich dazu
dienen, Wählerinnen und Wähler zu gewinnen oder zu halten." Aus den
Programmen leiten sich außerdem andere Kommunikationsmittel ab, die für
eine Wahl wichtig sind: Wahlplakate, Homepage und Broschüren. "Selbst wenn
die Wähler nicht das gesamte Programm lesen, so schauen sich einige von
ihnen doch zumindest die Passagen an, die sich auf Themen beziehen, die
ihnen wichtig sind", sagt Prof. Dr. Brettschneider.

Neben der Funktion, Wählerinnen und Wähler zu halten oder neue zu
gewinnen, sind die Programme auch innerhalb der Partei von Bedeutung,
betont der Kommunikationsexperte. "Während der Arbeit am Programm klären
die Mitglieder innerparteiliche Positionen und bündeln verschiedene
Interessen. Der Parteiführung dient das Programm nach der Wahl als
Grundlage für Koalitionsverhandlungen oder für die Arbeit in der
Opposition. Entgegen landläufigen Behauptungen halten sich Parteien nach
den Wahlen auch häufig an ihre Programm-Aussagen."

Wahlprogramme aus Sicht von Parteimitgliedern

Wie Parteimitglieder Wahlprogramme wahrnehmen, ist bislang kaum erforscht.
Bei einer Online-Umfrage der Universität Hohenheim im Jahr 2010 gaben 828
Parteimitglieder an, vor allem die Kurzversion des Wahlprogramms für ein
wichtiges Wahlwerbemittel zu halten. Es sei nützlicher, besser gestaltet,
überzeugender, interessanter und verständlicher als die Langfassung.
Lediglich die Mitglieder der Grünen stufen die Langversion als sehr
wichtig ein.

"Fast 50 Prozent der befragten Parteimitglieder gaben an, die Kurzversion
ihres Wahlprogramms vollständig gelesen zu haben", so Prof. Dr.
Brettschneider. "Von der Langversion behaupten das nur 16 Prozent."

Parteiübergreifend werden die Kurzfassungen als ein wirksames
Wahlwerbemittel gesehen: Sie erfüllen aus Sicht der Parteimitglieder am
stärksten die Funktion, die Wähler von der Wahl der jeweiligen Partei zu
überzeugen. Diese Funktion wird den Langfassungen am wenigsten
zugesprochen. "Die Langfassungen dagegen gelten unter den Mitgliedern als
Instrument, um dem Wahlkampf eine Richtung zu geben und um in eventuellen
Koalitionsverhandlungen eine Richtlinie zu haben", erklärt Prof. Dr.
Brettschneider. "Eine Funktion, die wiederum den Kurzfassungen am
wenigsten zugesprochen wird. Es gibt also eine klare Arbeitsteilung
zwischen den Lang- und den Kurzfassungen."

Prof. Dr. Brettschneider betont jedoch: "Die von uns gemessene formale
Verständlichkeit ist natürlich nicht das einzige Kriterium, von dem die
Güte eines Wahlprogramms abhängt. Deutlich wichtiger ist der Inhalt. Unfug
wird nicht dadurch richtig, dass er formal verständlich formuliert ist.
Und unverständliche Formulierungen bedeuten nicht, dass der Inhalt falsch
ist. Formale Unverständlichkeit stellt aber eine Hürde für das Verständnis
der Inhalte dar".

HINTERGRUND: Der Hohenheimer Wahlprogramm-Check

Die Wahlprogramme sind ein Kommunikationsmittel der Parteien, um die
eigenen Positionen darzulegen. Seit 2009 untersucht das Fachgebiet für
Kommunikationswissenschaft, insbesondere Kommunikationstheorie, an der
Universität Hohenheim im "Wahlprogramm-Check" in Kooperation mit der Ulmer
Agentur für Verständlichkeitsmessung H&H CommunicationLab u.a. folgende
Fragen: Kommunizieren die Parteien in ihren Wahlprogrammen so
verständlich, dass die Wahlberechtigten sie verstehen können? Welche
Verständlichkeits-Hürden finden sich in den Wahlprogrammen? Und welche
Begriffe dominieren in den Programmen?

Möglich werden diese Analysen durch die von H&H Communication Lab GmbH und
von der Universität Hohenheim entwickelte Verständlichkeitssoftware
"TextLab". Diese Software berechnet verschiedene Lesbarkeitsformeln sowie
Textfaktoren, die für die Verständlichkeit relevant sind (z.B. Satzlängen,
Wortlängen, Schachtelsätze und den Anteil abstrakter Wörter).

Aus diesen Werten setzt sich der "Hohenheimer Verständlichkeitsindex"
zusammen, der die Verständlichkeit der Programme und Texte auf einer Skala
von 0 (unverständlich) bis 20 (sehr verständlich) abbildet. Zum Vergleich:
Doktorarbeiten in Politikwissenschaft haben eine durchschnittliche
Verständlichkeit von 4,3 Punkten. Hörfunk-Nachrichten kommen im Schnitt
auf 16,4 Punkte, Politik-Beiträge überregionaler Zeitungen wie der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung, der Welt, der Süddeutschen Zeitung oder
der taz auf Werte zwischen 11 und 14.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-hohenheim.de/uploads/media/Wahlprogramm-Analyse_Bayern_2018.pdf

- "Studie im Detail"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234
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DEMOSKOPIE/768: Acht von zehn Nordrhein-Westfalen lehnen Rodung des Hambacher Forsts ab (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 7. Oktober
2018

WDR WESTPOL

Acht von zehn Nordrhein-Westfalen lehnen Rodung des Hambacher
Forsts ab - CDU bricht ein, Grüne profitieren



Große Teile der Bevölkerung lehnen die von RWE geplante Rodung des
Hambacher Forsts ab. 79 Prozent der Nordrhein-Westfalen finden die
Rodung nicht richtig. Lediglich 18 Prozent befürworten die geplante
Abholzung des Waldstücks. Das ist das Ergebnis des NRW-Trends, den
Infratest dimap im Auftrag des WDR-Magazins WESTPOL (7.10., 19.30 Uhr,
WDR Fernsehen, danach in der Mediathek) in dieser Woche erhoben hat.
Auch 71 Prozent der CDU-Anhänger wollen den Hambacher Forst zwischen
Köln und Aachen erhalten.


Hambacher Forst: RWE trägt Hauptverantwortung für Zuspitzung
 des Konflikts

Darüber hinaus sprechen sich zwei Drittel der Befragten (68 Prozent)
für einen Ausstieg aus der Braunkohle vor dem Jahr 2045 aus. Das sind
4 Prozentpunkte mehr als bei der Befragung im Januar 2018. Ein Viertel
(27 Prozent) will dagegen am Braunkohleabbau bis 2045 festhalten. Die
Hauptverantwortung für die Zuspitzung des Konflikts im Hambacher Forst
sehen die Bürger bei RWE: 39 Prozent der Befragten schreiben die
verschärfte Auseinandersetzung dem Energiekonzern zu. Die
Landesregierung wird von 24 Prozent der Bürger verantwortlich gemacht.
Deutlich weniger Befragte sehen die Verantwortung bei Baumbesetzern
(16 Prozent), Umweltverbänden (8 Prozent) oder den Grünen (7 Prozent).


Sonntagsfrage: CDU verliert massiv, Grüne profitieren

Wenn an diesem Sonntag in NRW Landtagswahl wäre, käme die regierende
CDU derzeit auf 28 Prozent, ein Minus von 7 Punkten. Der
Koalitionspartner FDP legt gegenüber Mai 2018 leicht zu und käme
aktuell auf 11 Prozent (+2). Die SPD bekäme derzeit 21 Prozent (-1);
der niedrigste jemals im NRW-Trend erhobene Wert für die
Sozialdemokraten. Die NRW-Grünen könnten mit einem Stimmenanteil von
17 Prozent rechnen - ein Plus von 5 Punkten im Vergleich zum Mai 2018.
Die AfD verharrt bei 12 Prozent. Die Linke wäre mit nun 8 Prozent (+1)
deutlich über der Fünf-Prozent-Hürde. Bei einem solchen Wahlausgang
hätte Schwarz-Gelb keine Mehrheit im Landtag. Die Zufriedenheit mit
der Landesregierung bleibt insgesamt verhalten: Wie im Mai stellen
unverändert 44 Prozent der Befragten der schwarz-gelben
Landesregierung ein gutes Zeugnis aus, während 53 Prozent (+2) die
Regierungsarbeit kritisch sehen.


Mehrheit will Laschet nicht als Bundeskanzler

In der Diskussion um eine Nachfolge Angela Merkels im Kanzleramt
bewerten die Menschen in NRW Armin Laschet als Bundeskanzler
mehrheitlich skeptisch: 58 Prozent sind der Auffassung, dass Laschet
kein guter Bundeskanzler wäre. Ein Fünftel (20 Prozent) ist der
Meinung, er wäre ein guter Nachfolger Merkels. Auch in der
CDU-Anhängerschaft ist jeder Zweite (49 Prozent) der Ansicht, dass
Laschet kein guter Bundeskanzler wäre, 35 Prozent trauen ihm das Amt
zu. Bei der Auswahl zwischen drei Kandidaten für das Kanzleramt würden
sich die meisten für die derzeitige CDU-Generalsekretärin entscheiden:
35 Prozent aller Bürger in NRW sprechen sich für Annegret
Kramp-Karrenbauer als Merkel-Nachfolgerin aus, 20 Prozent für Laschet
und 12 Prozent für Bundesgesundheitsminister Jens Spahn. Allerdings
überzeugt dieses Personalangebot viele nicht, denn 32 Prozent können
bzw. wollen sich für keinen der drei Politiker entscheiden. Auch in
der CDU-Anhängerschaft schneidet die Saarländerin Annegret
Kramp-Karrenbauer am besten ab.

Für den NRW-Trend hat Infratest dimap in dieser Woche von Donnerstag
bis Samstag 1.000 Wahlberechtigte in Nordrhein-Westfalen telefonisch
befragt. Ihre Antworten sind repräsentativ für alle Wahlberechtigten.

Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl

Schwankungsbreite: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte (* bei einem
Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%)

Infos auch unter wdr.de/fernsehen/westpol/

 * 
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MILITÄR/951: Ein Schritt zur biologischen Kriegsführung mit Insekten? (idw)


Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. - 05.10.2018

Ein Schritt zur biologischen Kriegsführung mit Insekten?

Ein Forschungsprogramm der Forschungsbehörde des
US-Verteidigungsministeriums könnte leicht zur Entwicklung biologischer
Waffen missbraucht werden



Während die erschreckende Wirkung von Chemiewaffen durch die bewaffneten
Konflikte der Gegenwart in der öffentlichen Wahrnehmung präsent ist, sind
biologische Waffen und ihre Wirkung weitgehend aus dem Blickfeld der
Öffentlichkeit verschwunden. Ein Forschungsprogramm der Forschungsbehörde
des amerikanischen Verteidigungsministeriums weckt nun die Befürchtung,
dass Forschung zur biologische Kriegsführung missbraucht werden könnte. In
dem Projekt namens Insect Allies ("Alliierte/Verbündete Insekten") sollen
Insekten als Transportmittel für Pflanzenviren dienen und diese auf
landwirtschaftliche Nutzpflanzen übertragen. Die Viren können das Erbgut
der betroffenen Pflanzen mittels sogenannter Genomeditierung verändern.
Auf diese Weise ließen sich bereits auf den Feldern wachsende Pflanzen wie
Mais oder Tomaten schnell und in großem Stil genetisch verändern.
Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für Evolutionsbiologie in Plön
sowie der Universitäten Freiburg und Montpellier weisen im Fachmagazin
Science darauf hin, dass ein solches System relativ leicht manipuliert und
als biologische Waffe eingesetzt werden kann.

Die Genomeditierung eröffnet ungeahnte Möglichkeiten, das Erbgut von
Nutzpflanzen zu verändern. Pflanzen können auf diese Weise beispielsweise
ertragreicher oder unempfindlicher gegen Schädlinge und Trockenheit
werden. Solche Eingriffe ins Erbgut können bislang jedoch nur im Labor
vorgenommen werden - wachsen die Pflanzen erst einmal auf dem Feld, ist es
dafür zu spät. Bei unerwarteter Dürre oder Schädlingsbefall müssen
Landwirte also auf neues Saatgut für die nächste Erntesaison warten.
Ende 2016 hat die DARPA (Defense Advanced Research Projects Agency) - eine
Behörde des US-Verteidigungsministeriums, die Forschungsprojekte für das
Ministerium finanziert - ein auf vier Jahre angelegtes Forschungsprogramm
öffentlich ausgeschrieben. Sie fördert darin Projekte im Umfang von
insgesamt 27 Millionen US-Dollar mit dem Ziel, genetisch veränderte Viren
freizusetzen, die das Erbgut von Nutzpflanzen im Freiland verändern
können. Mitte 2017 gab das erste von drei Konsortien mehrerer
amerikanischer Forschungseinrichtungen seine Teilnahme an dem
DARPA-Programm bekannt.

Wie aus Pressemitteilungen der für das Programm ausgewählten Institutionen
hervorgeht, erforschen die beteiligten Wissenschaftler dabei, ob sie die
Viren mithilfe von Grashüpfern, Blattläusen und - zu den Pflanzenläusen
gehörenden - Weißen Fliegen auf Mais und Tomaten übertragen können. Bis
zum Ende Programms soll die Technik in großem Stil in Gewächshäusern
einsetzbar sein.

In öffentlichen Stellungnahmen weist die DARPA darauf hin, dass die
Erkenntnisse aus dem Insect Allies-Programm vor allem in der
Landwirtschaft eingesetzt werden soll, zum Beispiel um Nutzpflanzen vor
Dürre, Frost, Überschwemmung, Pestiziden oder Krankheiten zu schützen.
Allerdings müssten die Zulassungsverfahren für genetisch veränderte
Organismen in vielen Ländern für den Einsatz einer solchen Technologie
umfassend geändert werden. Von der Verwendung solcher Verfahren wäre
zudem auch Landwirte, Saatguthersteller und nicht zuletzt die
Öffentlichkeit massiv betroffen. "Trotz vereinzelter Pressemitteilungen
der DARPA und der am Programm beteiligten Konsortien gibt es bislang so
gut wie keine öffentliche Diskussion über den Sinn und die möglichen
Konsequenzen dieser Technik. Selbst in Fachkreisen ist das Programm
weitgehend unbekannt", sagt Guy Reeves vom Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie in Plön. Den Wissenschaftlern aus Plön, Freiburg und
Montpellier zufolge wäre eine breite gesellschaftliche, wissenschaftliche
und rechtliche Debatte jedoch dringend angebracht. Ihrer Meinung nach gibt
es keine plausiblen Gründe, Insekten zur Verbreitung von Genmaterial
einzusetzen.

Die Forscher sehen vor allem den Einsatz von Insekten zur Verbreitung von
Genmaterial kritisch, denn die Erkenntnisse aus dem Insect Allies-Programm
können relativ leicht abgewandelt werden und so für die biologische
Kriegsführung angepasst werden. "So könnten Gene beispielsweise
funktionsuntüchtig gemacht werden - was in der Regel leichter ist als ihre
Optimierung. Das Verfahren muss also nicht einmal weiterentwickelt werden,
es reicht aus, es zu vereinfachen, um es als Waffe einsetzen können", so
Reeves. Angesichts dieser Einwände könnte das DARPA-Programm den Verdacht
wecken, dass es nicht friedliche Zwecke, wie von der B-Waffenkonvention
gefordert, zum Ziel hat. Dies könnte wiederum zur Folge haben, dass andere
Länder selbst eigene Waffen auf diesem Gebiet entwickeln.

Für eine völkerrechtliche Bewertung ist entscheidend, ob ein biologisches
Forschungsprogramm nur friedlichen Zwecken dient. So verbietet das
Übereinkommen über das Verbot biologischer Waffen den über 180
Vertragstaaten unter allen Umständen die Entwicklung, Produktion oder den
Erwerb von Agenzien und Toxinen von Arten und in Mengen, "die nicht durch
Vorbeugungs-, Schutz- oder sonstige friedliche Zwecke gerechtfertigt
sind". Darüber hinaus verbietet das Übereinkommen die Entwicklung oder
Herstellung von "Waffen, Ausrüstungen oder Einsatzmittel, die für die
Verwendung solcher Agenzien oder Toxine für feindselige Zwecke oder in
einem bewaffneten Konflikt bestimmt sind". Die Autoren argumentieren, dass
es sich bei den zum Übertragen der Viren verwendeten Insekten um verbotene
Einsatzmittel im Sinne des Übereinkommens handelt.

"Aufgrund dieses weitreichenden Verbotes bedarf es für besorgniserregende
biologische Forschung grundsätzlich einer plausiblen Rechtfertigung durch
friedliche Zwecke. Das Insect Allies-Programm könnte das Übereinkommen
über das Verbot biologischer Waffen verletzen, wenn die von DARPA geltend
gemachten Ziele nicht plausibel sind. Dies gilt besonders vor dem
Hintergrund, dass es hier um eine Technologie geht, die leicht zur
biologischen Kriegsführung genutzt werden kann", erklärt Silja Vöneky,
Rechtswissenschaftlerin an der Universität Freiburg.


Originalpublikation:

Agricultural research, or a new bioweapon system?

RG. Reeves, S. Voeneky, D, Caetano-Anolles, F. Beck, C. Boete

Science; 5 October, 2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution207
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HERRSCHAFT/1797: Brasilien - Rechtsruck ... (SB)




Ich bin für Folter, weißt du das? Mit Wahlen wird sich in diesem
Land nichts ändern, überhaupt nichts. Sondern leider nur mit einem
Bürgerkrieg.

Jair Bolsonaro (Präsidentschaftskandidat in Brasilien) [1]

Die Rede ist von der wichtigsten Wahl seit dem Ende der
Militärdiktatur in Brasilien 1985 und ihr Ausgang könnte die größte
Volkswirtschaft Lateinamerikas in Verhältnisse stürzen, die fatal an
jene der Juntazeit erinnern. Das Land steckt in einer schweren Krise,
die Wirtschaft läuft nur schleppend, zahlreiche Politiker sind in
Korruptionsskandale verwickelt und die Gewalt nimmt immer weiter zu.
Über 60.000 Menschen wurden im vergangenen Jahr getötet, in den
Favelas liefern sich Drogenbanden und Sicherheitskräfte regelmäßig
stundenlange Schießereien. In einem Klima existentieller
Verunsicherung, um sich greifender Angst und zum Ausbruch drängender
Empörung nimmt die Radikalisierung und Polarisierung der Gesellschaft
bis hin zu einer tiefen Spaltung der politischen Lager dramatisch zu.

Profiteur dieser Eskalation, die er selbst nach Kräften anheizt, ist
der ultrarechte Fallschirmjäger-Hauptmann der Reserve Jair Bolsonaro,
der von den Großunternehmern, Börsenanlegern, konservativen Parteien,
Teilen der Justiz und der Massenmedien, dem Militär und nicht zuletzt
den höchst einflußreichen evangelikalen Kirchen unterstützt wird.
Wenngleich der 63jährige seit 30 Jahren für neun verschiedene Parteien
im Parlament saß, gibt er sich als Anti-System-Kandidat aus, der mit
dem Politzirkus nichts zu tun hat: "Ich werde den Saustall Brasília
ausmisten!" Er wendet sich nicht über die Presse an die
Öffentlichkeit, sondern kommuniziert vorzugsweise in den sozialen
Medien, was ihn der Beantwortung aller Fragen nach seiner inhaltlichen
Programmatik enthebt. [2]

Als Parlamentarier ist er nie durch Sachpolitik, wohl aber gezielte
Hetze vor allem gegen Frauen, Schwarze und Schwule bekanntgeworden.
Er verhöhnte die Demokratie und rühmte das Militärregime samt seinen
Folterschergen: "Ich bin für Folter, weißt du das? Mit Wahlen wird
sich in diesem Land nichts ändern, überhaupt nichts. Sondern leider
nur mit einem Bürgerkrieg." Bei der Amtsenthebung von Präsidentin
Dilma Rousseff rief Bolsonaro "Für Oberst Ustra", das war der
Offizier, der die linke Politikerin einst foltern ließ. Er fordert
eine Schließung der nördlichen Grenze, über die täglich Hunderte
Flüchtlinge aus Venezuela kommen, und angesichts der ausufernden
Gewalt und Kriminalität eine weitgehende Freigabe von Schußwaffen: "In
einem gesetzlosen Land, in dem die Polizei einen nicht mehr beschützt,
muss man das Recht letztlich wohl in die eigenen Hände nehmen!"

Aussichtsreichster Gegenkandidat ist Fernando Haddad von der
Arbeiterpartei (PT), ein ehemaliger Bildungsminister und Bürgermeister
von São Paulo. Er ersetzt den früheren Präsidenten Luiz Inácio
Lula da Silva, der ursprünglich als hoher Favorit bei der Wahl galt,
dann aber nach einem international umstrittenen Prozeß inhaftiert
wurde und nicht mehr kandidieren durfte. Haddad vertritt den
gemäßigten Flügel der PT und hat die meisten Gewerkschaften und
sozialen Bewegungen auf seiner Seite, wobei er vor allem im armen
Nordosten des Landes mit Zustimmung rechnen konnte. Da Lula bis
zuletzt für seine eigene Kandidatur gekämpft hatte, blieb dem wenig
bekannten Haddad nur ein Monat Zeit für den Wahlkampf.

Der erste Wahlgang glich einem Siegeszug Bolsonaros, der mit 46,7
Prozent die absolute Mehrheit nur knapp verfehlte und die letzten
Vorhersagen weit übertraf. Auf Haddad entfielen 28,37 Prozent, der
zwar etwas besser als erwartet abschnitt, dessen Rückstand auf
Bolsonaro sich aber gegenüber der Prognose nahezu verdoppelte. Bei der
Stichwahl am 28. Oktober werden viele Stimmen zusammenfließen, um
Bolsonaro gemeinsam zu verhindern. Da der linke Kandidat Ciro Gomes
jedoch nur auf enttäuschende 12,5 Prozent kam und die zweimalige
Präsidentschaftskandidatin Marina Silva mit nur einem Prozent in der
Bedeutungslosigkeit verschwand, reicht das rechnerisch noch nicht,
zumal der Favorit nur wenige Prozentpunkte zulegen muß, um das Rennen
zu machen.

Daß die vordem populäre Umweltpolitikerin Marina Silva, die bei den
Wahlgängen 2010 und 2014 noch rund 20 Millionen Stimmen bekommen
hatte, derart abgestürzt ist, zeugt von einem dramatischen Schwund
ökologischer Fragen und Kämpfe in der öffentlichen Wahrnehmung. Für
Dilma Rousseff dürfte mit diesen Wahlen sogar die politische Karriere
beendet sein, da sie im Bundesstaat Minas Gerais als viertplazierte
Kandidatin mit knapp 15 Prozent der Stimmen den Einzug ins Parlament
verfehlte. Dagegen konnte Janaína Paschoal, eine der Urheberinnen des
Amtsenthebungsverfahrens gegen Rousseff, einen strahlenden Sieg in
São Paulo einfahren: Niemals zuvor hat eine Abgeordnete mehr
Stimmen bekommen. Der kalte Putsch gegen Rousseff und die
Arbeiterpartei, dem die Verurteilung und Inhaftierung Lulas folgte,
scheint im Bewußtsein der Mehrheitsgesellschaft als gerechtfertigt
wahrgenommen zu werden. [3]

Bei der Abstimmung am Sonntag ging es nicht nur um das Präsidentenamt.
Mehr als 145 Millionen Menschen waren aufgerufen, die 531 Mitglieder
des Abgeordnetenhauses in Brasília und zwei Drittel des Oberhauses neu
zu bestimmen. Zur Wahl standen auch die Gouverneure der 27
Bundesstaaten und des Hauptstadtdistrikts sowie deren Parlamente. Das
politische System Brasiliens ist ein Hybrid aus einem
Präsidentialismus nach US-Vorbild und dem Parlamentarismus
europäischen Modells. Der Präsident muß vor jeder wichtigen Abstimmung
im Kongreß die Regierungsmehrheit neu verhandeln, es gibt weder
Fraktionszwang noch eine Fünfprozenthürde. Das führt dazu, daß zuletzt
27 Parteien im Kongreß saßen und sich die Regierung ihre Unterstützung
oftmals erkaufen muß, so daß Korruption gewissermaßen integraler
Bestandteil des Politikbetriebs ist. [4]

Die Programme der Parteien sind bis auf wenige Ausnahmen leere Hüllen.
Sie fungieren als Vehikel elitärer Politunternehmer, die oftmals mit
ihrem ganzen Clan im Geschäft sind. Die kostspieligen Wahlkämpfe sind
dementsprechend personalisiert, und wer viel Geld mitbringt, kann
seine Kampagne ausgiebiger finanzieren. Wenngleich die Parteien auch
Gelder aus öffentlichen Fonds erhalten, ziehen doch im Parlament
Lobbys wie die der Großagrarier und der Evangelikalen die Fäden, wobei
letztere dabei sind, ihren Einfluß beträchtlich auszuweiten. Zudem ist
davon auszugehen, daß landesweit operierende Kartelle des
organisierten Verbrechens vielerorts Einfluß auf die Wahl nehmen. [5]

Der Aufstieg Bolsonaros verdankt sich nicht zuletzt einem weit
verbreiteten und teils ins Irrationale gesteigerten Haß gegen die
langjährige Regierungspartei PT. Nun schlug die Stunde des
Hinterbänklers, der mit hemmungslosen Bezichtigungen und
Falschmeldungen in den sozialen Netzwerken eine professionelle
Kampagne lostrat und den Messerangriff von Anfang September
populistisch ausschlachtete. Eigentlich stand ihm kaum Sendezeit für
Wahlspots in Radio und Fernsehen zu, doch seit dem Attentat
berichteten die Nachrichtensender fast rund um die Uhr über Bolsonaro.
Um seine Anhänger aufzuheizen, reichte ein Foto aus der
Intensivstation auf Twitter, wobei er stets seine Lieblingsgeste
zeigte: Daumen und Zeigefinger abgespreizt zu einer imaginären
Schußwaffe. Die Frage, wie Bolsonaro nach der letzten Umfrage noch
einmal um fast zehn Prozentpunkte zulegen konnte, führt zu den beiden
brasilianischen Fußballstars Ronaldinho und Rivaldo, die ihre
Millionen Anhänger am Sonntagmorgen zur Wahl Bolsonaros aufgerufen
hatten. [6]

Es waren vor allem Wähler aus dem gemäßigten bürgerlichen Lager, die
im letzten Moment zu Bolsonaro schwenkten und ihm fast zu einem Sieg
im ersten Wahlgang verhalfen. So verfestigt sich der Eindruck, daß es
in Brasilien derzeit eine rechtsextreme Mehrheit gibt. In der
Wirtschaftskrise und den unablässigen Korruptionsskandalen der
zurückliegenden Jahre hat das Vertrauen in die demokratischen
Institutionen schwer gelitten, setzen immer mehr Menschen ihre
Hoffnungen in einen Machthaber, der mit eisernem Besen durch die
Gesellschaft zu fegen verspricht. Reale Gewalt mittels omnipotenter
Gewaltphantasien in noch schärfere Repression zu verwandeln ist das
Metier einer radikalen Rechten, die im Dienst der besitzenden und
herrschenden Klasse auf den starken Staat, die Niederwerfung der
Linken und nicht zuletzt rassistische wie auch patriarchale
Unterdrückung setzt.

Der große Bogen des Konters gegen die Linke in Lateinamerika,
durchgetragen von Washington und den nationalen Eliten, findet seine
Entsprechung in der sozialen Keimzelle des wiedererstarkenden
Machismo, ohne den die extreme Rechte keine Massenbasis gewönne.
Verbale Schläge gegen hochstilisierte Haßobjekte reichen zur
Mobilisierung auf die Dauer nicht aus, wenn es auf der Straße und im
häuslichen Umfeld nichts zu prügeln gäbe. Während Jair Bolsonaro von
Folter und Waffenbesitz schwärmt, feierten Anhänger vor seinem Anwesen
in Rio de Janeiro in den Landesfarben, sangen die Nationalhymne und
vollführten einen militärischen Drill samt Liegestützen auf dem
blanken Asphalt. Die Botschaft ist angekommen. Der rechte Tsunami
rollt durch Brasilien und droht am 28. Oktober vollendete Tatsachen zu
schaffen.


Fußnoten:

[1] www.tagesschau.de/ausland/bolsonaro-portraet-101.html

[2] www.tagesspiegel.de/politik/praesidentschaftswahl-rechtspopulist-bolsonaro-gewinnt-erste-wahlrunde-in-brasilien/23158794.html

[3] www.welt.de/politik/ausland/article181798078/Praesidentschaftswahlen-Brasilien-erlebt-den-Beginn-einer-rechten-Revolution.html

[4] www.spiegel.de/politik/ausland/brasilien-jair-bolsonaro-liegt-laut-hochrechnungen-vor-fernando-haddad-a-1232033.html

[5] amerika21.de/2018/10/214509/brasilien-extreme-rechte-bolsonaro-wahl

[6] www.sueddeutsche.de/politik/brasilien-wahl-bolsonaro-haddad-1.4160749
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RAUB/1160: Klimawandel - auf dem Rücken des Bürgers ... (SB)




Einmal mehr mahnt der Weltklimarat IPCC "schnelles und weitreichendes Handeln"
zur Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 Grad über vorindustriellem Niveau an. 
Dabei sind ein Grad Erwärmung bereits erreicht, und das in der erdgeschichtlich
kurzen Zeit von 200 Jahren, in denen der CO2-Gehalt der Atmosphäre von weniger
als 280 auf 410 parts per million (ppm) zunahm. Ohne anthropogene
Klimabeeinflussung bedarf es zu einer solchen Veränderung im Gasgemisch der
Atmosphäre zwischen 5000 und 20.000 Jahren. Das ist nur ein Indikator von
vielen, die massive Veränderungen im Weltklima ankündigen. Sogenannte
Extremwetterereignisse, die sich schon jetzt häufen, werden ganze Regionen
unbewohnbar machen, zu Ernteausfällen führen und Wanderungsbewegungen
initiieren, die das Ausbrechen massenhafter Überlebenskämpfe archaischer Art
befürchten lassen.

All das ist bekannt und wird dennoch nach Kräften ignoriert. Die
Krisenkonkurrenz der Nationalstaaten wird mithilfe von Wachstumsprognosen und
Wettbewerbsfähigkeit, von Schuldendiktaten und Protektionismus, von
Autoritarismus und Krieg auf in jeder Hinsicht zerstörerische Weise ausgetragen. 
Die standortbezogene Industriepolitik hat der prinzipiell kosmopolitischen
Klimapolitik noch immer den Rang abgelaufen. Gegenüber den Partikularinteressen
der Auto- und Luftfahrtindustrie, der Energie- und Lebensmittelkonzerne, der
Einzelhandelsunternehmen und Finanzwirtschaft haben Anliegen von
menschheitsgeschichtlicher Bedeutung bestenfalls die Funktion von
Feigenblättern, die immer dann vor den nackten Eigentumsanspruch gehalten werden, wenn
die Vergewaltigung der Natur und damit anderer Menschen so deutlich hervortritt,
daß auch den FreundInnen des gehobenen Konsums der Appetit vergeht.

Kurz gesagt, Appelle des Weltklimarates haben bestenfalls die gegenteilige
Wirkung. Wenn eine Instanz globaler Sorge mit Dringlichkeit zum Handeln mahnt,
entsteht der Eindruck, es gebe bereits eine Zuständigkeit, daher werde
sicherlich auch etwas getan. Wer einen so hohen ideellen wie politisch
machtlosen Status wie der IPCC hat, muß zudem darauf bedacht sein, niemandem zu
sehr vors Schienenbein zu treten. Das könnte fatale Auswirkungen auf die eigene
Existenz haben, wie die notorischen Attacken des US-Präsidenten auf die
Vereinten Nationen belegen. Donald Trump ist nur ein Beispiel für eine ganze
Riege nationalchauvinistischer Staats- und Regierungschefs, die das staatliche
Gesamtprodukt und damit die eigene Machtstellung durch die ungehemmte
Inanspruchnahme kostenloser Naturressourcen sichern wollen. Ob dies, wie im
Falle des US-Präsidenten, ganz offen wie beim Hochjubeln der Kohle- und
Frackingindustrie als Projekt nationalen Reichtums geschieht, oder eher unter
dem Mantel angeblicher Sachzwänge wie in der EU, wo Umweltstandards regelmäßig
zugunsten von Wettbewerbsvorteilen unterlaufen werden, macht im Ergebnis kaum
einen Unterschied.

Das demgegenüber errichtete Szenario eines grünen Kapitalismus, der den
Klimawandel durch "marktbasierte Mechanismen" - Verhaltensänderungen beim
Verbrauch, unter anderem bedingt durch den Kauf sogenannter
Verschmutzungsrechte, die Quantifizierung von Natur als Ökosystemleistungen,
technologische Innovationen zur Effizienzsteigerung - ausmanövrieren will, nimmt
den vermeintlichen Sachzwang der Kapitalverwertung in Anspruch. Als
gesellschaftliche Produktionsweise sei der Kapitalismus unter allen denkbaren
Alternativen immer noch am leistungsfähigsten, heißt es, also soll die
notwendige Reduktion von Treibhausgasen und anderen Umweltgiften marktimmanent
über den anwachsenden Preis zerstörerischer wie die Verbilligung ökologisch
nachhaltiger Praktiken ausgesteuert werden.

Doch dieses Konzept kann nicht funktionieren. Die externalisierten Kosten sind
allein durch technische Effizienzsteigerung nicht einzuholen, und ihre
vollständige Einpreisung würde den ohnehin mit Anlageproblemen durch massiv
akkumuliertes Kreditgeld belasteten Kapitalismus vollends zum Erliegen bringen. 
Doch selbst wenn sich ein ökologisch nachhaltiges Preisniveau durch die
Verteuerung der Waren um die bislang nicht eingerechnete Nutzung kostenloser
Naturleistungen etablieren ließe, würden Milliarden Menschen nicht mehr in der
Lage sein, ihre fundamentalen Lebensbedürfnisse zu befriedigen.

Der grüne Kapitalismus krankt an der Lebenslüge, sich nicht einzugestehen, daß
die allein am Tauschwert - dem Prinzip, aus Geld mehr Geld zu machen - und nicht
am Gebrauchswert - der sozialökologischen Bedürfnisbefriedigung - orientierte
Kapitalakkumulation auf eine bezahlbare Nachfrage setzt, die jetzt schon über
800 Millionen Menschen zu Mangelernährung und Hunger verurteilt. Die Anrechnung
aller bislang externalisierten Kosten in Produktion und Zirkulation müßte
erhebliche Lohnsteigerungen zur Folge haben, um die Menschen weiterhin mit den
Gütern und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs zu versorgen, um von der
Inanspruchnahme renditeträchtiger Investivgüter wie vermietbarem Wohnraum nicht
zu sprechen. Dem steht entgegen, daß die durch starken Rationalisierungs- und
Flexibilisierungsdruck kostengünstig gemachte Lohnarbeit wie die sklavenartige
Ausbeutung im Globalen Süden ein zentraler Faktor betriebswirtschaftlicher
Logik und wesentliche Bedingung der Verfügbarkeit erschwinglicher Konsumgüter
hierzulande sind.

In dem suggerierten Szenario eines ökologisch nachhaltigen Kapitalismus müßte
das Lohnniveau der Arbeit zusätzlich zu den stark ansteigenden Kosten für
Ressourcen wie Wasser, Luft, Land, Rohstoffe, Verkehrsinfrastruktur et cetera
erheblich höher sein, um den Kauf dementsprechend verteuerter Nahrungsmittel,
Kleidungsstücke, Mobilitäts- und Gesundheitsleistungen ermöglichen zu können. Da
der Preis der Arbeit den dynamischsten Anteil an den Produktionskosten
darstellt, wie die darum geführten Kämpfe zwischen Arbeit und Kapital belegen,
wird er auch und gerade in einer grünen Marktwirtschaft so sehr unter Druck
stehen, daß alle Ein-Euro-Shops und Tafeln des Landes nicht ausreichen, um die
daraus resultierende Einkommenslücke zu schließen.

Die soziale Frage wird im neoliberalen Kapitalismus ohnehin nach Kräften mit der
individuellen Bezichtigung beantwortet, laut der die persönliche Misere durch
eigenes Versagen und schuldhaftes Verhalten bedingt sei. Wenn sie zudem unter
die Räder ökologischer Zwangsverhältnisse gerät, dann ist leicht ersichtlich,
daß der grüne Kapitalismus ein menschenfeindliches, bezogen auf die sich
ausweitenden Hungerregionen und Kriegsszenarien tendenziell genozidales
Entwicklungsmodell sein wird. Wo der Markt die Verteilungsordnung bestimmt,
steht und fällt das Leben des Menschen mit seiner Zahlungsfähigkeit. Wird diese
zum Steuerinstrument des ökologischen Krisenmanagements, dann siegt Malthus über
Marx, dann gebietet die Quantifizierung des Lebens über die Qualifizierung des
Menschen zum solidarischen Handeln im Sinne eines Gattungswesens.

Höchste Zeit also, über einen radikalen Bruch mit den herrschenden Verhältnissen
nachzudenken. Wenn die soziale und die ökologische Frage auseinanderdriften, weil
die eine nur zu Lasten der anderen und vice versa zu beantworten sei, dann liegt
die Zukunft ihrer Konvergenz in der Überwindung der kapitalistischen
Eigentumsordnung. Ohne eine Form von Ökosozialismus, in dem die Eigentumsfrage
dem Erhalt der Grundlagen des Lebens nachgeordnet und Ressourceneffizienz im
kollektiven Sinne angestrebt wird, ist beides nicht unter einen Hut zu bringen. 
Da dringende Appelle wie der aktuelle Sonderbericht des Weltklimarates zu nichts
anderem als angestrengtem Weggucken führen, kann ebensogut um das
Unmögliche eines kosmopolitischen Ökosozialismus gekämpft werden.
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MILITÄR/928: Biowaffen - Feldversuche an den Grenzen Europas ... (SB)


Biowaffen - Feldversuche an den Grenzen Europas ...



Seit Wochen grassieren vornehmlich in der osteuropäischen Presse
Berichte über die Durchführung von Experimenten mit biologischen
Waffen durch das US-Militär an lebenden Menschen in Georgien. Die
Hinweise auf derart scheußliche Aktivitäten erscheinen inzwischen als
derart plausibel, daß Rußland inzwischen Aufklärung verlangt. Auf
einer Pressekonferenz am 5. Oktober erklärte Generalmajor Igor
Kirilov, der Leiter der russischen atomaren, biologischen und
chemischen Schutztruppen, das Verteidigungsministerium in Moskau
erwarte von den Regierungen der USA und Georgiens Antworten auf die
Frage, warum giftige Kampfstoffe und biologische Waffen am Richard
Lugar Public Health Research Center bei Tiflis gelagert werden. Der
Namensgeber des Labors, Richard Lugar, vertrat lange Jahre den
Bundesstaat Indiana im Washingtoner Senat, wo er sich unter anderem 
als republikanischer Vorsitzender des außenpolitischen Ausschusses für 
die internationale Abrüstung im Bereich der Massenvernichtungswaffen
besonders stark machte.

Bereits am 11. September hatte in Moskau der ehemalige georgische
Sicherheitsminister Igor Giorgadze anhand Tausender Dokumentenseiten,
die ihm Freunde in seiner kaukasischen Heimat geschickt hatten, von
sonderbaren Vorgängen an der amerikanischen Forschungsstation
berichtet. Gioradze unterstellte den Biologen des Pentagons und
Mitarbeitern privater US-Sicherheitsdienstleistungsunternehmen dort,
geheime Menschenversuche zu unternehmen. Aus den Unterlagen geht
hervor, daß im Verlauf der Erforschung von Mitteln gegen Hepatitis C
im Dezember 2015 30 Menschen starben - 24 von ihnen an einem Tag. Im
April 2016 starben weitere 30 Patienten und im darauffolgenden August
13. "Das sonderbare an der Geschichte ist die Eintragung Todesursache
'unbekannt'. Es hat keine Untersuchung bezüglich des Grundes für den
Tod dieser Individuen gegeben", empörte sich Gioradze.

In einer aufsehenerregenden Reportage, die am 20. Oktober bei dem im
libanesischen Beirut ansässigen, west-kritischen Nachrichtensender
Al Mayadeen ausgestrahlt wurde, hat die bulgarische
Investigativjournalistin Dilyana Gaytandzhieva weitere Einzelheiten
über das gefährliche Treiben der US-Biowaffenforscher im Tifliser
Stadtteil Alexeevka publik gemacht. Nachbarn der Anlage berichteten
von üblen Gerüchen aufgrund irgendwelcher Gas- und Rauchabsonderungen
rund um die Uhr. Die Einheimischen vermuten, daß im Labor gefährliche
Chemikalien verbrannt und nachts einfach durch vier große Schornsteine 
gejagt werden. Zudem beklagen sie die illegale Verklappung von
Giftstoffen in das kommunale Abwassersystem, was ebenfalls eine
erhebliche Belastung für Mensch und Umwelt darstellt. Vier
philippinische Mitarbeiter des Labors, die in einem Wohnblock in
Alexeevka lebten, sollen sich bei der Arbeit dermaßen schwer vergiftet
oder mit einem Krankheitserreger angesteckt haben, daß zwei von
ihnen noch in den Händen der staatlichen georgischen Rettungssanitäter
starben.

Die Einrichtung des Richard-Lugar-Forschungslabors in Tiflis wurde
2012 aufgrund eines Abkommens zwischen der pro-westlichen Regierung
Micheil Saakaschwilli und der Administration Barack Obamas
beschlossen. Finanziert wurde das Labor aus den Mittel des Defense
Threat Reduction Agency (DTRA) des Pentagons; Kostenpunkt bisher 161
Millionen Dollar. Die Mitarbeiter der Anlage genießen aufgrund des
Abkommens Schutz vor der georgischen Justiz. Sie können in Georgien
nicht vor Gericht gestellt werden. Darüber hinaus genießen die
leitenden Mitarbeiter der Anlage Diplomatenstatus. Nach Recherche von
Dilyana Gaytandzhieva nutzen das die amerikanischen Beschäftigten der
Station, um gefährliche Pathogene und Viren im Diplomatenkoffer nach
Georgien hinein- und wieder aus dem Richard-Lugar-Labor
herauszuschmuggeln.

Im besagten Labor werden unter anderem Medikamente des
US-Pharmaunternehmens Gilead getestet. Die georgischen Behörden haben 
auch dieser Firma rechtlichen Schutz vor möglichen negativen Folgen 
schriftlich zugesichert. Dies geht aus einer schriftlichen 
Vereinbarung hervor, die der georgische Gesundheitsminister David 
Sergeenko mit dem U. S. Center for Disease Control (CDC) geschlossen 
hat. Es sollen die Gilead-Medikamente Sovaldi und Harvoni gewesen 
sein, die im Einsatz waren, als es 2015 und 2016 zu den vielen Toten 
unter den Probanden kam. Interessant in diesem Zusammenhang ist die 
Tatsache, daß erstens Gilead zu den größten finanziellen Partnern der 
Center for Disease Control Foundation (CDCF) gehört, und zweitens, daß 
Donald Rumsfeld zu den führenden Aktieninhabern des Pharmakonzerns 
gehört. Als Pentagonchef George W. Bushs spielte Rumsfeld 2002 und 
2003 bekanntlich eine führende Rolle, als es darum ging, die angeblich 
vom Irak ausgehende ABC-Waffengefahr aufzubauschen, um den illegalen 
Anti-Saddam-Hussein-Feldzug zu begründen.

Im Richard-Lugar-Labor in Tiflis wird angeblich auch Forschung an
Insekten als Überträger von Pflanzenkrankheiten betrieben. In diesem
Zusammenhang haben jüngst eine Reihe von Wissenschaftlern und
Einrichtungen, darunter das Max-Planck-Institut in Deutschland, in
einem Artikel bei der renommierten Fachzeitschrift Science ein Projekt
des Defense Advanced Research Projects Agency (DARPA) scharf
kritisiert. Über den Vorfall berichtete am 5. Oktober zum Beispiel der
Londoner Guardian unter der Überschrift "US plan to genetically alter
crops via insects feared to be biological war plan".

Bei dem hochumstrittenen 45 Millionen Dollar teuren
Forschungsvorhaben namens "Insect Allies" werden genetische
Veränderungen an den Insekten vorgenommen, damit sich diese später zum
Transport bestimmter Pflanzenkrankheiten, um Feldfrüchte und Ernten
verfeindeter Staaten zu vernichten, eignen. Die USA behaupten, das
Forschungsprojekt sei rein defensiv, doch allein der Titel
"Insektenalliierte" verrät die offensive Absicht - womit ein Verstoß 
der USA gegen die Biowaffenkonvention klar gegeben wäre. Vor diesem
Hintergrund ist die Forderung Rußlands nach Aufklärung der sonderbaren
Vorgänge im Nachbarland Georgien mehr als berechtigt.
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FRAUEN/750: Historische Großdemonstration der Frauen gegen Faschismus in Brasilien (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Historische Großdemonstration der Frauen gegen Faschismus in 
Brasilien

Von Pressenza IPA - Brasilien, 6. Oktober 2018






[image: Massenhafte Mobilisierungen gegen den rechtsextremen Kandidaten Jair Bolsonaro - Bild: Mídia Ninja, Cobertura Mulheres Contra Bolsonaro #EleNão [(CC BY-NC-SA 2.0) https://creativecommons.org/licenses/by-nc-sa/2.0/]]

 #EleNão! (Er nicht!)

Bild: Mídia
Ninja, Cobertura Mulheres Contra Bolsonaro #EleNão

[(CC BY-NC-SA 2.0) https://creativecommons.org/licenses/by-nc-sa/2.0/]



Am 29. September fanden in fast zweihundert brasilianischen Städten
Mobilisierungen gegen den rechtsextremen Kandidaten Jair Bolsonaro
statt. Der Slogan der Aktionen und Märsche, die von Frauen organisiert
und durchgeführt wurden, war einstimmig: #EleNão! (Er nicht!)

In jeder Ecke Brasiliens, in den Metropolen aber auch in kleineren
Städten und sogar in weit entfernten ländlichen Gegenden haben
Hunderttausende von Menschen entschieden gegen die rassistische,
frauenfeindliche, homophobe und volksfeindliche Agenda des
stellvertretenden und ehemaligen Armeekapitäns demonstriert.

Laut und deutlich war die entschiedene Ablehnung von Hassreden und
Militarisierung des Landes zu hören. Gleichzeitig haben die enormen
Massen an Demonstranten ihre Verurteilung eines Wirtschaftsprogramms
zum Ausdruck gebracht, das die durch den Staatsstreich sich bereits
abzeichnende Richtung konsolidieren würde: Blockierung von
Investitionen in Gesundheit, Bildung und Sozialhilfe, Wiederauflage
der neoliberalen Politik und eine Reform zur Einschränkung der
Rentenansprüche.

Im Bewusstsein dieser drohenden Gefahr hat sich die Gesellschaft im
Zeichen einer weiblichen Sensibilität mobilisiert, wohl wissend, dass
ein Triumph des Faschismus das Ende der Demokratie im Land und die
Rückkehr zu einer Zeit der Gewalt und Militärdiktatur bedeuten würde.
Nur acht Tage vor der anstehenden historischen Wahl scheint die
friedliche und ausgesprochen gewaltfreie Mobilisierung einen
entscheidenden Einfluss auf das Ergebnis der ersten Runde zu haben,
was die Möglichkeit eines Sieges des Fundamentalismus schwächen und
den Weg für die Aussicht auf eine Rückkehr der demokratischen Kräfte
in die Regierung ebnen könnte.

Das Manifest der Gruppe "Frauen vereint gegen Bolsonaro" und die
Bilder sprechen für sich.


"Manifest der vereinten Frauen gegen Bolsonaro"

Wer sind wir?

Wir sind Frauen, wir sind Millionen und wir sind vielfältig. Wir
sind Brasilianer und Einwanderer. Jung und mit grauen Haarem. Schwarz,
weiß, indigen. Trans und Transvestiten. Wir sind LGBT, wir lieben
Männer, wir lieben Frauen oder beide. Verheiratet und ledig. Mütter,
Töchter, Großmütter. Wir sind ArbeiterInnen, Hausfrauen, StudentInnen,
KünstlerInnen, BeamtInnen, KleinunternehmerInnen,
StraßenverkäuferInnen, Obdachlose, ohne Land. ArbeitnehmerInnen und
Arbeitslose. Frauen verschiedener Religionen und ohne Religion.

Heute sind wir mit erhobenem Haupt zusammen auf den Straßen ganz
Brasiliens, denn ein Kandidat für die Präsidentschaft des Landes
bedroht unsere Errungenschaften und unser ohnehin schon schwieriges
Dasein mit einer Rhetorik, die auf Hass, Intoleranz, Autoritarismus
und Rückständigkeit basiert. Wir sind auf den Straßen, weil sein
politisch-ökonomisches Programm ein Rückschlag, eine noch schlimmere
Wiederauflage der schrecklichen Politik von Temer ist.

Wer ist Jair Bolsonaro?

Jair Bolsonaro, derzeit Mitglied der PSL (sozial-liberale Partei),
seit 27 Jahren Bundesabgeordneter, war Mitglied in neun Parteien. Im
Laufe seines gesamten politischen Lebens wurden nur zwei seiner
Gesetzesentwürfe angenommen. Er präsentiert sich als etwas "Neues",
aber in Wirklichkeit ist er nur ein weiterer "Karrierepolitiker", der
danach trachtet, seine Kinder gewählt zu sehen, und der unmoralische
Privilegien wie Wohnbauförderung genießt, während Tausende von
Familien kein Zuhause haben und um einen angemessenen Lebensraum
kämpfen.

Warum sind wir gegen Bolsonaro?

1. Jair Bolsonaro verachtet Schwarze, Indigene, Homosexuelle und
alle, die für die Rechte der Frauen kämpfen. Er betrachtet die
Quilombolas (Nachkommen der entflohenen Sklaven) als "Vagabunden". Er
unterstützt eine Kultur der Vergewaltigung und bezeichnet die Geburt
seiner einzigen Tochter als "Schwäche". Er ist überzeugt davon, dass
es nichts gegen das Lohngefälle zwischen Männern und Frauen zu tun
gibt. Für ihn verhindert das Verprügeln von Kindern, dass sie schwul
werden. Sein Stellvertreter, General Mourão, sagte, dass
Familien, die von Müttern und Großmüttern aufgezogen werden,
Außenseiter produzieren.

2. Er stimmte dafür, die Ausgaben für Gesundheit, Bildung und
Soziales für die nächsten 20 Jahre einzufrieren. Er verspricht, die
Steuern für die Armen zu erhöhen und die für die Reichen zu senken. Er
hat bereits eine Welle von Privatisierungen angekündigt, die den
Verkauf von staatlichen Unternehmen und des gesamten Vermögens des
brasilianischen Volkes vorsieht. Er ist einer der Macher des Gesetzes,
wonach der SUS (öffentliche Gesundheitsversorgung) nicht dazu
verpflichtet ist, Frauen zu helfen, die Opfer von sexuellem Missbrauch
geworden sind. Er unterstützt das Projekt "Schule ohne Partei", das
der pädagogischen Freiheit und der Entwicklung des kritischen Denkens
gegenüber der chaotischen Gesellschaft, in der wir leben, ein Ende
setzen will.

3. Er stimmte für die Arbeitsreform und das Outsourcing-Gesetz, das
schwangeren Frauen Arbeit unter ungesunden Bedingungen ermöglicht und
das Arbeitslosigkeit und prekäre Beschäftigungsverhältnisse,
insbesondere für schwarze Frauen, fördert. Er hat bereits gesagt, dass
"Arbeitnehmer zwischen Rechten und Arbeit wählen müssen". Er war der
einzige Abgeordnete, der gegen den Vorschlag zur Verfassungsänderung
des Arbeitsrechts für Hausangestellte stimmte, die den
ArbeitnehmerInnen Grundrechte wie Überstundenlöhne und die Eintreibung
des FGTS (Fundo de Garantia do Tempo de Serviço) garantiert hätte. Er
hat bereits erklärt, die Rentenreform billigen zu wollen, die sowohl
das Rentenalter als auch die Ungleichheit zwischen Männern und Frauen
erhöht.

4. Er verteidigt das Vorantreiben eines gescheiterten
Sicherheitsprojekts, das auf Gewalt mit noch mehr Gewalt und
Militarisierung reagiert. Dieses Projekt wird seit vielen Jahren in
Brasilien durchgeführt, insbesondere in Rio de Janeiro, der Stadt, in
der die meisten Zivilisten und Polizisten bei Zusammenstößen ums Leben
kommen, und in der Marielle Franco und Anderson vor mehr als sechs
Monaten hingerichtet wurden, ein noch unaufgearbeitetes Verbrechen. Er
verteidigt die Liberalisierung des Waffengesetzes nach dem Vorbild der
Vereinigten Staaten, dem Land mit der höchsten Rate an Morden und
Selbstmorden, insbesondere unter jungen Menschen.

5. Sein Kandidat für das Amt des Vizepräsidenten ist ein General,
der die Machtergreifung durch die Streitkräfte und die Ausarbeitung
einer neuen Verfassung ohne Beteiligung der Bevölkerung verteidigt.
Das ist eine Formel, die die Demokratie offen in Gefahr bringt!

Jair Bolsonaro ist ein Verteidiger der Militärdiktatur, der sagt,
dass der Fehler des Militärs damals darin bestand, zu foltern anstatt
zu töten, und der seine Bewunderung für den berühmtesten aller
Folterer des Militärregimes von 1964, General Ustra, nicht
verheimlicht.

Wir wollen keine Diktatur, keinen Faschismus oder die Ausweitung
des polizeilich-militärischen Massakers auf den Straßen, das für den
Völkermord an der schwarzen Jugend verantwortlich ist. Wir wollen
Freiheit, Gleichheit, soziale Gerechtigkeit und Rechte! Bolsonaro ist
all das, was Brasilien nicht braucht, um die Krise zu überwinden und
voranzukommen.

Wir als unterschiedliche und doch geeinte Frauen verteidigen das
Gegenteil von dem, was er sagt: Wir verteidigen die Achtung der
Unterschiede und der Vielfalt; das Recht der Frauen, in Sicherheit zu
leben und über ihren eigenen Körper selbst zu entscheiden; wir
verteidigen die gleiche und gerechte Bezahlung für Männer und Frauen,
für Schwarze und Weiße; wir verteidigen Quoten für diejenigen, die in
der Vergangenheit Unrecht erleiden mussten und bestraft wurden; wir
verteidigen qualitativ hochwertige öffentliche Dienstleistungen für
finanziell schwache Frauen und ihre Kinder.

Wir verteidigen die größtmögliche Freiheit zu lehren und zu lernen,
ohne ein Knebelgesetz, sowohl in den Schulen als auch an den
Universitäten.

Wir unterstützen die Freiheit zu lieben und dafür respektiert zu
werden. Wir verteidigen die Debatte über freie Ideen und
Demokratie.

Bolsonaro verkündet Hass, wir verkünden Respekt. Er verteidigt Tod
und Folter, wir verteidigen das Leben.

Deshalb sagen wir: "Weder er noch seine Kinder! Niemals Bolsonaro!
Nein zum Faschismus!"


Übersetzung aus dem Italienischen von Evelyn Rottengatter


Videolinks zu Demonstrationen in verschiedenen Städten:

SÃo Paulo, Largo da Batata:

https://www.facebook.com/MidiaNINJA/videos/2096939070556392/

Rio de Janeiro, Cinelândia:

https://www.facebook.com/MidiaNINJA/videos/243897226292812/

Belo Horizonte:

https://www.facebook.com/MidiaNINJA/videos/1992306360834324/

Brasilia:

https://www.facebook.com/MidiaNINJA/videos/182323266001374/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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TREFF/218: Braunschweig - Politischer Stadtrundgang "Frauen in die Politik!" am 12.10.


Politischer Stadtrundgang: "Frauen in die Politik!"



Braunschweig. Zu einem politischen Stadtrundgang mit Dr. Christina
Axmann unter dem Titel "Frauen in die Politik!" lädt das Städtische
Museum für Freitag, 12. Oktober, von 15 bis 17 Uhr ein. Treffpunkt ist
die Kasse im Haus am Löwenwall (Steintorwall 14). Nach einer
Kurzführung mit dem Schwerpunkt "100 Jahre Frauenwahlrecht" durch die
Ausstellung "Zerrissene Zeiten - Krieg. Revolution. Und dann?" haben
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Rundgangs im Rathaus die
Gelegenheit, einen Blick hinter die Kulisse der neogotischen Fassade
zu werfen und mit Braunschweiger Politikerinnen über ihre Wege in die
Politik zu sprechen.

Die Teilnahme kostet 10 ?. Anmeldung unter Tel. 0531 470 4504 oder per
Mail an martin.baumgart@braunschweig.de

Der Rundgang gehört zum Begleitprogramm der Sonderschau "Zerrissene
Zeiten - Krieg. Revolution. Und dann? Braunschweig 1916 - 1923". Sie
veranschaulicht die Novemberrevolution von 1918 als
gesellschaftspolitische Stunde Null nach dem verheerenden Ersten
Weltkrieg und den mühsamen Weg der Gesellschaft in die Demokratie. Sie
wird im Haus am Löwenwall präsentiert und ist Teil des Projekts "Vom
Herzogtum zum Freistaat. Braunschweigs Weg in die Demokratie 1916-1923", 
das vom Dezernat für Kultur und Wissenschaft koordiniert wird.
Die Ausstellung ist bis zum 20. Januar 2019 zu sehen. Das Museum
bietet ein umfangreiches Rahmenprogramm mit weiteren spannenden
Veranstaltungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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ENERGIE/2337: Versorgungsunterbrechungen Strom 2017 (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 05.10.2018

Versorgungsunterbrechungen Strom 2017

Vizepräsident Franke: "Deutsche Stromversorgung bleibt verlässlich"



Die Bundesnetzagentur hat heute Zahlen zu Unterbrechungen der
Stromversorgung im Jahr 2017 veröffentlicht. Im Jahr 2017 lag die
durchschnittliche Unterbrechungsdauer je angeschlossenem
Letztverbraucher in der Nieder- und Mittelspannung bei 15,14 Minuten.
Im Jahr 2016 lag sie bei 12,80 Minuten.


"Auch wenn der Wert angestiegen ist, liegt die
Stromversorgungsqualität in Deutschland weiter auf sehr hohem Niveau",
erläutert Peter Franke, Vizepräsident der Bundesnetzagentur. "Ursache
für den Anstieg der Versorgungsunterbrechung in Mittel- und
Niederspannungsebene sind vor allem die Zunahme extremer
Wettereignisse. Die Energiewende und der steigende Anteil dezentraler
Erzeugungsleistung haben weiterhin keine negativen Auswirkungen auf
die Versorgungsqualität", so Franke weiter.

Bundesnetzagentur erfasst Versorgungsunterbrechungen

Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben der Bundesnetzagentur
jährlich einen Bericht über alle in ihren Netzen aufgetretenen
Versorgungsunterbrechungen, die länger als drei Minuten dauern,
vorzulegen. Der Bericht enthält Zeitpunkt, Dauer, Ausmaß und Ursache
der Versorgungsunterbrechungen. Für das Jahr 2017 haben 862
Netzbetreiber 166.560 Versorgungsunterbrechungen übermittelt.

Anstieg wegen extremer Wetterereignisse

Die Anzahl an Versorgungsunterbrechungen ist weiterhin rückläufig.
Wurden für 2015 noch 177.751 Unterbrechungen gemeldet, minderte sich
dieser Wert in 2016 auf 172.504 und für das Berichtsjahr 2017 wiederum
um fast 6.000. Trotz fallender Tendenz der gemeldeten
Versorgungsunterbrechungen nahm der sogenannte SAIDI(EnWG) (System
Average Interruption Duration Index) zu und beträgt für das Jahr 2017
15,14 Minuten. Im Vorjahr betrug der Wert 12,80 Minuten.

Ausfallzeiten im Verteilnetz, deren Ursache in Wetterereignissen
liegen, haben sich gegenüber dem Vorjahr mehr als verdoppelt.
Hierunter fallen beispielsweise Stürme, Hochwasser oder Schnee.
Die Übertragungsnetze blieben bis auf wenige Ausnahmen von den
Wetterereignissen verschont.

Hingegen nahm die Dauer von Versorgungsunterbrechungen, welche durch
eine Einwirkung Dritter verursacht wurden, leicht ab.

Kennzahlen pro Bundesland und Einzelstörungsdaten

Im letzten Jahr wurde erstmalig der SAIDI(EnWG) je Bundesland sowie
eine anonymisierte Liste der einzelnen gemeldeten
Versorgungsunterbrechungen veröffentlicht. Die Veröffentlichung
entsprechender Kennzahlen für das Berichtsjahr 2017 sind für Ende
Oktober 2018 vorgesehen.


Eine Übersicht zu den Versorgungsunterbrechungen Strom seit dem
Jahr 2006 ist auf den Internetseiten der Bundesnetzagentur veröffentlicht 
unter:

www.bundesnetzagentur.de/SAIDI-Strom

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 05.10.2018

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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ENERGIE/2336: Nutzen des Kohleausstiegs übersteigt Transformationskosten deutlich (idw)


Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH - 05.10.2018

Nutzen des Kohleausstiegs übersteigt Transformationskosten deutlich

Gemeinsame Studie von DIW Berlin, Ecologic Institut und Wuppertal Institut



Der Kohleausstieg ist klimapolitisch notwendig, energiewirtschaftlich
sinnvoll sowie technisch und wirtschaftlich machbar. Die sukzessive
Stilllegung der Kraftwerke nach festgelegter Reihenfolge ermöglicht
höchstes Maß an Steuerbarkeit und schafft den notwendigen Vorlauf für
regionale Strukturentwicklung. Wie der Kohleausstieg in seinen
verschiedenen Facetten gelingen kann, fassen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW
Berlin), des Ecologic Instituts und des Wuppertal Instituts im neuen
"Kohlereader" zusammen.

Berlin/Wuppertal, 5. Oktober 2018: In den vergangenen Jahren wurden eine
Fülle von Studien, Forschungsergebnissen und Lösungsstrategien zum
Kohleausstieg vorgelegt. Dieses Wissen wird nun mithilfe des
"Kohlereaders" zugänglich gemacht, der von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern des DIW Berlin, des Ecologic Instituts und des Wuppertal
Instituts erstellt wurde. Der Reader informiert wissenschaftlich-neutral
über Fakten und Zusammenhänge und benennt das Für und Wider von
Handlungsoptionen.

Kohlekraftwerke sind für knapp 40 Prozent des erzeugten Stromes und circa
80 Prozent der CO2-Emissionen des deutschen Stromsektors verantwortlich.
"Um die Ziele aus dem Klimaschutzplan der Bundesregierung aus 2016
einzuhalten, muss und kann eine deutliche Reduzierung der Kohleverstromung
einen entscheidenden Beitrag leisten und es ist mittelfristig ein
vollständiger Kohleausstieg erforderlich", sagt Prof. Dr. Claudia Kemfert,
Leiterin der Abteilung Energie, Verkehr und Umwelt am DIW Berlin. Der
Klimaschutzplan sieht für die Energiewirtschaft bis zum Jahr 2030 eine
Minderung der CO2-Emissionen von 60 bis 62 Prozent gegenüber 1990 vor.
"Wenn man die vorliegenden Forschungsergebnisse zusammen betrachtet, dann
ist ein Ausstieg aus der Kohleverstromung aber nicht nur klimapolitisch
notwendig, sondern auch energiewirtschaftlich sinnvoll und technisch und
wirtschaftlich machbar", ergänzt Prof. Dr.-Ing. Manfred Fischedick,
Vizepräsident des Wuppertal Instituts.

Neue wirtschaftliche Chancen

Der Kohlereader fasst neben relevanten klimapolitischen Aspekten auch die
energie- und gesamtwirtschaftlichen Folgen eines Kohleausstiegs zusammen.
"Ein anderer zentraler Befund ist, dass der Nutzen eines Kohleausstiegs
bei weitem die Kosten übersteigt - auch, weil der Kohleausstieg neue
wirtschaftliche Chancen eröffnet", sagt Claudia Kemfert.
Durch einen Kohleausstieg in Deutschland würden notwendige Investitionen
in den Bereichen Nachfragemanagement, Speicher, Power-to-X-Anwendungen und
Effizienztechnologien angereizt werden. Weiterhin könne eine Reduzierung
der Kohleverstromung an einigen Stellen zu einer deutlichen Entlastung der
Netzsituation führen.

Aktuell sind noch rund 18.500 Personen direkt in den Braunkohlekraftwerken
und -tagebauen beschäftigt; weitere 4.000 bis 8.000 Menschen sind in den
Steinkohlekraftwerken tätig. Am schwierigsten sind die Ausgangsbedingungen
für die eher strukturschwache und ländliche Lausitzer Braunkohleregion.
Ein großer Teil des Beschäftigungsrückgangs im Kohlesektor ließe sich zwar
durch einen regulären Renteneintritt auffangen. Aber auch, wenn der
Ausstieg so gestaltet werden kann, dass er kaum negative Auswirkungen für
die derzeitige Generation der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hat, muss
insbesondere für folgende Generationen der Strukturwandel aktiv gestaltet
werden. Investitionen in neue zukunftsfähige Arbeitsplätze, aber auch die
Verbesserung weicher Standortfaktoren sind notwendig, um attraktive
Lebensbedingungen zu schaffen und den Menschen aussichtsreiche
Perspektiven in den ehemaligen Kohleregionen zu bieten.

Systemintegration als Herausforderung

Die Studien- und Forschungslage zeigt, dass die für einen Ausstieg aus der
Kohleverstromung notwendigen Technologien heute vorhanden sind
beziehungsweise deren Entwicklung so weit fortgeschritten ist, dass sie
rechtzeitig zum Einsatz kommen können. Die Kosten für Wind- und Solarstrom
liegen heute in etwa gleich auf oder sogar unter denen aus neuen fossilen
Kraftwerken. Auch die Verfügbarkeit von Energiespeichern stellt keinen
Engpass für den Kohleausstieg dar. "Simulationsrechnungen zeigen, dass bis
zu einem Anteil von bis zu 80 Prozent erneuerbarer Energien im Strom-Mix
Flexibilisierungsoptionen, wie etwa die Sektorenkopplung, die
stromgeführte Kraft-Wärme-Kopplung, Wärmespeicher und das sogenannte
Demand-Side-Management hinreichend sind, um den Anforderungen der
Systemintegration gerecht zu werden und insgesamt auch kostengünstiger
sind als saisonale Stromspeicher", erläutert Manfred Fischedick.

Schrittweise Stilllegung der Kohlekraftwerke nach festgelegter
Reihenfolge gibt Planungssicherheit

Deutsche Kohlekraftwerke sind bereits heute vom europäischen
Emissionshandelssystem erfasst. Damit verteuert sich CO2-intensiver Strom.
So sollen die Klimafolgekosten integriert und die Klimaschutzziele
erreicht werden. "Doch trotz der in den letzten Monaten deutlich
gestiegenen Zertifikatspreise ist die Anreizwirkung für eine gesicherte
und kontinuierliche Reduktion vor allem der Braunkohleverstromung
unzureichend", kommentiert Dr. Camilla Bausch, Wissenschaftliche
Direktorin und CEO des Ecologic Instituts.

Der Reader stellt insofern fixe Stilllegungsdaten, die Festlegung
jährlicher Produktionsobergrenzen und preisbasierte Instrumente als
mögliche zusätzliche nationale Maßnahmen nebeneinander. Die Analyse zeigt,
dass die Steuerbarkeit des Transformationsprozesses für alle Akteure am
höchsten ist, wenn Kohlekraftwerke nach einer festgelegten Reihenfolge
stillgelegt werden. Dagegen sind bei preisbasierten Instrumenten, wie dem
CO2-Mindestpreis, aber auch bei Stilllegung mit großzügigen
Übertragungsmöglichkeiten zwischen Kraftwerken, die konkreten Auswirkungen
vor Ort schwerer abzuschätzen. Das würde die Möglichkeiten einschränken,
dies mit entsprechend zeitlichem Vorlauf zielgerichtet vorzubereiten. "Bei
der Auswahl des favorisierten Klimaschutzinstruments müssen Aspekte von
Planungssicherheit und Flexibilität berücksichtigt und abgewogen werden",
ergänzt Camilla Bausch.


Originalpublikation:

https://wupperinst.org/fa/redaktion/images_hq/publications/2018_Kohlereader_Final.pdf

- Kohlereader-Broschüre zum Download

Weitere Informationen unter:

https://wupperinst.org//a/wi/a/s/ad/4468/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution735

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH, 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/244: Peru - Fujimori soll wieder in Haft kommen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

Fujimori soll wieder in Haft kommen

Von Annalisa Neher und Harald Neuber



(Lima, 6. Oktober 2018, amerika21) - Der Ex-Diktator von Peru, Alberto
Fujimori (1990-2000), wird nach einer umstrittenen Begnadigung Ende
2017 wieder ins Gefängnis müssen. Der Oberste Gerichtshof des Landes
hat die Haftentlassung des inzwischen 80-Jährigen für
verfassungswidrig erklärt. Zugleich ordneten die Richter die sofortige
Verhaftung an. Fujimori war Ende 2017 vom damaligen Präsidenten Pedro
Pablo Kuczynski "aus humanitären Gründen" begnadigt worden.
Jurist*innen, Menschenrechtsorganisationen und die Vereinten Nationen
(UN) bezeichneten die Entscheidung damals als illegal. Fujimoris
Anwälte wollen Rechtsmittel gegen das jüngste Urteil einlegen.

Im Zuge der juristischen Prüfung der Begnadigung war in den
vergangenen Wochen die Debatte über den Fall neu entbrannt. In einem
Zeitungsinterview verteidigte Ex-Präsident Kuczynski (2016-2018) seine
Entscheidung vom Dezember vergangenen Jahres. Er habe nichts zu
bereuen, sagte der konservative Politiker, der die vom ihm verfügte
Haftentlassung Fujimoris - trotz des folgenden Rücktritts - als
verfassungsgemäß bezeichnete.

Kuczynski musste das Präsidentenamt unter massivem öffentlichen Druck
im März dieses Jahres niederlegen. Kritiker*innen im In- und Ausland
warfen ihm vor, den ehemaligen Diktator im Dezember 2017 begnadigt zu
haben, um sich die Unterstützung seiner Anhänger*innen zu sichern und
so im Amt zu bleiben. Auch UN-Stellen haben die Entscheidung heftig
kritisiert.

"Ich bereue es nicht, (Alberto) Fujimori begnadigt zu haben", sagte
Kuczynski nun. Vielleicht hätte er auf den Besuch des Papstes warten
sollen, er habe dessen Visite aber auch nicht unnötig politisieren
wollen, fügte er an. Der konservative Politiker berief sich weiterhin
auf Artikel 118 der Verfassung, der ihm als Staatschef das Recht auf
Begnadigungen gebe. Jurist*innen weisen diese Darstellung zurück, weil
Fujimoris schwere Menschenrechtsverbrechen nicht begnadigungsfähig
seien.


Begnadigung als politischer Schachzug

Auch der fraktionslose Abgeordnete Alberto de Belaunde wies Kuczynskis
Darstellung nun zurück, der zufolge seine Entscheidung nicht Teil
eines politischen Deals gewesen sei. "In der Politik gibt es selten
Zufälle", sagte Belaunde, und in diesem Fall sei der Zusammenhang
zwischen der Begnadigung und dem Abstimmungsverhalten des
Fujimori-Lagers offensichtlich gewesen. Kuczynski sage "nicht die
Wahrheit", so Belaunde weiter.

Die Verteidiger*innen der Opfer der Fujimori-Diktatur hatten unlängst
in einem öffentlichen Plädoyer die Überprüfung der Rechtmäßigkeit der
Begnadigung Fujimoris aus humanitären Gründen vom 24. Dezember 2017
gefordert. In der Anhörung trugen Vertreter*innen der Opfer und die
Verteidigung Fujimoris ihre Argumente vor. Dies ist eine juristische
Maßnahme, um nationale Gesetze auf Übereinstimmung mit den Prinzipien
der Amerikanischen Menschenrechtskonvention und des
Interamerikanischen Gerichtshofs für Menschenrechte hin zu überprüfen.
Der zuständige Richter Hugo Núñez Julca kündigte an, innerhalb der
gesetzlich vorgeschriebenen Frist von 14 Tagen über die Wiederaufnahme
des Verfahrens zu entscheiden.

Die Rechtsanwältin der Angehörigen der Opfer der Massaker von La
Cantuta und Barrios Altos und Vertreterin der peruanischen
Menschenrechtsorganisation Aprodeh, Gloria Cano, bezeichnete die
Begnadigung als einen "klaren Rückschritt" für die peruanische Justiz
und als "politisches Abkommen", um den Ex-Staatschef Pedro Pablo
Kuczynski im Amt zu halten. Dieser habe Fujimoris Entlassung wenige
Tage vor einem gegen ihn angesetzten Misstrauensvotum bekannt gegeben,
um sich die Stimmen des Fujimori-Lagers im Kongress zu sichern. "Die
Begnadigung aus humanitären Gründen war ein rein politischer
Schachzug", so die Beurteilung Riveras.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/fujimori-soll-wieder-in-haft/
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poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Paraguay verhängt Ausnahmezustand in Gefängnissen






[image: Foto: Ekem/Wikipedia [(CC BY-SA 3.0) https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/]]

Der Stadtteil Tacumbú in der paraguayischen Hauptstadt Asunción ist
durch sein Gefängnis bekannt

Foto: Ekem/Wikipedia (CC BY-SA 3.0) https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/



(Montevideo, 1. Oktober 2018, la diaria) - Die Anzahl der Häftlinge in
den Gefängnissen Paraguays übersteigt bei weitem die Aufnahmekapazität
des Strafvollzugssystems. In 18 Jahren hat sich die Menge der
inhaftierten Personen verfünffacht. Statt 9.000 Menschen sind in
Gefängnissystem nun 14.000 Personen untergebracht - laut von der
Tageszeitung Ultima Hora und der Nachrichtenagentur Efe
veröffentlichten Zahlen. Die Situation ist in einigen Gefängnissen
schlimmer als in anderen, wie zum Beispiel im Gefängnis von Tacumbú,
in dem sich doppelt so viele Häftlinge befinden, wie eigentlich
aufgenommen werden können. Erschwerend kommt hinzu, dass die Mehrzahl
der inhaftierten Personen - 78 Prozent - noch nicht einmal verurteilt
ist.

Angesichts dieser Zahlen hat die Regierung Paraguays entschieden, den
Ausnahmezustand für das Strafvollzugssystem zu verhängen. Während der
zwölf Monate, die diese Regelung gültig ist, hat sich die Regierung
von Staatspräsident Mario Abdo Benítez vorgenommen, fünf neue
Gefängnisse zu bauen, die neben den 16 bereits bestehenden in Betrieb
genommen werden. Außerdem sollen an den bestehenden Gebäuden
Verbesserungen vorgenommen werden, informierte das Justizministerium.
Das Dekret erlaubt es dem Ministerium, das Vergabeverfahren für diese
Arbeiten zu beschleunigen. Dem Finanzministerium rät man, die
Gefängnisse mit Priorität zu betrachten und die entsprechenden Mittel
zu überweisen, um in dieser Situation handlungsfähig zu sein.


Neue Gefängnisse statt Strafrechtsreform

In dem Dekret ist zu lesen, dass "die bestehende Überbelegung dazu
führt, dass die Insassen nicht über ein Mindestmaß an Räumlichkeiten
verfügen und die hygienischen Bedingungen unangemessen sind". Es sei
"unabdingbar, eine wirksame und effiziente Antwort auf die Situation
zu geben, durch die die Infrastruktur in den Strafanstalten verbessert
wird, indem bestehende Gebäude repariert und neue gebaut werden". In
dem Text gibt die Regierung zu, dass die aktuelle Situation "ein
erhebliches Risiko für das Betreiben des Nationalen
Strafvollzugsystems birgt".

Senator Gilberto Tony Apuril, Präsident der Kommission für
Menschenrechte im Senat, kündigte seinerseits an, er habe vom
"Nationalen Mechanismus zur Folterprävention" einen Bericht über die
Haftbedingungen in den Gefängnissen erhalten und werde die Situation
gründlich studieren. Der Vorsitzende dieses Gremiums, Dante
Leguizamón, sagte der Nachrichtenagentur Efe, man müsse besonders den
"Missbrauch der Untersuchungshaft" im Land untersuchen.

Obwohl man in der Notwendigkeit, die Situation in den Gefängnissen zu
ändern, übereinstimmt, ist dies nicht die erste Ausrufung eines
Notstandes, die verhängt wird, um eine Veränderung herbeizuführen. Die
Tageszeitung ABC Color erinnert daran, dass Ex-Präsident Horacio
Cartés bereits 2016 ein ähnliches Dekret verabschiedete. Dieses konnte
die aktuelle Krise jedoch nicht verhindern.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/paraguay-verhaengt-ausnahmezustand-in-gefaengnissen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06709: Spurenlese der eigenen Seele (SB)


Hinter die Absichten zu kommen, die der Gegner einesteils verbirgt,
mit seinen Zügen jedoch halb auch offenlegen muß, das könnte eines der
Ideen zur Entstehungsgeschichte des Schachspiels gewesen sein. An
dieser Grenze begegnet man auch dem allzu menschlichen Umstand der
Gleichgültigkeit. Der andere wird unterschätzt, nicht ernstgenommen in
seinen Plänen und schlechterdings mit Ignoranz bedacht. So laufen
gerade Partien unter Anfängern der Kunst aneinander vorbei. Jeder
spielt für sich, als gäbe es keine Bedrohung, kein Achtgeben, keine
sinnvoll gestaltete Annäherung. Die Gesetze der Schachkunst sind ja
erst viel später hineininterpretiert worden, stellen also bestenfalls
eine Reflexion der zeitgeschichtlichen Ansichten und Konzepte
hinsichtlich der strategischen Ideen dar. Das Schachspiel ist viel
älter als diese halbwissenschaftlichen, halb-empirischen Darlegungen.
Schach ist zunächst einmal eine Begegnungsstätte zweier Individuen.
Hier erproben sich Menschen in ihren Denkmöglichkeiten, treffen auch
auf ihre Beschränkungen. Kein Zug ist schlecht oder gut, wenn man
nicht zu verstehen versucht, warum der andere einen Zug ausgeführt
hat. In die fremde Gedankenwelt hineinzuhorchen, mit allen Sinnen und
aller Verstandesschärfe zu ergründen, warum sich Züge in einer
bestimmten Art und Weise entwickeln - ist Spurenlese auch der eigenen
Seele. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte es der Nachziehende
versäumt, auf seinen Kontrahenten einzugehen. Er spielte nicht nur
weitgehend planlos, sondern auch wie eine Maschine, die in einem
Räderwerk gefangen ist. Für Weiß war es daher leicht, da er sich mehr
Mühe gab beim Erfassen der Hintergründe, einen entscheidenden Angriff
zu organisieren, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06709: Spurenlese der eigenen Seele (SB)]



Faragó - Saizew

Sotschi 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Salo Flohr konnte nach 28.e4-e5! f6-f5? 29.Tc5-c8! um eine Erkenntnis
reicher aus der Turnierhalle flüchten. Aljechins letzter Zug gewann
einen ganzen Turm. Flohrs Leiden hatte ein Ende.



Erstveröffentlichung am 9. Oktober 2005

8. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2305: Schwergewicht - von der Dampfwalze überrollt ... (SB)




Jarrell Miller macht mit Tomasz Adamek kurzen Prozeß

Der US-amerikanische Schwergewichtler Jarrell Miller hat seine Weste
sauber und die Tür zu einem Kampf um die Weltmeisterschaft gegen
Anthony Joshua offengehalten. Bei einem vom Streamingdienst DAZN
übertragenen Auftritt in der Wintrust Arena in Chicago setzte sich der
30jährige Favorit bereits in der zweiten Runde gegen den elf Jahre
älteren Außenseiter durch. Während Miller damit seine Bilanz auf 22
Siege und ein Unentschieden ausbauen konnte, stehen für den in New
York lebenden Polen, der früher Weltmeister im Halbschwer- und
Cruisergewicht war, nunmehr 53 gewonnene und sechs verlorene Auftritte
zu Buche.

Wie ungleich der Kampf von vornherein war, zeigten schon die höchst
unterschiedlichen körperlichen Voraussetzungen. Vom beträchtlichen
Altersunterschied ganz abgesehen wirkte der US-Amerikaner mit einer
Größe von 1,93 m und einem Gewicht von 143 kg wie ein Riese gegenüber
dem 1,87 m messenden und 102 kg wiegenden Polen. Miller walzte denn
auch gleich in der ersten Runde auf den Gegner zu und bearbeitete ihn
mit wuchtigen Schlägen zu Kopf und Körper, so daß er ihn sogleich zum
Rückzug zwang. Adamek landete zwar einige Körpertreffer, die den
US-Amerikaner jedoch überhaupt nicht beeindruckten, da er aufgrund
seiner überaus massiven Statur nichts zu befürchten hatte. Dem Polen
fehlte es zudem an Mobilität, die dringend erforderlich gewesen wäre,
um sich von dieser Angriffswucht fernzuhalten. Angesichts seiner
physischen Unterlegenheit war es verhängnisvoll, von Anfang an
stehenzubleiben und sich dem Massaker zu überantworten.

Als Adamek bereits am Ende der ersten Runde wie ein Schlachtopfer
wirkte, war klar, daß er mit dieser Kampfesweise geradewegs in den
Untergang steuerte. Warum er nicht das Weite suchte war sicher auch
darauf zurückzuführen, daß er schon in jüngeren Jahren nie zu den
besonders beweglichen Boxern gehört hatte, die einen Gegner auf
schnellen Füßen ausmanövrieren können. Er war stets ein Kämpfer, der
den Schlagabtausch sucht, rasch Verletzungen davonträgt und sehr viel
einstecken muß. Im Alter von 41 Jahren ist der Pole weniger denn je in
der Lage, sich einem Kontrahenten wie Miller zu entziehen, selbst wenn
er es wollte.

Als Adamek in der zweiten Runde einen weiteren wuchtigen
Wirkungstreffer abbekommen hatte, zog er sich in die Seile zurück und
brachte sich damit in eine hilflose Situation, aus der er nicht mehr
entkommen konnte. Miller nahm in aller Ruhe Maß, versetzte ihm zuerst
eine Linke und dann weitere Schläge mit der Rechten, bis der Pole auf
ein Knie niedersank und es vorzog, sich vom Ringrichter auszählen zu
lassen. Als er wieder auf die Beine kam, war der Kampf bereits
beendet. Tomasz Adamek hatte nach einer vorzeitigen Niederlage gegen
Eric Molina im April 2016 drei Auftritte gewonnen, war aber gegen
Miller in jeder Hinsicht überfordert.

Ihm sei es darum gegangen, Spaß zu haben, so Jarrell Miller nach
diesem leichten Gang. Die Politik raube dem Boxen jeglichen Spaß. Er
hoffe jedenfalls, das Publikum gut unterhalten zu haben, und warte nun
auf die Chance, Anthony Joshua vor die Fäuste zu bekommen. Eddie Hearn
halte seine schützende Hand über ihn, doch da der britische Promoter
ein Mann sei, der zu seinem Wort stehe, sei er zuversichtlich, daß
dieser Kampf kommen werde, übt sich der US-Amerikaner in Geduld und
Zuversicht. [1]

Wohl trifft es zu, daß ihn Hearn, der auch sein Promoter ist,
mehrfach ins Gespräch gebracht und zeitweise sogar als ersten Anwärter
für einen Kampf gegen Joshua im Frühjahr bezeichnet hat. Doch das ist
unverbindlich und Schnee von gestern, da Eddie Hearn seine Pläne
laufend neu konfiguriert. Fest steht lediglich, daß der Weltmeister
der Verbände WBA, WBO und IBF seine Titel am 13. April 2019 im 90.000
Zuschauer fassenden Londoner Wembley-Stadion verteidigen wird.
Ursprünglich sollte Manuel Charr den Titel des regulären
WBA-Weltmeisters im Dezember gegen Fres Oquendo verteidigen, doch da
er unterdessen bei einer Trainingskontrolle der VADA positiv getestet
worden ist, mußte er den Gürtel zurückgeben. Miller könnte gegen
Oquendo um den vakanten Titel kämpfen und im Frühjahr einen weiteren
Kampf austragen, um dann womöglich im Herbst endlich auf Anthony
Joshua zu treffen.

Anthony Joshua hat zuletzt den russischen Pflichtherausforderer
Alexander Powetkin besiegt und soll im April entweder gegen Dillian
Whyte oder Deontay Wilder antreten. Whyte trifft am 22. Dezember
entweder auf seinen Landsmann Dereck Chisora oder den Kubaner Luis
Ortiz. Da er in beiden Fällen Gefahr liefe, den Kampf zu verlieren,
könnte es Hearn am Ende doch noch vorziehen, Jarrell Miller im April
mit Joshua in den Ring zu schicken.

Unterdessen hat sich Tyson Fury mit einem skurrilen Angebot zu Wort
gemeldet, der Jarrell Miller dazu einlädt, für 100.000 Dollar ein
Sparring mit oder ohne Handschuhe im Trainingslager in Big Bear mit
ihm zu absolvieren. Er habe ihn einst bei einem Sparring in Lancester
siebenmal niedergeschlagen und werde das nun zehnmal schaffen. So
laute die Wette, der Sieger bekomme die volle Summe. Was könnte er mit
dieser seltsamen Offerte bezwecken, außer sich und seinen Kampf gegen
Deontay Wilder am 1. Dezember im Staples Center in Los Angeles ins
Gespräch zu bringen? Sollte er sich ernsthaft mit Miller messen
wollen, liefe er Gefahr, sich dabei eine Verletzung zuzuziehen, so daß
sein Auftritt mit dem WBC-Weltmeister gestorben wäre.

Eddie Hearn hat vorhergesagt, daß Fury sein Trainingslager nicht
überstehen werde, ohne sich zu verletzen und daraufhin den Kampf gegen
Wilder absagen zu können. Damit unterstellt er natürlich, daß sich der
Herausforderer für seine ebenso spektakuläre wie waghalsige Initiative
von vornherein eine Hintertür offengelassen hat. Zur Vorbereitung auf
Deontay Wilder, der 2,01 m groß ist, aber nur um die 100 kg auf die
Waage bringt, wäre Jarrell Miller aufgrund seiner Physis jedenfalls
eine denkbar schlechte Wahl. Ginge es gegen Dereck Chisora oder
Dillian Whyte, sähe die Sache anders aus. Letzten Endes kann man nur
vermuten, daß Tyson Fury jede Gelegenheit nutzt, die Konkurrenz madig
zu machen, aber nicht ernsthaft davon ausgeht, daß sich Miller auf
diesen absurden Wettstreit einläßt. [2]


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/10/jarrell-big-baby-miller-stops-tomasz-adamek-results/

[2] www.boxingnews24.com/2018/10/tyson-fury-challenges-jarrell-miller-to-a-100-000-spar/
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1172: Bielefeld - Entpsannung mit WATSU am 13. Oktober 2018


WATSU-Kurs der Volkshochschule



Bielefeld (bi). Entspannung für Leib und Seele durch bewegen und
bewegt werden in warmem Wasser - das bietet die Volkshochschule in
einem WATSU-Kurs am Samstag, 13. Oktober, im Bewegungsbad des St.
Franziskus-Hospitals (Kiskerstraße 26) an. Von 15 bis 19 Uhr zeigt
Kursleiterin Gerda Eversmann, wie Gelenke durch sanfte Bewegungen
entlastet und Rückenschmerzen, Verspannungen, Schlafstörungen oder
Stresssymptome gelindert werden. Weitere Informationen und Anmeldung
unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 30 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Oktober 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/341: Braunschweig - Lessings "Nathan der Weise" am 13. Oktober


Kultur vor Ort: Lessings "Nathan der Weise" 



Braunschweig. Im Rahmen der Reihe Kultur vor Ort führt das "Diwan
Theater" aus Osnabrück am Samstag, 13. Oktober, 19.30 Uhr, im
Gemeindesaal der Dankeskirche, Tostmannplatz 8, Gotthold Ephraim
Lessings "Nathan der Weise" mit Originaltexten auf. Lessings Drama ist
ein eindrucksvoller Stoff über Toleranz und Menschlichkeit und ein
eindringlicher Appell an das Miteinander der Religionen und Kulturen.
Der Eintritt kostet im Vorverkauf 10 Euro (ermäßigt 7 Euro),
Schülerinnen und Schüler haben freien Eintritt. Karten an der
Abendkasse gibt es für 13 Euro. Telefonische Reservierung unter der
Telefonnummer (05 31) 470 4862.

Ein Schauspieler und elf Figuren mit lebensgroßen Charakterköpfen
erwecken Nathans Geister im 21. Jahrhundert zum Leben. Durch seine
moderne Sichtweise und interaktive Inszenierung wird ist das Stück für
junges und älteres Publikum interessant. Musikalisch untermalt und
über kurze filmische Sequenzen öffnet sich ein Reigen von Symbolen
verschiedener Kulturen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/872: Herten - Kabarett mit Masud Akbarzadeh und Nektraius Vlachopoulus am 11.10.


Doppelschicht bei Kleinkunstreihe "7nach8" im Glashaus

Masud Akbarzadeh und Nektraius Vlachopoulus präsentieren ihre
Programme



Herten. Zwei, die durch ihren Humor herausstechen und bei denen das
Publikum trotzdem nicht sicher ist, wie man ihre Namen ausspricht -
das sind Masud Akbarzadeh und Nektraius Vlachopoulus. Mit ihren
Programmen "Fucking Famous? und "Niemand weiß wie man mich schreibt"
treten sie am Donnerstag, 11. Oktober, direkt hintereinander bei der
Kleinkunstreihe "7nach8" im Glashaus auf.

"Mit ihrer besonderen Art, der eine eher langsam und bedächtig
pointiert, der andere so schnell, dass man kaum die Pointen
mitbekommt, können die Gäste bei dieser Doppelschicht direkt zwei
begabte und überaus komische Künstler im Glashaus erleben", so Bettina
Hahn vom Kulturbüro.

Masud Akbarzadeh war nie weg, aber jetzt ist er zurück! Auch wenn
Viele es immer noch nicht wissen: Masud ist "Fucking Famous". In der
Hoffnung, dass sich dies endlich mal rumspricht, hat er es bislang bei
jedem einzelnen seiner Auftritte explizit erwähnt. Dem Vernehmen nach
war Masud, der je nach Nachrichtenlage entweder persischer oder
iranischer Herkunft zu sein behauptet, sogar mal Flüchtling. Jetzt ist
er Comedian. Auch wenn die Leute das immer von ihm erwarten und er sie
nicht enttäuschen möchte: Masud ist kein Moslem, gehört zu denen, die
im Restaurant Spaghetti bestellen und verabscheut Aufmerksamkeit auch
in seinem Privatleben: "Hängt also nicht mit mir ab, Leute. Es ist
crazy!" Was vordergründig wie eine Warnung klingt, ist in Wirklichkeit
eine Einladung zu einem abenteuerlichen Ritt durch die Absurdität des
Alltäglichen. Messerscharf beobachtet und brutal ehrlich.

Nektarios Vlachopoulos ist Slampoet, Humorist und ehemaliger
Deutschlehrer mit griechischem Integrationshintergrund. Seit März 2008
tritt er auf Literaturveranstaltungen zwischen Flensburg und Zürich
auf. Mit seinem Talent und seinen scharfsinnig vorgetragenen Texten
überzeugte er 2011 die Juroren und gewann das große Finale der
deutschsprachigen Poetry Slam Meisterschaft in der Hamburger O2-World.
Seine Texte zeichnen sich durch Geschwindigkeit, Präzision und
absurden Humor aus. In seinem ersten Soloprogramm "Niemand weiß, wie
man mich schreibt" mischt er das Beste aus acht Jahren Bühnenerfahrung
mit vergnüglichen Alltagsgeschichten und peinlichen Improvisationen.

Die Veranstaltung wird unterstützt von der Volksbank Ruhr-Mitte e.G.

Eintritt inkl. VVK-Gebühr

Vorverkauf 16 Euro (ermäßigt 9 Euro), Abendkasse 18 Euro

Kartenvorverkauf

Glashaus Herten, Hermann Str. 16, Tel. (0 23 66) 303 232

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 RE, Tel. (0 23 61)
170 02

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str.14, 45699 Herten,
Tel. (0 23 66) 181160

www.proticket.de (gebührenpflichtig)

www.masud-comedy.com 

www.nektarios-vlachopoulos.de

Infos

Kulturbüro Herten, Bettina Hahn, Tel.: (0 23 66) 303 179,
www.herten.de 

www.masud-comedy.com

www.nektarios-vlachopoulos.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Oktober 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





FORSCHUNG/288: Wissenschaftler weisen erstmals tödliche Vogelgrippe-Infektion beim Seeadler nach (idw)


Friedrich-Loeffler-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Tiergesundheit - 04.10.2018

Wissenschaftler weisen erstmals tödliche Vogelgrippe-Infektion beim
Seeadler nach



Bleivergiftungen oder eine Kollision mit einem Zug waren bisher die
wahrscheinlichsten unnatürlichen Todesursachen bei Seeadlern. Im
Winter 2016/2017 gab es jedoch zahlreiche Todesfälle in
Norddeutschland, bei denen beides ausgeschlossen werden konnte.
Stattdessen waren 17 Seeadler in Mecklenburg-Vorpommern,
Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Hamburg mit dem hochansteckenden
Vogelgrippevirus H5N8 infiziert. Die tödlichen Infektionen mit dem
Virusstamm H5N8 2.3.4.4b sind die ersten Fälle der Vogelgrippe bei
Seeadlern und stellen den Schutz der bedrohten Greifvögel vor neue
Herausforderungen. Die Studie ist in der Fachzeitschrift "Viruses"
erschienen.




[image: Foto: © Oliver Krone, Leibniz-IZW]

Ein Seeadler im Landeanflug

Foto: © Oliver Krone, Leibniz-IZW



Oliver Krone vom Leibniz-Institut für Zoo- und Wildtierforschung
(Leibniz-IZW), Timm Harder, Franz J. Conraths, Reiner Ulrich und
Martin Beer vom Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) und weitere Kollegen
wiesen die H5N8-Infektionen der Seeadler nach.

Die Vogelgrippe bedroht seit mehreren Jahrzehnten Wildvögel und
Hausgeflügel. Insbesondere Hühner, Gänse und Enten sowie weitere
Wasservögel sind von den Infektionen mit unterschiedlichen Stämmen des
Influenza-A-Virus betroffen. Immer wieder kommt es zu Epidemien,
beispielsweise 1992 in Mexiko, 2006 in Mitteleuropa, 2015 in den USA
und 2016/2017 erneut in Europa. Seeadler (Haliaeetus albicilla)
schienen bislang von Ansteckungen verschont zu bleiben, obwohl für
einzelne Greifvogelarten wie dem Wanderfalken oder dem Mäusebussard
bereits Infektionen nachgewiesen wurden. Die Untersuchungen der 17 in
Norddeutschland gefundenen Seeadler - 14 davon waren bereits tot und
drei weitere zeigten starke Symptome wie Übererregbarkeit und
Koordinationsschwierigkeiten - erbrachten nun den Nachweis, dass sich
auch Seeadler infizieren können. Analysen des Erbguts der Viren
zeigten, dass es sich nicht um den weit verbreiteten Influenzatyp H5N1
handelte, sondern um den Typ H5N8. Ferner identifizierten die
Wissenschaftler durch eine vollständige Aufklärung des viralen Erbguts
den Virusstamm 2.3.4.4b, der als hochaggressiv für Vögel gilt. Das
Virus kann in den Tieren eine Gehirnentzündung (Polioencephalitis)
auslösen. Messungen der Blei-Konzentration in Niere und Leber der
Seeadler schlossen vorher Bleivergiftungen als Todesursache aus.

Die norddeutsche Tiefebene und die deutsche Ostseeküste sind der
zentrale Lebensraum von Seeadlern in Deutschland. Dessen
Verbreitungsgebiet erstreckt sich bis nach Grönland im Westen und
Japan im Osten. In Deutschland gibt es derzeit 750 Brutpaare. In der
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts war er durch menschliche
Verfolgung und die Folgen des Insektizids DDT fast ausgerottet. Seit
den 1980er Jahren erholen sich die Bestände wieder, nachdem die
Verfolgung eingestellt und die Anwendung von DDT verboten wurde. Neue
Bedrohungen entstanden, wie die Vergiftung durch bleihaltige Munition.
Auch für Infektionskrankheiten sind die Tiere empfänglich: "Seeadler
ernähren sich vor allem im Winter von Aas und, wenn verfügbar, auch
von Wasservögeln", sagt Oliver Krone vom Leibniz-IZW. "Natürlich sind
kranke und schwache Tiere eine leichte Beute für den Seeadler. Das
führt dazu, dass sich diese Greifvögel immer wieder Viren und anderen
Krankheitserregern aussetzen."

Für das Wissenschaftsteam bleiben noch einige Fragen unbeantwortet,
die nun Gegenstand weiterer Untersuchungen sind. So ist beispielsweise
noch unklar, warum bei der H5N1-Epidemie im Jahr 2006 offensichtlich
keine Infektionen bei Seeadlern nachgewiesen wurden und warum sie im
Winter 2016/2017 so stark davon betroffen waren. "Die Empfänglichkeit
für unterschiedliche Virenstämme könnte artspezifisch sein", so Franz
Conraths und Martin Beer vom FLI. "Es könnte aber auch sein, dass die
Unterschiede zwischen den Virenstämmen entscheidend sind. Der
Virenstamm 2.3.4.4b scheint deutlich aggressiver für viele Vogelarten
zu sein als früher aufgetretene Stämme, weshalb es jetzt
möglicherweise auch die großen Seeadler getroffen hat." Bisher ist
noch unklar, ob Infektionen für Seeadler unweigerlich tödlich
verlaufen oder ob die Tiere die Infektion überstehen können -
möglicherweise wenn die Stämme nicht so aggressiv sind - und
anschließend immun sind. "Die Beobachtung, dass von den 17 Tieren der
überwiegende Teil Jungtiere sind, könnte auch auf eine Immunisierung
hindeuten", ergänzt Krone. "Entweder sind Jungtiere, wie in anderen
Arten auch, besonders anfällig für Infektionen. Oder sie gehören zur
Altersklasse, die zum ersten Mal mit einem Grippevirus infiziert wird.
Wenn diese Tiere die Infektion überstehen, sind sie möglicherweise für
weitere Infektionen 'gerüstet'. Ältere Tiere könnten also
'immunologisch erfahren' sein und schon die eine oder andere
Influenzaerkrankung durchgemacht haben, was sie widerstandsfähiger
auch gegenüber neu aufkommenden Stämmen machen könnte."

Für den Menschen scheint der Influenzatyp H5N8 weniger gefährlich zu
sein als der Typ H5N1, durch den nach den Epidemien bei Vögeln mehrere
hundert Menschen infiziert wurden. "Bisher ist für H5N8 keine
Übertragung vom Tier auf den Menschen bekanntgeworden", so die
Wissenschaftler des FLI.

Originalpublikation:

Krone, O.; Globig, A.; Ulrich, R.; Harder, T.; Schinköthe, J.;
Herrmann, C.; Gerst, S.; Conraths, F.J.; Beer, M. White-Tailed Sea
Eagle (Haliaeetus albicilla) die-off due to infection with highly
pathogenic avian influenza virus, subtype H5N8, in Germany. Viruses
10: 478 (2018). DOI: 10.3390/v10090478;

https://www.preprints.org/manuscript/201807.0200/v1
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FORSCHUNG/1474: Göttinger Wissenschaftler beschreiben Mechanismus hinter Mensch-Wildtier-Konflikten (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 02.10.2018

Göttinger Wissenschaftler beschreiben Mechanismus hinter
Mensch-Wildtier-Konflikten

Fehlen wilde Beutetiere, greifen Raubtiere wie Wölfe häufig auf
Nutzvieh zurück. Dies wiederum führt auch zu Vergeltungsmaßnahmen, bei
denen Raubtiere getötet werden. Wilderei in Form von Jagd auf die
Beutetiere von Raubtieren kann zur Verschärfung dieses Konflikts
beitragen.



(pug) Neue Daten aus dem Norden des Iran liefern wichtige Hinweise für
einen direkten Zusammenhang zwischen Wilderei und Übergriffen von
Leoparden und Wölfen auf Nutzvieh. Das haben Wissenschaftler der
Universität Göttingen herausgefunden. Die Ergebnisse sind in der
Fachzeitschrift Journal of Applied Ecology erschienen.

Dr. Matthias Waltert, Leiter der Arbeitsgruppe für Bedrohte Arten an
der Universität Göttingen, und Dr. Igor Khorozyan untersuchten seit
2015 gemeinsam mit Naturschutzbiologen aus dem Iran 18 Gebiete im
Bereich der hyrcanischen Wälder. Die Region weist bis heute
beträchtliche Populationen von Raubtieren wie zum Beispiel Persischer
Leopard, Braunbär und Wolf sowie von ihren Beutetieren auf. Die Region
ist jedoch besonders von Wilderei betroffen, so dass in einigen
Gebieten bereits Huftiere wie Maral, eine Form des Rothirsches, oder
Reh ausgestorben sind.

"Unsere Untersuchungen zeigen, dass die augenblicklichen
Anstrengungen, die Wildtiere der Region zu schützen, nicht effektiv
genug sind", sagt Dr. Mahmood Soofi, der für die Studie
Wildtiererhebungen durchgeführt und Weidetierhalter befragt hat. "Um
Konflikte zwischen Naturschutz, Jagd und Weidetierhaltern zu lösen,
muss ein Teufelskreis durchbrochen werden: Wenn wilde Beutetiere
zurückgehen, weichen Raubtiere auf Weidevieh aus, was wiederum zu
Vergeltungsmaßnahmen, zum Beispiel in Form von Abschüssen von
Leoparden, führt." Waltert ergänzt: "Wenn wir Wilderei effektiv
bekämpfen wollen, müssen wir Strafverfolgung mit Maßnahmen zur
Konfliktminimierung kombinieren. Dazu gehört auch, dass wir die
Ursachen der Wilderei genau kennen und angehen."

Originalpublikation:

Soofi et al. (2018): Assessing the relationship between the intensity
of illegal hunting of ungulates, wild prey occurrence and livestock
depredation rate by large carnivores. Journal of Applied Ecology.

 Doi: 10.1111/1365?2664.13266
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GARTEN/369: Maulwürfe im Garten - Fluch oder doch ein Segen? (Rhein-Sieg-Kreis)


Rhein-Sieg-Kreis - 2. Oktober 2018

Maulwürfe im Garten - Fluch oder doch ein Segen?



Rhein-Sieg-Kreis (ar) - Für viele Gartenbesitzerinnen und
Gartenbesitzer sind sie ein Ärgernis: Maulwurfshügel. Im Herbst sieht
man sie viel häufiger als im übrigen Jahr - doch warum? Jetzt beginnen
die Maulwürfe mit dem Sammeln ihrer Wintervorräte: Regenwürmer, Larven
von Dickmaulrüsslern, Maikäfer, Wiesenschnaken sowie Raupen,
Engerlinge und Schnecken stehen auf ihrer Vorratsliste. Neue
Lagerräume müssen geschaffen werden, um die Bestände zu horten. Wer
Maulwurfshügel positiv sehen will kann also sagen: Mein Garten ist um
einige Schädlinge ärmer.

Auch zeigt die Anwesenheit eines Maulwurfs: der Erdhumus ist gesund,
gut durchlüftet und von zahlreichen Kleintieren bevölkert. "Es lohnt
sich, die Art des Maulwurfs zu schützen", wirbt Christoph Schwarz,
Umweltdezernent des Rhein-Sieg-Kreises, für den Erhalt des selten
oberirdisch zu erblickenden Säugetiers. "Tolerieren Sie den Maulwurf
als natürlichen Schädlingsbekämpfer im Garten. Der lockere Humus kann
hervorragend als Gartenerde für ein Gemüse- oder Blumenbeet gebraucht
werden; Pflanzen gedeihen damit gut", so Christoph Schwarz weiter.
Und ein kleiner Trost für alle, die die Hügel jetzt stören: Den
Winter, Frühling und Sommer über wird wieder Ruhe einkehren und es
entstehen keine neuen Erdhügel.

Obwohl die Maulwürfe viel Zeit unter der Erde in ungefähr 40
Zentimeter Tiefe verbringen, haben sie in freier Natur manche Feinde,
wie Füchse, Bussarde, Eulen, Wildschweine und Störche. Aber auch wir
Menschen schränken zunehmend den Lebensraum der geschützten Art ein.
Übrigens sind sämtliche Bekämpfungen, die zum Tod des Maulwurfs führen
können, verboten, denn er steht unter Artenschutz!

Nähere Auskünfte und Tipps zum Umgang mit dem Maulwurf im Garten gibt
es beim Umwelttelefon des Rhein-Sieg-Kreises, - Der Landrat -,
Kaiser-Wilhelm-Platz 1, 53721 Siegburg, Telefon 02241 / 13-2200.

 * 
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VERBAND/617: Blühende Land(wirt)schaft - Ist das Natur oder kann das weg? (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 6. Oktober 2018

NABU lud zum ersten NRW-Naturschutztag nach Münster

Tumbrinck: Zielgerichtete Fördermittel, besserer Schutz für
Naturschutzgebiete und angemessene Preise für landwirtschaftliche
Produkte notwendig, um Artensterben in der Kulturlandschaft zu stoppen



Düsseldorf/Münster - Unter dem Motto 'Blühende Land(wirt)schaft - Ist
das Natur oder kann das weg?' lud der NABU NRW am 6. Oktober zum 1.
NRW-Naturschutztag in das Institut für Landschaftsökologie nach
Münster. Über 100 Teilnehmer diskutierten mit Vertreterinnen und
Vertretern des amtlichen und ehrenamtlichen Naturschutzes sowie der
Landwirtschaft in NRW über zukunftsfähige Strategien zum Erhalt der
heimischen Artenvielfalt insbesondere in der Agrarlandschaft.

Denn fast 50% der NRW-Landesfläche wird landwirtschaftlich genutzt.
Die Tendenz ist zwar bedingt durch den Flächenverbrauch sinkend,
dennoch findet sich hier ein Großteil unserer biologischen Vielfalt.
Und anders als in den Wäldern sind die Arten der landwirtschaftlich
genutzten Kulturlandschaft durch die Bank bedroht. "Nur wenn es
gelingt zielgerichtete Fördermittel, einen besonderen Fokus auf
Schutzgebiete und deren Pufferzonen sowie angemessene Preise für
landwirtschaftliche Produkte in Einklang zu bringen, kann der
Negativtrend gestoppt werden", erklärte Josef Tumbrinck, Vorsitzender
des NABU NRW. Dafür sei es aber noch nicht zu spät.

Viele Ehrenamtliche im NABU engagierten sich bereits landesweit zu
diesem und vielen anderen Naturschutzthemen in Fachgruppen,
Kooperationen und bei praktischen Naturschutzmaßnahmen und helfen so
die biologische Vielfalt in Nordrhein-Westfalen und damit unsere
Lebensgrundlage zu erhalten oder wiederherzustellen. Wenn es um
'Blühende Land(wirt)schaft' geht, ist neben den Kooperationen und
praktischen Naturschutzmaßnahmen auf lokaler und regionaler Ebene
natürlich auch die EU gefordert. Tumbrinck: "Über die Gemeinsame
Agrarpolitik (GAP) werden europaweit jährlich etwa 58 Mrd. EUR
ausgegeben, um die Landwirtinnen und Landwirte zu unterstützen - das
sind 114 EUR von jedem EU-Bürger. Leider fließt nur wenig davon in
naturverträgliche Landwirtschaft und den Naturschutz." Dies müsse sich
nun ändern.

Derzeit fehlen für den Naturschutz in Deutschland nach Angaben der
Bundesregierung knapp eine Milliarde Euro jährlich alleine für die
Umsetzung der EU-Naturschutzrichtlinien. "Ohne eine signifikante
Aufstockung der Naturschutzförderung aus der GAP wird Deutschland
zunehmend Vertragsverletzungsverfahren riskieren", so der 
NABU-Landeschef weiter. Außerdem werde die Chance verpasst, 
Landwirtinnen und Landwirten einkommenswirksame und verlässliche
Verdienstmöglichkeiten zu schaffen, während die Akzeptanz für
pauschale Direktzahlungen schwindet.

Bei der anstehenden GAP-Reform - der aktuelle Förderzeitraum endet
2020 - biete sich vermutlich die letzte Chance der Politik, mit einem
ausreichend großen Budget sowie genügend Zeit für den Übergang den
notwendigen und von der Bevölkerung gewünschten Wandel in der
Landwirtschaft zu steuern und damit auch das Artensterben in der
Agrarlandschaft aufzuhalten.

Der NABU fordert die Politik daher dazu auf, sich für folgende Punkte
bei den anstehenden Verhandlung um die GAP stark zu machen: Ein auf
EU-Ebene rechtsverbindlich festgeschriebenes Mindestbudget von 15
Milliarden Euro jährlich für Biodiversitätsleistungen aus der gesamten
GAP vorzusehen. Klare und ambitionierte Grundanforderungen für den
Erhalt von Subventionszahlungen zu formulieren. Und mindestens 10% an
Ökologischen Vorrangflächen auszuweisen. Dies sind vorrangig ein- und
mehrjährige Brachen sowie Feldraine, Blüh- und Pufferstreifen, die
einen hohen Beitrag zum Erhalt der Biodiversität beitragen.

Der NABU Nordrhein-Westfalen startet mit dem diesjährigen
NRW-Naturschutztag seine neue jährlich stattfindende
Veranstaltungsreihe zu wechselnden Schwerpunktthemen und in
wechselnden Regionen Nordrhein-Westfalens.

Das ausführliche Programm der diesjährigen Tagung ist unter 

https://nrw.nabu.de/NRW-Naturschutztag/index.html nachzulesen.
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WALD/213: Artenreiche Wälder speichern doppelt so viel Kohlenstoff wie Monokulturen (idw)


Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig - 05.10.2018

Artenreiche Wälder speichern doppelt so viel Kohlenstoff wie
Monokulturen



Artenreiche subtropische Wälder können doppelt so viel Kohlenstoff
aufnehmen wie Monokulturen. Dies berichtet ein internationales
Forscherteam in SCIENCE. Die Studie wurde im Rahmen eines einmaligen
Feldexperiments durchgeführt, das unter Federführung der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU), des Deutschen
Zentrums für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv) und der
Chinese Academy of Sciences betrieben wird. Es besteht aus eigens
angelegten Wäldern in China mit insgesamt über 150.000 Bäumen. Die
Ergebnisse sprechen aus Sicht der Forscher dafür, bei
Wiederaufforstungen viele verschiedene Baumarten zu verwenden. Damit
könne sowohl Arten- als auch Klimaschutz betrieben werden.




[image: Foto: © Helge Bruelheide, MLU]

Für das Experiment BEF-China wurden vor rund zehn Jahren Wälder
angepflanzt, die sich in der Anzahl ihrer Baumarten unterscheiden. Die
unterschiedlichen Parzellen sind heute gut erkennbar.

Foto: © Helge Bruelheide, MLU



Im Jahr 2009 startete mit BEF-China ein einmaliges Waldexperiment.
Dabei wurden Baummischungen mit verschiedener Anzahl an Arten
angepflanzt - von der Monokultur bis zum artenreichen Wald mit 16
verschiedenen Baumarten. Nach acht Jahren speicherte ein solcher Wald
in seiner oberirdischen Biomasse durchschnittlich 32 Tonnen
Kohlenstoff pro Hektar. Eine durchschnittliche Monokultur brachte es
dagegen nur auf 12 Tonnen Kohlenstoff pro Hektar, also nicht einmal
die Hälfte. Bei der Fotosynthese nehmen die Pflanzen Kohlendioxid aus
der Atmosphäre auf und setzen den Kohlstoff zu Biomasse um. Speichert
ein Wald mehr Kohlenstoff, hilft dies somit, Treibhausgase zu
reduzieren, und zeigt gleichzeitig eine hohe Produktivität des Waldes
an.




[image: Foto: © UZH]

Die Untersuchungsflächen des Experiments BEF-China liegen in einem
Berggebiet 400 Kilometer westlich von Shanghai.

Foto: © UZH



Dass mit der Artenvielfalt die Produktivität steigt, war zuvor auch
schon durch Experimente in Wiesen-Ökosystemen in Europa und den USA
gezeigt worden, etwa im Jena-Experiment. Für den Wald wurde dagegen
ein geringer Effekt der Artenvielfalt vermutet, da man annahm, dass
alle Baumarten ähnliche ökologische Nischen hätten. Offenbar aber war
diese Vermutung falsch, wie Helge Bruelheide, Professor an der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg und Ko-Direktor des
Forschungszentrum iDiv, berichtet: "Im Waldexperiment nahm die
Biomasse ebenso schnell zu wie im Grasland. Dadurch gab es auch schon
nach vier Jahren deutliche Unterschiede zwischen der Monokultur und
dem artenreichen Wald".

"Diese Ergebnisse haben grosse ökologische und ökonomische Bedeutung",
unterstreicht Prof. Bernhard Schmid von der Universität Zürich, der
Letztautor im über 60-köpfigen Autorenteam der aktuellen Publikation
in SCIENCE. Eine vorangegangene Studie hatte bereits einen positiven
Zusammenhang zwischen Artenvielfalt und Kohlenstoffspeicherung
aufgezeigt. "Die vorherige Studie beruhte jedoch auf reinen
Beobachtungen und daher war es nicht möglich, eindeutig nachzuweisen,
dass die höhere Artenvielfalt der Grund für die höhere Produktivität
war", sagt Schmid. Prof. Keping Ma vom Institute of Botany der Chinese
Academy of Sciences in Peking ergänzt: "Nun kommen wir jedoch mit
einem Experiment unter kontrollierten Bedingungen zum selben Ergebnis:
Ein Wald mit vielen verschiedenen Baumarten ist produktiver als eine
Monokultur".

Weltweit gibt es Pläne für große Wiederaufforstungsprogramme, um mit
neuen Wäldern Klimaschutz zu betreiben. Allein in China wurden
zwischen 2010 und 2015 pro Jahr 1,5 Millionen Hektar Wald neu
angepflanzt - allerdings hauptsächlich mit schnell wachsenden
Monokulturen. "Mit einer Mischung aus einheimischen Baumarten ist es
möglich, eine höhere Produktivität zu erreichen, womit sich auch das
Klima besser schützen lässt", gibt Helge Bruelheide zu bedenken.
"Artenreiche Wälder sind auch weniger empfindlich gegenüber
Krankheiten oder extremen Wettereignissen, die durch den Klimawandel
immer häufiger werden. Und sie sind ein Beitrag zum Erhalt der
weltweit bedrohten biologischen Vielfalt." Zudem mache es sich auch
wirtschaftlich bezahlt, bei Aufforstungen Mischkulturen zu verwenden,
so die Studienautoren: Rechnet man die im Experiment beobachteten
Effekte auf die weltweit vorhandenen Wälder hoch, ergibt sich, dass
ein Rückgang der Baumarten um zehn Prozent zu Produktionsverlusten von
20 Milliarden US-Dollar weltweit pro Jahr führen würde.

Tilo Arnhold, Tabea Turrini


BEF-China:

Im Projekt "BEF-China" untersuchen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler die Bedeutung der Artenvielfalt von Bäumen und
Sträuchern in Wäldern in China. "BEF" steht dabei für
"Biodiversity-Ecosystem Functioning", also den Zusammenhang zwischen
biologischer Vielfalt und dem Funktionieren von Ökosystemen. Das
Projekt BEF-China ist das erste Waldexperiment zur biologischen
Vielfalt, das in den außergewöhnlich artenreichen Subtropen etabliert
wurde. Beim Experiment BEF-China wurden 2009 und 2010 über 30 Hektar
Wald in einem Berggebiet 400 Kilometer westlich von Shanghai neu
angepflanzt. Die über 500 Parzellen wurden mit unterschiedlichen
Mischungen an Baumarten bestückt, um diese später miteinander
vergleichen zu können. Eine Parzelle ist jeweils 670 Quadratmeter
groß, dies entspricht der traditionellen chinesischen Flächeneinheit
mu. Das macht BEF-China zum größten Experiment seiner Art weltweit.
Dadurch wird es möglich, zahlreiche Ökosystemfunktionen zu messen,
besonders auch solche, von denen wir Menschen profitieren, so genannte
Ökosystemleistungen wie Kohlenstoffspeicherung, Holzproduktion oder
Erosionsschutz.

Am Projekt beteiligt sind über 20 chinesische, deutsche und Schweizer
Universitäten und Institute. Gefördert wurden die Untersuchungen von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), der The Chinese Academy of
Sciences, der National Natural Science Foundation of China (NSFC) und
dem Schweizerischen Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen
Forschung (SNSF) und der EU. 

http://www.bef-china.de

Seit 2017 gehört zu BEF-China auch das internationale
Graduiertenkolleg "Tree Diversity Interactions: The role of tree-tree
interactions in local neighbourhoods in Chinese subtropical forests"
(TreeDì), das von der Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) über 4,5
Jahre mit gesamt rund 3,5 Millionen Euro gefördert wird. Es wird von
der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) in Kooperation
mit der Universität der Chinesischen Akademie der Wissenschaften in
Peking betrieben. Auf deutscher Seite haben die Promovierenden ihren
Arbeitsort am Deutschen Zentrum für integrative
Biodiversitätsforschung (iDiv) in Leipzig.

https://www.idiv.de/de/treedi.html



Originalpublikation:

Yuanyuan Huang, Yuxin Chen, Nadia Castro-Izaguirre, Martin Baruffol,
Matteo Brezzi, Anne Lang, Ying Li, Werner Härdtle, Goddert von Oheimb,
Xuefei Yang, Xiaojuan Liu, Kequan Pei, Sabine Both, Bo Yang, David
Eichenberg, Thorsten Assmann, Jürgen Bauhus, Thorsten Behrens,
François Buscot, Xiao-Yong Chen, Douglas Chesters, Bing-Yang
Ding, Walter Durka, Alexandra Erfmeier, Jingyun Fang, Markus Fischer,
Liang-Dong Guo, Dali Guo, Jessica L.M. Gutknecht, Jin-Sheng He,
Chun-Ling He, Andy Hector, Lydia Hönig, Ren-Yong Hu, Alexandra-Maria
Klein, Peter Kühn, Yu Liang, Shan Li, Stefan Michalski, Michael
Scherer-Lorenzen, Karsten Schmidt, Thomas Scholten, Andreas Schuldt,
Xuezheng Shi, Man-Zhi Tan, Zhiyao Tang, Stefan Trogisch, Zhengwen
Wang, Erik Welk, Christian Wirth, Tesfaye Wubet, Wenhua Xiang,
Mingjian Yu, Xiao-Dong Yu, Jiayong Zhang, Shouren Zhang, Naili Zhang,
Hong-Zhang Zhou, Chao-Dong Zhu, Li Zhu, Helge Bruelheide, Keping Ma,
Pascal A. Niklaus, Bernhard Schmid (publiziert am 05. Oktober 2018):
Impacts of species richness on productivity in a large-scale
subtropical forest experiment. Science. DOI:
10.1126/science.aat6405.

http://science.sciencemag.org/content/362/6410/80




Frühere Medienmitteilungen zum Thema:

Artenreiche Wälder kompensieren die Klimabelastungen besser
(22.08.2018):

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2018/Artenreiche-W%C3%A4lder.html

Bäume wachsen besser in artenreicher Nachbarschaft (20.03.2018):

https://www.idiv.de/de/news/news_single_view/news_article/how_trees_c-1.html

Wie Bäume miteinander kooperieren: Neun neue Promovierende bei iDiv
(20.12.2017):

https://www.idiv.de/de/news/archiv_2017/news_2017_single_view/news_article/how_trees_co.html


Finanzieller Wert der Biodiversität in Wäldern weltweit mindestens
doppelt so groß wie Kosten für Maßnahmen zu deren Schutz
(13.10.2016):

https://www.idiv.de/de/news/news_single_view/news_article/value_of_bio.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news703442

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1813

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)

Halle-Jena-Leipzig - 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WISSENSCHAFT/045: Gletschersee stürzt talwärts - und Seismometer hören mit (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ,
04.10.2018

Gletschersee stürzt talwärts - und Seismometer hören mit



Ein internationales Forschungsteam hat erstmals den Ausbruch eines
Gletschersees im Himalaya mit Seismometern aufgezeichnet. Die
Erdbebenmessgeräte waren nach dem katastrophalen Ghorka-Beben in Nepal
im April 2015 installiert worden. In einer Studie, die in SCIENCE
veröffentlicht wird, schreiben die Autorinnen und Autoren, dass
derartig massive Hochwasserereignisse die Erosionsraten stärker
beeinflussen als die jährlichen Monsunregenfälle.




[image: Foto: © K. Cook/GFZ]

Die Sturzflut nach dem Ausbruch eines Gletschersees verwüstete ein
Flusstal in Nepal.

Foto: © K. Cook/GFZ



Eine verheerende Wand aus Wasser wälzte sich am 5. Juli 2016 durch das
Tal des Bhotekoshi / Sunkoshi Flusses in Nepal. Sie kam aus einem See,
der von einer Gletschermoräne gestaut wurde. Der natürliche Damm brach
und mehr als 100.000 Tonnen Wasser auf einmal stürzten talwärts. Ein
internationales Team von Forschenden hat dieses Ereignis mit
Seismometern aufgezeichnet. Die Erdbebenmessgeräte waren nach dem
katastrophalen Ghorka-Beben im April 2015 installiert worden. Es ist
das erste Mal, dass so eine Sturzflut mit Seismometern in so hoher
Auflösung aufgezeichnet wurde. In einer Studie, die in SCIENCE
veröffentlicht wird, schreiben die Autorinnen und Autoren, dass
derartig massive Hochwasserereignisse die Erosionsraten stärker
beeinflussen als die jährlichen Monsunregenfälle. Der Grund ist, dass
die Wassermassen große Felsblöcke und grobe Sedimente mobilisieren,
die normalerweise das Flussbett schützen. Während der Monsunzeit
werden dagegen nur feinere Sedimente und Kieselsteine stromabwärts
transportiert - nicht genug, um Erdrutsche und massive Erosion
auszulösen. "Die Erosionsraten können stark von nicht-klimatologischen
Faktoren wie Erdbeben beeinflusst werden", schreiben die Forschenden
in ihrer Arbeit. Hinzu kommen klimatische Faktoren, die die Größe und
Verteilung der Gletscherseen beeinflussen.

Kristen Cook, Mitglied von Niels Hovius' Team am GFZ und Erstautorin,
besuchte das Tal vor und nach der Flut. Mehrere glückliche Umstände
begleiteten das Ereignis: Die Überschwemmung ereignete sich am Abend,
als die Menschen zu Hause waren, aber noch nicht schliefen. Es war so
stark, dass es den Boden erzittern ließ, sagt Kristen Cook. Sie
unterhielt sich mit zwei Schäfern, die gespürt und gehört hatten, wie
sich die Flut näherte. Der jüngere erzählte ihr, dass er an ein
Erdbeben gedacht hatte, aber sein älterer Begleiter erinnerte sich an
eine Flut von 1981 und warnte ihn. Beide kletterten vom Fluss weg und
überlebten. Andere Menschen reagierten ähnlich und flohen rechtzeitig,
so dass niemand verletzt wurde. Es gab jedoch erhebliche Schäden an
der Infrastruktur.

Die Forschenden hatten zudem Glück, bereits vor dem Hochwasserereignis
Seismometer im Tal eingesetzt zu haben. Die Erschütterungen wurden
daher von einem ganzen Netz aus seismischen Stationen registriert.
Dies ist das erste Mal, dass Seismometer einen Gletscherseeausbruch
mit solch hoher Auflösung aufgezeichnet haben. Die Verwendung von
seismischen Daten zur Untersuchung von Überschwemmungen ist eine neue
Technik, mit der Forschende Faktoren erkennen, die mit der
herkömmlichen Flussüberwachung nicht beobachtet werden können.

"Wir konnten zwei unterschiedliche Impulse identifizieren", sagt
Kristen Cook. Der erste kam von der Wasserwand, der zweite nur Minuten
später vom Gestein und vom groben Sediment im Wasser. Letzteres
verursachte den größten Schaden. Brücken wurden ebenso zerstört wie
Wasserkraftwerke und Straßen. In der Folgezeit kam es zu einer Reihe
von Erdrutschen, weil die Flussufer destabilisiert worden waren.

Da es viele Gletscherseen im Himalaya und anderen Gebirgszügen
weltweit gibt, die entweder vom Eis oder von Moränen gestaut sind,
sind die Erkenntnisse des Teams von großer Bedeutung. Um Erosionsraten
und das Risiko von Erdrutschen zu berechnen, müssen Faktoren wie
Erdbeben, schmelzende Gletscher, Lufttemperatur und die Speisung von
Gletscherseen berücksichtigt werden. Die Situation wird noch
komplizierter: "Auch wenn die Hochwasserhäufigkeit mit dem
Niederschlag in Verbindung gebracht werden kann, wird der Zusammenhang
zwischen Erosion und Niederschlag nichtlinear werden", schlussfolgern
die Autoren. Der Klimawandel mit steigenden Temperaturen kann die
Situation verschlimmern und das Risiko für die Menschen in
erdbebengefährdeten Bergregionen erhöhen.

Originalpublikation:

Kristen Cook et al.: "Glacial lake outburst floods as drivers of
fluvial erosion in the Himalaya", in SCIENCE

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news703241

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution42

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ, 04.10.2018

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/150: Wissenschaft sieht schon bei 1,5-Grad-Erwärmung weltweite Risiken für Mensch und Natur (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für Bildung und
Forschung - Berlin, 8. Oktober 2018

Wissenschaft sieht schon bei 1,5-Grad-Erwärmung weltweite Risiken
für Mensch und Natur

Weltklimarat IPCC legt Sonderbericht über 1,5°C globale

Erwärmung vor



Der neue IPCC-Sonderbericht, der heute in Incheon/Korea veröffentlicht
wurde, zeigt, dass bereits bei 1,5°C globaler Erwärmung weltweit hohe
Risiken durch die Klimafolgen bestehen. Bundesumweltministerin Svenja
Schulze und Bundesforschungsministerin Anja Karliczek sehen in dem
wissenschaftlichen Bericht einen weiteren Beleg für die Dringlichkeit
der Bekämpfung des Klimawandels. Dem Bericht zufolge liegt die
aktuelle globale Erwärmung bereits bei etwa 1°C. Die derzeitigen
Anstrengungen im Klimaschutz reichten nicht aus, um die
internationalen Klimaziele zu erreichen. Im Pariser Klimaabkommen
hatte die Staatengemeinschaft 2015 beschlossen, die globale Erwärmung
auf deutlich unter 2°C, wenn möglich unter 1,5°C zu beschränken.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Wir dürfen beim Klimaschutz
keine Zeit mehr verlieren. Das ist die Kernbotschaft des Berichts. Die
nächsten Jahre sind entscheidend, damit unser Planet nicht aus dem
Gleichgewicht gerät. Dafür trägt gerade unsere Generation eine
herausragende Verantwortung. Wir müssen den Abschied von Kohle, Öl und
Gas hinbekommen. Jede vermiedene Tonne CO2, jedes vermiedene
Zehntelgrad Erderwärmung zählt. Dieser Umbau bringt viele
Veränderungen mit sich und die große Chance, unsere Wirtschaft
zukunftsfähiger und unsere Gesellschaft lebenswerter zu machen."

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek: "Der Bericht zeigt: Der
Klimawandel stellt uns als Gesellschaft in Deutschland, aber auch
weltweit vor große Herausforderungen. Wir brauchen starke Beiträge aus
der Forschung und müssen das Potenzial der Wissenschaft noch stärker
ausschöpfen, um ihn in den Griff zu bekommen. Gute Ideen aus der
Forschung und ein entschlossenes Handeln von Politik, Wirtschaft und
Gesellschaft können die notwendigen Veränderungen voranbringen. Diese
müssen den Klimawandel mindern, gleichzeitig sozialverträglich
gelingen und Innovationsschübe für die Wirtschaft liefern."

Neue Forschungsergebnisse zeigen, dass die Risiken für Natur und
Mensch zwischen 1,5°C und 2°C globaler Erwärmung stärker ansteigen als
bisher bekannt. Extremereignisse nehmen deutlich zu. Insbesondere wird
es weltweit zu verstärkten Hitzewellen kommen, Starkregenereignisse
werden vermehrt auftreten sowie in manchen Regionen extreme Dürren.
Sensible Öko-systeme wie bspw. die tropischen Korallenriffe oder auch
die der Arktis sind besonders bedroht.

Alle mit dem 1,5°C-Ziel kompatiblen Emissionspfade erfordern weltweit
eine radikale Verringerung der Treibhausgas-Emissionen, um bis zur
Mitte des Jahrhunderts CO2-Neutralität zu erreichen. Mit den
derzeitigen Emissionsraten würden 1,5°C in den 2040-er Jahren bereits
überschritten werden.




Weitere Informationen:


- Zusammenfassung für politische Entscheidungsträger (SPM) des
IPCC-Sonderberichts über 1,5°C globale Erwärmung:

http://report.ipcc.ch/sr15/pdf/sr15_spm_final.pdf

- Deutsche Übersetzung der Hauptaussagen der SPM:

https://www.de-ipcc.de/media/content/Hauptaussagen_IPCC_SR15.pdf

- Zugrundeliegende Langfassung des IPCC-Sonderberichts über 1,5°C
globale

Erwärmung: http://www.ipcc.ch/report/sr15/

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 193/18, 08.10.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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STIMMEN/085: NABU zum Weltklimarat-Bericht - Beim Kohleausstieg keine Zeit verlieren (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 8. Oktober
2018

NABU zum Weltklimarat-Bericht: Beim Kohleausstieg keine Zeit
verlieren 

Tschimpke: Begrenzung der Erderhitzung heißt zügig handeln



Berlin/Seoul - Die globale Erderwärmung schreitet voran. Bereits heute
ist ein Temperaturanstieg von etwa einem Grad Celsius messbar, wie der
Weltklimarat (IPCC) in seinem heute veröffentlichten Sonderreport
bestätigt. Die Forscher weisen aber auch darauf hin, dass das kommende
Ausmaß der Schäden durch den Klimawandel sehr stark davon abhängt, wie
schnell wir handeln: "Die Begrenzung der Erderhitzung auf 1,5 Grad
Celsius ist immer noch möglich. Das heißt, dass wir alle möglichen
Maßnahmen zum Klimaschutz nicht mehr in die Zukunft verschieben
können, sondern zügig ergreifen müssen. In Deutschland muss deshalb
schnellstmöglich mit dem Kohleausstieg begonnen werden", sagt
NABU-Präsident Olaf Tschimpke.

Deutliche Kritik übt der NABU an der Haltung der Landesregierung
Nordrhein-Westfalens in Bezug auf die geplante Rodung des Hambacher
Waldes, der für den RWE-Braunkohleabbau weichen soll. "Die Ergebnisse
des Weltklimarats führen es vor Augen: Es ist geradezu absurd, dass
wir es überhaupt in Erwägung ziehen, einen Wald für die
Braunkohleförderung zu opfern - und traurig, dass erst ein
Gerichtsentscheid die anstehende Rodung vorerst verhindert hat.
Ernstgemeinter Klimaschutz muss den weiteren Ausstoß schädlicher
Treibhausgase einschränken. Darum müssen wir neben dem Ausstieg aus
der Kohle vor allem Ökosysteme, die Kohlenstoffe binden, also Wälder
und Moore, sichern", so Tschimpke weiter.

Ein Scheitern bei den Klimaschutzzielen gefährde unsere
Lebensgrundlagen, umso unverständlicher sei es, dass auch hierzulande
die Politik nicht entschlossen handele. "Der jetzt vorlegte
IPCC-Report ist nur ein neuer Beweis für die verlogene Klimapolitik
der Bundesrepublik. Den Lippenbekenntnissen zum Klimaschutz folgen
unentwegt Taten, die diesen torpedieren. Ehrgeizige EU-Klimaziele
wurden auf Druck Deutschlands kassiert, die deutschen Klimaziele bis
2020 im Koalitionsvertrag de facto aufgegeben", sagt NABU-Klimaexperte
Sebastian Scholz. Die Bundesregierung habe zwar die Kohlekommission
eingerichtet, aber durch die geplante Rodung des Hambacher Waldes
einen Konsens zum Kohleausstieg aufs Spiel gesetzt. "Auch
Bundeskanzlerin Merkel positioniert sich trotz der Dringlichkeit im
Klimaschutz nicht mehr. So droht die Klimakanzlerin zur
Klimakiller-Kanzlerin zu werden", kommentiert Scholz.

Mehr Infos: www.NABU.de/klimaschutz

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 08.10.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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STIMMEN/084: IPPC-Bericht - Umstellung der weltweiten Wirtschaftsweise nötig (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 8. Oktober 2018

IPPC-Bericht: Umstellung der weltweiten Wirtschaftsweise nötig.
BUND fordert wirksame Maßnahmen, um 1,5-Grad-Grenze nicht zu reißen




Berlin: Zur heutigen Veröffentlichung des Sonderberichts des
Weltklimarats IPPC sagte der Vorsitzende des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), Hubert Weiger: "Der Bericht wird als
eine der wichtigsten Veröffentlichungen unserer Zeit in die Geschichte
eingehen. Er zeigt, dass die katastrophalen Folgen des Klimawandels
schon bei einer globalen Erwärmung von mehr als 1,5 Grad eintreten.
Auf der Klimakonferenz in Katowice müssen daher alle nationalen
Klimaschutzpläne, auch die EU-Klimaziele, mit dem 1,5-Grad-Ziel in
Einklang gebracht werden. Auch die Bundesregierung muss ihre Ziele und
Maßnahmen der 1,5-Grenze anpassen. Die schlimmsten Folgen der
Erderhitzung zu begrenzen wird nur gelingen mit einem raschen
Kohleausstieg, einem ambitionierten Ausbau der Erneuerbaren Energien,
mehr Energieeffizienz und dem grundsätzlichen Umsteuern im Verkehrs-
und Landwirtschaftsbereich. Mut macht, dass am Wochenende im
Rheinischen Revier, am größten Braunkohletagebau Europas, mehr
Menschen als je zuvor für den Kohleausstieg demonstriert haben. Die
Bundesregierung muss diesen Forderungen jetzt Taten folgen lassen und
den Kohleausstieg einleiten."

Der IPPC -Bericht warnt vor den drastischen Konsequenzen der
Erderhitzung von zwei Grad. Bei diesem Temperaturanstieg würden
Ökosysteme wie Korallenriffe zerstört, die bei 1,5 Grad noch zumindest
teilweise gerettet werden könnten. Allein Korallenriffe sind die
Grundlage für die Ernährung von Millionen von Menschen. "Die
Einhaltung der 1,5-Grad-Grenze ist eine moralische Verpflichtung, eine
Frage der Gerechtigkeit. Jedes Zehntel Grad, das wir reduzieren
können, wird Menschenleben retten und ist zur Bewahrung von
Lebensräumen für Tiere und Pflanzen essentiell", sagte Weiger.

Die Staaten müssen ihre jährlichen Emissionen dem IPPC-Bericht zufolge
bis 2030 um mehr als 40 Prozent reduzieren. Bis zur Mitte des
Jahrhunderts müssten die Emissionen weltweit bei null liegen, um die
1,5-Grad-Grenze nicht zu reißen. Alle in dem Bericht dargelegten
Emissionsminderungspfade für ein Szenario von 1,5-Grad-Erwärmung
enthalten Maßnahmen zum Entfernen von CO2 aus der Atmosphäre.
Beispiele hierfür sind Bioenergie mit CO2-Abscheidung und Speicherung
(BECCS) sowie Aufforstung und Renaturierung von Wäldern, Böden und
Mooren. Geoengineering-Methoden wie der Rückspiegelung von
Sonnenstrahlen wird eine klare Absage erteilt. Der IPPC kommentiert
zudem, dass der enorme Flächenverbrauch durch Aufforstungsmaßnahmen
und den Anbau von Energiepflanzen zu einem Konflikt mit dem
Nahrungsmittelanbau und zu Schwierigkeiten bei der
Ernährungssicherheit führen könnte. Je früher die klimaschädlichen
Emissionen reduziert würden, desto weniger müsse man auf diese
Methoden zurückgreifen.

"Klimaschutz darf nicht zu Lasten der Nahrungssicherheit gerade der
ärmsten Menschen gehen. Deshalb ist es falsch auf Monokulturen von
Energiepflanzen und schnellwachsende Bäume als CO2-Speicher zu setzen.
Stattdessen müssen wir Ökosysteme schützen und renaturieren", sagte
Weiger. Aufforstung müsse vor allem auf degradierten Flächen
stattfinden.

Neben dem Schutz der Natur sei die Abkehr vom Wachstumsparadigma
notwendig. Sie müsse Bestandteil jeder Klimaschutzstrategie sein und
in Klimaschutzszenarien und -modelle integriert werden. Damit
verbunden sei die Notwendigkeit, unseren Energie-, Ressourcen- und
Flächenverbrauch absolut zu reduzieren. "Wirtschaftswachstum ist der
blinde Fleck der Klimawissenschaft. Die 1,5-Grad-Grenze können wir nur
einhalten, wenn sich weltweit die Wirtschaftsweise grundlegend
verändert. Suffizienz darf in der Politik kein Fremdwort mehr sein",
forderte Weiger.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 08.10.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STIMMEN/083: Jedes Zehntelgrad zählt - Klimaschutz jetzt! (Klima-Allianz)


Gemeinsame Pressemitteilung von Klima-Allianz Deutschland und VENRO
- 8. Oktober 2018

Jedes Zehntelgrad zählt: Klimaschutz jetzt!



Berlin, 8. Oktober 2018 - Der Weltklimarat hat heute seinen
Sonderbericht zu den Folgen einer Erderhitzung um 1,5 Grad
vorgestellt. Die Klima-Allianz Deutschland und der Verband
Entwicklungspolitik und Humanitäre Hilfe (VENRO) erwarten, dass von
dem Bericht ein deutlicher Weckruf in Richtung Politik ausgeht. Die
Bundesregierung muss sich nach Ansicht der Verbände dringend mit einer
konsequenten Politik für jedes Zehntelgrad weniger Erderhitzung
einsetzen. Die weltweit führenden Klimaforscher legen in dem Bericht
dar, wie die Erderwärmung auf 1,5 Grad gegenüber dem vorindustriellen
Zeitalter begrenzt werden kann.

Dr. Christiane Averbeck, Geschäftsführerin der Klima-Allianz
Deutschland, erklärt dazu: "Der Bericht des Weltklimarates ist
einschneidend in seiner politischen Bedeutung. Es macht einen
gewaltigen Unterschied, ob wir es schaffen, die Erderhitzung auf 1,5
Grad zu begrenzen. Jedes Zehntelgrad weniger Erderhitzung zählt. Dafür
müssen wir radikal den Ausstoß an Treibhausgasen senken. Es ist
besser, jetzt in Klimaschutz zu investieren als nachher Verluste zu
beklagen und für Schäden aufkommen zu müssen. Je früher wir damit
anfangen, desto einfacher wird es. Wir brauchen einen konsequenten
Ausstieg aus der Kohleverstromung zusammen mit einer beschleunigten
Energiewende, die rapide Senkung des CO2-Ausstoßes im Verkehr und eine
nachhaltige Landwirtschaft. Wir erwarten von der Bundesregierung, dass
sie die Forschungsergebnisse ernstnimmt und ambitionierter Klimaschutz
an erste Stelle rückt. Wir müssen dafür nicht auf zukünftige
Technologien warten. Wir haben das Wissen und die Mittel. Packen wir
es an!"

Dr. Bernd Bornhorst, Vorsitzender von VENRO: "Wir wissen schon jetzt,
dass wir auf eine Erderwärmung über drei Grad zum vorindustriellen
Niveau zusteuern, wenn wir alle gegenwärtigen Klimapläne umsetzen.
Insofern hat dieser Bericht eine existenzielle Tragweite. Von der
Bundesregierung erwarten wir dann, dass sie sofort, wirksam und enorm
ambitioniert handelt und endlich wieder eine Vorreiterrolle einnimmt,
da die Industrieländer Hauptverursacher des menschengemachten
Klimawandels sind. Sie tragen eine ethische Verpflichtung gegenüber
Betroffenen in den ärmsten Ländern, die durch extreme Wetterereignisse
ihr zu Hause verlieren und zur Migration gezwungen werden. Durch
saubere Luft, gesunde Ernährung, gestärkte Ökosysteme und geschützte
Böden tragen wir zu nachhaltiger Entwicklung und damit zur Bekämpfung
der weltweiten Armut bei. Darum fordern wir den politischen Willen der
Bundesregierung, sich jetzt für weitgreifenden Klimaschutz und für
jedes Zehntelgrad weniger Erderwärmung einzusetzen."

Der Bericht wird wissenschaftlich darlegen, wie sich eine globale
Erwärmung von 1,5 Grad auf das Klima, die Ökosysteme und menschliche
Gesellschaften auswirken könnte. Gleichzeitig wird er Szenarien
aufzeigen, mit welchen Folgen bei einer Erderwärmung von zwei Grad zu
rechnen ist.

Sven Harmeling, Klima-Experte von VENRO und Klima-Allianz Deutschland,
steht für telefonische Interviews zur Verfügung. Er kann die Relevanz
des 1,5 Grad Berichtes erläutern. Er kann Ihnen eine aktuelle
Einschätzung darüber geben, mit welchen Zukunftsszenarien wir zu
rechnen haben und welche Konsequenzen das für die Politik der
Bundesregierung und die internationale Gemeinschaft haben muss.



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 123 Mitgliedsorganisationen aus
den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur,
Gesundheit, Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie
sich für eine ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche
Energiewende auf lokaler, nationaler, europäischer und internationaler
Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund
25 Millionen Menschen.

VENRO ist der Bundesverband entwicklungspolitischer und humanitärer
Nichtregierungsorganisationen (NRO). Ihm gehören rund 140 deutsche NRO
an, die in der privaten oder kirchlichen Entwicklungszusammenarbeit,
der Humanitären Hilfe sowie der entwicklungspolitischen Bildungs-,
Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit tätig sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.10.2018
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INITIATIVE/392: UN-Dekade zeichnet Naturparkverband aus (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 6. Oktober 2018

Naturparkverband erhält Auszeichnung für soziale Integration durch
Naturerlebnisse

UN-Dekade Biologische Vielfalt würdigt VDN-Projekt "Natur erleben
verbindet"



Bonn, 6. Oktober 2018 - Gemeinsame Erlebnisse in der Natur haben oft
eine verbindende Wirkung und können zur sozialen Integration
beitragen. Die Angebote in Deutschlands Naturparks sind vielfältig,
erreichen aber häufig sozial benachteiligten Schichten sowie Personen
mit Migrationshintergrund oder geflüchtete Menschen nicht. Das möchte
der Verband Deutscher Naturparke e.V. (VDN) mit seinem Projekt "Natur
erleben verbindet" ändern und wird dafür von der UN-Dekade Biologische
Vielfalt im Rahmen des Sonderwettbewerb "Soziale Natur - Natur für
alle" ausgezeichnet.

Seit Mai dieses Jahres werden in den Naturparken bundesweit
entsprechende Angebote durchgeführt. Naturerlebnis- und
Mitmachaktionen stehen im Mittelpunkt. Gemeinsam unternehmen die
Teilnehmer Waldexkursionen, machen Paddel-Touren oder
Landschaftspflegeaktionen, die auch für den Erhalt der Biodiversität
sensibilisieren. Der VDN hat einen Leitfaden mit Praxisbeispielen
entwickelt, der den Naturparken Impulse für die entsprechender
Angeboten gibt, und regionale Workshops durchgeführt.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Verband Deutscher Naturparke e.V.

Holbeinstraße 12

53175 Bonn

http://naturparke.de/natur-erleben-verbindet



Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2438&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.10.2018

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tel: 0228 977 34 42

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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AKTIONSTAGE/959: Mehr Platz für Falter im Stellmoorer Tunneltal, 13.10. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 2. Oktober 2018

Mehr Platz für Falter im Stellmoorer Tunneltal

Schmetterlings-Aktionstag am 13.10. in Hamburg-Rahlstedt. Freiwillige
Helfer/innen sind herzlich willkommen!



Am Samstag, den 13. Oktober 2018 findet von 10 bis etwa 15 Uhr ein
Schmetterlingsaktionstag im Naturschutzgebiet Stellmoorer Tunneltal
statt. Tatkräftige Helferinnen und Helfer sind herzlich eingeladen
mitzuhelfen. Die Naturschutzgebiete Stellmoorer Tunneltal und
Höltigbaum sind Lebensraum einer Anzahl von Schmetterlingsarten, die
auf bunte Wiesen und offene Landschaften angewiesen sind. Um diese
offenen Flächen zu erhalten, soll der Aufwuchs von Birken, Weißdorn
und anderen holzigen Pflanzen auf einem sogenannten Halbtrockenrasen
entfernt werden. Daneben erhalten die Teilnehmer/innen einige
Informationen zur örtlichen Schmetterlingsfauna. Mit Glück können auch
noch einige Schmetterlinge beobachtet werden.

Der Einsatz findet am Samstag, 13.10.2018 von 10 bis etwa 15 Uhr
statt. Material, Werkzeug sowie Getränke und einen kleinen Imbiss
stellt der NABU bereit. Freiwillige Helfer/innen jeden Alters sind
herzlich eingeladen, bei diesem Einsatz mitzumachen. Vorkenntnisse
sind nicht notwendig. Lediglich feste Kleidung und eventuell
Regenschutz werden empfohlen. Falls vorhanden, gerne Gartenhandschuhe
mitbringen. Wer mitmachen möchte, meldet sich bitte für den Aktionstag
an. Dabei wird der genaue Treffpunkt bekannt gegeben. Kontakt: Fritz
Rudolph, NABU Hamburg, Tel.: 040/697089-37, E-Mail:
StadtNaturAktiv@NABU-Hamburg.de

Der Aktionstag wird gefördert von der NKG Hanseatische Natur und
Umweltinitiative e.V. (NKGHNUI) und aus Zweckerträgen der Lotterie
BINGO! Die Umweltlotterie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 106/18, 02.10.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3280: Herbstlicher Ferien-Spaß am HohneHof, 9.-11.10. (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Presse-Information, 8. Oktober 2018

Herbstferienprogramm am Natur-Erlebniszentrum in Drei Annen Hohne




Das Natur-Erlebniszentrum HohneHof lädt auch in den Herbstferien
wieder mit einem bunten Ferienprogramm zu einem Besuch in den
Nationalpark Harz ein. Es gibt viel Wissenswertes in der Natur zu
entdecken.

Dienstag, den 9. Oktober 2018

Führung für Familien auf dem Löwenzahnpfad 

Treffpunkt: Eingang Löwenzahnpfad

Zeit: 10 Uhr

Mittwoch, den 10. Oktober 2018 

Rangertag - Herbstliche Entdeckungen zur goldenen Jahreszeit


Wir lüften die geheimen Vorbereitungen der Bäume auf den Winter und
lernen sie spielerisch kennen.
Im Anschluss basteln wir mit selbst gesammelten Naturschätzen. 

Treffpunkt: HohneHof 

Zeit: ab 11 Uhr

Donnerstag, den 11. Oktober 2018 

Wir fangen die Farben des Herbstes beim Stofffärben ein 

Auf einer kleinen Wanderung lernen wir Pflanzen kennen, die man zum
Färben verwenden kann.
Gemeinsam stellen wir einen Farbsud her und färben Stoff. 

Treffpunkt: Eingang Löwenzahnpfad 

Zeit: 11:00 - 14:00 Uhr 

Wichtig: Für das Färben bitte voranmelden unter Tel. 039455 8640

Auch an allen anderen Tagen lohnt sich ein Besuch im
Natur-Erlebniszentrum HohneHof und auf dem
Löwenzahn-Entdeckerpfad. Im Oktober ist der HohneHof täglich von
10-17 Uhr geöffnet, der
Löwenzahnpfad ist frei zugänglich geht Ende Oktober/Anfang November
jedoch in den Winterschlaf.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.10.2018

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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BILDUNG/3279: Richtiger Umgang mit Kaminöfen und Feinstaub - Leizig, 25.10., anmelden bis 18.10.


Deutsches Biomasseforschungszentrum - 05.10.2018

DBFZ veranstaltet Bürgerforum zum richtigen Umgang mit Kaminöfen
und Feinstaub



Holzgefeuerte Kaminöfen sind vergleichsweise preiswert, werden als
gemütliche Wärmequelle empfunden und erfreuen sich steigender
Beliebtheit. Allein in Deutschland existieren mehr als zehn Millionen
sogenannte "Einzelraumfeuerungsanlagen". Doch was bewirkt die
Verbrennung von Holz, welche Emissionen entstehen dabei und welche
Gefahren können diese für Mensch und Umwelt darstellen? Bevor die
nächste Heizperiode beginnt, lädt das Deutsche
Biomasseforschungszentrum am 25. Oktober zu einem Bürgerforum
"Kaminöfen und ihre Wirkung auf die Umwelt" ein.

In kurzen Impulsvorträgen, einer Diskussionsrunde sowie der
Besichtigung des Verbrennungs- und Kompaktierungstechnikums können
sich interessierte Teilnehmer in der ersten Veranstaltung dem
wichtigen Thema der "Feinstaubemissionen" nähern, mehr über die
Effekte ihres eigenen Nutzerverhaltens lernen und mit Nachbarn sowie
Experten ins Gespräch kommen. Das von der Energie- und Umweltstiftung
Leipzig unterstützte Bürgerforum "Kaminöfen und ihre Wirkung auf die
Umwelt" ist Auftaktveranstaltung für eine Veranstaltungsreihe im
Rahmen eines Bürgerforschungsprojektes, welches Leipziger Bürgern die
Möglichkeit gibt, Einfluss zu nehmen und Einblick in die angewandte
Forschung am Deutschen Biomasseforschungszentrum zu erhalten. "Wir
wollen mit der ersten Veranstaltung Kaminofenbesitzern die Möglichkeit
geben, sich im Rahmen der Veranstaltung ganz direkt mit Experten
auseinander zu setzen und neue Impulse für den praktischen Umgang mit
Öfen und Emissionen geben", so der Initiator der Veranstaltungsreihe,
Henryk Haufe, wissenschaftlicher Mitarbeiter am DBFZ in Leipzig. Die
Veranstaltungsreihe soll zukünftig einmal jährlich am DBFZ
stattfinden, sich den verschiedenen Aspekten der Bioenergie widmen und
hierbei insbesondere anwendungsorientierte Aspekte für interessierte
Bürger in den Fokus stellen.

Der Termin noch einmal zusammengefasst:

Termin: 25. Oktober 2018, 18:00 bis 20:00 Uhr

Ort: Deutsches Biomasseforschungszentrum,

Torgauer Str. 116, 04347 Leipzig

Anmeldung: bis zum 18. Oktober 2018

unter www.dbfz.de/buergerforum

Kosten: Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenfrei.



Smart Bioenergy - Innovationen für eine nachhaltige Zukunft


Das Deutsche Biomasseforschungszentrum arbeitet als zentraler und
unabhängiger Vordenker im Bereich der energetischen und stofflichen
Biomassenutzung an der Frage, wie die begrenzt verfügbaren
Biomasseressourcen nachhaltig und mit höchster Effizienz und
Effektivität zum bestehenden und zukünftigen Energiesystem beitragen
können. Im Rahmen der Forschungstätigkeit identifiziert, entwickelt,
begleitet, evaluiert und demonstriert das DBFZ die
vielversprechendsten Anwendungsfelder für Bioenergie und die besonders
positiv herausragenden Beispiele gemeinsam mit Partnern aus Forschung,
Wirtschaft und Öffentlichkeit. Mit der Arbeit des DBFZ soll das Wissen
über die Möglichkeiten und Grenzen einer energetischen und
integrierten stofflichen Nutzung nachwachsender Rohstoffe in einer
biobasierten Wirtschaft insgesamt erweitert und die herausragende
Stellung des Industriestandortes Deutschland in diesem Sektor
dauerhaft abgesichert werden - www.dbfz.de.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dbfz.de/presse/pressemitteilungen-2018/dbfz-veranstaltet-buergerforum-zum-richtigen-umgang-mit-kaminoefen-und-feinstaub.html

https://www.dbfz.de/buergerforum

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news703492

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1389

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Biomasseforschungszentrum - 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3278: Kräuterseifenseminar am 11.10. im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Presse-Information, 7. Oktober 2018

Kräuterseife selbst herstellen 

Seminar im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg



Sankt Andreasberg. Am Donnerstag, den 11. Oktober, findet von 10 Uhr
bis ca. 14 Uhr ein Seminar unter Anleitung von Joachim Garella, dem
"Oberharzer Seifensieder", im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg
statt. Dabei geht es neben etwas Theorie vor allem darum, aus
Biokernseife und weiteren Zutaten selbst Kräuterseife herzustellen.
Diese Seminare finden ausschließlich im vom NABU Niedersachsen
betriebenen Nationalparkhaus statt. Die Teilnehmer lernen auf diese
Weise ganz nebenbei viel über die Themen rund um Bergwiesen,
Naturschutz und den Nationalpark Harz.

Für die Teilnehmer gibt es mittags einen Imbiss, thematisch passend
unter anderem auch mit Kräuterquark. Die Seminargebühr inkl. Seife,
Mittagsimbiss und Getränke beträgt 25,- Euro. Anmeldung unter Tel.
05582 / 92 30 74.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.10.2018

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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TAGUNG/1820: Den Wald schützen - Bingen, 17.10., Teilnahme nur mit Anmeldung (idw)


Technische Hochschule Bingen - 05.10.2018

Den Wald schützen



Die TH Bingen und der BBN tagen zum Thema "Naturschutz im Wald".
Expertinnen und Experten geben Einblicke, wie der Naturschutz in der
Region effizient umgesetzt werden kann.

Mit einem Anteil von 42,3 Prozent gehört Rheinland-Pfalz zu den
waldreichsten Bundesländern in Deutschland. Dementsprechend bedeutend
sind die Wälder für die Region. Doch wie kann angesichts des
Klimawandels die Natur geschützt werden? Zu dieser Frage tagen die
Technische Hochschule (TH) Bingen und der Bundesverband Beruflicher
Naturschutz (BBN) am Mittwoch, dem 17. Oktober 2018, auf dem
Hochschulcampus in Büdesheim. Referentinnen und Referenten aus der
Forschung und der Arbeitspraxis diskutieren mit den Gästen unter
anderem über Biodiversität, Gehölzverwendung und Artenschutz.

Bereits im letzten Jahr tauschten sich die Expertinnen und Experten
aus dem Naturschutz mit einer anderen Fachdisziplin aus: der
Wasserwirtschaft. "Naturschutz arbeitet immer interdisziplinär und das
greifen wir bei der Tagung auf", sagt Professorin Elke Hietel von der
TH Bingen. Auch diesmal geht der Blick über den Tellerrand, denn die
Umweltschützerinnen und -schützer wollen mit der Forstwirtschaft
zusammenarbeiten. Professorin Hietel, die den Themenblock
"Biodiversität und Artenschutz" moderiert, erklärt: "Naturschutz kann
sich nicht alleine auf die landwirtschaftlich genutzte Fläche
beziehen, sondern muss zusammen mit der Forstwirtschaft im Wald
stattfinden." Die Expertinnen und Experten beleuchten dazu aktuelle
Erkenntnisse aus der Wissenschaft und Arbeitspraxis. Wie viel Wald
sollte nutzungsfreie Wildnis sein? Wie viel Holz kann gefällt werden?
Welche Baumarten brauchen wir? Dies sind einige der Fragen, die die
Tagung aufgreift. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer können sich
anschließend an einer Diskussionsrunde beteiligen.

Tagung "Naturschutz im Wald"

17. Oktober 2018 | 9:00 bis 16:30 Uhr

TH Bingen, Campus Bingen-Büdesheim

Teilnahme nur mit Anmeldung



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.th-bingen.de/campus/veranstaltung/tagung-naturschutz-im-wald

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news703486

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution278

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Bingen - 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/1461: Lippstadt - Führung "Familien-Lichtpromenade Grüner Winkel" am 13.10.2018


Familien-Lichtpromenade "Grüner Winkel" 

Öffentliche Führung am 13. Oktober



Lippstadt. Am Samstag, 13. Oktober, bietet die Stadtinformation eine
Familien-Lichtpromenade im Grünen Winkel an. Beim Spaziergang durch
die Nacht entdecken Kinder ab 8 Jahre die eindrucksvollen
Lichtkunstobjekte der Lippstädter Lichtpromenade altersgerecht und auf
unterhaltsam-spielerische Art. Informationen und Aktionen zu den
Themen 'Licht-Wasser-Leben' verdeutlichen die Wirkung dieser relativ
jungen Kunstform auch schon für die jüngeren Gäste. Jedes Kind sollte
zu dieser Stadtführung eine Taschenlampe mitbringen.

Treffpunkt für die Tour mit Stadtführerin Angelika Bolz ist um 18.30
Uhr am Rathaus. Die Kosten belaufen sich auf 6 Euro pro Person, die
Führung dauert rund 90 Minuten.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Oktober 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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BEGEGNUNG/1880: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 14.10.2018


Sonntagsspaziergang für Senioren



Zu einem Sonntagsspaziergang vom Ehlener Kreuz über den Sichelnbach
hin zum Herkules lädt der Seniorenbeirat alle Interessierten ein, die
den Nachmittag einmal in Gesellschaft verbringen möchten. Die
Veranstaltung findet statt am Sonntag, 14. Oktober, 14 Uhr. Treffpunkt
ist an der KVG-Endhaltestelle Druseltal, Tramlinie 4 / Bus 51, um
14.02 Uhr weiter mit der Buslinie 22.

Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Informationen unter der Telefonnummer 0561/93 72 42 32.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Oktober 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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FESTE/2538: Lippstadt - 92. Lippstädter Herbstwoche vom 20. bis 28. Oktober


Jeder Tag ein Fest

Die 92. Lippstädter Herbstwoche lädt vom 20. bis 28. Oktober zum
Feiern ein



Lippstadt. Nicht nur Schülerinnen und Schüler werden sich freuen, aber
insbesondere sie, denn die diesjährige 92. Lippstädter Herbstwoche
findet in den Herbstferien statt. Und so kann das umfangreiche
Kirmes- und Rahmenprogramm passend zum diesjährigen Motto "Jeder Tag
ein Fest!" in vollen Zügen genossen werden, wenn Bürgermeister
Christof Sommer am Samstag, 20. Oktober, unter den Klängen der
niederländischen Musikformation "De Klankentappers" mit dem
Fassbier-Anstich um 14.15 Uhr die diesjährige Herbstwoche offiziell
eröffnet hat.

Die Schausteller spendieren den Kirmesbesuchern von 14.30 bis 15 Uhr
Freifahrten auf allen Karussells und dann kann der Kirmestrubel am
ersten Tag bis in die späte Nacht andauern. Auf sieben
Innenstadtplätzen laden bekannte, beliebte und ganz neue Karussells
insgesamt neun Tage zu Fahrvergnügen und Nervenkitzel ein. Zu den
Klassikern wie "Musikexpress" und "Auto-Scooter" gesellen sich
"Extrem", "The Beast", "Viva Cuba" oder "Crazy Mouse". Am Mittwoch,
24. Oktober, verspricht die "Kirmes-Happy Hour" großen Fahrspaß wenn
es heißt "1 x zahlen, 2 x fahren". Zusätzlich gibt es ermäßigte
Preisen an allen Ständen. Entsprechende Gutscheine sind in den
Sparkassen-Filialen und in der Stadtinformation im Rathaus erhältlich.

In den Abendstunden entfaltet die Herbstwoche ihren ganz besonderen
Charme. Tausende von bunten Lichtern verwandeln die Kirmesmeile in ein
leuchtendes Farbenmeer, wenn parallel zum Kirmestrubel auch das
Kneipen- und Partyleben erwacht. Insbesondere drei Hotspots sind da
auszumachen: der "Westfalen-Treff" auf dem Woolworth-Parkplatz an der
Luchtenstraße mit westfälischen Getränken, viel Schlager- und
Partymusik, "Thombansen's Hof" mit "Sachsenknast", Lippstädter
Getränken und vielem mehr sowie das "DOS MAS Partyzelt" am Quality
Hotel.

Das "Gosch-Sylt"-Team trumpft in diesem Jahr wieder an allen neun
Tagen mit einer köstlichen Auswahl an maritimen Spezialitäten auf und
lässt abends DJs für reichlich Stimmung im Zelt in der nördlichen
Absenkung der Marienkirche sorgen.

Wenn es dann spät wird, kommt der Nachtbus sehr gelegen. Die RLG wird
pünktlich zur Lippstädter Herbstwoche wieder einen Sonderfahrplan
auflegen und herausgeben.

Eine andere Abendveranstaltung zieht ebenfalls Tausende von Zuschauern
alljährlich magisch an. Die Rede ist vom Dienstagabend, 23. Oktober.
Ab 19 Uhr erstrahlt der Grüne Winkel auf magische Weise:

Nach der bunten Lampionfahrt der WSC-Kanuten auf der Lippe schließt
sich die riesige Wasserorgel an, die ein eindrucksvolles Zusammenspiel
von Licht, Wasser und Musik demonstriert. Zum krönenden Abschluss
strahlt am Abendhimmel ein faszinierendes Höhenfeuerwerk, das gegen
19.30 Uhr mit Böllerschüssen eröffnet wird.

Wer gerne, oft und ausgiebig einkaufen geht, der wird sich über die
beiden verkaufsoffenen Sonntage am 21. und 28. Oktober jeweils von 13
bis 18 Uhr freuen. In der Lippstädter City, aber auch im Gewerbegebiet
Am Mondschein, an der Alpenstraße und im Süden an der Erwitter Straße
werden viele Geschäfte ihre Türen öffnen. Speziell auswärtige Gäste
sollten den Bus-Pendelverkehr (Linie 1, 2 und 3) nutzen, der die
Kunden im 10-Minuten-Takt von den Parkplätzen am Stadtrand an die
entsprechenden Zielorte bringt. Der letzte Bus fährt um 19 Uhr
Richtung Pkw-Parkplätze.

Das Rahmenprogramm präsentiert sich sehr abwechslungsreich. Am
Herbstwochen-Eröffnungswochenende findet der 34. Kanusprint am Tivoli
statt (Samstag, 20.Oktober) und auf dem Golfplatz am Wiesenhaus werden
ein Vierer- und ein Einzelturnier ausgetragen. Jathe's Kegelbahnen
laden vom 14. bis 28. Oktober täglich zur Teilnahme am Herbstwochen
Kegelturnier ein und Sammlerfreunde konzentrieren sich auf
Sonntagvormittag, 28. Oktober, wenn von 9 bis 13 Uhr im Rathaussaal
der Briefmarken-Tauschtag veranstaltet wird.

Lippstadt Marketing bietet in Zusammenarbeit mit den Schaustellern
drei Termine an, bei denen Kinder und Erwachsene einen "Blick hinter
die Kulissen" der Kirmes werfen können. Der Montag und Dienstag, 22.
und 23. Oktober, ist für Kinder reserviert, Erwachsene können sich für
Donnerstag, 25. Oktober, eintragen. Anmeldungen sind in der
Stadtinformation im Rathaus, Tel. (0 29 41) 5 85 15 erforderlich.

Die "Herbstwochen-Revue", der unterhaltsame Seniorennachmittag mit
bunten Programm, findet am Samstag, 27. Oktober, um 14.30 Uhr in der
Aula des Ev. Gymnasiums, Beckumer Straße, statt. Karten sind in der
Stadtinformation im Rathaus erhältlich.

Angesichts der Stadttheater-Renovierung entfällt die kulturelle
Herbstwochen-Eröffnungsveranstaltung. Eine Alternative wäre da das
Benefizkonzert des Heeresmusikkorps Kassel. Am Mittwoch, 24. Oktober,
gastiert das sehens- und hörenswerte Blasorchester in der Südlichen
Schützenhalle. Karten gibt es in der Kulturinformation im Rathaus,
Tel. (0 29 41) 5 85 11.

Wer den Herbstwochen-Besuch zu einem Abstecher in die Galerie im
Rathaus nutzen möchte, kann vom 4. Oktober bis 4. November die
Ausstellung "Computervisualistik und Design" von Studenten der
Hochschule Hamm-Lippstadt sehen. Der Kunstverein Lippstadt zeigt bis
21. Oktober in seinen Räumen Am Speelbrink die Gruppenausstellung
"Schule - Klassentreffen".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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KINO/5721: Lichtblick-Kino Berlin - "Franco vor Gericht", in Anwesenheit des Regieteams, 17.10.2018


Franco vor Gericht: Das spanische Nürnberg? (OmU)

D 2018, 90 min, Regie: Lucía Palacios, Dietmar Post

In Anwesenheit der Filmemacher Dietmar Post und Lucía Palacios

Mittwoch, 17.10., 18:30 Uhr - Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg



Nach dem Erfolg von »Die Siedler Francos«, ihrer ersten
Auseinandersetzung mit dem Erbe der Diktatur, richten Post und
Palacios ihren Blick nun auf den vermeintlich während der Diktatur
begangenen Völkermord in Spanien. Bis heute wurde niemand wegen der
systematischen Gräueltaten des Regimes angeklagt. Im Jahr 2010
reichten die Opfer in Buenos Aires Klage ein, bekannt als »Querella
Argentina«. Inzwischen wurden 24 internationale Haftbefehle
ausgestellt. »Franco vor Gericht« stellt die »argentinische Klage« in
ihren historischen und juristischen Kontext, und wirft die Frage auf,
ob es zu einem »spanischen Nürnberg« kommen kann.

Lucía Palacios und Dietmar Post ist es gelungen, unterschiedlichste
Stimmen einzufangen und historische Fakten aus verschiedenen
Blickwinkeln zu betrachten. Vor der Kamera gilt das
Gleichheitsprinzip. Für den ehemaligen Minister, der sein
Einverständnis zur Vollstreckung der Todesstrafe gab, genauso wie für
die ehemaligen Häftlinge oder zum Tode Verurteilten. Für die
Generalstochter, die vehement ihren verbrecherischen Vater verteidigt,
ebenso wie für den Historiker, der genau eben diese Verbrechen benennt
und belegt.

Die beiden Filmemacher schaffen einen fiktiven Raum des Disputs und
Dialogs. Die Einzelschicksale der Protagonisten werden in einen
konkreten historischen Kontext eingebettet. So entsteht eine Collage
zusammengesetzt aus Aussagen, Fotos und teilweise noch nie gesehenem
Archivmaterial.

Am Mittwoch, 17.10., 18:30 Uhr, werden Dietmar Post und Lucía Palacios
ihren Film persönlich im Lichtblick-Kino vorstellen und für eine
Diskussion zur Verfügung stehen.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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KINO/5720: Lichtblick-Kino Berlin - Volker Sattel, "Unternehmen Paradies", 16.10.2018


Zurück auf Anfang

Volker Sattel: Unternehmen Paradies

in Anwesenheit des Regisseurs Volker Sattel

Dienstag, 16.10., 20:30 Uhr - Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg



Über den Film

Berlin im Interimszustand. Das Jahr 2000 war die Zeit, als alle darauf
gewartet haben, wann es endlich losgeht in Berlin. Ohne zu merken,
dass das Stück längst angefangen hat. Unterwegs zwischen
Neubausiedlungen, Staatsbesuchen, Veranstaltungsorten und
Demonstrationen ist Unternehmen Paradies nicht nur eine »Sinfonie der
Großstadt«, sondern ein spannendes Berlin-Portrait als experimentelle
Collage über urbane Muster und zufällige Begegnungen. Mit sensiblen
wie präzisen Bildkompostionen justiert der Film seine Orte und
Geschehnisse zueinander gänzlich neu und findet in seinen Bildfolgen
zu szenischen Narrationen, in denen sich bereits das Berlin von heute
abzeichnet.

Über den Regisseur

Volker Sattel, geboren 1970, studierte Regie- und Kamera an der
Filmakademie Baden-Württemberg. Er lebt in Berlin und agiert als
Filmemacher in unterschiedlichen filmischen Formen und Genres. Neben
mittellangen Werken wie »La Cupola« (2016) oder »Beyond Metabolism«
(2014) drehte er den Kinofilm »Unter Kontrolle - Eine Archäologie der
Atomkraft« (2011), zudem ist er Kameramann von zahlreichen Spiel-,
Dokumentar- oder Kunstfilmen und kuratiert mit Stefanien Gaus in
Berlin die monatliche Filmreihe Cinema+.

In der Reihe »Zurück auf Anfang« stellen Filmemacher seit 2011 im
monatlichen Rhythmus ihre Frühwerke vor.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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SPIELE/414: Wertheim - Spieletreff für alle Generationen am 11. Oktober


Spieletreff für alle Generationen



Wertheim. Der nächste Spielenachmittag in Bestenheid findet am
Donnerstag, 11. Oktober, um 14.30 Uhr im Bürger- und Vereinstreff
statt. Hier treffen sich auf Initiative des Seniorenbeirats in
14-tägigem Turnus Menschen jeden Alters in zwangloser Atmosphäre.

Der Spieletreff steht allen Interessierten offen, die einige Stunden
bei Gesellschaftsspielen verbringen wollen und an dieser Form der
Begegnung Freude haben.

Teilnehmen kann jeder, ob jung oder alt. Gespielt wird, was gewünscht
wird und wofür sich genügend Teilnehmer finden. Die Spielkarten oder
die Brettspiele bringen die Teilnehmer selbst mit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Oktober 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TOUR/7347: Lippstadt - Stadtführung "Lippstadt, die Wasserreiche" am 12.10.


Lippstadt, die Wasserreiche

Öffentliche Führung am 12. Oktober



Lippstadt. Am Freitag, 12. Oktober, findet um 14.30 Uhr eine
öffentliche Stadtführung unter dem Titel "Lippstadt, die Wasserreiche"
statt. Wer mehr über die Lippe erfahren möchte, die das Leben der
Stadt seit über 830 Jahren beeinflusst, kann an einem etwa
90-minütigen Spaziergang unter der Leitung der Stadtführerin Manuela
Gamann teilnehmen.

Die Führung beginnt am Rathaus und führt zunächst in die idyllische
Parkanlage "Grüner Winkel". Entlang der Lippe wird sowohl am
Mattenklodtsteg als auch an den hübschen Mühlen Station eingelegt, um
auf ihre historische und wirtschaftliche Bedeutung einzugehen. Am
Kanuzentrum wird schließlich eine Brücke in die Gegenwart geschlagen
und die sportlichen Aktivitäten an, in und auf der Lippe näher
beleuchtet.

Alle Interessenten werden gebeten, sich um 14.30 Uhr am Rathaus
einzufinden. Der Kostenbeitrag beträgt 6,00 Euro für Erwachsene, 3,00
Euro für Kinder, Jugendliche und Studenten.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941-58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Oktober 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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TOUR/7346: Mönchengladbach - Mönchs-Spaziergang "Von Mönchen, Sagen und Legenden" am 10. und 17.10.


Mönchs-Spaziergang: "Von Mönchen, Sagen und Legenden"



Im Oktober ist der geheimnisvolle Mönch an zwei Abenden unterwegs. Am
Mittwoch 10. und 17. Oktober, jeweils 17 Uhr führt er bei dem von der
MGMG angebotenen Mönchs-Spaziergang, einer beliebten Geschichtsstunde
der ganz besonderen Art, durch die abendliche Altstadt und erzählt
dabei von Sagen und Legenden. Treffpunkt für den etwa 1,5-stündigen
Spaziergang ist der Parkplatz am Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Karten sind zum Preis von 8 Euro für(Erwachsene und 4 Euro für Kinder
bis 14 Jahre zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung
erhältlich. Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41
61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





TOUR/7345: Mönchengladbach - "Die Stadt mit dem Bus entdecken" am 13.10.2018


Stadtrundfahrt: Mönchengladbach mit dem Bus entdecken 



Für Samstag, den 13. Oktober bietet die MGMG wieder eine große
Stadtrundfahrt an. Die informative und spannende Tour durch 1000 Jahre
Stadtgeschichte führt im modernen Reisebus zu den interessantesten
Sehenswürdigkeiten Mönchengladbachs. Die diesjährige Route steuert
unter anderem die Flugzeugwerft RAS an.

Die etwa 2,5-stündige Fahrt kostet für Erwachsene 12,50 Euro (für
Kinder 7 Euro), zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro
Buchung. Die Tour startet um 15 Uhr am Parkplatz Geroweiher/Schild
"Treffpunkt Stadt-Touren".

Für diese Tour sind Karten erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.:
02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros
(Tel.: 02161-27 41 61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de
(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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